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Aussenpolitik der Schweiz 
in den neunziger Jahren 
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dans les annees nonante 

Bericht des Bundesrates vom 29. November 1993 (BBI 1994 1153) 
Rapport du Conseil federal du 29 novembre 1993 (FF 1994 1 150) 

Kategorie 1, Art 68 GRN Categorie 1.. art 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten und Kenntnisnahme vom Bericht 
Minderheit 
(Frey Walter, Fischer-Hägglingen, Frey Claude, Moser, 
Steffen) 
Rückweisung an den Bundesrat 
zur Überarbeitung, mit dem Auftrag 
a einer neuen Zieldefinierung - kein EU-Beitritt-, und 
b. einer Neugestaltung des Neutralitätsanhangs. 

AntragFehr 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag einer Überarbeitung des Neutralitätsberich­
tes zwecks klarer Erhaltung der dauernden, bewaffneten Neu­
tralität 

Antrag Hafner Rudolf 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, 
1. die Folgen eines allfälligen EU-Beitritts für die Volksrechte 
umfassend aufzuzeigen; 
2. aufzuzeigen, mit welchen Massnahmen die ökologische 
und soziale Situation trotz einem EU-Beitritt verbessert werden 
könnte; 
3. die Möglichkeiten einer aktiven Friedenspolitik unter Einbe­
zug der diplomatischen Guten Dienste darzustellen. 

Antrag der SD/Lega-Fraktion 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag zu einer Neufassung, die 
a in Respektierung des Volkswillens vom 6. Dezember 1992 
die Aussenpolitik in den 90er Jahren auf die Bewahrung der 
Unabhängigkeit der Schweiz ausrichtet; 
b. angesichts der klaren Mehrheit im Volk, die keinen EU-Bei­
tritt will, auf die Zielsetzung «EU-Beitritt» verzichtet; 
c. den Neutralitätsanhang in dem Sinne ausgestaltet. dass an 
der Neutralität der Schweiz nicht nur formell (d. h. als leere, ih­
res Inhalts immer mehr entledigte Proklamation) festgehalten 
wird, sondern diese in einer auch tatsächlich gelebten Form 
weitervertreten wird, damit die Neutralität im Ausland als sol­
che auch noch ernst genommen werden kann. 

Proposition de /a commission 
Majorite 
Entrer en matiere et prendre acte du rapport 
Minorite 

Walter, Frey Claude, Moser. 

au Conseil federal 
en vue d'un remaniement du 
a de redefinir les objectits pas a l'UE 
b. de remanier l'annexe relative a la neutralite. 

Proposition Fehr 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat de remanier le rapport sur la neutralite en vue du 
malntien explicite de la neutralite permanente et armee de la 
Suissa 

Proposition Hafner Rudolf 
Renvoi au Conseil federal 
avec le mandat suivant: 
1. exposer en detail les consequences d'une eventuelle adhe­
sion a l'UE sur les droits populaires en Suisse; 
2. proposer des mesures visant a ameliorer la situation de la 
Suisse aux niveaux sociaf et ecologique, independamment 
des conditions posees par une adhesion a l'UE; 
3. enumerer les diverses possibilites offertes a la Suisse de 
mener une politique de paix active en tenant notamment 
campte de sa disponibilite en matiere de bons offices. 

Proposition du groupe DS/Ligue 
Renvoi au Conseil federal 
Celui-ci est charge de le remanier de fa~on 
a a presenter un texte qui axe la politique exterieure des an­
nees nonante sur le maintien de l'independance de la Suisse, 
conformement au souhait que le peuple a manifeste le 
6 decembre 1992; 
b. a presenter un texte qui exprime la volonte des autorites de 
renoncer a poursuivre l'objectif d'une adhesion a !'Union euro­
peenne, conformement a ce que souhaite le peuple dans sa 
grande majorite; 
c. a presenter un rapport sur la neutralite (en annexe du rap­
port sur la politique exterieure) qui envisage la neutralite de la 
Suisse non pas comme une profession de pure forme, sans 
contenu reel, mais comme une realite choisie et vecue, suffi­
samment tangible pour etre prise au serieux par les pays 
etrangers. 

Präsidentin: Die Berichterstatter zu diesem Geschäft sind der 
Präsident und der Vizepräsident der Aussenpolitischen Kom­
mission. Die Sicherheitspolitische Kommission hat dem Büro 
beantragt, dass sie aus ihrer Sicht ebenfalls Bericht erstatten 
dürfe. Das Büro hat dieses Ansinnen aus folgenden Gründen 
abgelehnt: 
1. Unser Reglement sieht grundsätzlich keine gemeinsame 
Berichterstattung von verschiedenen Kommissionen vor. 
2. Die Sicherheitspolitische Kommission hat dem Büro auch 
nicht beantragt, in einem Mitberichtsverfahren mitkonsultiert 
zu werden. 
Wir haben uns jetzt so geeinigt, dass Herr Hubacher und Herr 
Savary als erster und zweiter Redner nach den Fraktionserklä­
rungen das Wort erhalten. Es steht ihnen dort selbstverständ­
lich frei, die Haltung der Sicherheitspolitischen Kommission 
darzulegen. 

Mühlemann Ernst (R, TG), Berichterstatter: Zum ersten Mal 
seit 1848 hat der Bundesrat einen aussenpolitischen Bericht 
verfasst, der von uns im Parlament eingehend diskutiert wer­
den kann. Ich möchte dem Bundesrat herzlich danken und in 
diesem Dank auch den ehemaligen Bundesrat Rene Felber 
einschliessen, der hier eine grosse Vorarbeit geleistet hat 
Der Bericht selber geht von einer sehr viel komplexeren Situa­
tion im Bereich der Aussenpolitik aus. Es wird deutlich darauf 
hingewiesen, dass hier in vernetzter Weise nicht allein politi­
sche Machtpolitik, sondern auch wirtschaftliche Zusammen-
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soziale oder auch Umweltschutzpolitik ange-
""rm,r1,:,n werden, in einer globalen Weise sehr oft nur auf 
bestimmten Ebenen werden können. 
Die findet also nur auf einer nn11t1<:f'ni:>n 

Ebene statt, etv,a der nationalen, sondern hat heute eine 
bale Dimension erreicht Sie ist aber für uns Schweizer beson­
ders deutlich auch auf kontinentaler Ebene sichtbar, wo uns 
eine in im besonderen Masse heraus­
fordert 
Selbstverständlich bleiben 
auf die nationale 
Neutralität ist nach wie vor im uo,ruo,,,-,n 

Staaten ein Unikat Es darf auch hingewiesen werden, 
dass sich heute die Aussenpolitik auf unterer Ebene fortsetzt, 
etwa im Bereich der Grenzregionen oder sogar im Bereiche 
der Kommunen, die in direkter Verbindung mit den ausländi­
schen Nachbarn leben. Ich bedaure, dass dieser Aspekt im 
Bericht zu kurz kommt Man kann aber dem Bundesrat zugute 
halten, dass er gerade heute morgen einen wichtigen Bericht 
zur Förderung der Grenzregionen verabschiedet hat, der die­
ses Thema zum Inhalt hat 
Ich darf auch darauf hinweisen, dass mittlerweile sehr viel 
mehr Akteure in der Aussenpolitik auftreten. War es bis vor kur­
zem allein der Bundesrat der hier das Primat hatte, so ist jetzt 
das Parlament sehr deutlich eingeschlossen, nicht nur in ei­
nen Informations-, sondern auch in einen eingehenden Kon­
sultationsprozess. Es sind darin natürlich auch die Kantone 
verwickelt, im speziellen in den Grenzregionen, und es sind 
zahlreiche internationale oder ausserparlamentarische Orga­
nisationen, die heute die Aussenpolitik mitbestimmen. Dies al­
les führt dazu, dass wir sehr viel geistige Beweglichkeit auf­
bringen müssen, um in diesem Thema die aussenpolitischen 
Wahrheiten - in einer direkten Demokratie - auch auf das Volk 
zu übertragen. 
Im bundesrätlichen Bericht ist das gesamte Umfeld, das diese 
Aussenpolitik unseres Landes bestimmt, klar dargestellt An 
erster Stelle steht die westeuropäische Integration, die wohl 
das Bestimmendste ist, seit 1985 Chefarchitekt Delors die eu­
ropäische Bühne betreten hat Wir stehen hier vor Endergeb­
nissen, mindestens theoretischer Art. 
Seit dem 1. Januar 1993 ist der wirtschaftliche Binnenmarkt 
Europas in Kraft und funktioniert mit allen Mängeln, die 
menschliche Institutionen nun einmal haben! Seit dem 1. No­
vember 1993 ist der Maastrichter Vertrag akzeptiert, und damit 
ist die politische Union Europas theoretisch vorgezeichnet, 
aber noch nicht mit Blut und Leben gefüllt 
Das sind Ausgangssituationen, mit denen wir uns zu beschäf­
tigen haben und die der Bundesrat in seinem Bericht klar dar­
legt Er zeigt später im Bericht dann auf, wie wir darauf zu rea­
gieren haben. 
Ein besonderes Kapitel widmet er dem Zerfall des Kommunis­
mus und der Entwicklung im osteuropäischen Raum im Ein­
flussbereich der ehemaligen Sowjetunion, wo man versucht 
hat, aus einer militärischen Abrüstungseuphorie heraus wirt­
schaftlich und demokratisch aufzurüsten - ein ganz zentraler 
Prozess, der heute in vielen Irrungen und Wirrungen stecken­
geblieben und dessen Ende vorläufig nicht abzusehen ist! 
Auch hier weist der Bundesrat deutlich darauf hin, dass wir 
nicht abseits stehen können, sondern uns, im Rahmen unse­
rer Möglichkeiten, einschalten sollten. 
Schliesslich widmet der Bundesrat ein besonderes Kapitel 
dem Thema der globalen Entwicklung. Er sieht hier vier neue 
Aspekte: 
1. Die bilaterale Situation hat einer multipolaren Weltherr­
schaft mit neuen Machtzentren Platz gemacht, die das ganze 
System im globalen Bereich entscheidend verändern können. 
2. Das Nord-Süd-Gefälle bildet nach wie vor ein gefährliches 
Spannungsfeld, das durchaus zu gewalttätigen Konflikten füh­
ren kann. 
3. Die ökologischen Probleme sind so schwerwiegend, dass 
sie, global betrachtet, zu eigentlichen Existenzkrisen führen 
könnten. 
4. Die riesige Völkerwanderung, die rund um die Erdkugel 
geht, zwingt uns dazu, in multikulturellen Gesellschaften zu­
sammenzuleben. 

Jahren 

sind für uns nicht Fragen, die wir mit dem Stich­
me tangere» versehen können; wir sind in diesen 

010,na1en Prozess involviert 
des Berichtes des Bundesrates umfasst fünf Ka-

1. die Sicherheits- und 
2. die im Bereich 
Demokratie; 
3. die etwas altväterisch als «\Alnh,lt::ihrtsn,'lli 

tik» bezeichnet; • 
4. die im Bereich der sozialen Unterschiede; 
5. die Politik des Umweltschutzes. 
In all diesen Fragen gibt der Bundesrat klare Ziele bekannt 
und zeigt auch die Wege auf, um diese Aufgaben zu lösen. So 
sagt er etwa im Bereiche von Friedens- und Sicherheitspolitik, 
dass wir hier in einer Doppelaufgabe stecken: Einerseits wol­
len wir die eigene Existenz bewahren, und andererseits wollen 
wir uns partizipativ an der Entwicklung im Ausland beteiligen. 
Dies führt im Bereich der Mittel dazu, dass wir zu allen Frie­
densbestrebungen der Uno oder bei den europäischen Orga­
nisationen ja sagen sollten. 
Umgekehrt sollten wir unsere Armee nicht nur zur militäri­
schen Selbsterhaltung einsetzen, sondern auch in den Dienst 
aktiver Friedenspolitik stellen. 1 m weiteren weist der Bundesrat 
darauf hin, dass die Solidarität einen wichtigen Stellenwert be­
kommt 
Im Bereiche von Demokratie und Menschenrechten sagt der 
Bundesrat zu Recht, dass es hier ein ganz besonderes Ziel der 
ältesten Demokratie sein müsste, überall auf der Welt für die 
elementaren persönlichen und politischen Freiheitsrechte des 
Menschen einzustehen. Deshalb müssten wir unsere Mittel 
auch verwenden, um im Bereiche der Menschenrechtsorgani­
sationen der Uno mitzuwirken, aber ganz besonders in dem 
europäischen Instrument Europarat aufzutreten, wo man ja 
die «geistige Innenarchitektur» Europas aufbaut 
Ganz besonders wichtig ist das Kapitel Wohlfahrts- oder Wirt­
schaftspolitik. Hier wird unsere Politik zu Europa definiert, und 
hier weist der Bundesrat darauf hin, dass unsere Wohlfahrt da­
von abhängt, ob es uns gelingt, den Zugang zu allen Märkten, 
den Weltmärkten und den europäischen Märkten, sicherzu­
stellen. 
Der Bundesrat ist sich über die Mittel im klaren, und wir sind es 
wahrscheinlich auch. Es bleibt uns im Augenblick der bilate­
rale Weg, der mit Priorität beschritten werden muss: Der Bun­
desrat weist deutlich darauf hin. Er lässt die Option eines mög­
lichen EWR-Beitritts offen, wohlwissend, dass der Europäi­
sche Wirtschaftsraum heute in einer Situation ist, die - in be­
zug auf seine Zukunft - kein Mensch richtig beurteilen kann. 
Niemand weiss, ob das eine Rumpforganisation wird oder ob 
mit osteuropäischen Staaten eine neue Aufwertung der Efta 
erfolgen könnte. Es bleibt also hier eine offene Möglichkeit 
Der umstrittene Punkt, der wahrscheinlich die Debatte beherr­
schen wird, ist die Frage: Wie stehen wir zur politischen Union 
Europas? Diese Frage beantwortet der Bundesrat sehr klar, in­
dem er sagt: Es ist das strategische, langfristige Ziel der 
Schweiz, der politischen Union Europas beizutreten. 
Wir haben in der Kommission sehr lange über diese Frage dis­
kutiert Es besteht kein Zweifel, dass diese Zielerklärung aus­
senpolitisch wahrscheinlich Vorteile bringt. uns in den bilatera­
len Verhandlungen das Terrain ebnet und günstig zubereitet 
Es ist aber ebenso klar, dass innenpolitisch grösste Schwierig­
keiten entstehen, wenn dieses Ziel als fixe Endstation bezeich­
net wird und nicht nur als eine Option oder als eine Möglichkeit 
offengelassen wird. 
Ein Teil des Schweizervolkes ist nicht ohne weiteres bereit, über 
die wirtschaftliche Annäherung hinauszugehen und eine politi­
sche Kooperation zu suchen; denn diese trifft - ob wir wollen 
oder nicht-unsere wichtigen, staatspolitischen Eigenschaften 
wie «direkte Demokratie», «dauerhafte Neutralität" oder «föde­
ralistische Struktur». Hier ist zwischen den einen und den ande­
ren ein ewiger Kampf im Gange. Sie selber werden diesen 
Kampf ausfechten, denn letztlich wird über etwas entschieden, 
das für unser Land grosse Bedeutung hat Ich glaube nicht, 
dass dieses Problem nur eine semantische Frage ist Es ist eine 
echte Frage, die uns zur Auseinandersetzung zwingt 
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Im Bereich der sozialen Unterschiede hat der Bundesrat klar­
gemacht. dass es hier darum geht. diese Divergenzen zu ver­
kleinern und deshalb unsere Entwicklungshilfe qualitativ und 
quantitativ zu verbessern. 
Im Bereich der will der Bundesrat ebenfalls an den 
weltweiten Bestrebungen mitarbeiten, aber auch das 
Beispiel so darstellen. dass wir gleichsam eine aew1~;se 
terrolle könnten. 
Diese Kapitel sind sehr eindeutig und klar dargestellt Es 
ist eine redliche Art. einen Rapport zu präsentieren. Man wird 
sich nur über das Kapitel 3, welches der richtige Weg zur 
Wohlfahrt in der Schweiz sei. streiten. 
Ein besonderes Kapitel ist schliesslich dem Thema gewidmet: 
Wie gelingt es. aussenpolitische Wahrheiten dem Volk ver­
ständlich zu machen? Das ist eine schwierige Aufgabe, weil er­
stens die Zeit so dynamisch ist dass man oft Mühe hat, den ra­
santen Rhythmus mitzuverfolgen, und weil zweitens die Fra­
gen so komplex sind, dass es nicht einfach ist. die aussenpoli­
tischen Wahrheiten richtig zu verstehen. 
Zu Recht sagt deshalb der Bundesrat, dass man auch im Ap­
parat des Eidgenössischen Departementes für auswärtige An­
gelegenheiten eine Mentalitätsänderung herbeiführen müsse. 
Ein Diplomat sollte sich bewusst sein, dass das, was er im Aus­
land tut, auch für den Bürger im Inland verständlich sein muss. 
Im weiteren muss eine engere Verbindung mit dem Parlament 
angestrebt werden. Ich darf Ihnen bei dieser Gelegenheit sa­
gen, dass Artikel 47bis a des Geschäftsverkehrsgesetzes bis 
jetzt in der Arbeit mit der Aussenpolitischen Kommission 
durch den Bundesrat in äusserst loyaler Weise gehandhabt 
wird. Wir können uns hier weder über den Bundesrat noch 
über einen Mangel an konstruktiver Kooperation innerhalb der 
Aussenpolitischen Kommission des Nationalrates beklagen. 
Im weiteren verlangt der Bundesrat eine engere Zusammenar­
beit mit den Kantonen. Ich würde meinen, man müsste beifü­
gen: mit den Grenzregionen, die ja mehrere Kantone zusam­
menfassen. Im übrigen verlangt er eine bessere Informations­
politik und auch einen stärkeren Einbau all der Organisatio­
nen, die sich mit Aussenpolitik beschäftigen. Hier ist offenbar 
zu Recht ein pädagogisch-politischer Effort geplant, um unse­
rem Volk klarzumachen, was aussenpolitisch geschieht 
Wir haben in unserer Kommission in einem Hearing den Präsi­
denten der Aussenpolitischen Kommission des Deutschen 
Bundestages angehört, der sehr eindrücklich sagte, sehr oft 
betreibe die Schweiz Aussenpolitik aus eigener Nabelschau 
heraus und nicht ausgehend vom aussenpolitischen Szena­
rio. Ich glaube, er hat recht Wir müssen uns mehr darnach 
ausrichten, was aussenpolitische Wahrheit ist, und erst dann 
unsere Politik im Innern des Landes gestalten. 
Schliesslich fasst der Bundesrat in den Schlussfolgerungen 
zusammen und gibt folgende drei Prioritäten bekannt: Erstens 
strebt er eine verstärkte Mitarbeit in den internationalen Orga­
nisationen wie der Uno sowie in den Organisationen Europas 
wie der Europäischen Union an. Dann möchte er eine bessere, 
operationellere Gestaltung der Aussenpolitik mit einer quanti­
tativen und qualitativen Verbesserung des Apparates. Und 
schliesslich sagt der Bundesrat zu Recht: Ein aussenpoliti­
sches Programm eines Kleinstaates ist entweder vollständig 
oder gut, und dementsprechend sind Schwergewichte zu bil­
den. Im Augenblick sind die Schwergewichte durch unseren 
Aussenminister klar deklariert. Es sind: Georgien, Ex-Jugosla­
wien, Südafrika und der Mittlere Osten. Hier hat der Bundesrat 
auch schon gezeigt, dass er bereit ist, ein verstärktes Engage­
ment einzugehen. 
Die Kommission hat in ihrer grossen Mehrheit den Willen ge­
äussert, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Es gibt bei die­
ser Mehrheit allerdings auch Mitglieder, die am strategischen 
Ziel des Vollbeitritts zur EU Zweifel haben, aber diese nicht so 
stark gewichten, dass sie den Bericht zurückweisen möchten. 
Kollege Frey Walter allerdings hat vier Mitstreiter, die bereit 
sind, wegen dieses strategischen Ziels den Bericht zurückzu­
weisen und den Bundesrat zu bitten, ihn abzuändern. 
Im Namen der Mehrheit der Kommission ersuche ich Sie, den 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 
Wir hatten mehr Mühe mit dem Anhang, dem Bericht zur Neu­
tralität - ein Wort von Schiller abwandelnd möchte ich sagen: 

Neutralität ist ein schönes Wort. wenn man's recht verstünde! 
Wir kommen nicht darum herum, uns auf unsere historische 
Wahrheit zu besinnen. Die Neutralität ist nie eine fixe Maxime 
gewesen. Sie wurde zwar 1674 als ewige und dauerhafte Neu­
tralität erklärt, aber schon 1798 musste man sie unter dem Ein­
druck des Einfalls Napoleons durch die Armee ergänzen. Die 
bewaffnete Neutralität ist logischerweise so entstanden, und 
im Verlaufe der Geschichte sind viele weitere Anpassungen 
vorgenommen worden. Denken Sie an die Ereignisse des 
zweiten Weltkriegs, wo wir merkten, .!lass unsere Neutralität 
mit solidarischen Aktionen gekoppelt werden musste; wo wir 
deutlich erklärten, dass wir nie die Gesinnungsneutralität dul­
den werden, und wo wir uns auch nicht zur Wirtschaftsneutrali­
tät bekennen konnten. All dies sind Ergebnisse einer flexiblen 
Handhabung unserer Neutralitätspolitik. In diesem Sinne ist 
klar zu unterscheiden vom Neutralitätsrecht, wie es 1907 in 
Den Haag definiert wurde. Wir haben uns immer an dieses 
Recht gehalten, aber darüber hinaus eine eigenständige Neu­
tralitätspolitik geführt 
Der Bundesrat beurteilt die aktuelle Lage als höchst labil und 
unsicher. Aber es gibt Optimisten, die auch heute noch glau­
ben, durch die Entwicklung in Osteuropa seit den Reformen 
Gorbatschows ab 1985 sei der ewige Friede in Europa ausge­
brochen, der kalte Krieg sei definitiv beendet, und man könne 
die Neutralität abschaffen, so, wie man dies in den siebziger 
Jahren mit der Kavallerie getan hat Umgekehrt gibt es Pessi­
misten, die klar erkennen, dass ein neuer kalter Krieg bevor­
steht, dass sich jetzt in Sarajewo schon wieder Mauern bilden, 
die an frühere, unliebsame Vorfälle erinnern. Diese Pessimi­
sten sind deshalb der Meinung sind, dass die Neutralität tradi­
tioneller Art eine neue Bedeutung erlange. 
Es ist sehr schwierig, hier Prophet zu sein. Eines ist sicher: Am 
Schluss dieser Lagebeurteilung erklärt der Bundesrat sehr 
klar und deutlich: Die Neutralität wird beibehalten. Er sagt viel­
leicht nicht, die «dauerhafte und ewige» Neutralität von 1674 
werde beibehalten, aber er sagt klar: Die Neutralität wird bei­
behalten. Sie ist aber durch ein verstärktes Engagement im 
Bereich der Solidarität zu akzentuieren. 
Andere Teile des Berichts sind umstrittener. Die militärische 
Zusammenarbeit mit der Nato oder der WEU gehört dazu: Hier 
ist ein Angebot vorhanden, wonach neutrale Staaten allenfalls 
kooperieren könnten. Die Frage, wie weit man gehen soll, ist 
aber völlig offen. Der Bundesrat will hier nur prüfen und geht 
nicht weiter. Aber es ist ganz klar, dass dabei ein gefährliches 
Annäherungsmanöver entstehen könnte, bei dem die Neutra­
litätspolitik in Frage gestellt würde. 
Die Verbindung zur Uno wird vom Bundesrat sehr weitläufig, 
besonders das Ja zu allen möglichen Sanktionen, behandelt 
Ausgehend vom Beispiel Irak wird klargemacht, dass man die­
sen Weg wahrscheinlich weiterverfolgen werde. Es stellt sich 
nur die Frage, ob alle Sanktionen dermassen eindeutig sein 
werden, oder ob es nicht Fälle gibt, wo wir durch Alleinstehen 
unsere Guten Dienste wieder besser anbieten könnten. Also 
auch hier gibt es noch offene Fragen, die geklärt werden 
müssen. 
Schliesslich kommt die Frage, wo sich die Geister wieder 
scheiden: Ist der Eintritt in die politische Union Europas eine 
Verletzung der Neutralität, ja oder nein? Da scheiden sich die 
Geister natürlich. Die Österreicher gehen davon aus, dass 
man keinen Neutralitätsvorbehalt anbringen müsste. Ich bin 
nicht sicher. Hier ist meiner Ansicht nach auch noch alles of­
fen; es hängt von der Entwicklung ab. Man muss die Sicher­
heitssysteme überprüfen und die gemeinsame Aussenpolitik 
beurteilen. Je nachdem können sich für unsere Neutralitätspo­
litik tatsächlich Schwierigkeiten ergeben. 
Gesamthaft gesehen hat die Kommission diesem Antrag zu­
gestimmt und bittet Sie, auch den Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 
Wir hoffen, dass die anregende Diskussion den Bundesrat 
darin bestärken wird, eine klare und eindeutige Linie einzuhal­
ten. Wir wünschen ihm die Gelassenheit, Dinge hinzunehmen, 
die er nicht ändern kann, den Mut, Dinge zu ändern, die er än­
dern kann, und die politische Klugheit, das eine vom andern 
zu unterscheiden. 
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Ruffy Victor (S, VD), rapporteur: Quelle peut etre, quelle doit 
etre la politique exterieure de la Suisse dans les annees no­
nante? Teiles sont les que beaucoup d'entre nous 
se posent comme l'attestent entre autres les nombreuses 
interventions, sous forme de et de motions. Je 
notamment ä celles de MM. Rechsteiner, 

et Baerlocher, et en ce concerne le Conseil des 
a celles de MM. Zimmerli et 

Les deux donc a nos 
Conseil a 
solument indissociables, p0Uf l'un, a la µv'""'-IUv 

exterieure et, pour l'autre, a la neutralite. 
Disons d'emblee que certains membres de la commission, 
afin d'avoir une vision plus juste du monde exterieur, et d'eviter 
que l'attention ne soit trop portee sur le monde europeen et 
occidental, auraient souhaite disposer simultanement du 
3e rapport consacre aux relations Nord-Sud. Nous avons revu 
a ce sujet l'assurance qu'il serait prochainement publie par le 
Conseil federal, et qu'il nous serait possible, dans des delais 
relativement brefs, de faire le lien entre la matiere abordee au­
jourd' hui et la teneur du prochain rapport 
Avant de faire quelques remarques generales sur le caractere 
des rapports et analyser brievement quelques points de leurs 
composantes, permettez-moi d'attirer votre attention sur un 
element du titre, a savoir «dans !es annees nonante». Le Conseil 
fooeral presente ses intentions pour le court terrne, conscient 
des rnouvernents de precipitation del'histoire qui commandent 
un certain nombre d'initiatives precises, sans pour autant se 
departir des valeurs fondarnentales reconnues qu'il precise. 
voire redefinit dans le contexte actuel. Ces rapports ont donc le 
rnerite d'inscrire un projet de politique etrangere dans la dyna­
mique d'un processus dont les aspects conjoncturels mettent ä 
I 'epreuve des structures et des institutions. 
Les rapports prevoient des ajusternents conjoncturels dictes 
par un prograrnrne a court terrne. lls sont neanmoins inspires 
par une conception !arge, ouverte et coherente de la politique 
exterieure. C'est dire que leur parution, notarnrnent celle du 
premier, alors que la decennie est fort entarnee, n 'enleve rien a 
sa valeur, en tout cas pas a sa credibilite, parce qu'il serait de­
passe. 
Dans sa partie introductive, le rapport consacre a la politique 
exterieure insiste sur le fait que la sauvegarde de l'indepen­
dance exige de nouveaux engagernents dans un contexte 
d'interdependance de plus en plus marque. Si la fonction pre­
rniere et universelle de la politique exterieure est bien la de­
fense des interets nationaux, cette derniere, dans le contexte 
actuel, oblige a des engagements nouveaux, a des rapproche­
rnents, a des integrations dans des groupements d'echelle 
internationale. 
Faut-il insister sur les necessaires prolongements sur le plan 
international de la plupart de nos politiques internes? Faut-il 
insister sur les mesures prises a l'echelle internationale, sur 
leurs elements, sur leurs influences sur le plan interne? Tout le 
rnonde a compris. Pas plus tard qu 'il y a deux semaines, un fis­
caliste canadien rn'a dit que le Gatt aurait des incidences sur la 
fiscalite des provinces au Canada, et il rn'a incidernrnent. jene 
dis pas insidieusernent, pose la question: «Avez-vous exarnine 
la situation dans les cantons suisses?» 
Vouloir garder aujourd'hui un maxirnurn d'independance 
consiste paradoxalement a s'integrer aux organisations inter­
nationales, et a participer le plus etroitement possible aux di­
verses negociations, afin de faire valoir son point de vue. En 
cela, la politique exterieure devient progressivement respon­
sable de la mise au point des rnecanisrnes qui doivent reguler 
dans les meilleures conditions l'interdependance, en pouvant 
rneme se referer aux valeurs fondarnentales de l'ethique et de 
la politique, pour reprendre les termes du rapport 
Nous ne nous etendrons pas longuernent sur le chapitre 3 inti­
tule: «Le contexte de la politique exterieure de la Suisse: etat et 
perspectives». 
La tres forte majorite de la comrnission, sinon l'unanimite de 
ses membres en a approuve le contenu. 
Nous rejoignons le Conseil federal dans son appreciation de 
l'integration de l'Europe occidentale et de son evolution, en 
soulignant comrne lui que la Suisse n'aurait rien a esperer de 
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d'un eventuel echec de !'Union Nous par-
tageons les vues du Conseil federal sur le developpement en 

orientale en souhaitant. taut cornrne lui. que les orga­
"'""'r,r,nc cn;.<rflf-'f-'S de la ffi!Se en des S!fUC!UreS CQnti­
nentaleS ä coordonner leurs efforts. Nous sorn­
rnes d'accord enfin avec la liste des qui rnena­
cent ä terme l'hurnanite et les formes nouvelles de conflits 
doivent determiner les composantes de notre 
ture politique exterieure. 
En ce qui concerne la position de 
rapport insiste sur certaines de ses et signale, 
une fois de plus. que les rangs qu'occupe notre pays sur le 
plan international, d'apres son produit national brut, son com­
rnerce international, ou les investissements directs a l'etran­
ger, n'ont plus rien de cornrnun avec ceux qu'elle occupe en 
fonction de sa superficie et de sa population. II ne s'agit pas tel­
lernent en l'occurrence que la grenouille se fasse plus grosse 
que le boeuf, rnais bien de souligner que notre poids economi­
que dans !e concert des nations implique des responsabilites 
et que, cornrne le dit le rapport, cette position contraste avec la 
relative insignifiance dans les grandes instances de decision 
en matiere de politique de securite, telles !'Union de l'Europe 
occidentale et !'Organisation des Nations Unies. II n'y a rien de 
presornptueux a dernontrer cela 
Le rapport frappe d'ernblee par l'ouverture et la globalite de sa 
conception de la politique exterieure, qui va du maintien et de 
la promotion de la securite et de la paix a la preservation du rni­
lieu nature!, en passant par I' engagernent en faveur des droits 
de l'hornrne, la dernocratie, le respect des principes de !'Etat 
de droit, l'accroissernent de la prosperite cornrnune et la pro­
rnotion de la cohesion sociale. Cornrnent s'opposer ade tels 
objectifs, cornrnent rnettre en doute que chacun d'entre eux 
contribue plus ou rnoins directernent a la stabilite du rnonde et 
ä notre propre securite? Cornrnent ne pas se rallier au fait 
qu'en rnatiere de securite des efforts doivent etre deployes 
dans le cadre d'une politique d'asile coordonnee de la part 
des pays d'Europe occidentale afin de faire respecter les 
droits de l'hornrne dans les pays d'origine des migrants 
contraints de s'exiler? On vient de parler de la Turquie, Mon­
sieur le Conseiller federal, jene crois pas que l'allusion directe 
a ce pays soit deplacee dans ce contexte. Comrnent contester 
qu'aujourd'hui des problemes de securite, qui nous concer­
nent aussi directernent, se debattent a l'ONU, a l'Otan, a 
!'Union europeenne, a !'Union de l'Europe occidentale et a la 
CSCE, seule institution a laquelle nous appartenions? 
II est juste que le chapitre consacre a l'engagernent en faveur 
des droits de l'homrne, de la dernocratie et des principes de 
!'Etat de droit debute par une reconnaissance de la portee uni­
verselle des droits de l'hornme. Ces derniers ne sauraient etre 
l'objet d'interpretation. Par ailleurs, il est de la plus haute irn­
portance de verifier la rnise en oeuvre et de contröler le respect 
des regles en vigueur et, au besoin, de subordonner la coope­
ration au developpernent au principe du «bon gouvernement», 
c' est-ä-dire au respect des droits de l'hornrne. Nous saluons le 
fait que la Suisse rnene, dans le dornaine des droits de 
l'hornrne, une politique active au sein de la CSCE et du Conseil 
de l'Europe. 
En politique nationale, on ne peut quese rejouir des engage­
ments du Conseil federal a soumettre bientöt au Parlernent la 
Charte sociale europeenne et les diverses conventions de 
l'ONU, celles sur les droits de l'enfant, la discrirnination des 
femrnes, et l'abolition de la peine de mort Le chapitre relatif a 
l'accroissernent de la prosperite cornmune est celui qui souf­
fre le plus de l'absence du volet Nord-Sud. II est encore trop 
tot, par ailleurs, pour juger de l'efficacite de l'instrumentation 
rnise en place a travers le Gatt pour stirnuler le cornrnerce 
rnondial, et voir si ses effets sont positifs ou non pour les pays 
du tiers rnonde. 
Dans ce chapitre, le rapport revient a maintes reprises sur l'im­
portance des institutions de !'Union europeenne. On ne sau­
rait faire le reproche au Conseil federal de souligner le r61e que 
joue cette institution aujourd'hui en matiere de prosperite 
commune, non seulernent en Europe occidentale a travers la 
creation de fonds de developpement, rnais egalement en Eu­
rope centrale et Orientale. 
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Sans adhesion, notre pays se trouvera toujours en 
nrc,nr1P<:: Operations relevant de cet La 

est intimement associee a de la 
rite commune. Comment obtenir l'une sans l'autre? 
Accordant la a la orientale et centrale de rEu-
rope, le rapport en cette matiere les des-
tines aux pays de l'ancien bloc communiste le dia-
logue dans le cadre de ces est un II re-

encore trop de sur !es domaines qui doivent 
l'objet d'interventions. Le projet de loi sur cette aide a ca­

ractere specifique devrait nous etre avec !es evalua­
tions des programmes executes jusqu'a present Nous conve­
nons que le probleme pose, ou !es problemes sont de­
licats etant donne le caractere original de chaque pays et du 
traitement individuel que commande cette Situation. mais il est 
judicieux d'etablir des priorites, des priorites sectorielles et 
geographiques, de maniere a accroitre notre efficacite, et 
de tenir campte que nos ressources sont momentanement 
limitees. 
La preservation du milieu nature!, enfin, fait partie d'un do­
maine devenu indeniablement enjeu d'importance internatio­
nale et, par consequent, une composante de la po!itique exte­
rieure pour tous les Etats du globe, Rio en a ete la demonstra­
tion. L'emergence de la notion de «developpement durable», 
sa prise en campte aux divers niveaux, y compris au niveau de 
l'economie mondiale, va entra,ner desormais des discussions 
et des negociations determinantes pour la survie de l'ensem­
ble des peuples. La participation de la Suisse aux organismes 
de divers niveaux, sa participation, notamment, au Pnue, sa 
volonte d'etablir definitivement le Fonds pour l'environnement 
mondial ne peuvent que rencontrer notre approbation. Quant 
a Geneve, on ne peut que se feliciter qu'elle soit, en plus, au­
jourd'hui, le siege administratif pour la gestion des conven­
tions sur le climat et la biodiversite. 
Dans son introduction, le Conseil federal manifeste sa volonte 
de rendre la politique exterieure familiere au peuple suisse, 
point de vue qu'il developpe dans le chapitre intitule «L'assise 
interieure de la politique exterieure». Nous ne pouvons que le 
suivre sur ce plan-la Etant donne l'adhesion de la forte majo­
rite de la commission au contenu de la politique exterieure pre­
sentee, on peut s'attendre, de la part du legislatif, de notre 
Parlement, qu'il prenne sa part dans une teile demarche. L'ap­
plication bien comprise de l'article 47bis a LREC n'implique 
pas seulement un engagement plus grand dans la politique 
exterieure du Parlement vis-a-vis du gouvernement, mais ega­
lement vis-a-vis du peuple. 
Quelques mots maintenant du rapport sur la neutralite: la re­
definition de la politique exterieure de la Suisse pouvait diffici­
lement faire l'economie d'un reexamen de la politique de neu­
tralite, notamment dans la perspective affirmee par le Conseil 
federal d'une adhesion a !'Union europeenne et a !'Organisa­
tion des Nations Unies. On sait qu'aujourd'hui la neutralite fait 
l'objet de debats nourris, passionnes parfois. Le Conseil fede­
ral avait d'ailleurs initie ce grand debat et commande un pre­
mier rapport a un groupe de travail qui a contribue a alimenter 
les discussions. Pour certains, la neutralite doit etre respectee 
de la maniere la plus stricte et ne supporte aucune entorse. 
Elle est a la base de notre prosperite et dans l'interet de tous 
les peuples. A l'oppose, pour d'autres, elle n'a peut-etre ja­
mais pu etre realisee et, aujourd'hui, c'est une caracteristique 
de notre politique etrangere qui l'alourdit inutilement, qui la 
freine, voire meme qui la parasite. II serait grand temps de pro­
fiter des recompositions du monde moderne pour s'en debar­
rasser. Pour le Conseil federal, la verite et le salut se situent 
dans le juste milieu privilegiant l'ouverture et la continuite. 
Lorsque l'on s'attelle a une operation d'aggiornamento sur 
une institution, il convient d'examiner au prealable si cette der­
niere est susceptible de supporter l'operation. 
On retiendra de l'analyse historique de la neutralite faite par le 
rapport qu'a: dessein eile n'est pas inscrite dans la constitu­
tion. La neutralite a, des le debut, ete consideree comme un 
moyen et non comme une fin, codifiee partiellement en regard 
de la nature des conflits modernes en 1907 dans les Conven­
tions de La Haye. Elle est consideree comme positive pour 
l'Etat neutre comme pour les autres Etats. 

Mais au cours des ans, eile a ete ,n,orrvc·,oo 

tuations nouvelles qui se 
puisque la neutralite d'une 
OLJ la guerre etait enCQfe f'ninC:J,!PICPP 

normal et legitime de 
Le Conseil federal tres pour memoire 
qu · en 1920 la Suisse devint membre de la Societe des Nations 
et s'engagea a part aux sanctions economiques de 
ces dernieres, mais eile refusa en revanche taute participation 
aux sanctions militaires. En 1938, eile encore une fois 
de position. 
L'histoire recente montre qu'on peut adapter l'instrument 
Pourquoi ne pas le faire devant les imperatifs nouveaux? Mais 
quels sont ces imperatifs nouveaux? A l'evidence, l'evolution 
recente du monde est venue attenuer certaines fonctions de la 
neutralite. La faible probabilite, par exemple, de voir eclater 
des conflits entre Etats qui nous entourent a singulierement af­
faibli la fonction stabilisatrice de la neutralite en politique inte­
rieure. Dans un autre domaine, le statut de neutralite de la 
Suisse, qui souvent la designait pour remplir des missions de 
bons offices dans un monde polarise par les tensions Est­
Ouest, n'a plus le meme attrait depuis 1989. Mais que des 
fonctions derivees et traditionnelles de la neutralite soient en­
tamees n'est pas l'aspect le plus determinant dans le neces­
saire examen de la politique de neutralite et de sa pertinence. 
Dans ses fonctions essentielles de defense et de securite, eile 
revele certaines limites et doit etre completee. 
II n'est plus possible d'assurer aujourd'hui notre propre de­
fense de maniere autonome, au sens strict du terme. Les tragi­
ques images de la guerre du Golfe ont meme convaincu !es 
derniers sceptiques qu'a l'ere des attaques aeriennes sous 
forme d'engins balistiques la protection de la Suisse et des 
Suisses impose un systeme europeen de defense antimissile. 
Face ade nouvelles menaces comme le terrorisme, les flux mi­
gratoires, la neutralite ne suffit plus a garantir la securite et doit 
s'accommoder de nouveaux Instruments, de nouvelles struc­
tures avec lesquels la Suisse doit cooperer pour sa propre se­
curite dans son propre interet Ces structures ont pour norn 
Nations Unies et Union europeenne, et leurs organismes de 
defense sont l'Otan et !'Union de l'Europe occidentale. 
Conscient que le systeme de securite collectif en Europe 
prevu a terme par !'Union europeenne doit encore etre precise 
pour pouvoir decider d'une adhesion ou non, c'est de maniere 
determinee que le Conseil federal va suivre, voire prendre part 
aux travaux de sa construction. Pour !'heure, il examine de 
quelle maniere la Suisse peut se rapprocher des organismes 
existants, tel que le Cocona qui est l'elargissement de l'Otan 
prevu aux fins d'associer a ses travaux !es pays d'Europe qui 
n'en font pas encore partie, specialement !es pays d'Europe 
centrale et orientale, et !'Union de l'Europe occidentale par ail­
leurs comme nouvelle institution. 
Peut-on concilier le maintien de la neutralite avec un rappro­
chement des structures nouvelles, voire avec l'integration a 
!'Union europeenne? En rappelant que la Suisse n'a jamais 
pris part, par principe, a des sanctions militaires, le Conseil fe­
deral passe en revue les mesures qu'il a ete amene ä prendre 
ces dernieres decennies a l'endroit de pays qui avaient rompu 
la paix, appliquant par solidarite des decisions prises par 
l'ONU. II n'y a jamais eu de violation de la neutralite et le 
Conseil federal tient a se reserver le droit d'analyser cas par 
cas la necessite de suivre les decisions du Conseil de securite, 
que celles-ci se rapportent a des sanctions economiques ou a 
fortiori a des sanctions militaires. La Suisse doit pouvoir faire la 
part entre la sauvegarde de ses interets et l'obligation de soli­
darite pour decider de l'opportunite de sa participation a des 
sanctions militaires. 
Dans la derniere partie de ce rapport, le Conseil federal devait 
accorder une attention taute particuliere a la question de la 
neutralite dans la perspective d'une adhesion a: !'Union euro­
peenne, qui constitue un des objectifs de sa politique exte­
rieure les plus controverses. En cas d'adhesion a l'Union euro­
peenne, la Suisse maintiendrait sa neutralite armee. Pour le 
Conseil federal, le chemin europeen menant a un systeme de 
defense commun sera long. Tant que !'Union europeenne ne 
sera pas dotee d'un systeme de securite assurant la defense 
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rnilitaire de ses membres. la neutralite permanente et armee 
de mamere credible de notre pays conserve sa 1ustificat1on. La 
Communaute europeenne l'a dit et !'Union conti­
nue a le dire - cela a ete confirme par les experts que la com­
mission a inv1tes: il s'agissa1t d'un membre du Bundestag alle­
mand et d'un membre de l'administration autrichienne: «II 
partient aux Etats neutres de juger si leur statut de 
est compat1ble ou non avec les de l'Union euro-

politique etrangere et de securite commune actuellement 
en vigueur ne peut inclure des dec1sions relatives a des pactes 
d'assistance militaire. Ceci rend tout a fait compatible le statut 
de neutralite avec l'integration a l'Union europeenne. 
II sera necessaire pcur la Suisse. effectivement, au moment ou 
l'Union europeenne parviendra a mettre sur pied une structure 
de detense commune. solide et durable, de repenser le prin­
cipe meme de sa neutralite. Pour l'heure. nous devons et pou­
vons conserver notre statut de neutralite. Teile est la conclu­
sion du Conseil federal. 
Permettez-moi quelques remarques personnelles en guise de 
conclusion. Dans un monde en proie a des desintegrations et 
a des recompositions successives, rapides, les Etats faisant 
preuve de cohesion interne et de determination sont utiles et 
bienvenus pour tenter de prevenir les risques majeurs qui 
concement tout le monde, «tout le monde» etant pris dans tes 
deux sens du terme: chacun d'entre nous et l'ensemble de la 
planete. 
En tant que partisan de la revitalisation de la politique en 
Suisse, et par consequent de la politique exterieure aussi, je 
suis convaincu, en restant conscient des dimensions modes­
tes de notre pays, que nous avons quelque chose a dire, que 
nous pouvons dire quetque chose sur le plan international. Le 
desinteret politique dont nous avons fait preuve pendant long­
temps a l'egard de ce volet de notre politique nous a rendu et 
nous rend encore actuellement un mauvais service. 
Les rapports qui nous sont presentes aujourd'hui fournissent 
des elements de reflexion fondamentaux, precieux, pour des 
interventions progressives et valables dans les debats relatifs 
au nouvet ordre mondial En presentant les vraies dimensions 
d'une politique exterieure, en les abordant de la maniere la 
plus !arge, en les pla98nt a leur echelle de pertinence, en pro­
posant des applications concretes des principes generaux, le 
Conseil federal a fait oeuvre novatrice. 
C'etait bien la l'engagement qu'avait deja pris M. Felber, an­
cien conseiller federal, celui de depasser le cadre de la politi­
que economique exterieure en proposant une conception glo­
bale. C'est aujourd'hui le merite du Conseil federal, et plus 
specialement de M. Cotti, conseiller federal, accompagne de 
M. Delamuraz. conseiller federal, de concretiser cette inten­
tion, et de le faire avec succes, puisqu'une tres forte majorite 
de la Commission de politique exterieure a pris acte avec satis­
faction de ces rapports, tant leurs retombees positives sont 
multiples. 
II ne me semble pas exagere de dire que, par leur clarte, les pri­
ses de position du Conseil federal peuvent a la fois securiser le 
citoyen, renforcer la confiance collective de l'ensemble de la 
population, et meme augmenter sa propre autorite au niveau 
international. 
C' est aussi le propre de tels rapports de susciter des avis diver­
gents. Un certain nombre de commissaires n'ont pu se rallier a 
la position du Conseil federat relative a l'adhesion a !'Union eu­
ropeenne comme objectif, et a la nouvelle conception de la 
neutralite. M. Frey Walter n'a pas voulu se sentir coresponsa­
ble d'un engagement de la commission, qui irait dans le sens 
choisi par le Conseil federal; il aura l'occasion de developper 
sa proposition de minorite. 
Je vous propose, quant a moi, de la repousser et de suivre la 
propos1tion de la majorite de votre commission qui. par 17 voix 
contre 5, a decide de prendre acte de ce rapport 

Frey Walter (V, ZH). Sprecher der Minderheit: Die Kommis­
sionssprecher haben Ihnen den Bericht nahergebracht Ich 
konzentriere mich auf meinen Rückweisungsantrag. 
Auch ich habe vom Bericht des Bundesrates über die Aussen­
politik der Schweiz in den neunziger Jahren Kenntnisgenom-

Aussenpolitik der Schweiz in den Jahren 

men. Ich bin aber mit seiner Hauptzielsetzung - der Bundesrat 
nennt sie strategische Zielsetzung - nicht einverstanden. 
Diese Hauptzielsetzung heisst: Beitritt zur Europäischen 
Union nach der Maastrichter Art Es werden im Bericht weder 
die Bedingungen noch der Zeitpunkt präzise genannt. sie wer­
den im Raume stehengelassen. 
Ich möchte Sie kurz daran erinnern. was wir vom cleichen 
Bundesrat schon gehört haben. Galt doch da e1nmatder Slo­
gan: «Be1trittsfähig werden. um nicht beitreten zu müssen». 
Dann kam eine Zeit. wo es hiess «Seitreten über den EWR». 
Dann kam eine Zeit. in der der Bundesrat sagte. der EWR sei 
ein Konstrukt, das lebensfähig auf Dauer sei. Er stecke zurück 
in der Zielsetzung des Integrationsberichtes. Und nach dem 
6. Dezember 1992 hat der Bundesrat gesagt: Jetzt hat das 
Volk gesprochen, wir müssen uns wieder alle Optionen offen­
halten. Dies natürlich auch, nachdem dieser·Rat- er hat sich 
seitdem nicht stark verändert - den Integrationsbericht des 
Bundesrates das letzte Mal zurückgewiesen hat, weil er das 
Gefühl hatte, er könnte der Vorlage des EWR schaden. 
Und nun dies: Die strategische Zielsetzung des Bundesrates 
ist erneut ein EU-Beitritt Ich glaube, nicht nur innenpolitisch, 
sondern auch aussenpotitisch macht ein solcher Slalom in der 
strategischen Zielsetzung den Bundesrat unglaubwürdig. 
Wenn man nun mit dem Ziel des EU-Beitritts nicht einverstan­
den ist, was kann dann ein ehrlicher Parlamentarier überhaupt 
tun, wenn er dem Volk und dem Bundesrat, der Anrecht auf 
eine Meinungsbildung hat, noch in die Augen schauen will? 
Meiner Meinung nach kann er ihm nur die Wahrheit sagen, 
und die heisst in meinem Falle: Ich bin mit diesem strategi­
schen Ziel nicht einverstanden und beantrage daher die Rück­
weisung, 
Warum bin ich mit dieser Zielsetzung nicht einverstanden? Die 
Europäische Union nach Maastrichter Art will einen zentralen 
Bundesstaat mit aus unserer Sicht wenig Demokratie bilden, 
der eine gemeinsame Wirtschafts-, Landwirtschafts-, Sozial-, 
Währungs-, Steuer- und in der Zielsetzung auch Aussen- und 
Verteidigungspclitik beinhaltet 
Ich persönlich halte ein solches Konstrukt zur Erfüllung der 
Zielsetzung der Europäischen Union, nämlich Friede und 
Wohlstand in Europa zu schaffen, für nicht tauglich. Gerade 
wir Schweizerinnen und Schweizer müssen es doch wissen, 
dass in einem multikulturellen Raum, wenn man Friede und 
Wohlstand haben will, der Weg nur über Föderalismus oder 
über das Subsidiaritätsprinzip, wie es auch genannt wird -
und Demokratie führen kann. Und das ist bei der EU «a la fa­
c;:on de Maastricht» eben nicht der Fall. 
Sie wollen ein praktisches Beispiel? Das kann ich Ihnen ge­
ben: Die hehren Zielsetzungen der Währungspolitik sind in 
den letzten zweieinhalb Jahren schon zweimal gescheitert, 
und nicht zum Schaden der Länder, die mit der Zielsetzung 
nicht mehr einverstanden sein konnten. 
Ein zweiter Grund, der mich die strategische Zielsetzung des 
Bundesrates ablehnen lässt: Ich bin überzeugt, dass das voll­
mundige Bekenntnis zu bilateralen Zusammenarbeitsverträ­
gen mit der Europäischen Union durch diese Zielsetzung sa­
botiert wird. Wenn Sie mit einem grossen Unternehmen fusio­
nieren wollen, als Juniorpartner mit 3 bis 5 Prozent Anteil, 
dann haben - glaube ich - Zusammenarbeitsverträge prak­
tisch keinen Platz mehr, wenn jemand etwas geben sollte. Im 
ökonomischen Bereich würden dann alle schwierigen Pro­
bleme auf die Fusionsverhandlungen vertagt Es kann so nicht 
klappen. 
Es ist auch aussenpolitisch nicht glaubwürdig, hat doch der 
Bundesrat bewiesen, das nicht er oder das Parlament in der 
Schweiz die letzte Instanz ist, sondern beim EWR und beim 
Transitvertrag haben auch unsere europäischen Freunde fest­
gestellt, dass in der Schweiz das Volk regiert 
Es geht wie ein roter Faden durch den ganzen Bericht Es ist 
eine falsche Grundeinstellung, zu meinen, dass man Mitwir­
ken an diesem Konstrukt der Europäischen Union mit einer 
unabhängigen, weltoffenen Aussenpolitik der Schweiz 
gleichsetzen könnte. Es ist auch interessant zu sehen. dass 
praktisch alle Verfassungsaufträge explizit wiederholt wer­
den, dass aber ausgerechnet der Verfassungsauftrag aus Ar­
tikel 2 - der erste, nämlich «Behauptung der Unabhängigkeit 
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des Vaterlandes gegen aussen» - in diesem Bericht einen 
ganz kleinen Platz hat 
Einen kleinen Platz hat in diesem Bericht auch, was wir in be­
zug auf unsere demokratischen Grundrechte an Verlust entge­
gennehmen müssten, wenn wir eine gemeinsame Sozial-, 
Wirtschafts-. Landwirtschafts-, Aussen-. Verteidigungs-. Wäh­
rungs- und Steuerpolitik betreiben sollten. Wir verzichten auf 
basisdemokratische Grundrechte. Bis heute war es umge­
kehrt. Eine weltoffene, auch europaoffene Zusammenarbeit 
auf tler Basis von Unabhängigkeit hat uns Erfolg gebracht 
Ob eine Integration - man könnte auch sagen: eine Unterwer­
fung - diese gleiche, gute Chance für die Schweiz bieten 
könnte, das geht aus diesem Bericht nicht hervor. Eine Ko­
sten-Nutzen-Analyse in dieser so wichtigen Streitfrage wurde 
nicht gemacht 
Das Schlagwort «Alles ist im Wandel» finden wir jedoch über­
all. Aber ich frage Sie, meine Herren Bundesräte, wenn alles 
im Wandel ist und auch die EU im Wandel ist: Wollen Sie auf 
einen Zug aufspringen, dessen Ziel Sie nicht kennen? Sie kön­
nen mir mit zwei Sprichwörtern antworten: Jawohl, Herr Frey 
Walter. wir wollen es, denn den letzten beissen bekanntlich die 
Hunde; oder Sie können mir auch sagen: Nein, Herr Frey Wal­
ter, wir wollen es nicht; denn die Letzten werden die Ersten 
sein. 
Fazit: Für die Schweiz gibt es nur eines: eine weltoffene Zu­
sammenarbeit in Unabhängigkeit, im Sinne des Gatt Das ist 
die Antwort auf die Probleme, die uns in Zukunft beschäftigen 
werden. Integration kann nicht die Antwort sein. 
Wenn Sie dann sagen, die Schweiz sei nicht solidarisch, 
möchte ich Sie fragen: Ist ein Land, das heute den fünftgrös­
sten Beitrag pro Kopf der Einwohnerschaft der Uno gibt, ohne 
bei der Uno überhaupt Mitglied zu sein, nicht solidarisch? Ist 
ein Land, das das Rote Kreuz unterstützt, nicht solidarisch? Ist 
ein land, das wesentlich zur Verwirklichung der KSZE beige­
tragen hat, nicht solidarisch? 
Es kann nur eines geben: Rückweisung an den Bundesrat in 
bezug auf die Zielsetzung EU-Beitritt 
Nun noch ganz kurz zum Anhang des Neutralitätsberichtes. 
Da haben wir nicht viel Neues, sondern viele diplomatische 
Redewendungen. Aber worum geht es uns eigentlich? Wir 
wollen doch wissen: Können wir unsere Neutralität, die flexi­
ble, schweizerisch bestimmte Neutralität mit einem EU-Beitritt 
vereinbaren, ja oder nein? Ich behaupte: Nein. wir können das 
nicht Der Bundesrat sagt es in Ziffer 5 auch, aber sehr ver­
schämt und sehr, sehr diplomatisch. 
Ich verzichte auf das Zitat, möchte aber zum Schluss noch bei­
fügen: Beim Kampf gegen den EWR war der Integrationsbe­
richt des Bundesrates eine sehr gute Grundlage für die Geg­
ner. Wenn wir hier in den wesentlichen Zielsetzungen nicht 
ruckweisen und auch den Neutralitätsbericht zur näheren 
Abklärung zurückweisen, dann wird wieder das gleiche ge­
schehen! 

Fehr Lisbeth(\/, ZH): Der Bericht zur Neutralität wurde aus lo­
gischen und naheliegenden Gründen auch von der SiK be­
handelt und dort von einer sechsköpfigen Minderheit (Bischof, 
Borer Roland, Hari, Hess Otto, Sandoz sind die Mitunterzeich­
ner) mit einem klaren Rückweisungsantrag beantwortet, dem 
vom Büro des Nationalrates aus formalen Gründen nicht statt­
gegeben wurde. Ich habe nun hier die Gelegenheit, ihn als 
umgewandelten Einzelantrag zu begründen. 
Nun, auf einen kurzen Nenner gebracht: Es fehlt das klare 
Bekenntnis zur dauernden bewaffneten Neutralität So gleich­
sam in einem freudlosen Lippenbekenntnis weist der Bun­
desrat zwar auf ein Weiterführen der Neutralität als zweck­
mässiges Mittel hin, relativiert aber sogleich und dann seiten­
weise. 
Zwei Beispiele: Auf Seite 63 heisst es, das Neutralitätsrecht 
habe an Bedeutung verloren und entspreche den Bedürfnis­
sen der heutigen Völkergemeinschaft nicht mehr. Oder auf 
Seite 60: Die Schweiz habe keine völkerrechtliche Verpflich­
tung zur dauernden Neutralität übernommen. Darum bestehe 
für sie keine Pflicht, diesen Status für alle Zukunft aufrechtzuer­
halten. Man könne sie neu definieren und den gewandelten 
Verhältnissen anpassen. 

Auf der einen Seite steht die Beruhigungspille an die Adresse 
des Volkes. das sich - taut einer Studie der ETH mit 52 Pro­
zent für die Neutralität ausgesprochen hat, 55 Prozent davon 
ohne Wenn und Aber. ohne spitzfindige juristische Wortklau­
berei: Beruhigt euch. es bleibt alles beim alten! Andererseits 
lässt man sich einen weiten Gestaltungsspielraum offen - Sei­
te 60 -. um die Neutralität aushöhlen zu können. Man löst eine 
Fahrkarte in die EU. in die Uno. und das ist ein Widerspruch in 
sich selber. Man kann nicht Neutralitätsrecht und Neutralitäts­
politik derart verschieden handhaben. Sie müssen aufeinan­
der abgestimmt werden, denn sie ergeben zusammen unsere 
Neutralität. unsere Identität schlechthin. Sonst ist dies Doppel­
bödigkeit im wahrsten Sinn. 
Im Grunde hat der Bundesrat den Sinn der Neutralität nicht 
verstanden, weil er dauernd Argumente dagegen aufzählt; es 
ist eine Neutralität. die er nur als Mühsal, als Hindernis empfin­
den kann. Die Schweiz hat sich aber vor der Weltöffentlichkeit 
klar zur absoluten Neutralität bekannt Im Gegensatz zur ge­
wöhnlichen Neutralität bestehen in diesem Fall bereits Rechte 
und Pflichten in Friedenszeiten für den dauernd neutralen 
Staat Vor allem hat dieser grundsätzlich auf jegliche Machtpo­
litik zu verzichten. Das ist echte Friedenspolitik. 
Machtpolitik wird aber in der EU betrieben, und Machtpolitik 
wird auch in der Uno betrieben. Darum hinkt der Vergleich mit 
anderen neutralen Staaten. Sie sind alle in diesen Machtappa­
rat Uno eingebunden. Österreich hat nur eine fünfzigjährige 
Neutralität, die ihm von den Alliierten auf Druck der Sowjet­
union hin mit Militärauflagen diktiert wurde; Finnland kennt die 
rein militärische; Schweden bekennt sich zur relativen, in der 
von Fall zu Fall entschieden wird, und heute ist dieses Land 
bereit, wegen dem EU-Beitritt bedingungslos auf die Neutrali­
tät zu verzichten. 
Die schweizerische Neutralität ist die einzige grundsätzliche. 
Das Volk hat ihr die Treue bewahrt. Sie ist zu unserem Gütezei­
chen geworden. Sie geht nicht auf eine Haltung des Stillesit­
zens und Abseitsstehens, wie es auf Seite 89 heisst, nicht auf 
Egoismus und Sorge um die eigene wirtschaftliche Wohlfahrt 
zurück. Man will sich aus dem machtpolitischen Klüngel her­
aushalten und hat sich damit eine unbedingte Zuverlässigkeit 
gegenüber allen Völkern erworben. 
Darum konnten wir unsere Solidarität weltweit auf dem Ge­
biete der humanitären Hilfe ausbauen. Es wäre nicht nur leicht­
sinnig, sondern auch töricht, wenn die Schweiz durch einfa­
ches Nachgeben gegenüber irgendwelchen Solidaritätsforde­
rungen ihre langerworbene Neutralität aufs Spiel setzen 
würde. Die machtpolitische Unbescholtenheit, eine der gröss­
ten Kraftquellen. die die Schweiz in den Dienst des Welt­
friedens zu stellen vermag, kann sie nur ein einziges Mal ver­
lieren. 
Ich bitte Sie deshalb, ganz im Sinne auch der Minderheit der 
Sicherheitspolitischen Kommission. den entsprechenden 
Rückweisungsantrag der Minderheit Frey Walter der Aussen­
politischen Kommission zu unterstützen. 

Hafner Rudolf (G, BE): Nach der Tat hält der Schweizer Rat: 
So kommt es einem ein bisschen vor, wenn man liest, wie der 
Bundesrat zu seiner Schlussfolgerung gekommen ist, einen 
EU-Beitritt direkt anzustreben. 
Ich spreche nur im Namen einer Minderheit der grünen Frak­
tion. Es schien uns aber notwendig, das Wort zu ergreifen. 
Wenn auch die Fraktionsmehrheit diesen Antrag nicht unter­
stützt. so sind wir uns in der Fraktion doch weitgehend einig, 
was die Kritik an der EU als Institution betrifft Es gibt in diesem 
Saal nicht nur eine bürgerliche Kritik. sondern es gibt auch 
eine ökologische und eine soziale Kritik an der Institution EU. 
Seit langer Zeit gibt es nicht nur in der Schweiz. sondern in den 
meisten europäischen Staaten Gruppen oder ganze grüne 
Parteien. die einem EU-Beitritt skeptisch, wenn nicht ableh­
nend gegenüberstehen. Unter anderem darf ich auch das von 
grünen und sozialdemokratischen Kreisen mitgetragene Fo­
rum erwähnen. 
Das Forum hat damals bei der EWR-Abstimmung 1992 immer­
hin an die 500 000 Exemplare einer kleinen Abstimmungszei­
tung in der Schweiz verteilt Man darf feststellen, dass das ei­
nen Einfluss hatte. Die Abstimmung von 1992 über den EWR 
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sehr aus: die kritische Haltung, die das Forum ein-
nicht ohne Diese hat 

von 1992 zu den 
nicht Asche aufs Haupt streuen. 

verzeichnet hat Wir wis-
auch mit 

Menschen in nctc"'"'"''" 
und anderen Ländern. Auch diese 
über die der EU. 

Nun zum Inhaltlichen: Bericht wird der zur EU als 
Ziel der Schweiz deklariert Es wird in diesem Saal wohl unbe­
stritten sein, dass beim Erreichen dieses Zieles enorme Aus­
wirkungen zu wären und dass man sich von daher 
gut überlegen muss, wie man ein solches Ziel anstrebt bzw. 
welche Auswirkungen zu erwarten sind. 
Ich beginne mit den Volksrechten. Wir hören jeweils am 1. Au­
gust, was uns allen die Volksrechte wert seien. Es kann aber 
nicht bestritten werden, dass ein EU-Beitritt die Volksrechte 
ganz einschneidend reduzieren würde. Bekanntlich geht das 
internationale Recht dem Schweizer Recht in jedem Fall vor. 
und deshalb wären sehr viele Volksinitiativen nicht mehr mög­
lich oder nicht mehr zulässig. 
Ich erwähne als weiteres Beispiel den Verkehr. Wir - ich meine 
hiermit grüne und sozial interessierte Kreise haben der Al­
pen-Initiative zum Durchbruch verhoffen. Wir haben auch ge­
hört, welches Echo auf diese Alpen-Initiative aus Brüssel, aus 
Italien, aus Deutschland usw. kam. Es wurde sogar erzählt, die 
Schweizer Regierung sei nicht mehr in der Lage, internatio­
nale Verträge sicherzustellen. Man erwartet mit Selbstver­
ständlichkeit, dass die Schweizer Regierung Volksabstim­
mungen unterlaufen würde. Ich glaube, anders kann die 
Schlussfolgerung nicht lauten. Die Alpen-Initiative ist gerade 
ein Beispiel, wo man sieht, was mit Volksrechten erzielt wer­
den kann; ich denke, dass sich ein wesentlicher Teil der 
Schweizer Bevölkerung dieses Volksrecht nicht nehmen las­
sen will. 
Ich erwähne weiter die Energiepolitik. Vielleicht äussert sich 
Herr Mühlemann oder einer der Bundesräte noch dazu, ob die 
Schweiz nicht mit einem EU-Beitritt auch die Politik der Eura­
tom vollziehen muss. Euratom ist immerhin eine Institution, die 
im Bereich der Energiepolitik eine ganz klare Politik verfolgt 
Ich weise darauf hin, dass die Kernstaaten der EU diejenigen 
Länder sind, welche die Atomenergie stark fördern. 
Sie erinnern sich: Wir hatten in der Schweiz eine Abstimmung 
über ein Moratorium zur Kernkraftenergie. Wollen Sie auch 
diese Volksabstimmung unterlaufen? Oder wollen Sie das 
Risiko auf sich nehmen, dass beispielsweise die EU einen 
Beschluss über die Politik in Sachen Kernenergie fassen 
würde, in dem man zur Schlussfolgerung käme, dass auch 
diese Volksabstimmung nicht akzeptiert und abgeschrieben 
wird? 
Es würde noch andere Beispiele geben; man sieht, die EU ist 
nicht auf dem Boden der direkten Demokratie entstanden. Im­
merhin kann man feststellen, dass 1957, als die damalige 
EWG entstanden ist, keines der Völker die Möglichkeit hatte, 
darüber abzustimmen, Man kann sich tragen, ob die Regie­
rungen damals Angst vor der Bevölkerung hatten. Man kann 
sich auch tragen, warum die Bundesrepublik Deutschland 
heute keine Abstimmung darüber macht, ob die Bevölkerung 
mit der Entwicklung der EU einverstanden ist 
Betreffend die Ökologie: Wer die Extraausgabe des «Spiegel» 
gelesen hat - darin berichten Leute, die innerhalb der EU ar­
beiten, von ihren Erfahrungen -, der sieht klar, wie es sich im 
Bereiche der Ökologie verhält Immerhin könnte man sich 
auch in der Schweiz noch Zeitungen wünschen - ich wende 
mich an die Pressetribüne-, die den Mut haben, die Sachlage 
so klar zu schildern, wie das im «Spiegel» zu lesen war. Ich er­
wähne schliesslich auch die Landwirtschaft, wo es für alle klar 
ist, dass ein EU-Beitritt verheerende Folgen haben würde. 
Wenn Sie den Eindruck haben, Sie möchten doch die direkte 
Demokratie und die Volksrechte ernst nehmen, dann würde 
auch die Möglichkeit bestehen, beispielsweise eine Konsulta­
tivabstimmung zu einem EU-Beitritt zu machen. Fragen Sie 
doch das Volk: Wollen sie das? Dann könnten Sie sich auf die 
Antwort einstellen. Auf jeden Fall wäre das ehrlicher, als zu sa-

der Schweiz in den Jahren 

gen: Wir wissen, was im Interesse des Volkes ist. und dann ir­
Beitrittsziel zu formulieren. Oder man könnte auch fra-

Wollen Sie die Unabhängigkeit der Schweiz aufgeben? In 
solchen Falle wüsste man auch. was das Volk davon 

hält 
Das Ganze erinnert an den Tanz um das Goldene Kalb. Früher 

es vielleicht mehr um die Finanzen, heute es mehr 
AS1oe1<te der Macht Man hat den Eindruck, Brüssel 

einen ausübt, der jedermann fasziniert Ich frage 
mich auch, in welchem Stil dieses. Geschäft erscheint Ich 
stelle fest, dass in den verschiedensten Gruppierungen dar­
über gestritten wird und ein Geist der Intoleranz herrscht 
Ich möchte Sie bitten, sich daran zu erinnern, dass wir alle ei­
nen Eid oder ein Gelübde abgelegt haben. Diejenigen, die ein 
Gewissen haben, können wohl nicht mit gutem Gewissen dem 
Ziel eines EU-Beitritts zustimmen. 
Ich bitte Sie, meinem Rückweisungsantrag zuzustimmen. 

Bischof Hardi (D, ZH): Ende des vergangenen Jahres hat der 
Bundesrat den Bericht über die Aussenpolitik der Schweiz in 
den neunziger Jahren mit einem Anhang zur Neutralitätspolitik 
vorgestellt Der Bericht selbst beinhaltet aber einige Wider­
sprüche. Hier im Bundeshaus ist in letzter Zeit die Bereitschaft, 
an der immerwährenden bewaffneten Neutralität festzuhalten, 
gewaltig ins Wanken geraten. Die Integration der Schweiz in 
die EU und damit in die politische Union ist dem Bundesrat an­
scheinend wichtiger geworden als die Weiterführung einer zu­
verlässigen Neutralitätspolitik. 
Die SD/Lega-Fraktion ist der Meinung, dass mit diesem Be­
richt das Volks-Nein vom 6. Dezember 1992 nicht akzeptiert 
wird. Wir sind aber auch der Meinung, dass ein beabsichtigter 
Schritt in Richtung EU niemals am Volk vorbeigehen darf. 
Ich erinnere mich daran, dass Sie, Herr Bundesrat Cotti, sich 
von der zentralen Aussage beeindrucken liessen, die europäi­
sche Integration sei nicht so sehr eine Frage der Wirtschaft, 
sondern eine Frage der Politik und vor allem der Sicherheit 
und des Friedens auf diesem Kontinent Sie sind sich damals, 
Herr Bundesrat, nicht bewusst gewesen, oder Sie haben beim 
Bundeskanzler nicht interveniert und sich auch nicht nach 
dem Schicksal der Völker in Ex-Jugoslawien und der Ex­
Sowjetunion und nach den Gründen des totalen Versagens 
der EG erkundigt 
Angesichts der Katastrophe in jenen Ländern ist es geradezu 
makaber, eine gemeinsame Friedens- und Sicherheitspolitik 
anzupreisen. Wer über die friedenssichernde Aktivität der EU 
spricht oder schreibt, tut dies angesichts der Kriege und Ge­
metzel zwischen Serbien und Slowenien, angesichts der 
Kämpfe zwischen Aserbaidschan und Armenien sowie ange­
sichts der Kämpfe in Moldawien und Tadschikistan, die alle 
Folge des Zerfalls von Bundesstaaten mit mehrsprachiger Be­
völkerung sind. 
Nach Helmut Kohl gehört die Schweiz selbstverständlich in 
die EU, aber nicht um des Friedens in Europa willen, den einst 
die Staatsmänner Charles de Gaulle und Konrad Adenauer si­
chergestellt haben. Die Neutralität hat sich nicht nach Alterna­
tiven zu richten, sondern nach einer zeitgemässen Fortfüh­
rung der Neutralitätspolitik. Gewiss war der tiefere Gehalt der 
Neutralitätsidee nicht immer klar im Bewusstsein der Nation 
und der Politiker gegenwärtig. Aber er war dauerhaft wirksam, 
da er Ausdruck des Friedens und Rechtscharakters der Eidge­
nossenschaft selbst war. 
Ein Beitritt sowohl zur EU wie zur Uno ist nach wie vor abzuleh­
nen. Wir würden uns auf keinen Fall in den Sog der Machtpoli­
tik begeben. Der Uno- oder EU-Beitritt ist, gleich wie die Teil­
nahme an Nato- oder WEU-Aktionen, weit vom Konsens ent­
fernt 
Die Schweiz nimmt jetzt schon an allen Aktionen der Uno teil, 
die der internationalen Zusammenarbeit und dem Frieden die­
nen. Die Neutralität ist nicht Eigentum der Classe pofitique, die 
mit ihr wie mit einer Handelsware verfahren dürfte. Sie ist eine 
geistige, moralische Verpflichtung, die der Schweiz von ihrer 
Gründung und Geschichte her aufgetragen ist Der Bundesrat 
hat auch nicht das Recht, den Weg des geringsten Widerstan­
des zu gehen und der sich ausbreitenden Tendenz zur De­
struktion moralischer Qualitäten nachzugeben. 
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Aus diesem Grund bitten wir Sie, den Antrag unserer Fraktion 
zu unterstützen. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): II taut du courage pour parler 
ainsi aujourd'hui de politique etrangere. Les votes populaires 
semblent montrer que le peuple et les cantons suisses, dans 
leur majorite, s'accrochent au rocher alpin comme pour resis­
ter au vertige qui les prendrait 
Or, pour la Suisse comme pour tous les autres pays, l'evi­
dence est pourtant la II n'estquasimentplus de domaines qui 
ne soient aujourd'hui a la fois de politique etrangere et de poli­
tique interieure. Regardez I' Accord sur le transit: il est remis en 
cause par !'initiative des Alpes. Regardez le sort de Swissair: il 
pourrait etre remis en cause ä travers les negociations bilatera­
les par !'initiative des Alpes, encore une fois. Ce sont des 
exemples spectaculaires. 
Par ailleurs, que de changements, nous le savons bien! Les 
references süres sont bousculees. le rideau de fer est tombe, 
le communisme historique est mort, mais les risques de neo­
communisme, de neo-fascisme et de nationalisme agressifs 
sont lä, et bien la On parle du dialogue Nord-Sud. Ouel Nord, 
quel Sud, quel tiers rnonde, tant las situations sont diverses? 
Oui, cela toume, et cela tourne ä toute vitesse. Precisement ä 
cause de cela, jamais nous n'avons eu autant besoin de 
conceptions qui fussent ä jour. Jamais le pays n'a eu autant 
besoin qu'aujourd'hui d'etre conduit par des autorites qui sa­
chent Oll alles veulent aller, et soutenu par des partis gouver­
nementaux qui savent Oll conduire le pays. Oh, mes amis 
radicaux, Oll sont les radicaux de 1848 qui ont fait cette Suisse 
moderne? 
Seulement voilä, il y a servitude et grandeur de la democratie, 
dirait Alfred de Vigny, il y a la democratie directe. L'Accord sur 
l'Espace economique europeen a ete refuse, !'initiative des Al­
pes acceptee, et je l'ai dit, tant de choses peuvent etre remises 
an question. En ayant elabore ce rapport et en le presentant 
apres ces derniers evenements, le Conseil federal montre qu 'il 
n'entend pas jeter l'eponge, qu'il n'entend pas se confiner 
dans la gestion du pays en attendant que ce dernier mürisse. 
Cette attitude du gouvernement, le groupe liberal, plus gou­
vernemental que beaucoup d'autres, la salue et vous soutient 
Le Conseil federal, dans ce rapport, affiche donc ses cinq buts 
principaux. Je n'y reviens pas. II en deduit une strategie. II pre­
sente les possibilites a court et ä moyen terme selon des calen­
driers imaginables. II a raison. II serait faux d 'avancer avec une 
sorte d'eventail d'options ouvertes. Respecter le peuple, c'est 
agir dans le court terme, conformement ä ce qu'il a voulu et ne 
pas agir contre. Mais respecter le peuple, ce n'est pas, pour 
les autorites, renoncer ä lui montrer la route, et il est du devoir 
du gouvernement d'avoir une strategie. Cinq buts, donc, aux­
quels nous souscrivons. 
L' essentiel, finalement, c' est bien de montrer que la poursuite 
de ces buts, tels la paix, la securite et la prosperite, demande la 
participation et l'imbrication de la Suisse dans les ensembles 
articules economiques et politiques qui s'imposent au­
jourd'hui. Pour notre economie, pour nos chercheurs, pour 
notre jeunesse, il n'y a pas d'avenirveritable en tournant le dos 
a !'Union europeenne, Monsieur Frey Walter. Cela, il taut le sa­
voir et il taut le repeter. II laut aussi arriver ä en convaincre le 
peuple, mes chers collegues, notamment alemaniques. Je 
crois qu'en effet, pour ce qui concerne les Romands, sans re­
jeter cette majorite alemanique avec laquelle nous avons un 
destin et une histoire commune, vous nous entendrez, vous 
nous entendrez encore vous persuader que l'avenir de la 
Suisse, c'est la double respiration, nationale et europeenne, et 
qu'il n'y a pas d'avenir pour la Suisse sans cette double respi­
ration. 
La dimension europeenne - oui, Monsieur Siecher - est ne­
cessaire pour l'illustration et la defense de ce a quoi vous tenez 
et de ce ä quoi nous tenons. Pour nos interets, mais aussi pour 
la defense de nos valeurs, !'essential sera gagne et l'avenir 
sera ouvert lorsque vous, ou disons d'autres, en seront 
convaincus. Certes, il y a l'incertitude des temps, mais precise­
ment la stabilite en Europe n'est pas imaginable sans une 
reussite de !'Union europeenne, une reussite que nous vou­
lons, et une reussite ä laquelle nous devrions participer. c·est 
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aussi a cause de cette incertitude que la Suisse, c'est vrai, doit 
toujours cultiver une defense nationale forte. 
Les opposants ä. l'Union europeenne avancent l'argument de 
la neutralite. Les liberaux mesurent la valeur de la neutralite. 
Dois-je vous rappeler que c'est un liberal genevois, Pictet de 
Rochemont. qui l'a fait reconnaitre internationalement au 
Congres de Vienne? Les liberaux n'auraient vraiment pas de 
le90n ä recevoir quant ä la connaissance et la conscience de 
ce qu'est la neutralite. Mais !es liberaux ont toujours su que la 
politique de neutralite, son application et sa conduite, etait 
dans nos mains, que c'etait ä nous de l'appliquer et de l'inter­
preter. 
Nous l'avons fait au cours de l'histoire de fa90n differente. Le 
Parti liberal a d'ailleurs toujours insiste sur le fait que la neutra­
lite n'est pas un but, mais qu'elle est un moyen. Si un jour il de­
vait etre dans l'interet de la Suisse d'y renoncer ou d'en modi­
fier les termes. nous ne devrions pas etre arretes par cela au 
mepris de l'interet general de la Suisse. Si nous devions trou­
ver des moyens meilleurs de sauvegarder l'independance de 
la Suisse. la prosperite de la Suisse. nous devrions le faire. 
Certains de nos collegues, notamment en commission. 
M. Frey Claude notamment, ont voulu avoir un debat sur la 
neutralite a propos de la politique d'integration. Nous avons 
craint que ce debat soit propre ä cristalliser artificiellement les 
positions et nous voyons que notre crainte etait fondee, car 
c'est ce qui se passe. Nous ne devons pas nous laisser enfer­
mer ici, dans cette enceinte politique. dans une sorte de semi­
naire academique ou l'on dirait: «Voyons, s'il arrive ceci, est-ce 
que c'est compatible avec la neutralite? S'il se passe cela, 
est-ce que c'est compatible avec la neutralite?» Non, la politi­
que de neutralite ne doit pas etre definie de fa9on rigide. Elle 
doit rester, encore une fois, ä notre libre interpretation. II taut 
donc ne pas definir trop strictement la politique de neutralite 
pour laisser a notre politique etrangere la souplesse suffi­
sante. 
J'aimerais dire ä M. Siecher et a M. Frey Walter, et ä M. Frey 
Claude-qui n'est pas läje crois, maisqui s'est beaucoup ma­
nifeste en commission -que la politique de !a neutralite ne doit 
pas etre pour la Suisse une sorte de ceinture de chastete dont 
nous donnerions les cles en depöt ä MM. Blocher, Frey et 
consorts, des cles d'ailleurs qu'ils se garderaient bien de nous 
rendre et qu'ils pourraient bien perdre. Non, la politique de 
neutralite ne doit pas nous empecher d'avoir une politique 
etrangere. 
Je termine par Oll j'ai commence: le grand defi auquel nous 
nous trouvons confrontes, c'est, je l'ai dit, d'interioriser dans 
notre politique interne la dimension de politique etrangere. 
Nous y sommes resolus, nous avons remarque que le Conseil 
federal y est resolu. Nous le soutiendrons dans cet effort, et 
nous n'aurons de cesse dans ce pays, en epaulant, en ce qui 
concerne les Romands, les elites alemaniques qui sont de cet 
avis, de convaincre une majorite du peuple et des cantons que 
notre destin commun, notre destin historique, passe par l'ou­
verture au monde et, naturellement, aussi par l'ouverture ä 
l'Europe. 
Gar, et j'en termine par ceci, le rapport, naturellement, cristal­
lise notre discussion sur l'Europe. II n'y a pas que cela dans le 
rapport, il y a toute ta globalisation des echanges, la mondiali­
sation des echanges. Nous savons bien qu'un de nos pro­
chains defis sera l'Uruguay Round, nous savons bien ce que 
represente le Gatt, et nous ne voulons pas d'une Europe qui 
soit fermee surelle-meme, mais nous sommes persuades que 
la participation ä la construction europeenne, 93 n'est pas 
nous mettre dans une forteresse europeenne, c'est participer 
ä l'ouverture de l'Europe aux echanges mondiaux. 
C'est dans cet esprit tout ä fait patriotique, tout ä fait suisse, 
mais egalement europeen, parce qu'etre Suisse demain, 9a 
sera aussi etre Europeen et ouvert au monde, que nous pre­
nons acte avec approbation du rapport du Conseil federal. 

Oehler Edgar (C, SG): Wir glauben nicht, dass die Diskussion 
über den Bericht über die Aussenpolitik der Schweiz in den 
neunziger Jahren ein Grund mehr für das Aufreissen von Grä­
ben zwischen der deutschen und der welschen Schweiz sein 
sollte, im Gegenteil. Unserer Meinung nach sollte dieser Be-
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richt dazu dienen. dass wir miteinander unsere Zukunft gestal­
ten. Diese Einleitung an die Adresse von Kollege Eggly. 
Die CVP-Fraktion nimmt den Bericht des Bundesrates zur 
Kenntnis. Das bedeutet indessen nicht. dass die CVP-Fraktion 
diesem Bericht und namentlich den Schlussfolgerungen uni­
sono zustimmt 
Wenn wir heute den Bericht vom 29. November 1993 über die 
Aussenpolitik beraten, stellen wir fest. dass sich nicht nur seit 
der Zeit der Erarbeitung des Berichtes, sondern vor allem 
auch seit der Veröffentlichung einiges geändert hat Wir den­
ken dabei namentlich an die Volksabstimmung über die Al­
pen-Initiative, dann aber auch über die Entwicklung im Zusam­
menhang mit der Erweiterung der EU durch unsere ehemali­
gen Efta-Partner. Daraus ziehen wir den Schluss, dass der 
aussenpolitische Bericht des Bundesrates nie etwas in sich 
Abgeschlossenes sein kann, sondern Ausdruck einer grund­
sätzlichen Haltung ist, der Vorgabe von Zielen dient, dann 
aber auch eine Leitlinie im politischen Prozess darstellt Aus 
dieser Feststellung ist abzuleiten, dass es heute darum geht, 
den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und über die Schlussfol­
gerungen des Bundesrates zu diskutieren. 
Wir unterstützen die klare Definition der Aussenpolitik des 
Bundesrates, welche in diesem Bericht als Folge für seine zu­
künftige Tätigkeit zugrunde gelegt wird. Die fünf Kernziele, 
welche der Bundesrat urnreisst, macht die CVP damit auch zur 
Grundlage ihrer eigenen Aussenpolitik 
Für uns bedeutet Aussenpolitik nicht nur die Gestaltung der 
Beziehungen zu den europäischen Ländern. Obwohl diese 
Beziehungen in den vergangenen Monaten und in der Folge 
der Volksabstimmung vom 6. Dezember 1992 aus verständli­
chen Gründen im Mittelpunkt der Diskussion und der harten 
Auseinandersetzung standen, verkennen wir die Notwendig­
keit der Neuformulierung der Beziehungen zu den Staaten 
und Völkern anderer Kontinente nicht Wir wissen um die Be­
deutung des amerikanischen Kontinentes für uns, der Ent­
wicklung im südostasiatischen Raum, der Probleme der afri­
kanischen Staaten; wir räumen auch der Notwendigkeit ge­
pflegter Aufmerksamkeit für die Entwicklung der neuen Staa­
ten in der ehemaligen Sowjetunion höchste Priorität ein. 
Für die CVP ist Aussenpolitik damit nicht auf eine wirtschaftli­
che Integration in die europäische Staatengemeinschaft redu­
ziert Das ist eine der Teilpolitiken, zumal wir als Staat und Volk 
im Zentralbereich Europas mit unseren Nachbarn eine Reihe 
anderer Aufgaben zu erfüllen und Pflichten zu übernehmen 
haben. Wir unterstützen deshalb den Bundesrat, wenn er un­
ser Land sozial, kulturell und politisch an Europa annähern 
will. 
In den vergangenen Wochen und Monaten hat die CVP aus 
verschiedenen Gründen die Aufmerksamkeit wohlwollender 
Betrachter, dann vor allem aber auch der Kritiker auf sich gezo­
gen. Namentlich mit Rückblick auf den Ausgang der Volksab­
stimmung vorn 6. Dezember 1992 fragte man uns, wie wir nun 
die Zukunft gestalten wollen, weil doch die sogenannten CVP­
Stammlande sehr stark gegen den EWR-Vertrag stimmten. 
Damit mussten wir - aber nicht nur wir von der CVP - unmiss­
verständlich zur Kenntnis nehmen. dass unser Volk offenbar 
keinen Europäischen Wirtschaftsraum gernäss vorgelegtem 
Muster haben will. Für uns bedeutet das aber nicht gleichzei­
tig, dass wir uns von Europa abzuwenden haben. Wir interpre­
tieren den Ausgang jener Volksabstimmung vielmehr als Auf­
trag, unsere europäische Zukunft anderswie zu gestalten. 
Die CVP-Fraktion unterstützt die vom Bundesrat als prioritäre 
und pragmatische Zielsetzung definierte Weiterführung der 
europäischen Integration. Das bedeutet, dass wir die Absicht 
des Bundesrates unterstützen, die Weiterführung und die In­
tensivierung der bilateralen Verhandlungen so auszugestal­
ten. Wegen der unterschiedlichen Systeme machen wir uns in­
dessen nicht vor, dass die departernentsweise geführten Ver­
handlungen das Erreichen der Ziele unseres Landes erleich­
tern, sondern wir sind der Meinung, dass sie dies vielmehr 
sehr stark erschweren. Der Entscheid des Bundesrates, die 
Verhandlungen noch intensiver zu koordinieren, verdient des­
halb unsere Zustimmung. 
Die Frage, ob unsere Fraktion die vom Bundesrat im Bericht 
geäusserte Absicht des Beitritts zur Europäischen Union als 

strategisches Ziel der Integrationspolitik übernehmen will, ist 
bei uns genauso diskutiert und umstritten wie in den meisten 
anderen Fraktionen und Parteien. Wir wollen uns indessen 
nicht in blossen Wortspielereien verlieren und diese Absichts­
erklärung des Bundesrates nunmehr in eine Option umfunk­
tionieren. 
Wir nehmen zur Kenntnis. dass der Bundesrat diesen EU-Bei­
tritt zu einem strategischen Ziel seiner Integrationspolitik er­
klärte. Es kann doch nicht unsere Aufgabe sein, dem Bundes­
rat vorzuschreiben, was er zu denken, was er zu schreiben und 
wie er seine Aufgaben in diesem Bereich in allen Einzelheiten 
zu erfüllen hat 
Für uns hat die Neutralität auch in Zukunft einen hohen Stel­
lenwert Dabei teilen wir die Meinung nicht, dass eine weitere 
Annäherung an Europa oder gar eine volle Integration in Eu­
ropa ohne Souveränitätsverluste vor sich gehen wird oder 
dass wir die Neutralität als lästiges Überbleibsel, welches der 
Vollintegration unseres Landes in die EU im Wege steht, über 
Bord zu werfen haben. 
Die Grundrechte und damit auch die politischen Mitbestim­
mungsrechte unseres Volkes finden ihre Grenzen an den Er­
fordernissen anderer Staaten und Völker, namentlich aber an 
den Bedingungen der europäischen Völkergemeinschaft, wel­
che diese aus grenzüberschreitenden Regelungen ableitet 
Das bedeutet, dass eine Integration in eine europäische Ge­
meinschaft oder Union letztlich nicht ohne Souveränitätsverlu­
ste vor sich gehen wird. Wer etwas anderes behauptet, streut 
dem Volk entweder Sand in die Augen oder übersieht die tat­
sächlichen Gegebenheiten 
So, wie ein Bürger seine Rechte auf kommunaler Ebene durch 
die Integration in den Kanton relativiert sieht, wird diesen be­
reits begrenzten Rechten über die Erfordernisse eines Bun­
desstaates nochmals ein anderer Inhalt gegeben. Warum 
denn, so darf und muss man sich fragen, soll diese Relativie­
rung nicht auch im Zusammenhang mit der Aufgabenver­
schiebung von Einzelstaaten auf eine europäische Einheit wei­
tergehen? Die Frage ist nur, ob man das zu akzeptieren gewillt 
ist oder aber vorbehaltslos ablehnt 
Eine Neufassung unserer politischen Mitbestimmungsrechte 
ist aber nicht von vornherein etwas Negatives und des Teufels. 
Vielmehr sind wir alle aufgerufen, unsere politischen Rechte, 
ja die Grundrechte ganz allgemein neu zu umschreiben und 
zu verwesentlichen. Während wir wohl gegenüber einer wirt­
schaftlichen Integration in das Europa der Zukunft keine un­
überwindbaren Vorbehalte machen, hat ein grosser Teil des 
Volkes Mühe bekundet, die Entwicklung im politischen Be­
reich zu akzeptieren. 
Wir verstehen diese Angst vor dem Unbekannten, wie wir auch 
den Missmut verstehen, wenn man weh/erworbene und lieb­
gewonnene Rechte gegen eine unbestimmte Grösse einzu­
tauschen hat 
Unseres Erachtens liegt in diesem Bereich denn auch die Crux 
der politischen Diskussion der Gegenwart Gerade deshalb er­
achten wir es als unabdingbar, dass wir auf Verfassungsstufe 
die Voraussetzungen schaffen, welche einen Beitrag zum poli­
tischen Dialog über die Aussen- und Europapolitik leisten 
können. 
Je länger, desto mehr erkennen wir dabei die Tatsache, dass 
Aussenpolitik vor allem auch Innenpolitik ist Der Bürger will 
wissen, welche Auswirkungen aussenpolitische Entscheidun­
gen auf den inneren Bereich und damit auf die Innenpolitik 
haben. 
Die CVP-Fraktion ist der Überzeugung, dass die aussenpoliti­
schen Entscheidungen nicht nur vermehrt, sondern ganz ge­
nerell innenpolitisch abzustützen sind. 
Vor diesem Hintergrund lehnt unsere Fraktion Rückweisungs­
oder Ablehnungsanträge, wie sie Ihnen vorgelegt wurden, ab. 
Sie lehnt es ebenfalls ab, wenn mit der Kenntnisnahme des 
Berichtes des Bundesrates irgendwelche Verknüpfungen ge­
macht werden sollen. 
Wir sind der Meinung, dass der Bundesrat- der Präsident der 
Aussenpolitischen Kommission hat es dargelegt -- mit seinem 
Bericht über die Aussenpolitik der nächsten Jahre eine wert­
volle Grundlage für unsere aussen- und vor allem auch für un­
sere innenpolitische Diskussion gelegt hat. Darauf wollen wir 
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uns, ohne jetzt und heute Stellung für oder gegen seine Strate­
gie nehmen zu wollen. abstützen. damit wir gemeinsam, Herr 
Eggly. unsere politische Zukunft in Europa umreissen kön­
nen: Diese Zukunft in diesem Europa ob wir es wollen oder 
nicht - ist auch die Zukunft unseres Landes. nicht nur im wirt­
schaftlichen Bereich. sondern in allen Bereichen der Politik. 

Steffen Hans (D, ZH) Die SD/Lega-Fraktion stellt fest, dass 
der vorliegende Bericht des Bundesrates in seinen Zielsetzun­
gen eigentlich nicht viel Neues enthält, ausgenommen die 
Neuinterpretation des Neutralitätsbegriffs im Anhang und die 
Umschreibung möglicher näherer Kontakte zur Nato und zur 
Westeuropäischen Union. Das strategische Ziel der bundes­
rätlichen Europapolitik bleibt bestehen, wie es schon vor der 
EWR-Abstimmung bekannt war, nämlich: der Beitritt unseres 
Landes zur Europäischen Union. 
Beim Lesen dieses Berichtes muss der Eindruck entstehen, es 
habe den 6. Dezember 1992 gar nicht gegeben. Die Classe 
politique gibt sich durch offensichtliche Bewusstseinsverwei­
gerung nicht Rechenschaft darüber, dass eine respektable 
Mehrheit der Stände den Beitritt zum EWR abgelehnt hat Auf 
internationaler Ebene zeigt sich ein ähnliches Bild. Obwohl 
sich der Bundesrat bewusst ist, dass nach dem ablehnenden 
Entscheid von 1986 im Volk auch heute nur wenig Verständnis 
für einen Uno-Beitritt vorhanden ist, will er trotzdem an diesem 
strategischen Ziel seiner Aussenpolitik festhalten. 
Man hat sich im Bundesrat und bei der Mehrheit des Parla­
ments für die Salamitaktik entschieden, was die Abstimmung 
vom 12. Juni dieses Jahres über die Schaffung von Schweizer 
Blauheimtruppen belegen dürfte. 
Zurück zur Europapolitik: Der Bericht enthält auch einen Zeit­
plan für die bundesrätlichen Massnahmen. Bis 1995 soll bila­
teral verhandelt werden. In der kommenden Legislaturperiode 
will er die Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union 
aufnehmen, sofern die innen- und aussenpolitischen Voraus­
setzungen erfüllt sind, wie sich der Bundesrat im Bericht aus­
drückt Die des weiteren angedeutete Möglichkeit eines EWR­
Beitritts erscheint unserer Fraktion als fragwürdige Alternative. 
Das Festschreiben eines Massnahmenkatalogs und insbe­
sondere eines Zeitplans durch den Bundesrat ist mit Blick auf 
die kommenden bilateralen Verhandlungen der Schweiz mit 
der Europäischen Union ein Beweis für die unübersehbaren 
Schwächen unserer Aussenpolitik. Oder ist es gar ein Zeichen 
fragwürdiger Absicht? 
Der Verdacht muss ausgesprochen werden, dass der Bundes­
rat zur Verwirklichung seiner Absicht, nämlich Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen mit der EU, ein Scheitern der bilatera­
len Verhandlungen bewusst in Kauf nimmt, um so quasi künst­
lich die aussenpolitischen Voraussetzungen für die Verhand­
lungen ab Herbst 1995 zu schaffen. 
Wenn ich mich in die Köpfe der Brüsseler Verhandlungspart­
ner hineindenke, komme ich zu folgender Beurteilung der 
Lage: Der einzige Trumpf, mit welchem die Schweiz ein Luft­
fahrtabkommen und beispielsweise Ausnahmen in den Berei­
chen Freizügigkeit des Personenverkehrs und Ausverkauf der 
Heimat hätten erzwingen können, wurde vom Bundesrat 
durch übereilte Ratifikation des Transitabkommens ausge­
spielt Nach der Veröffentlichung des Zeitplanes müssen die 
bilateralen Verhandlungen einfach so harzig geführt werden, 
dass sie Ende 1995 keine oder schlechte Resultate aufweisen, 
was den Weg zur Einleitung von Beitrittsverhandlungen öffnet 
Ob diese Beurteilung der Ausgangslage durch die SD/Lega­
Fraktion eine böse Unterstellung ist oder die Realität sein wird, 
dürften wir spätestens nach den nächsten Nationalratswahlen 
wissen. 
Dass die Rahmenbedingungen für bilaterale Verhandlungen 
jetzt alles andere als komfortabel sind, ist wohl unbestritten. 
Aber wenn der Bundesrat, wie gesagt, ein Transitabkommen 
ratifiziert, ohne vorher mit aller Härte Gegenleistungen einge­
handelt zu haben, hat er sich diese unerfreuliche Ausgangs­
lage selber eingebrockt Es ist äusserst unfair, wenn er die 
Schuld an der Situation dem sturen Stimmvolk anlastet 
Aus der Fülle des Berichts greife ich Ziffer 4. 2, Innenpolitische 
Abstützung der Aussenpolitik, heraus. Der Bundesrat erklärt, 
dass die Aussenpolitik stärker als bisher in der Bevölkerung 

verankert werden müsse. Als Massnahmen erwähnt er erstens 
den Ausbau des aussenpolitischen Apparates als Dienstlei­
stungsbetrieb, zweitens die Verbesserung der Information der 
Bevölkerung über Aussenpolitik, drittens die Vertiefung des 
Dialogs und der Konsultation zwischen Bundesrat und Parla­
ment, viertens die Vertiefung des Dialogs zwischen Bundesrat 
und Kantonen und fünftens die Bildung von ausserparlamen­
tarischen konsultativen Kommissionen (Bericht S. 43). 
Nachdem der Bundesrat den Beitritt der Schweiz zur Europäi­
schen Union anstrebt und eine Mehrheit der Spitzen der Bun­
desratsparteien diese Politik mitträgt. stellt sich die berech­
tigte Frage, ob nicht die oben aufgezählten Massnahmen le­
diglich ein Mittel zum Zweck sind, nämlich den längst eingelei­
teten Integrationsprozess breit abzustützen. 
Als zweite Massnahme wird von der Verbesserung der Infor­
mation der Bevölkerung gesprochen. Wenn man an die Pa­
pierflut aus dem Integrationsbüro denkt, z.. B. an die aufwendi­
gen Unterlagen für Schulen zum Thema Europa, sollte schon 
eher von Beeinflussung, Indoktrination und Manipulation und 
weniger von Information gesprochen werden I Oder greifen wir 
die vierte Massnahme heraus Vertiefung des Dialogs zwi­
schen Bundesrat und Kantonen-: Es kann festgestellt wer­
den, dass allein schon mit der Einsetzung von hochbezahlten 
Europadelegierten in einzelnen Kantonen vollamtliche Multi­
plikatoren am Werk sind, welche die Integrationsziele des 
Bundes auf kantonaler Ebene durch Vorträge und Artikel im 
Volk zu vertiefen haben. 
Es wäre bedauerlich, wenn neben dem durchaus notwendi­
gen Dialog zwischen Bund und Kantonen die regierungsrätli­
chen Mitglieder des Kontaktgremiums und der Regierungs­
konferenz durch die ablaufenden gruppendynamischen Pro­
zesse zu Politkommissaren umerzogen würden, welche letzt­
lich die Aufgabe hätten, von oben nach unten Einfluss auf ihre 
administrative und politische Umgebung zu nehmen, und dies 
mit dem Ziel, die bundesrätliche Aussenpolitik zu stützen. 
In einem letzten Punkt möchte ich noch kurz auf den im An­
hang abgedruckten Bericht zur Neutralität zu sprechen kom­
men. Die wichtigsten strategischen Ziele der bundesrätlichen 
Aussenpolitik - nämlich: Annäherung an die Nato und an die 
Westeuropäische Union, Integration der Schweiz in der Euro­
päischen Union und Beitritt zur Uno - brachten den Bundesrat 
in eine neutralitätspolitische Zwickmühle, die von ihm frühzei­
tig erkannt wurde. 
Im März 1991 wurde die Studiengruppe «Neutralität» vom Bun­
desrat beauftragt, einen Bericht zu verfassen, der uns seit 
März 1992 vorliegt Die Auswahl der Experten muss wohl so 
getroffen worden sein, dass das Resultat für den Bundesrat 
absehbar war, nämlich eine Neuinterpretation des Neutrali­
tätsbegriffs. Oder anders und vielleicht ein bisschen bösartig 
ausgedrückt: Wer als Gutachter oder Fachexperte vom Bun­
desrat auch künftig lukrative Aufträge erhalten will, wird sich 
vermutlich hüten, gegen den Stachel zu löcken und Resultate 
zu liefern, die nicht den strategischen Absichten des Bundes­
rates entsprechen. Oder liege ich hier falsch? 
Nun aber zur Sache. Der Bundesrat schreibt im vorliegenden 
Bericht, die Neutralität sei eine zentrale Maxime der Aussen­
und Sicherheitspolitik. Für mich und für viele in diesem Land 
aber ist die Neutralität die zentrale Maxime der Aussen- und Si­
cherheitspolitik. Unsere Neutralität kann insofern als einmalig 
bezeichnet werden, als sie nicht einfach ein situationsbeding­
tes. wandelbares Mittel zur Sicherung der eigenen Existenz ist, 
sondern direkt aus der Idee der Eidgenossenschaft abgeleitet 
werden muss. Sie war von Anfang an als Rechts- und Frie­
densordnung aufgebaut und als solche im Bewusstsein des 
Volkes verankert 
Unsere Auffassung von Neutralität bedingt den Verzicht auf 
Machtpolitik und auf Teilnahme an Konflikten anderer Staaten. 
Ich möchte noch weitergehen: Es geht um den Verzicht auf 
Einsätze auch zugunsten der Uno, denn die Weltorganisation 
ist in Konfliktfällen immer auch Partei. Die Schweiz muss ihren 
Dienst für den Frieden leisten, und sie kann dies auch, nämlich 
durch den Ausbau der Wirksamkeit des Internationalen Komi­
tees vom Roten Kreuz, durch Katastrophenhilfe, als Schutz­
macht für verfeindete Staaten und für Bürgerinnen und Bürger 
kriegführender Staaten. 
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Abschliessend stelle ich die Frage in den Raum: Was trägt die 
Eidgenossenschaft zur Friedensförderung in dieser Welt bei? 
Seit 1848 verwirklicht und vertieft sie die direkte Demokratie 
und hielt bis vor kurzem der Unabhängigkeit und Neutralität 
die Treue. Sie lebte mit allen engeren und weiteren Nachbarn 
im Frieden. Würde man weltweit das von unserem Land 
zierte Prinzip der Nichteinmischung beachten. wäre der er­
sehnte Weltfriede greifbarer. 
Die SD/Lega-Fraktion unterstützt die Rückweisungsanträge 
und bittet Sie, ein Gleiches zu tun. 

Vollmer Peter (S, BE): Die Ankündigung dieses Berichtes 
über die Aussenpolitik hat so hohe Erwartungen geweckt, 
dass wir heute feststellen müssen: Es ist gar nicht möglich, 
dass er alle diese Erwartungen einlösen kann. Dennoch 
schätzt die sozialdemokratische Fraktion diesen Bericht sehr 
positiv ein. Er enthält eine äusserst realistische Analyse der 
heutigen Situation und der Stellung der Schweiz in Europa 
und in der Welt Endlich spricht der Bundesrat in seiner Ana­
lyse in bezug auf die nationalstaatliche Souveränität Klartext 
Die konkrete, faktische Selbstbestimmung, also die staatliche 
Souveränität, ist am wenigsten in einem sogenannten Allein­
gangs-Szenario gewährleistet Die wirtschaftliche, soziale, 
umweltpolitische, kulturelle, aber auch sicherheitspolitische 
Verflechtung, die gegenseitige Abhängigkeit und Durchdrin­
gung sind heute so gross, dass jede andere Einschätzung zu 
einer Fiktion verkommt Integration könnte eben gerade auch 
bedeuten, dass damit ein Zuwachs, ein Gewinn an Souveräni­
tät, an Selbst- und Mitbestimmung erreicht werden kann. 
Die Analyse des Bundesrates ist insofern auch eine begrüs­
senswerte und klare Absage an diese mythologisierten und 
populistischen Betrachtungsweisen, von denen wir vorhin 
wieder gehört haben. Insofern verdient dieser Bericht unsere 
volle Unterstützung. Wir können keine Politik allein mit Optio­
nen machen. Es braucht - da können wir dem Bundesrat zu­
stimmen klare Zielvorgaben, und die Zielvorgabe «Beitritt zur 
Europäischen Union» ist richtig, auch wenn es Vorbehalte 
gibt Wie die Zukunft der EU aussehen wird, werden einzig und 
allein diejenigen bestimmen, die dabei sind. Wir können nicht 
über die Entwicklung der EU lamentieren, wenn wir nicht mit­
machen, denn eines ist sicher und klar: Was in der EU in Zu­
kunft geschieht, wird unser Land unmittelbar betreffen. 
Erfrischend im Bericht über die Aussenpolitik ist insbesondere 
die Tatsache, dass man sich zu den Grundsätzen der Aussen­
politik diesmal sehr viel konkreter äussert als früher, als man 
meinte, man könne schon allein mit den alten Worthülsen der 
Universalität, der Disponibilität und auch der Neutralität eine 
eigenständige Aussenpolitik machen. 
Wir werten es in diesem Bericht als sehr positiv, dass die Ein­
sicht und der Wille vorhanden sind bzw. dass es einen Sinn 
machen könnte. sich allenfalls auch an kollektiven Sicher­
heitsstrukturen zu beteiligen - ohne dass man heute bereits 
dafür eintritt, dass wir uns an einem Militärbündnis beteiligen 
müssten. 
Wir erkennen auch die Einsicht und den Willen, sich für die 
Überwindung der ökonomischen und sozialen Disparitäten 
einzusetzen, im Wissen, dass genau diese Disparitäten auf 
dieser Welt die wichtigsten Ursachen der globalen Instabilitä­
ten sind. Und positiv ist ebenfalls zu würdigen, welche Bedeu­
tung den Menschenrechten und der Demokratie in diesem Be­
richt zukommt und welchen Stellenwert auch den ökologi­
schen Fragen beigemessen wird. Spätestens seit der jünge­
ren Entwicklung in Afrika weiss man, wie eng die Fragen der 
Demokratie, der Menschenrechte - denken wir nur an das 
Stichwort des sogenannten «Good governance» - zusam­
menhängen. 
Das Wichtigste in diesem Bericht ist jedoch das Bekenntnis 
zur Kohärenz, also zur Einbettung der Aussenpolitik in die ge­
samte, sowohl in die innenpolitische wie auch in die globale 
Betrachtungsweise. Aussenpolitik darf nicht länger ein Eigen­
leben führen. Es darf nicht länger die Domäne einer würdigen 
Diplomatie sein. 
Nach soviel positiver Würdigung sind zweifellos auch einige 
kritische Anmerkungen am Platz. Sie betreffen vor allem die 
strategisch-taktische Umsetzung der Ziele, wie sie im Bericht 

anvisiert werden. Da wirkt der Bericht oft recht schwammig. 
Viel Konkretes wird einfach in die nächste Legislatur verscho­
ben. Gerade in der Europapolitik vertreten wir mit Nachdruck 
die Auffassung, dass es wichtig ist. die durch die 
EWR-Vorlage entstandene Situation so rasch als mr,m,,rh 
deblockieren. Damit wir nicht wieder Schiffbruch 
könnten Zwischenschritte sinnvoll sein, mittels 
eines konkreten Verfassungsauftrages oder. je nach dem Aus­

der Volksabstimmungen bei den beitrittswilligen Efta­
auch über einen zweiten ~nlauf zum EWR. Mit den 

n,n,M~-~,.~h•·~~ Volksinitiativen hat der Bundesrat es in der 
Hand, allenfalls mittels Gegenvorschlägen seine integrations­
politischen Ziele auch vom Volk frühzeitig abstützen zu lassen. 
Dass den innenpolitischen Realitäten mittels einer entspre­
chenden Reformpolitik dabei vermehrt Rechnung zu tragen 
ist. ist eine Voraussetzung für den späteren Erfolg der Integra­
tionspolitik, die der Bundesrat klar anvisiert 
Auch für das Stichwort «Kohärenz» gäbe es noch und noch 
Anwendungsfälle, um nicht zu sagen Nagelproben. Denken 
wir nur daran, wie schwer sich der Bundesrat mit seinem PC-
7-Entscheid, ja mit seiner gesamten Waffenexportpolitik tut 
Da kommt man nicht ganz vom Eindruck los, in vielen Fällen 
gelänge es einer bestimmten Aussenwirtschaftslobby immer 
noch zu stark, eine konsequente. kohärente Aussenpolitik zu 
verhindern. Denken wir auch an das Beispiel der Türkei, an ein 
Land, das die Menschenrechte der kurdischen Minderheiten 
immer mehr missachtet. 
Wir wissen es: Die Öffnung in Richtung einer entmythologisier­
ten und glaubwürdigen Aussenpolitik setzt vor allem einen in­
tensiven innenpolitischen Informations- und Lernprozess vor­
aus. Da bleiben leider oft noch Zweifel an der bundesrätlichen 
Politik, wenn wir z. B. an die Wechselbäder denken, welche 
man der Bevölkerung bezüglich von verschiedenen Wertori­
entierungen zumutet 
Wir wissen, im Jahre 1991 zelebrierte man mit der 700-Jahr­
Feier vor allem die Mythologie. Im Jahre 1992 hat man der Be­
völkerung mit der EWR-Vorlage eine nüchterne Realpolitik ab­
verlangt Im Jahre 1993 mobilisierte man für die F/A-18-
Abstimmung wiederum die Vergangenheit, und in diesem 
Jahr wünschen wir von der Bevölkerung für die Blauhelme 
wieder das Bekenntnis zu einer offenen Schweiz. Auch da 
bräuchte es mehr Kohärenz. Nicht nur in der Sachentschei­
dung, sondern vor allem auch in der Vermittlung von Wertvor­
stellungen. 
Der Bericht zur Neutralität macht dies ja sehr deutlich. Es war 
Zeit, einmal ganz klar festzuhalten - wir teilen hier die Ein­
schätzung des Bundesrates-. dass unsere Neutralität immer 
nur ein Mittel zum Zweck war. Ein Mittel zur Aufrechterhaltung 
unserer Selbständigkeit, zur Aufrechterhaltung unserer Sou­
veränität Dass diese Mittel angesichts neuer europäischer 
und globaler Verhältnisse überprüft werden müssen, ist offen­
sichtlich. Wir teilen darum die Einschätzung, dass eine aktive 
und offene Aussenpolitik, wie sie in diesem Bericht über die 
Aussenpolitik vertreten wird, nicht mehr durch sogenannte 
neutralitätspolitische Vorbehalte in Frage gestellt werden 
kann. So können die europäische Integrationspolitik, wie sie 
der Bundesrat anvisiert, der Uno-Beitritt, aber auch die Blau­
helmvorlage nicht mehr glaubwürdig mit neutralitätspoliti­
schen Argumenten bekämpft werden. 
Man müsste demgegenüber zum Neutralitätsbericht höch­
stens die Frage stellen, ob darin nicht allzusehr gezögert wird, 
die wahre Bedeutung der heutigen Neutralitätspolitik unge­
schminkt darzustellen. Offensichtlich hält man die Öffentlich­
keit diesbezüglich noch nicht für genügend vorbereitet Diese 
Lücke schliesst man aber nicht mit überholten Bekenntnissen, 
wie sie im Bericht leider immer noch zu finden sind. 
Unverständlich bleibt auch, dass der Nord-Süd-Bericht vom 
aussenpolitischen Bericht abgetrennt worden ist und später 
separat behandelt werden soll; das ist kein positives Beispiel 
einer kohärenten Betrachtungsweise. Verschiedene Einzel­
sprecher unserer Fraktion werden noch einige Themen zu­
sätzlich ausleuchten. 
Die SP-Fraktion nimmt vom Bericht positiv Kenntnis und bittet 
Sie, die Rückweisungsanträge abzulehnen, insbesondere 
auch den Rückweisungsantrag von Herrn Hafner, der zwar 
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gutgemeint ist Natürlich gibt es auch aus unseren Reihen Kri­
tik an den Entwicklungen innerhalb der Europäischen Union. 
Diesen Entwicklungen begegnen wir jedoch nicht. indem 
wir diesen Bericht zurückweisen. sondern diesen Entwicklun­
gen - auch im Zusammenhang mit der und so­
zialen Frage und ihren Auswirkungen auf unser Land begeg­
nen wir einzig und allein damit. dass wir in unserem lande 
eine aktive Politik betreiben, dass wir in unserem lande eine 
Reformpolitik betreiben, die verhindert, dass Ent­
wicklungen innerhalb der Europäischen Union unsere Inte­
grationspolitik negativ beeinflussen. Rückweisungen bringen 
deshalb nichts. 
Wir bitten Sie: Lehnen Sie die Rückweisungen ab, und neh­
men Sie positiv Kenntnis vom Bericht des Bundesrates! 

Moser Rene (A, AG): Auch ich möchte Sie daran erinnern, 
dass wir bereits den letzten aussenpolitischen Bericht des 
Bundesrates zurückgewiesen haben. Wir haben ihn zurückge­
wiesen, weil damals selbst von den EWR-Befürwortern be­
fürchtet wurde, dass die Aussage im Bericht, nämlich das 
Fernziel des Bundesrates sei der Beitritt zur EG, auf die Ab­
stimmung vom 6. Dezember 1992 negative Auswirkungen 
hätte. 
Wenn also die Mehrheit von damals ihre Redlichkeit - ich be­
tone: ihre Redlichkeit- bestätigen will, dann müssen Sie den 
heute vorliegenden Bericht erst recht zurückweisen. Zurück­
weisen müssten ihn auch jene EWR-Befürworter, welche da­
mals sagten, für sie käme ein EG-Beitritt nicht in Frage. So hät­
ten wir schon einige Stimmen beieinander. 
Wer aufgrund des Titels «Bericht über die Aussenpolitik der 
Schweiz in den neunziger Jahren» im Bereich Förderung der 
Wohlfahrt eine Grundsatzerklärung des Bundesrates über 
eine umfassende bzw. weltweite Aussenpolitik erwartete, 
wurde schwer enttäuscht Der Bericht befasst sich nur vertieft 
mit der europäischen Integration, oder auf den Punkt ge­
bracht: mit dem EU-Beitritt 
Angesichts der weltweiten Wirtschaftsentwicklung, insbeson­
dere der Bildung des nordamerikanischen Wirtschaftsraumes 
mit dem Nordamerikanischen Freihandelsabkommen (Nafta) 
sowie des Anlaufs zur Bildung des asiatischen Wirtschafts­
blocks, müsste man von einer Landesregierung erwarten, 
dass sie sich mit dieser Gegebenheit in der Wirtschaftspolitik 
mit ganz besonderem Effort auseinandersetzt Im Berichtfinde 
ich aber nur gerade drei Sätze dazu. Drei lausige Sätze über 
die Beziehungen zu den bedeutenden Wirtschaftsterritorien! 
Ich wiederhole hier, was ich in der Kommission schon gesagt 
habe: Würde mir ein Kadermitglied einer weltweit tätigen Un­
ternehmung einen vergleichbaren Bericht über seine Marke­
tingpolitik vortragen, würde ich es entlassen. 
Der Bericht ist aber auch formal in seinem Aufbau zu kritisie­
ren; er enthält ein Durcheinander von Zielen und Massnah­
men. Eines muss ich allerdings zugestehen: Der Bundesrat 
bekennt klar Farbe und teilt uns mit, wohin er unser Volk mittel­
fristig führen will. Er will, ohne Rücksicht auf den Volksent­
scheid vorn 6. Dezember 1992, der EU beitreten und sieht auf 
seinem Irrweg gleich noch den Uno-Beitritt So nebenbei ver­
sucht er uns beliebt zu machen, dass eine Annäherung an die 
Nato für die Schweiz von Vorteil wäre. 
Unser Bundesrat hat wirklich noch nichts gelernt Die Zwänge­
rei wird bei ihm zur Tugend. Ich hoffe nur, dass unser Volk der­
einst, wenn es wieder an die Urne gehen muss, der ideologi­
schen Schwärmerei unseres derzeitigen Bundesrates wider­
stehen kann. 
Es wundert mich auch, dass der Bundesrat in diesem Bericht 
unverblümt unhaltbare Behauptungen aufstellt: Weder einen 
Uno- noch einen EU-Beitritt betrachtet er als Verstoss gegen 
unsere verfassungsrnässige Neutralität Darf ich Sie bei dieser 
Gelegenheit daran erinnern, dass mit den Maastrichter Verträ­
gen eine gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik in der 
EU eingeführt worden ist? Artikel J1. Absatz 4 besagt: «Die 
Mitgliedstaaten unterstützen die Aussen- und Sicherheitspoli­
tik der Union aktiv und vorbehaltlos, im Geist der Loyalität und 
gegenseitiger Solidarität» Das hat beileibe nichts mit Neutrali­
tät zu tun. In Artikel J4 Absatz 1 ist zudem festgeschrieben, 
dass auch eine gemeinsame Verteidigungspolitik zur Siehe-

rung der EU gehört. Ein Beitritt zur EU wäre also ein Bruch von 
Artikel 2 der Bundesverfassung ob Sie das wahrhaben wol­
len oder nicht 
In seinem Bericht sagt der Bundesrat auch. dass er es als 
seine Pflicht erachte, bezüglich bilateraler Verhandlungen 
dem Volkswillen nachzukommen. Aber dass der Bundesrat 
seiner Pflicht bezüglich bilateraler Verhandlungen nicht ernst­
haft nachkommen will. dokumentiert er im Bericht 
indem er sagt, dass er die bilateralen Verhandlungen 
Ende 1994 beurteilen will, um dann das Vorgehen in Sachen 
Volksinitiative über den EWR-Beitritt festzulegen. Wer den stei­
nigen Weg von bilateralen Verhandlungen kennt, weiss ge­
nau. dass innerhalb von einem Jahr absolut keine interpretier­
baren Ergebnisse vorliegen können. Ergo, der Bundesrat will 
uns beweisen, dass bilaterale Verhandlungen nicht zum Ziel 
führen und nur ein EU-Beitritt möglich ist 
Kann sich der Bundesrat eigentlich vorstellen. was die EU­
Kommission ihren Unterhändlern für Anweisungen geben 
wird, wenn alle Welt schon weiss, dass das strategische Ziel 
des Bundesrates der EU-Beitritt ist? 
Zum Bericht zur Neutralität Dieser Bericht, mit dem gestell­
ten Expertengutachten im Hintergrund, zielt darauf ab, einen 
Beitritt zur EU unter dem neutralitätspolitischen Gesichts­
punkt als unbedenklich erscheinen zu lassen. Sie haben es 
gehört: In der Aussenpolitischen Kommission hörten wir Ex­
perten aus Deutschland, Österreich - und auch einen hohen 
Schweizer Offizier an. Alle Erläuterungen glichen sich wie 
ein Ei dem andern. Wir können frohlocken: Unsere verfas­
sungsmässige Neutralität lässt ausser einer aktiven Beteili­
gung an einem Krieg alles zu. Bemerkenswert war die Aus­
sage des österreichischen Delegierten, der gesagt hat, dass 
man vor dem Referendum zum EU-Beitritt Österreichs kei­
nesfalls über die Aufgabe des österreichischen Neutralitäts­
gesetzes sprechen dürfe, ansonst die Abstimmung klar verlo­
ren wäre. Sie sehen also, auch in Österreich will man das 
Volk hinters Licht führen. 
Es gibt Kräfte in diesem Land, die bedenkenlos unsere Neutra­
lität als Staatsmaxime in Frage stellen. Sie deuten Neutralität 
nach ihrem eigenen Gutdünken. Ich zitiere hier einen gravie­
renden Beweis. Unter Ziffer 5.2 sagt der Bundesrat: «Sollte die 
EU eines Tages ihr Ziel einer soliden und dauerhaften gemein­
samen Verteidigungsstruktur erreichen, müsste unser Land 
auch bereit sein, seine Neutralität grundsätzlich neu zu über­
denken.» Und weiter, unter 5.3: «Der Bundesrat beurteilt eine 
EU-Mitgliedschaft unter Aufrechterhaltung der Neutralität als 
rechtlich möglich.» Er folgert daraus auch, genau wie die 
Österreicher: «Daher würde der Bundesrat bei allfälligen Ver­
handlungen über einen Beitritt der Schweiz zur EU den Status 
der Neutralität als solchen nicht zum Verhandlungsgegen­
stand machen.» Schöne Aussichten sind das! 
Ich glaube, der Bundesrat geht hier nach dem Motto vor: «Wer 
kriecht, stolpert nicht». Es ist eine Schande, wenn der Bundes­
rat feststellt, dass die Schweiz das Instrument der Neutralität 
immer wieder flexibel den internationalen Notwendigkeiten 
und den eigenen Interessen angepasst habe und das auch 
weiterhin so zu tun gedenke. 
Ich habe immer geglaubt, Aussenpolitik sei, mit allen Völkern 
in Frieden leben und aktiv an der Förderung der internationa­
len Zusammenarbeit teilnehmen, um so die Machtbeziehun­
gen zwischen den Staaten durch Rechtsbeziehungen zu er­
setzen. Mit diesem Beitritt werden wir in den Sog der Machtpo­
litik kommen, ob Sie das wollen oder nicht 
Die Fraktion der Auto-Partei lehnt den aussenpolitischen Be­
richt des Bundesrates ab und unterstützt den Rückweisungs­
antrag. 
Wir empfehlen Bundesrat Cotti, einen Bericht mit Visionen und 
Perspektiven im Bereich der Wirtschaftspolitik zu erarbeiten, 
welcher der weltweiten Gesellschafts- und Wirtschaftsentwick­
lung Rechnung trägt Dabei erwarten wir eine freiheitsorien­
tierte Aussenpolitik unter Berücksichtigung einer aktiven Neu­
tralitätspolitik. Die Grundpfeiler brauchen Sie nicht neu zu defi­
nieren, sie sind die längst bewährten und weltweit geschätzten 
Guten Dienste. Das sind die einzigartigen Stärken unseres 
Kleinstaates, dank denen wir weltweit einen guten Rufgenies­
sen. Wir wollen eine unabhängige Willensnation bleiben und 
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darin keinen Widerspruch zur Solidarität mit allen Völkern se­
hen. Eine glaubwürdige Schweiz mit ihren Guten Diensten gilt 
es auszubauen und nicht an der Neutralität herumzulabone­
ren, bis sie keine mehr ist' 
Wer diesem Bericht zustimmt will in die EU. Und Sie können 
versichert sein, dass wir diese Tatsache im Wahljahr unseren 

und klar vor führen werden. 

Nabholz lili (R, ZH): Namens der 
Fraktion danke ich dem Bundesrat für seinen Bericht und den 
Anhang über die Neutralität 
Meine Fraktion erachtet diesen Bericht als eine äusserst wert· 
volle und umfassende Orientierungshilfe, die in klaren und vor 
allem auch verständlichen Worten offenlegt, wie sich die aus­
senpolitischen Realitäten für uns heute darstellen, welche Mit­
wirkungsdefizite bestehen und welche Marschroute der Bun­
desrat insgesamt einzuschlagen gedenkt 
Was am Bericht besonders besticht, ist die klare Strukturie­
rung und seine konsequente Orientierung an der optimalen 
Interessenwahrung für unser Land. 
Man hat dem Bundesrat, gerade im Vorfeld der EWR-Abstim­
mung, immer wieder vorgeworfen, er fahre einen Zickzack­
kurs, sei unschlüssig und wenig kohärent in seinen aussenpo­
litischen Aussagen. Einen solchen Vorwurf kann man diesem 
Bericht nun wahrlich nicht machen. Er trägt, gegenüber frühe­
ren Berichten, in mancher Hinsicht eine neue Handschrift 
Endlich, so möchte man sagen, wird die Aussenpolitik nicht 
mehr nach abstrakten, darum auch wenig fassbaren Maximen 
ausgelegt, sondern sie ist problembezogen dargestellt und 
denkt konsequent vom Ziel her, das es zu erreichen gilt 
Man merkt diesem Bericht an, dass der Bundesrat gewillt ist, 
seine Aussenpolitik im Interesse der erwähnten optimalen In­
teressenwahrung für unser Land aktiv und nicht bloss reaktiv 
zu führen. Das ist angesichts der georteten internationalen In­
terdependenzen und der Globalisierung zahlreicher Pro­
bleme auch notwendig, denn niemand wird bestreiten wollen, 
dass wir heute enger denn.je mit vielen grenzüberschreiten­
den Problemen konfrontiert sind, die zeigen, wie kurz ein 
Denkansatz greift, der sich ausschliesslich an einer nationalen 
Problemlösungskapazität orientieren will. 
Wir wissen zudem, dass die internationale Stellung eines Lan­
des heute nachhaltig durch die praktizierte Solidarität und die 
Übernahme vom Mitverantwortung bei der Lösung existentiel­
ler Probleme mitbestimmt wird. Da wir selbst von solchen Pro­
blemen betroffen sind, haben wir auch ein eminentes Inter­
esse, an deren Lösung mitzuarbeiten. 
Der generelle Kurs des Berichtes, der sich am Ziel der Öffnung 
und der internationalen Kooperation orientiert, ist damit nichts 
anderes als eine selbstverständliche und logische Konse­
quenz der veränderten geo- und eurostrategischen Rahmen­
bedingungen. 
Mit dem Ende des kalten Krieges ist eine multipolare Weltord­
nung im Entstehen, die ein starkes Engagement aller Natio­
nen bedingt Die Förderung von Friede und Sicherheit, der 
Schutz von Menschenrechten und von Minderheiten, die 
Pflege von Demokratie und Rechtsstaat, die Schaffung von 
Wohlfahrt und sozialer Gerechtigkeit sowie der Schutz der na­
türlichen Ressourcen müssen darum im Mittelpunkt aller An­
strengungen der internationalen Staatengemeinschaft ste­
hen, und die Schweiz kann sich hier nicht absentieren. Diese 
veränderte Ausgangslage zwingt uns ohne Zweifel auch zu ei­
ner Neuorientierung in der Aussen-, Innen-, Sicherheits- und 
Wirtschaftspolitik 
Mit ihren aussenpolitischen Grundsätzen hat die FDP-Fraktion 
deshalb deutlich hervorgehoben, dass unser bisheriges Kon­
zept einer klareren Ausrichtung auf Solidarität und Universali­
tät bedarf, damit eine Öffnung in den globalen, kontinentalen 
und grenzregionalen Bereichen ermöglicht wird. Das Nein 
zum EWR-Vertrag ist für uns kein Grund, uns aus der aktiven 
Aussenpolitik zurückzuziehen. Das wäre auch das Gegenteil 
des angestrebten Ziels, bestehende Mitwirkungsdefizite zu 
beheben. 
Geklärt werden muss aber und das tut der aussenpolitische 
Bericht nicht, wenn er sich an Mitwirkungsdefiziten orientiert-, 
wie das Neben- und Miteinander von unseren direktdemokra-
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tischen Rechten auf dem Hintergrund übernationaler Ent­
zu werten ist. Angezeigt ist darum. gerade auf 

dem Hintergrund unserer spezifisch demokratischen Struktur 
mit direktem Mitwirkungsrecht des Volkes, eine subtile und 
sehr wenn das Thema lnte­

wird. 
vom Wille ist zu respektieren. und es sind 

deshalb vorerst alle bestehenden Möglichkeiten auszuloten. 
um eine Zusammenarbeit mit dem Ausland zu 
erreichen. auf Europa heis~t dies, die bilateralen Ver-
bindungen zur unsere Mitwirkung im Europarat, in der 
KSZE und in der Efta sowie in grenzregionalen Gremien zu ver­
stärken und dabei in enger Verbindung mit dem Europäischen 
Wirtschaftsraum bleiben. Die Möglichkeit zur Akzeptanz eines 
zweiten EWR-Anlaufs ist ebensowenig zu verbauen wie die 
Option eines Vollbeitritts zur EU. 
Auf globaler Ebene heissen die Herausforderungen Gatt­
Abkommen, zeitliche Abstimmung einer Uno-Mitgliedschaft 
auf die politischen Umstände, Stützung der Demokratisie­
rungsbemühungen im ehemaligen Ostblock und aktive Mit­
hilfe an friedenserhaltenden Operationen. Wie die Erfahrung 
zeigt, wird es nicht einfach sein, die Bevölkerung von der Not­
wendigkeit einer solchen Öffnung gegenüber der Welt und Eu­
ropa zu überzeugen. Hier bestehen eklatante Defizite. Der 
Bundesrat hat dies erkannt 
Auch wir wollen dabei mithelfen, indem wir mit vereinten Kräf­
ten dafür sorgen, dass der Aussenpolitik vermehrt innenpoliti­
scher Rückhalt verschafft wird. Es besteht ein enormer Nach­
holbedarf, um das Verständnis für die zunehmende Internatio­
nalisierung zu wecken. Dies ist nicht zuletzt auch für unsere in­
nenpolitischen Aktivitäten von Bedeutung: mehr denn je müs­
sen wir uns ja auch bei unserer innerstaatlichen Gesetzge­
bung an internationalen Standards orientieren. 
Die Bevölkerung muss mit aussenpolitischen Anliegen 
ebenso vertraut werden wie mit anderen Politikbereichen. Sie 
muss spüren, dass Aussenpolitik nicht irgend etwas Alltags­
fernes ist, das sich nur aut dem glatten diplomatischen Parkett 
abspielt, sondern konkrete, Herrn und Frau Jedermann tan­
gierende Fragestellungen berührt Gerade weil diese Brücke 
zur Bevölkerung so wichtig ist, gilt es in der Frage der europäi­
schen Integration mit sehr viel Fingerspitzengefühl vorzuge­
hen. Nach der Abstimmung über den EWR kommt bei jeder 
aussenpolitischen Debatte unserem Verhältnis zur EU ein be­
sonderer Stellenwert zu, und Sie wissen, Herr Bundesrat, dass 
diese Frage hochsensibel ist 
Die FDP-Fraktion macht darum in ihrer Mehrheit einen Vorbe­
halt gegenüber der Formulierung, dass der EU-Beitritt im Be­
richt als strategisches Ziel bezeichnet wird. Wir betrachten den 
europäischen Integrationsprozess als einen offenen Prozess, 
und wir hätten es darum begrüsst, wenn der Bundesrat die in 
seiner Botschaft vom 24. Februar 1993 über das Folgepro­
gramm nach der Ablehnung des EWR-Vertrags gewählte Linie 
beibehalten und von einer strategischen Option gesprochen 
hätte. 
Das ist mehr als eine blosse Wortspielerei, Herr Oehler. Der 
Bundesrat hat damals nämlich gesagt: «Wir werden sämtliche 
Optionen offenhalten, die geeignet sind, eine aktive und soli­
darische Zusammenarbeit mit der EG, mit ihren Mitgliedstaa­
ten und den Staaten der Efta zu gewährleisten." Und unter Op­
tion hat er festgehalten, dass sie die Vertiefung der bilateralen 
Beziehungen zur EG und den EG-Ländern und ein späterer 
Beitritt zum EWR-Abkommen und den Beitritt zur EG bein­
halte. 
Angesichts der Unvorhersehbarkeiten in der europäischen 
Entwicklung, glaube ich, ist dies der richtige Ansatz, weil er für 
uns alle Möglichkeiten offenhält, uns jederzeit neu zu orientie­
ren und für die Führung unserer Integrationspolitik flexibel un­
sere Entscheide treffen zu können. 
Aus dieser Sicht sind einstweilen mit allen Kräften die bilatera­
len Verhandlungen zu führen, so schwierig sie auch sein mö­
gen. Wir zweifeln nicht daran, dass der Bundesrat den festen 
Willen dazu hat und unsere Diplomaten loyal zu diesen Vor­
stellungen stehen und diese Verhandlungen mit Umsicht und 
Nachdruck führen, um auch hier unsere Interessen optimal zu 
wahren. 
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Sollte sich indessen der bilaterale Weg als unvorteilhaft oder 
gar als unbegehbar erweisen und die Frage eines EWR II aus 
irgendwelchen sich abzeichnenden Entwicklungen heraus 
nicht mehr in Frage kommen. dann könnte sich die Frage 
nach der Reaktivierung des Gesuchs um EU-Beitrittsverhand­
lungen stellen. Das Schweizervolk erhält so die Möglichkeit. 
sich in voller Kenntnis der Rahmenbedingungen und der ver­
änderten Verhältnisse zu dieser Schicksalsfrage an der Urne 
zu äussern. 
Der Bundesrat selbst knüpft sein strategisches Ziel des EU· 
Beitritts an die Erfüllung innen- und aussenpolitischerVoraus­
setzungen. An welche Voraussetzungen er dabei gedacht hat. 
lässt er allerdings offen. Ich wäre Herrn Bundesrat Cotti des­
halb dankbar, wenn er hierzu noch einige Präzisierungen an­
bringen könnte. 
Aus Sicht der FDP-Fraktion werden ganz sicher folgende Be­
urteilungselemente von zentraler Bedeutung sein: 
1. die Stellung der EU im gesamteuropäischen Entwicklungs­
prozess; 
2. die Haltung der anderen europäischen Mitgliedstaaten; 
3. das Verhältnis der mittel- und osteuropäischen Staaten zur 
EU; 
4. die Frage, wie sich der in den Maastrichter Verträgen doku­
mentierte Wille betreffend Subsidiarität effektiv konkretisiert 
und was zur Umsetzung dieser erst als Absichtserklärung ge­
dachten Möglichkeit vorgenommen wird. 
In diesem Sinne nimmt die FDP-Fraktion Kenntnis vom Bericht 
und lehnt die Rückweisungsanträge mehrheitlich ab. 

Fischer-Hägglingen Theo CV, AG): Bei der Behandlung dieses 
Berichtes stand unsere Fraktion in einem gewissen Dilemma 
Sie kann ihm auf weiten Strecken zustimmen, so der aussen­
politischen Lagebeurteilung, den fünf aufgelisteten und näher 
umschriebenen aussenpolitischen Zielen, und weitgehend 
auch dem Konzept der schweizerischen Aussenpolitik 
Wenn die Mehrheit der Fraktion den Bericht dennoch zurück­
weist, so nicht aus Geringschätzung des Berichtes, ganz im 
Gegenteil, sondern wegen der politischen und intellektuellen 
Redlichkeit gegenüber der Bevölkerung. Unsere Fraktion 
kann den Aussagen des Bundesrates über den EU-Beitritt und 
seinem Bericht über die Neutralität nicht folgen, und dies will 
unsere Fraktion mit der Unterstützung des Rückweisungsan­
trages zum Ausdruck bringen. Das Reglement unseres Rates 
lässt uns gar keine andere Wahl, als dem Rückweisungsan­
trag der Kommissionsminderheit zuzustimmen. 
Natürlich kann man über den Stellenwert dieses Berichtes dis­
kutieren und auch darüber, was die Kenntnisnahme des Be­
richtes letztlich bedeutet Natürlich ist es ein Bericht des Bun­
desrates. Aber die Diskussion über den Bericht in den Räten 
und die anschliessende Abstimmung macht den Bericht auch 
zu einem Bericht des Parlamentes. Zwar kann man Vorbehalte 
anbringen und zu Protokoll geben. Aber die Kenntnisnahme 
erfolgt für den ganzen Bericht, also nicht abschnittsweise, son­
dern integral. Das bedeutet doch eine Bindung des Parlamen­
tes an diesen Bericht und an den vorn Bundesrat aufgezeigten 
zukünftigen aussenpolitischen Kurs. Jedenfalls wird dies in 
der Bevölkerung auch so empfunden. 
Natürlich wissen wir, dass der Rückweisungsantrag mit den 
zwei klar umschriebenen Auflagen abgelehnt wird. Ich warne 
Sie jedoch, daraus den falschen Schluss zu ziehen und zu ar­
gumentieren: Je stärker die Ablehnung, um so grösser die Zu­
stimmung zum europolitischen Integrationskurs des Bundes­
rates. Wir haben die vielen Wenn und Aber aus den Fraktions­
sitzungen der FDP- und der CVP-Fraktion gehört 
Der Bericht definiert die Aussenpolitik umfassend. Jedes Ge­
schehen, Handeln oder Nichthandeln, welches grenzüber­
schreitende Wirkungen zeitigt, fällt gemäss Bericht unter Aus­
senpolitik Dies kann zur Folge haben, dass die Aussenpolitik 
kaum mehr fassbar ist Zwar ist es richtig, dass aussenpoliti­
sche Themen ganzheitlich angegangen werden, also unter 
Berücksichtigung der innenpolitischen Auswirkungen, doch 
hat man das Gefühl, dass die traditionellen Prioritäten der 
schweizerischen Aussenpolitik, die sich nicht nur während der 
Ost-West-Konfrontation des kalten Krieges bewährt haben. zu 
kurz kommen. 

Das oberste Ziel der schweizerischen Aussenpolitik muss die 
Wahrung der Unabhängigkeit gegen aussen bleiben. Solange 
keine Verfassungsänderung erfolgt. sind Parlament und Bun­
desrat verbindlich auf dieses Ziel verpflichtet Man kann zwar 
über die Mittel diskutieren. wie dies erreicht werden soll. aber 
der Verfassungsauftrag kann nicht in dem Sinne relativiert wer­
den, dass andere Ziele. die mehr oder weniger harmonieren, 
gleichwertig neben den Verfassungsauftrag gesetzt werden. 
Mischt Euch nicht in fremde Händel. und stecket den Zaun 
nicht zu weit - das waren die Ratschläge von Bruder Klaus vor 
mehr als 500 Jahren. Die Richtigkeit dieser Ratschläge hat 
sich durch all die Wirrnisse der Geschichte immer wieder be­
wahrheitet; sie haben trotz der völlig veränderten Welt und 
trotz des veränderten europäischen Umfeldes an Aktualität 
nicht verloren. 
Wir sind ein Kleinstaat Dessen müssen wir uns bei der Formu­
lierung der Aussenpolitik immer bewusst sein. Wir können 
nicht an allen Fronten tätig sein, sondern müssen uns auf das 
konzentrieren, was wir vermögen und was die Staatengemein­
schaft von einem neutralen Kleinstaat an sinnvollen Beiträgen 
zur Stärkung von Frieden und sozialer Gerechtigkeit auf dieser 
Welt erwartet 
Aussenpolitik ist letztlich immer Interessenpolitik Da sollten 
wir uns nie etwas vormachen. Die Aussenpolitik ist darum so 
zu gestalten, dass sie in erster Linie unserem Land das best­
mögliche Umfeld verschafft. damit unsere Bevölkerung in 
Wohlstand und Frieden leben kann. Das hat nichts mit Egois­
mus zu tun, sondern ist das primäre Ziel einer erfolgreichen 
Aussenpofitik 
Der Bundesrat umschreibt in seinem Bericht (S. 7) diesen Ge­
danken richtig mit den Worten: «Die Interessenwahrung ist 
nicht nur Ziel und Mittel der Aussenpolitik, sondern ihre pri­
märe Aufgabe, ein alles durchdringendes Motiv, gewisser­
massen Rechtfertigung und Beweggrund jeglicher aussenpo­
litischen Aktivität Aussenpolitik ist Interessenpolitik im Rah­
men der Völkerrechtsordnung und international anerkannter 
Prinzipien und Verhaltensweisen, sie setzt sich aber auch ein 
für die Achtung ethischer und politischer Grundrechte.» So­
weit das Zitat, dem nichts beizufügen ist 
Eng damit verbunden ist heute die Solidarität mit der Staaten­
gemeinschaft, die Kooperation und Partizipation. Wenn auch 
die Globalisierung der Probleme eine Regionalisierung in der 
Problemlösung erfordert, ist noch nicht erwiesen, dass Lösun­
gen in immer grösseren Verbänden längerfristig erfolgverspre­
chender sind als Lösungen durch Kooperation unter Wahrung 
einer grösstrnöglichen Selbständigkeit der einzelnen Staaten. 
Aussenpolitik hat immer auch auf die innenpolitische Emp­
findlichkeit eines Volkes Rücksicht zu nehmen. Diesem Punkt 
wird im Bericht zu wenig Beachtung geschenkt Irgendwie 
scheint es. dass das Resultat vom 6. Dezember 1992 vorn 
Bundesrat immer noch nicht richtig gedeutet wird. Die Mehr­
heit der Stimmberechtigten gab unter anderem zum Aus­
druck, dass die Mitarbeit der Schweiz in Europa nicht in der 
Form der Integration und damit im langfristigen Aufgehen in 
einer grossen Gemeinschaft zu geschehen hat, sondern in der 
Form der Zusammenarbeit Diese Zusammenarbeit ausser­
halb eines EU-Beitritts aufgrund von bilateralen Verträgen ist 
sicher nicht der leichteste Weg, ist aber aufgrund der ge­
schichtlichen Erfahrung unseres Volkes bei der heutigen Aus­
gestaltung der EU der einzige gangbare. 
Ein Beitritt ist aufgrund der heute gültigen Ziele und der heuti­
gen Strukturen der EU zu beurteilen und nicht aus einem 
Wunschdenken heraus, wie die EU einmal aussehen könnte. 
Darum ist es völlig verfehlt, heute schon den EU-Beitritt als 
strategisches Ziel der schweizerischen Aussenpolitik zu um­
schreiben, und dies zudem noch unter dem Titel «Förderung 
der Wohlfahrt». Auch der im Bericht enthaltene Zeitplan ist völ­
lig unrealistisch und relativiert die ebenfalls im Bericht enthal­
tene Zusicherung, die bilateralen Verhandlungen seien voran­
zutreiben und mit Erfolg abzuschliessen. 
Wie kann der Bundesrat Ende 1994 bereits eine erste Beurtei­
lung des Verlaufes der Verhandlungen vornehmen, wenn sie 
erst 1994 zu laufen beginnen? Sich selber unter zeitlichen 
Druck zu setzen ist in diesem Fall fehl am Platz. Verhandlun­
gen brauchen Zeit und können nicht auf dem öffentlichen 
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schwerere auf das Verhältnis zur EU als 
Nein vom 6. Dezember 1992. Jetzt hat sich die Schweiz tat-
sächlich isoliert denn werden EU-Länder an einer für sie 
empfindlichen Stelle Darum war ich schon über-
rascht, wie sich einzelne EWR- und EU-Beitrittspromotoren 
während des Abstimmungskampfes und nachher verhielten. 
Das immer wieder gesungene Lied der Solidarität zu Europa 
entpuppte sich als schales Lippenbekenntnis. 
Noch ein Wort zum Neutralitätsbericht Wir erachten diesen An­
hang als widersprüchlich. Einerseits enthält er ein Bekenntnis 
zur dauernden bewaffneten Neutralität, anderseits wird der Be­
griff so stark relativiert, dass eigentlich nur noch der Kerngehalt 
des Neutralitätsrechtes übrig bleibt Falsch ist insbesondere 
der Hinweis, ein Beitritt zur Europäischen Union, die ja letztlich 
eine gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik verwirklichen 
will, lasse sich mit der schweizerischen Neutralität vereinbaren. 
Aber auch andere Abschnitte, zum Beispiel zur Sicherheits­
politik und zur Sanktionsproblematik, sind so abgefasst, dass 
von der schweizerischen Neutralität wenig übrig bleibt 
Für uns ist die Neutralität weiterhin ein zentrales Mittel zur Ge­
staltung unserer Aussenpolitik. Sie ist für uns kein Mythos. Wir 
möchten sie auch nicht ein für allemal festschreiben, weder 
auf diese noch auf die andere Seite. Mit einem klaren Bekennt­
nis zu einer eigenständig formulierten Neutralitätspolitik bleibt 
unsere Aussen- und Sicherheitspolitik auch für das Ausland 
berechenbar und voraussehbar. 
Ich bitte Sie im Namen der SVP-Fraktion, aus all diesen Grün­
den dem Rückweisungsantrag der Minderheit Frey Walter zu­
zustimmen. 

Grendelmeier Verena (U, ZH): Ich möchte Ihnen bekanntge­
ben, dass die LdU/EVP-Fraktion diesen Bericht des Bundesra­
tes wohlwollend zur Kenntnis nimmt Ich möchte mich zu drei 
Punkten äussern, vorab aber eine Bemerkung zu den Rück­
weisungsanträgen machen. 
Einen Bericht kann man nicht zurückweisen mit dem Auftrag, 
ihn abzuändern. Der vorliegende Bericht ist der Bericht des 
Bundesrates und zeigt seine Sicht der Dinge, seine Strategien, 
seine Möglichkeiten, in Zukunft unsere Aussenpolitik zu ge­
stalten. Es geht nicht um den Bericht der SVP oder des Herrn 
Walter Frey - der wäre bestimmt ein anderer-, aber Rückwei­
sung mit Antrag auf Änderung würde ja die Glaubwürdigkeit 
dieses Bundesrates restlos untergraben. Es ist seine Mei­
nung, er legt sie uns dar, wir können damit einverstanden sein 
oder nicht Ich bitte Sie also, diese Rückweisungsanträge ab­
zulehnen. Um die eigene Sicht der Dinge einzubringen, gibt es 
die persönlichen Vorstösse. 
Nun zum Bericht selber. Ich habe Ihnen gesagt, ich möchte 
mich zu drei Punkten äussern: 
1. Die Sicht des Bundesrats zur Europapolitik: Ähnlich wie 
Frau Nabholz und andere Vorrednerinnen und Vorredner 
erachte ich diesen Bericht als ausserordentlich klar, nüchtern 
und vor allem realitätsbezogen. Endlich wird die Aussenpolitik 
zu einem Stück Innenpolitik. Es wird nie mehr möglich sein, 
die Aussenpolitik als etwas Exotisches zu behandeln, sondern 
immer nur als integrierenden Bestandteil unserer eigenen Po­
litik. Das kommt sehr klar, sehr deutlich zum Ausdruck. 
Ebenso klar umrissen ist die Integrationspolitik. Ohne Wenn 
und Aber befürwortet der Bundesrar den Beitritt zur Europäi­
schen Union, und zwar ganz einfach, weil er die Situation reali­
stisch einschätzt 
Welche Alternativen haben wir denn? Sie sind uns längst be­
kannt. Das erste wäre der Alleingang. Niemand in diesem 
Haus könnte sich wohl ernsthaft dafür einsetzen. Das wäre auf 
die Länge gesehen mehr oder minder politischer Selbstmord. 
Das zweite sind die bilateralen Verhandlungen. Wie harzig 
diese vor sich gehen, wissen wir inzwischen, und das ist nicht 
verwunderlich. 

Wir haben uns seinerzeit am 6. Dezember 1992 - vom EWR 
distanziert Es ist unser gutes Recht, das zu tun, aber wir müs­
sen die Konsequenzen tragen. Dass man hinterher, im 
nannten autonomen Nachvollzug. einen «EWR ohne 
anstrebt, scheint mir eine gefährliche Sache. denn der Preis ist 
zu hoch. Was wir damals, geschützt durch das ,1artrcmc:ro,"ht 

bekommen hätten, müssen wir nun sehr viel teurer h,::,,,::ihlAn 

denn die einzelnen der EU oder des EWR sind nicht 
interessiert. dieses EWR mit einem Land, das sich 
offiziell verabschiedet hat, einzeln zu.verhandeln es sei denn, 
wir wären für sie von ganz besonderem Interesse, in einem 
ganz speziellen Fall. Aber das ist viel zu wenig, um eine lsola· 
tion zu verhindern. Also bleibt uns nichts anderes, als eines 
Tages dieser EU beizutreten. 
Der Bundesrat hat, vermutlich aus taktischen Gründen. keinen 
Fahrplan festgelegt aber er hat gesagt, wohin die Reise geht 
Und für diese Klarheit sind wir ihm ausserordentlich dankbar. 
Persönlich hätte ich es zwar vorgezogen, er hätte doch min­
destens ein paar fahrplantechnische Hinweise gemacht, denn 
meines Erachtens ist es von Bedeutung, dass wir möglichst 
bald Beitrittsverhandlungen aufnehmen, weil die vier anderen 
neutralen Efta-Länder inzwischen ihre Verhandlungen über ei­
nen EU-Beitritt beinahe beendet haben. Ein EWR wird sich 
dannzumal nur noch aus den Ländern Island, dem Fürsten­
tum Liechtenstein und der EU zusammensetzen. Das ist nicht 
mehr von sehr grossem Interesse. 
Ich möchte Sie auch davor warnen, Europa als fertig gebautes 
Haus zu betrachten. Wir haben ein solches Sicherheitsbedürf­
nis, dass wir anscheinend mit einer Idee, einer Bewegung, ei­
nem Prozess nicht leben können. Für uns muss alles fest ge­
mauert, alles fertig gebaut sein. Dabei vergessen wir grosszü­
gig, dass es immerhin 700 Jahre gebraucht hat, bis unser 
Haus, das Schweizerhaus, bestehend aus 26 Kantonen, so 
stand, wie wir es heute kennen. 
Geben wir doch dieser EU etwas mehr Zeit Sie ist immerhin 
noch keine 45 Jahre alt Das ist keine lange Zeit Das Areal be­
steht, das Fundament besteht, das Haus wird jetzt gebaut 
Schauen wir also zu, dass wir uns einen Raum in diesem Haus 
besetzen und ihn mitgestalten. Was wir uns nicht leisten kön­
nen: uns eines Tages plötzlich im Hundehaus zu finden - zwar 
auf dem Areal, aber ausserhalb des Gebäudes. Das kann nicht 
unser Ziel sein. Soviel zu Europa 
2. Es gibt aber auch die Beziehungen zu den aussereuropäi­
schen Ländern, und hier, Herr Bundesrat, setzt unsere Kritik 
ein. Wir vermissen eine Antwort oder auch nur eine Antwort­
skizze auf die ungeheuerliche Herausforderung, die aus 
Südostasien auf uns zukommt Ich denke dabei an Länder wie 
Vietnam. an Länder wie Südkorea oder Thailand. 
Hier handelt es sich nicht mehr um Entwicklungsländer: Innert 
kürzester Zeit werden diese Länder unsere allergrösste Her­
ausforderung sein, wirtschaftlich wie politisch und zwar nicht 
nur für die Schweiz, sondern für den ganzen Westen, d. h. für 
die ganze Erste wie auch für die Zweite Welt 
Da hätte ich von Ihnen gerne gewusst gewissermassen als 
Vorwarnsystem wie Sie mit dieser Herausforderung umzu­
gehen gedenken. Ich werde im Namen unserer Fraktion einen 
diesbezüglichen Zusatzbericht verlangen. 
3. Nun noch ein Wort zur Neutralität, diesem Kernstück helveti­
schen Selbstverständnisses. Es wird vermutlich noch min­
destens dreissigmal wiederholt- ich selber wiederhole es jetzt 
zum vierten oder zum fünften Mal -: Die Neutralität ist kein 
Dogma, keine Religion, keine Herzensangelegenheit, sie ist 
nicht die Schweiz schlechthin, sondern sie ist ein simples In­
strument, um unsere aussenpolitischen Interessen zu verteidi­
gen, ein Werkzeug. Werkzeuge kann man benutzen, man 
kann sie nachschleifen, man kann sie abändern, auf jeden Fall 
kann man sie der jeweiligen Gegebenheit anpassen. Das ha­
ben wir weiss Gott lange genug gemacht 
Wir haben - ich möchte Sie auf den letzten Fall hinweisen -vor 
drei Jahren diese Neutralität verletzen lassen. als die amerika­
nischen Flugstattein über unser Land Richtung Irak flogen. Wo 
war da der Aufschrei der SVP: Achtung, Neutralitätsverlet­
zung! Es war keiner. 
Das war jedoch nur eine der Verletzungen unserer Neutralität. 
Wir bestimmen, wie wir mit dieser Neutralität umgehen, und 
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wenn wir es für opportun und für richtig halten, diese Neutrali­
tät locker zu handhaben oder gar zu ignorieren. dann werden 
wir das tun, und niemand wird uns dafür tadeln. 
Andererseits dürfen wir auch nicht davon ausgehen. dass uns 
diese Neutralität in einem modernen Krieg mit seinen moder-
nen Waffen innerhalb dieses schützen wird, wie das 
im Zweiten durchaus der war. Unsere nationalen 
Grenzen sind in einem modernen Krieg nicht mehr in diesem 
Sinne zu schützen. In einer solchen Situation wären wir auf 
den Schutz einer Gemeinschaft angewiesen, und 
wir werden sein um diese Hilfe Neutralität hin oder 
her! 
Ich bin aber auch nicht der Meinung, dass wir diese Neutralität 
abschaffen sollen überhaupt nicht! Lassen wir sie da. wo sie 
ist: ein Werkzeug in der Werkzeugkiste. Man nimmt es hervor. 
wenn man es braucht, man lässt es dort, wenn man es nicht 
braucht Wenn wir es gar nicht mehr brauchen. geben wir es 
ins Museum, wie andere Dinge auch. Lassen wir es also, ge­
hen wir weiterhin nach Gutdünken und Bedarf damit um wie 
bisher und seit Beginn dieser Neutralität, und hören wir auf, 
daraus unsere aussenpolitische «raison d'etre» zu konstruie­
ren! Das ist dem Volk Sand in die Augen gestreut! 
Das Werkzeug wird nun als Instrument gegen eine weltoffene, 
integrative Aussenpolitik benutzt, ohne die die Schweiz nicht 
nur in die Bedeutungslosigkeit versinkt, sondern auch keine 
Möglichkeit mehr hat, sich durchzusetzen. Nur eine Schweiz, 
die integriert ist, kann sich halten. Sonst werden wir zum «Hei­
diland» oder, wie ein Journalist gesagt hat, zu einem «wohlha­
benden Albanien». Das kann doch kaum in unserem Interesse 
sein! 
Ich bitte Sie, diesen Bericht positiv zur Kenntnis zu nehmen 
so, wie das die einstimmige LdU/EVP-Fraktion tut 

Bär Rosmarie (G, BE): Die neunziger Jahre sind das Jahrzehnt 
der radikalen Veränderungen. Mitten in Europa ist die Bipolari­
tät der Welt zusammengebrochen. Mit dem Ende des Ost­
west-Konflikts sind Strukturen gefallen, die mehr als vier Jahr­
zehnte die Weltpolitik beherrschten. Das ganze globale Sy­
stem befindet sich in einem Wandlungsprozess, der von der 
Konfrontation zur Partnerschaft führen sollte. Der Bundesrat 
bezeichnet diese Entwicklung als «Übergang von einer bipola­
ren Nachkriegsordnung zur Dynamik der Weltinnenpolitik». 
Weltinnenpolitik ist ein guter Begriff. Bundespräsident Stich 
hat ihn den Diplomaten am Neujahrsempfang als gemein­
same Handlungsmaxime ans Herz gelegt, weil mehr Interde­
pendenz mehr gemeinsame Verantwortung verlangt Weltin­
nenpolitik ist ein ehrgeiziges Programm, das erst noch Realität 
werden muss. Es verlangt Solidarität, grenzüberschreitende 
Solidarität Dass dabei die bisherige Formel der Neutralität 
ausgedient hat, wird für unsere Fraktion Laurent Rebeaud er­
läutern. 
Nicht von Solidarität, sondern eher von Egoismus geprägt ist 
leider die Grundsatzaussage des Bundesrates zur Aussenpo­
litik (Bericht S. 7): «Die Interessenwahrung ist nicht nur Ziel 
und Mittel der Aussenpolitik, sondern ihre primäre Aufgabe. 
ein alles durchdringendes Motiv, gewissermassen Rechtferti­
gung und Beweggrund jeglicher aussenpolitischen Aktivität» 
Die SVP·Fraktion hat dieses Zitat auch gebracht, aber sie ist zu 
einem ganz anderen Schluss gekommen als die grüne Frak­
tion. Weltinnenpolitik heisst vor allem auch: Handeln im eige­
nen Land. Internationalisierung und Globalisierung der Pro­
bleme darf keine Ausrede für das liegenlassen der Hausauf­
gaben sein. Nur ein Stichwort dazu: Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. 
Weltinnenpolitik verlangt Kohärenz; das ist wohl das Schwie­
rigste. Kohärenz in der Innen- und Aussenpolitik, Kohärenz vor 
allem in der Wirtschaftspolitik. Und hier muss die Schweiz den 
Tatbeweis erst noch erbringen. Das Nord-Süd-Leitbild hätte 
deshalb zusammen mit dem aussenpolitischen Bericht veröf­
fentlicht werden müssen, denn die wirklich existentiellen Fra­
gen, die unser Land zusammen mit der Weltgemeinschaft lö­
sen muss. sind die Probleme zwischen Nord und Süd. 
Weltgemeinschaft heisst für die grösstmögliche Mehrheit der 
grünen Fraktion unter anderem den Uno-Beitritt der Schweiz 
raschmöglichst zur Abstimmung zu bringen. nicht bloss als 
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Ziel ohne Datum zu formulieren. Weltgemeinschaft heisst für 
uns Grüne auch, aktiv am Bau des gesamteuropäischen Hau­
ses mitzuarbeiten, denn Europa ist ein Zentrum der weltweiten 

Das Ende des Ost-West-Konfliktes hat hier 
die grössten mit dem 
Krieg in die nrr,c<'1ron ,,..,rimor,,on 

Die Schweiz muss beim und bei der Durchsetzung von 
Strukturen für Frieden und Freiheit ihre Verantwor­

tung wahrnehmen. Europa darf sich nicht auf Kosten anderer 
Teile der Welt neu und zusammenschliessen. 
Das Europa des Europarates und der KSZE sind Garanten für 
eine gleichberechtigte Teilnahme aller Staaten auf der Grund­
lage der Menschenrechte und der pluralistischen Demokratie; 
sie sind zu stärken und zu fördern. 
Im Wissen darum, dass die grösste integrative Dynamik und 
gleichzeitig die sicherste friedensfördernde Stabilität heute 
von der Europäischen Union ausgeht, steht die grosse Mehr­
heit der grünen Fraktion hinter dem bundesrätlichen Ziel eines 
Beitritts zur Europäischen Union. Wir tun dies ohne Illusion 
und ohne Euphorie, weil unsere Vorstellungen, wie das ge­
meinsame europäische Haus aussehen soll, heute noch stark 
von den Bauplänen Brüssels abweichen. Wir sind aber über­
zeugt, dass der Prozess - ich sage bewusst: der Prozess - der 
europäischen Integration reformiert werden muss und sichre­
formieren wird. Nicht, damit die Schweiz beitreten kann, son­
dern weil die Vielfalt Europas dies verlangt und weil ein Weiter­
wie-bisher in die Sackgasse führt 
Es kann nicht sein, dass wir uns über den Demokratisierungs­
schub in Ost- und Mitteleuropa freuen und gleichzeitig feststel­
len müssen, dass Volksrechte und demokratische Strukturen 
als lästige Hindernisse oder gar als Risiko auf dem Weg zur Ei­
nigung bezeichnet werden. Der europäische Zusammen­
schluss hat nur mit der Zustimmung der Bevölkerung eine 
Chance, aber auch nur dann einen Sinn. 
Deshalb muss die Schweiz mit klaren Rahmenbedingungen in 
die Verhandlungen gehen, die der Bevölkerung von Anfang an 
bekannt sind, sonst dürfte der nächste Integrationsschritt von 
vorneherein zum Scheitern verurteilt sein. 
Jetzt ist eine aktive, eine kreative Innen- und Aussenpolitik ge­
fordert Nur so können die vom Bundesrat formulierten hohen 
weltweiten Ziele erreicht werden: Wahrung und Förderung 
von Sicherheit und Frieden, Förderung von Menschenrech­
ten, Demokratie und Rechtsstaat, Förderung der Wohlfahrt, 
Abbau sozialer Gegensätze und Schutz der natürlichen Le­
bensgrundlagen. Der Weg zu diesen Zielen ist anspruchsvoll, 
aber er lohnt sich. 
In diesem Sinne nimmt die grosse Mehrheit der grünen Frak­
tion den bundesrätlichen Bericht zur Kenntnis. 

Rebeaud Laurent (G, GE): Vous venez de l'entendre, le 
groupe ecologiste, dans sa grande majorite, approuve le rap­
port du Conseil federal, y compris l'objectif d'integration de la 
Suisse ä !'Union europeenne. II approuve egalement le rap­
port sur la neutralite. 
Nous avons entendu tout ä !'heure ä cette tribune des declara­
tions extremement critiques et crispees de MM. Steffen, Mo­
ser, Frey Walter et Hafner Rudolf, helas, qui semblent s'accro­
cher ä une conception de la neutralite telle qu'elle existait dans 
nos livres scolaires il y a une trentaine d'annees et telle qu'elle 
s'est fossilisee dans l'esprit des gens qui semblent vouloir 
conserver ä la Suisse le fonctionnement qu'elle connaissait ä 
la finde la derniere guerre mondiale. On peut les comprendre, 
mais c'est impossible, et j'aimerais vous dire, Messieurs, que, 
dans tous les cas, meme si nous admettons que la neutralite 
doit etre revue et corrigee, nous y tenons comme vous. Vous 
n'avez pas, en aucun cas, le monopole du patriotisme. 
La neutralite, si eile doit etre revue et corrigee, n'est pas ä 
abandonner- c'est le merite du rapport du Conseil federal que 
de le dire clairement Pour toutes sortes de raisons et pour une 
raison profonde qu'il taut reconnaltre. la neutralite, comme 
concept general, a la difference de ce qui est le cas en Autriche 
ou en Suede probablement, est une partie constitutive de 
l'identite suisse pour un nombre considerable de nos conci­
toyens. et pour moi en particulier, mais pas une neutralite juri­
dique, pas une neutralite fossilisee dans l'histoire, mais une 

michael.tellenbach
Textfeld



7. März 1994 N 191 

neutralite porte un certain nombre de valeurs, les valeurs 
positives notre cu!ture Parmi celles-ci, citerai 
notamment: le refus de la comme moyen de 
les conflits: la llmitation du de l'armee, si tant est 
une armee, a des täches defensives; 
vouloir. dans toutes les que les conflits se 

la n1>nnr1'1,ttn 

de neutralite, et nous 
y tenons. Ce n 'est pas trahir des liees a la neutralite 

la maniere dont eile a fonc-
tionne n'a tout plus La 
Confederation suisse n'est plus, comme autrefois, par 
deux fronts hostiles en Europe. Nous n'avons plus des tenta­
tions de solidarite divergentes entre francophiles et ni::.rm,,,n,-.­

philes, comme au siecle dernier et au debut de ce ou 
entre catholiques et protestants, comme au XV!e siecle. Tout 
9a c'est termine, mais il nous reste les valeurs positives de la 
neutraiite et le fait que le peuple suisse, dans sa grande majo­
rite, est profondement attache a cette idee. 
Je crois que la neutralite, revue et corrigee, adaptee a la situa­
tion, peut aussi etre un projet d'avenir pour notre integration a 
l'Europe et pourrait etre une valeur europeenne a terme. Je 
suis frappe, et je ne crois pas que les historiens me contredi­
ront, en voyant qu'il y a une certaine similitude entre la situa­
tion de l'Europe en construction d'aujourd'hui et celle de la 
Suisse a I' epoque de Nicolas de Flüe. Je crois que l'Europe ne 
peut se construire, en tout cas d'apres ce qu'on peut voir au­
jourd'hui, que si elle est neutre par rapport aux conflits qui 
pourraient se dessiner ä l'echelle planetaire. Nous avons des 
polarites, des especes de solidarite naturelle entre, par exem­
ple, la Grande-Bretagne et les Etats-Unis d'une part, ou entre 
la Turquie et le monde arabe d'autre part Qu'est-ce qui se pas­
serait pour l'Europe si eile devait prendre position dans des af­
frontements ä l'echelle planetaire? Elle eclaterait, de la meme 
maniere que la Suisse aurait eclate si eile avait pris position 
entre les republiques et les monarchies, ou entre catholiques 
et protestants, ä l'epoque ou cette neutralite s'est forgee pour 
maintenir l'existence meme de la Suisse. 
Dans ce sens-lä, nous considerons que la neutralite n'est pas 
un obstacle ä notre collaboration ä la cooperation et a la cons­
truction europeennes, mais au contraire un atout et une valeur 
que la Suisse pourrait promouvoir dans sa demarche euro­
peenne. Ce n'est pas exprime en ces termes dans le rapport 
du Conseil federal, ce n'est d'ailleurs pas forcement de cette 
maniere que l'Europe va se faire, mais nous avons le droit, en 
tant que Suisses, de l'esperer, car il n'y a pas de scenario plus 
favorable ä une integration harmonieuse de notre pays dans 
la Confederation des peuples d'Europe a laquelle nous 
aspirons. 

Hubacher Helmut (S, BS): Ich bin zwar Einzelredner, aber ich 
berichte im Auftrag der Sicherheitspolitischen Kommission 
(SiK). Diese Kommission hat sich eigentlich fast ausschliess­
lich auf den Anhang, auf den Bericht zur Neutralität, konzen­
triert, hat aber vom Bericht des Bundesrates mit 15 zu 6 Stim­
men bei 2 Enthaltungen zustimmend Kenntnis genommen. 
Frau Fehr hat bei der Begründung ihres Antrages die Position 
der Minderheit der SiK dargestellt Ich kann deshalb darauf 
verzichten, das zu wiederholen. Ich mache eher eine Einschät­
zung. Ich habe den Eindruck, für die Minderheit gibt es aus 
dem Neutralitätsdogma aussenpolitisch kein Entrinnen. Weg 
und Ziel sind identisch, d. h,, der aussenpolitische Spielraum 
für die Schweiz im Jahre 1994 ist im 15. Jahrhundert unver­
rückbar vorgegeben worden. Damit wird eigentlich die Aus­
senpolitik zur Gefangenen der Neutralität und es bleibt, nach 
Meinung der Minderheit, kein Spielraum für den Beitritt zu Völ­
kergemeinschaften, sei das EWR, EU, Uno, Weltbank oder In­
ternationaler Währungsfonds. Es ist immer dieselbe Interpre­
tation. Im Grunde genommen wird damit Neutralität fast zur 
Glaubenslehre. Sie wird zum Dogma. 
Die Mehrheit der Sicherheitspolitischen Kommission sieht ei­
gentlich diese Problematik anders. Sie ist sich aber sehr be­
wusst, dass die immerwährende bewaffnete Neutralität wie 
keine andere Staatsmaxime wahrscheinlich den Sonderfall 
Schweiz begründet hat, d. h. also, der geschichts- und sym-
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der Neutralität erträgt keine Handhabung 
nach Neutralität 1st nach Meinung der Mehrheit 
kein Selbstzweck. auch kein keine Glaubensfrage, sie 

für Staatswohl. Die stellt 
Schritte sein können, um 

Ich vermisse im Bericht des 
nrl,oc,ntc,c etwas die Dimension. Der Bericht er-

zu Unrecht, meine ich..- den Eindruck, als ob der 
1tätsbeqntt das Neutralitätsrecht und die Neutralitäts­

neu definiert worden wären Ich empfehle allen 
Mitgliedern Rates, beispielsweise die Botschaft des 
Bundesrates vom 4. August 1919 nachzulesen. Das ist die 
Botschaft zum Beitritt der Schweiz zum Völkerbund. Die Bot­
schaft ist vom Völkerrechtler Max Huber geschrieben worden. 
Und ich meine. wenn ich diese beiden Berichte vergleiche, hat 
eigentlich damals der Bundesrat die Neutralität weitaus ex­
pansiver definiert, sehr viel flexibler, als das im heutigen Be­
richt der Fall ist 
Er hat schon damals nicht, wie es die Meinung der Minderheit 
ist, Neutralität als «Rühr mich nicht an» begriffen, sondern er 
hat die Neutralität in das strategische Umfeld hineingestellt 
und sie interpretiert Und er hat die Definition der Neutralität 
weitgehend auf das militärische Verhältnis beschränkt 
Ich möchte zwei, drei Passagen zitieren. Es heisst in dieser 
Botschaft von 1919: «Nach zwei Richtungen erscheint unsere 
Neutralitätspolitik bei den Gesamtaktionen des Völkerbundes 
als gegeben. Auf militärischem Gebiete werden wir uns an die 
bisherigen Grundsätze strikter Neutralität gegenüber beiden 
Kriegsparteien halten. Im Bereich der wirtschaftlichen und der 
Verkehrsbeziehungen im allgemeinen werden wir im Interesse 
des Völkerbundes und in unserem eigenen mit dem Bunde 
solidarisch sein müssen.» 
Vor der auch damals hitzigen und sehr entscheidenden Volks­
abstimmung - Beitritt zum Völkerbund: ja oder nein? hat der 
Bundesrat am 11. Mai 1920 noch einen Aufruf an das Schwei­
zervolk erlassen: «Der Völkerbund wird auch bestehen, wenn 
wir uns weigern, ihm beizutreten. Wenn wir ihm angehören, 
wird die Beteiligung an den wirtschaftlichen Sanktionen ge­
gen den vertragsbrüchigen Staat die frei übernommene Pflicht 
der internationalen Solidarität ausdrücken. Bleiben wir ihm 
fern, so werden sich seine Sanktionen gegen uns wenden. Der 
Eintritt in den Völkerbund vermindert unsere Unabhängigkeit 
nicht, sondern sichert sie. Wir brechen nicht mit den überliefer­
ten Linien unserer neutralen und friedlichen Politik, sondern 
führen sie weiter und vervollkommnen sie." 
Es gäbe eine ganze Reihe von Zitaten aus dieser hochinteres­
santen Botschaft des Bundesrates von 1919. Ich will ange­
sichts der fortgeschrittenen Zeit die Fünf-Minuten-Limite nicht 
allzusehr strapazieren. Die Mehrheit der Sicherheitspoliti­
schen Kommission ist der Meinung: So, wie der Bundesrat 
heute im Anhang des Berichtes die Neutralität definiert, liegt 
sie durchaus in der bisherigen geschichtlichen Tradition und 
bedeutet keinerlei Aufgabe der Neutralität 
Ich könnte Ihnen auch empfehlen, die Schrift von Professor 
Jürg Martin Gabriel von der Hochschule St Gallen «Schweizer 
Neutralität im Wandel» zu lesen Er fasst darin zusammen, 
dass Neutralität immer Festhalten an der militärischen Neutra­
lität bedeutet hat Alles andere ist entsprechend den Rahmen­
bedingungen - wenn wir so sagen wollen -, den internationa­
len Gegebenheiten auslegbar, muss auslegbar sein. Neutrali­
tät war nie einfach nur ein Dogma 
Herr Walter Frey hat nicht bei der Frage der Neutralität, son­
dern bei der Begründung des Antrages auf Rückweisung die 
Integration als Unterwerfung definiert Es verhandeln jetzt in 
Brüssel vier kleinere europäische Staaten, Schweden, Öster­
reich, Norwegen und Finnland, über den Beitritt; die Verhand­
lungen sind ja viel rascher und zügiger vorangekommen, als 
wir uns das alle vorgestellt haben. 
Ich nehme nur Finnland als Beispiel: Finnland hat wahrschein­
lich in den letzten Jahrzehnten ich denke an 1939, Überfall 
der damaligen Sowjetunion - viel härter um seine Unabhän­
gigkeit kämpfen müssen als die Schweiz. Finnland hat jahr­
zehntelang neben dem gefährlichen Nachbarn Sowjetunion in 
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einem schwierigen Balanceakt während des kalten Krieges 
seine Unabhängigkeit behaupten müssen. Dieses Finnland 
geht nicht nach Brüssel, um sich zu unterwerfen' Ich finde. es 
ist eine bösartige Unterschiebung, Länder. die in diese Euro­
päische Union eintreten wollen, einfach zu diffamieren und zu 
sagen. man würde sich mit dem Eintritt unterwerfen. Was Finn­
land nicht tut. wollen auch wir nicht tun. 

Savary Pierre (R, VD): Comme mon predecesseur je m'expri­
merai avant tout sur la politique de neutralite. II est essentiel 
que le Conseil federal fasse le point sur cette importante no­
tion qui represente beaucoup de choses pour nous. 
Dans ce rapport le Conseil federal considere qu'il est neces­
saire d' adapter la politique de neutralite aux conditions actuel­
les. Bien que la neutralite permanente et armee soit ancree 
dans la mentalite des Suisses, bien qu'elle nous colle a la 
peau, elle reste un instrurnent au service de la politique exte­
rieure. Elle ne peut donc pas etre figee et definie une fois pour 
toutes. Elle reste une notion evolutive qui doit servir la paix a 
l'interieur, cornrne a l'exterieur des frontieres. Aujourd'hui une 
ouverture est necessaire afin de pouvoir participer sur le plan 
europeen a l'elaboration des mesures contre les nouvelles for­
mes de menaces. 
Entendons-nous bien: il ne s'agit pas pour notre pays de parti­
ciper a une quelconque alliance mifitaire, mais bien de trouver 
des solutions pour preserver notre espace aerien, pour com­
battre les missiles de longue portee et pour nous opposer au 
grand terrorisme. On peut donc dire que la securite par la neu­
tralite et l'independance devra etre completee tot ou tard par 
les mots «neutralite par la cooperation». 
Concernant les sanctions economiques, je suis d'avis que la 
Suisse ne peut passe tenir eloignee des sanctions que prend 
le Conseil de securite de l'ONU. II est reconnu et adrnis que le 
droit de la neutralite n'est pas applicable aux mesures coerciti­
ves des Nations Unies appuyees par l'ensemble de la commu­
naute internationale. Un Etat qui maintiendrait seul ses rela­
tions economiques avec un agresseur, alors que tous les au­
tres Etats feraient des sacrifices pour appliquer des sanctions, 
mettrait en cause I' efficacite de ces mesures et perdrait a coup 
sür sa reputation et sa credibilite dans la communaute interna­
tionale. 
Le seul chapitre discutable est celui ou l'on parle de l'adhe­
sion ä la Communaute europeenne et je trouve que le 
Conseil federal est un peu trop optimiste lorsqu'il declare que 
la neutralite ne fait pas obstacle a l'adhesion de la Suisse a 
cette communaute. Chacun sait que tout pays visant l'adhe­
sion est cense epouser les objectifs de !'Union europeenne 
en matiere de securite commune. II eut ete preferabfe de dire 
clairement que notre politique de neutralite permanente et 
armee devra etre revue le jour ou l'on entrera dans la Com­
munaute europeenne. Mais, en attendant cette hypothetique 
adhesion nous devons nous concentrer sur l'essentiel, sur 
l'idee fondamentale. Comme cela correspond a notre tradi­
tion seculaire, la Suisse ne doit pas a l'avenir prendre part a 
une guerre entre d'autres Etats. Elle ne doit soutenir militaire­
ment ni l'une, ni l'autre des parties en conflit et surtout, gräce 
a un armement militaire credible, eile doit faire clairement 
comprendre qu'elle est prete a defendre son territoire contre 
tout agresseur. 
En revanche, la Suisse ne doit observer aucune neutralite en 
matiere politique, ideologique et economique. II taut mettre a 
profit la grande marge de liberte d'action accordee par le droit 
de neutralite et developper une politique exterieure active et 
creatrice. Lä neutralite ne saurait conduire a l'immobilisme et a 
une attitude de repli. Elle doit etre liee a l'engagement interna­
tional et a la cooperation au service de la paix. 
C'est dans cet esprit que je prends acte de ce rapport que je 
qualifie de bon et de realiste. La Commission de la politique de 
securite qui a egalement examine ce rapport vous demande 
de I' approuver par 15 voix contre 6 et avec 3 abstentions. 

lten Joseph (C, NW): Ich nehme an, wir werden das Ge­
schäftsverkehrsgesetz so elastisch interpretieren, dass wir 
auch dann verhandlungsfähig sind, wenn der zuständigeAus­
senminister nicht im Saal ist; wir haben mindestens einen 
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zweiten Bundesrat zur Verfügung. und ich nehme an. er ist der 
Stellvertreter des Aussenministers. In diesem Fall würde ich 
ihn bitten, meine Fragen dem Aussenminister. wenn er ihn 
wieder sieht zu unterbreiten. 
Ich persönlich nehme Kenntnis vom Bericht des 
aber ich würde nicht sagen, das ich ihm zustimme. Ob ich ihn 
begrüsse. hängt noch von der Beantwortung einiger Zusatz­
fragen ab. Ich habe den Eindruck. dass die Diskussion zwi­
schen der Regierung und der Bevölkerung als Vorbereitung 
für die Willensbildung an der Basis natürlich nicht nur auf der 
Ebene geführt werden kann, dass wir rein intellektuelle Argu­
mente und statistische Daten austauschen. Wahrscheinlich 
braucht es wesentlich mehr. Jedenfalls wird sich unsere Re­
gierung, um diesen Dialog mit der Bevölkerung zu pflegen, 
nicht nur mit den rein aussenpolitischen und institutionellen 
Fragen befassen müssen, sondern auch mit irrationalen Vor­
gängen. 
In der Bevölkerung sind Ängste abzubauen. Sie haben sich 
mit Emotionen auseinanderzusetzen, im besonderen mit der 
Angst einer jeden einzelnen Bürgerin, eines jeden einzelnen 
Bürgers in diesem Länd, mit der zunehmenden persönlichen 
Ohnmacht, wenn wir uns über unserem eigenen Staat noch­
mals «überorganisieren». 
Ich vermisse Aussagen in der Botschaft des Bundesrates zur 
Frage, wie die Regierung beabsichtigt, die Bevölkerung in die­
ser Hinsicht «abzuholen» und sie an dieses Thema heranzu­
führen. Ich hätte deshalb dem Aussenminister persönlich 
gerne die folgenden drei Fragen gestellt: 
1. Verfügt der Bundesrat oder eben der Aussenminister -
über Informationen und Kenntnisse, die für die Diskussion ei­
nes EU-Beitrittes der Schweiz relevant sind, die er aber bisher 
dem Parlament und der Bevölkerung noch nicht bekanntge­
geben hat? Wenn nein, wie erklären Sie sich die durch meh­
rere Umfragen erhärtete Diskrepanz in der Beitrittsbereitschaft 
der Regierung und des Volkes? Falls Informationen vorliegen, 
über die wir noch nicht verfügen, frage ich Sie, bis wann Sie 
diese weitergeben? 
2. Gemäss Ihrem Bericht verfolgen Sie im Grunde genommen 
eine Doppelstrategie. Sie kommen auf der einen Seite dem 
Auftrag des Parlamentes und des Volkes zu bilateralen Ver­
handlungen nach. Sie definieren aber auf der anderen Seite 
als strategisches Ziel für den Fall des Scheiterns der bilatera­
len Verhandlungen - oder auch im anderen Fall - den Vollbei­
tritt 
Als Anwalt irritiert mich diese Strategie. Ich weiss nicht, ob es 
besonders klug ist, wenn ich meinem Visavis, mit dem ich ver­
handeln will, zum voraus bekanntgebe, dass ich, wenn ich 
nicht erreiche. was ich möchte, meine Position aufgebe, im 
konkreten Fall: zur Integration bereit bin. Ich möchte einfach 
wissen, ob diese Strategie aus der Sicht unserer Regierung 
klug ist 
3. Meine letzte Frage an den Aussenminister: Er hat in ver­
schiedenen Gesprächen gesagt, dass er den EU-Beitritt als 
strategisches Ziel befürworte, aber nicht zu jedem Preis. Ich 
möchte heute von ihm wissen, was das konkret bedeutet Wo 
liegt konkret die Limite? Welches wären beispielsweise kon­
kret die Forderungen der EU, die unser Aussenminister und 
mit ihm die Regierung nicht mehr akzeptieren würde? 
Könnten Sie diese Forderungen jetzt einmal festmachen, kon­
kretisieren und uns hier nennen - konkret mit Bezug auf die 
demokratischen Grundrechte, konkret mit Bezug auf den 
Transitverkehr, konkret mit Bezug auf den freien Personenver­
kehr, konkret mit Bezug auf den Grundstückerwerb und kon­
kret auch mit Bezug auf die Frage der Währung? 
Ich bitte Sie, in Ihrer Antwort zu diesen Fragen konkret Stel­
lung zu nehmen. 

Bundi Martin (S, GR): Der aussenpolilische Bericht des Bun­
desrates enthält meines Erachtens eine so grosse Fülle an in­
teressanten Informationen, dass ich meine, man sollte diese 
über die heutige Debatte hinaus bis in die breitesten Volks­
schichten hineintragen. Damit berühre ich das Problem der Er­
klärung unserer Aussenpolitik hier im Innern unseres Staates. 
Ich möchte den Bundesrat ermuntern, in seinen Bemühun­
gen, die Aussenpolitik innenpolitisch besser abzustützen, so 
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weiterzufahren und sich zu welche di· 
daktischen und methodischen Mittel man einsetzen könnte, 
um diese Informationen bis in die letzten Schulen hineinzu-

und damit auch fixe einer veralteten 
'""'"'rnnrnm>< endlich aus den verschwinden zu las-

sen. meine das insbesondere auch im Hinblick auf ge-
wisse überlebte Vorstellungen über die 
Nun möchte ich konkret nur zu einem Thema der 
tik Stellung nehmen, nämlich zur Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in und zur Rolle der Schweiz in die­
ser Organisation. Der Bundesrat hält in seinem Bericht fest, 
dass die KSZE das einzige sicherheitspolitische sei, in 
welchem die Schweiz voll mitwirken könne. Dem kann man si­
cher beipflichten. Nun stellen sich meines Erachtens in dieser 
Beziehung zwei Fragen, nämlich: 
Kann die KSZE im heutigen Umfeld ihre friedenspolitische und 
konfliktverhindernde Aufgabe noch wahrnehmen, und wenn 
ja: Was für eine Rolle kann denn die Schweiz in dieser Organi­
sation spielen? 
Nun stellen wir fest, dass die KSZE am Anfang des Jugoslawi­
enkonfliktes einiges unternommen hat, um zu verhindern, 
dass die Gewalt und ein schrecklicher Krieg in dieser Region 
ausbricht Aber nach Ausbruch des Krieges war sie nicht fähig, 
erfolgreich zu intervenieren. Wenn man dann den entspre­
chenden Stellen die Frage stellte, warum das so sei, wurde 
einfach gesagt, die Strukturen würden noch nicht bereitste­
hen. Man habe nicht entsprechende Organe. um richtig zu in­
tervenieren. In der Zwischenzeit, im laufe dieser zwei Jahre, 
hat die KSZE nun etwas daraus gelernt Sie hat nämlich min­
dest eine Erkenntnis gewonnen: Dass es heutzutage in Eu­
ropa nicht mehr um die klassischen Kriege im früheren Stil 
geht, sondern dass es um Minderheitskonflikte geht, die man 
mit anderen Mitteln angehen muss. Aufgrund dieser Erkennt­
nisse hat man nun auch neue Instrumente, neue Organe ge­
schaffen. 
Ich möchte nur auf das eine Organ zu sprechen kommen, 
nämlich auf den Hochkommissar für nationale Minderheiten, 
der seine Tätigkeit vor einem Jahr aufgenommen hat Wenn 
diese Tätigkeit auch nicht spektakulär ist, so ist sie trotzdem 
von sehr grossem Nutzen. Es ist diesem Hochkommissar 
nämlich in dieser Zwischenzeit gelungen, durch Kontakte, 
dort wo Spannungen ethnischer Natur auftraten, zu verhin­
dern, dass diese Spannungen noch grösser wurden. Er hat 
vor allem neu die sogenannte präventive Diplomatie einge­
führt, wodurch es ihm auch gelungen ist, die beteiligten 
KSZE-Regierungen frühzeitig zu warnen. Das sind gewisse Er­
folge, die nun die KSZE aufweisen kann, die nicht spektakulär 
sind. Die Frage ist jetzt: Wie kann die Schweiz ihre Rolle in die­
ser KSZE noch besser wahrnehmen als bis anhin? 
In der jüngsten Vergangenheit hat die Schweiz im Rahmen der 
neutralen und der nicht paktgebundenen Staaten einige sehr 
interessante Initiativen ergriffen. Nun ist die Gruppe dieser 
Staaten in Auflösung begriffen, und wenn die Stimme der 
Schweiz in diesem Gremium gegenwärtig noch gelten soll, 
dann muss sich die Schweiz bemühen, mit anderen Gruppie­
rungen zusammen ihre Haltung abzustimmen. 
Nun meine Frage an den Bundesrat: Ist man heute nicht in der 
Lage, unseren Diplomaten - der Bundesrat hat vor einem Jahr 
für die KSZE-Beziehungen eine Extrabotschaft in Wien einge­
richtet - einen Auftrag zu erteilen, wonach die Schweiz im Be­
reich der KSZE einmal eine grössere Initiative unternehmen 
sollte? Ich frage mich, ob nicht vor allem das, was im Schluss­
dokument von Helsinki von 1992 vorgesehen ist-die Möglich­
keit für jedes einzelne Mitgliedland, sich an friedenserhalten­
den Operationen der KSZE zu beteiligen -, endlich in die Tat 
umgesetzt werden müsste. Ich glaube, dass gerade hier die 
Schweiz eine wichtige Aufgabe hätte. 
Ich möchte den Bundesrat bitten, etwas in dieser Richtung zu 
unternehmen und uns Auskunft über seine Pläne zur erteilen. 

Bircher Peter (C, AG): Ich betrachte den Bericht als gut, reali­
stisch und kompetent; er hat einen hohen Informationsgehalt 
Es wäre eigentlich wünschenswert, dass er den Stimmberech­
tigten der Schweiz als Informationsbroschüre zugestellt wer­
den könnte. 

der Schweiz in den Jahren 

Positiv ist sicher auch die Grundhaltung. Es wird mehrmals be­
tont, dass man bilateral verhandeln will. Ich habe nirgends her-

dass der Bundesrat das nicht ernst 
nimmt Zu diesen Verhandlungen es sollen 16 Dos-
siers ,n Brüssel worden sein -· ist ihm nur 

zu wünschen. natürlich die Gefahr in sich, 
dass man zu viele Einzelkonzessionen machen muss. 
Ein weiteres realistisches Feld da erlaube ich mir aus be­
scheidener Warte eine direkte Beurteilung - öffnet sich auch 
bei den grenznahen Kontakten. Wir haben z. B. jetzt im Mo­
ment mit dem Landkreis Waldshut und dem land Baden-Würt­
temberg ein Strukturmodell laufen und konnten in diesen Ver­
handlungen am Rhein die konkrete Erfahrung machen, dass 
gerade das deutsche Bundesland Baden-Württemberg für 
eine mitteleuropäische Regionalpolitik sehr offen ist Auch das 
scheint mir in den Grenzräumen der Schweiz ein realistischer 
Weg zu sein. 
Aber ich staune doch das ist der nächste Punkt, die ganze 
EWR-Geschichte über die rasche Veränderung, die da ein­
getreten ist Denken wir vor allem an die Europa-Neutralen, 
Schweden und unser Nachbarland Österreich. Diese Verän­
derung hat in einer gutbürgerlichen Zeitung meines Kantons 
ihren Niederschlag gefunden: Wurde noch Anfang Jahr das 
ganze EU-Dossier sehr zurückhaltend eingestuft, so stand am 
letzten Samstag schon der Titel «Bald einsam mitten in Eu­
ropa» über einer Kommentierung des sehr raschen Verhand­
lungsprozesses mit den Europa-Neutralen Österreich und 
Schweden. Die Option EWR ist, auch wenn man sie in den 
Raum stellen will, wirklich innert kurzer Zeit eine eher fragwür­
dige geworden. 
Ich empfinde auch absolut keine Euphorie gegenüber der EU, 
aber es bringt überhaupt nichts, hier eine lange liste von Un­
zulänglichkeiten vorzulegen - die besteht schon. Man könnte 
endlos Unzulänglichkeiten aufzählen, die dann doch zum Teil 
wieder verblassen. Man muss doch immer wieder feststellen: 
«Und sie bewegt sich doch!» 
Das ist z. 8. bei den Verhandlungsresultaten mit Österreich 
festzustellen. Wir stellen einfach eine dauernde Summierung 
von Fakten fest, die das wohlbegründete Argumentationsge­
bäude des Alleingangs anknabbern oder sogar zum Einsturz 
bringen. 
Ich sage aus meiner Sicht: Der Bericht des Bundesrates ist 
realistisch. Er leitet einen langen Informations- und Verhand­
lungsweg ein; keinen abrupten Kurswechsel, das ist klar und 
beruhigend, falls das einige doch übersehen haben. 
Gemäss Seite 26 des Berichtes wird sich der Bundesrat 
selbstverständlich im ganzen Integrationsprozess «stets für 
die Wahrung der Grundelemente der politischen Kultur und 
Identität der Schweiz einsetzen». Ich betrachte dies als einen 
nicht unbedeutenden Kernsatz dieses guten Berichtes. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 19.50 Uhr 
La seance est levee a 19 h 50 
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Haering Binder Barbara (S, ZH): Ich werde mich in den weni­
gen Minuten, die mir zur Verfügung stehen, dem Bericht zur 
Neutralität im Anhang dieses Berichtes über die Aussenpolitik 
der Schweiz in den neunziger Jahren widmen. Dabei teile ich 
in wesentlichen Punkten die Position des Bundesrates. 
1. Ich teile die Einschätzung des aussenpolitischen Bedeu­
tungsverlustes der Neutralität Die Neutralität hat ihre ur­
sprüngliche Schutzfunktion verloren. Sie trägt heute nicht 
mehr zur Sicherheit unseres Landes bei, wie dies zur Zeit des 
kalten Krieges noch der Fall sein konnte. Ihre Bedeutung als 
Grundlage für Gute Dienste in internationalen Konflikten ge­
hört ebenfalls der Vergangenheit an. 
Aussenpolitisch betrachtet verkommt die Neutralität je länger, 
je mehr zum nationalen Dogma, das sinnentleert ist, das 
Schritt für Schritt zur aussenpolitisch funktionslosen Fiktion 
wird. Es ist mit der Neutralität wie mit den Schwimmflügeln 
meiner Tochter: Einmal waren sie hilfreich, heute sind sie hin­
derlich. 
2. Ich teile die Einschätzung des Bundesrates bezüglich der 
Idealvorstellungen, der Probleme und der Grenzen eines Sy­
stems kollektiver Sicherheit Nur, die Alternative zum Aufbau 
eines solchen Systems wäre ein Rückfall ins 19. Jahrhundert 
3. Ich teile die Schlussfolgerungen des Bundesrates für un­
ser konkretes Handeln. Zusammengefasst ergeben sich für 
mich 6 Ja und 2 Nein: Ja zu einem Beitritt der Schweiz zur Eu­
ropäischen Union und ja zu «Maastricht». Ja zu einer aktiven 
Mitarbeit der Schweiz am Aufbau eines Systems kollektiver Si­
cherheit. Ja zu einem starken Engagement der Schweiz bei zi­
vilen Vermittlungsaktionen der Staatengemeinschaft. Ja zur 
Uno. Ja zu den Uno-Blauheimtruppen. Ja auch zu einer Ge­
währung kollektiver militärischer Sanktionen der Staatenge­
meinschaft. Aber ich sage nein zum Beitritt der Schweiz zu ei­
ner Militärallianz, zu einem Verteidigungsbündnis einzelner 
Staaten. Konkret: Nein zur Nato; und ich sage nein zu einer ak­
tiven Beteiligung der Schweiz an militärischen Sanktionen der 
Staatengemeinschaft. 
Aber, und hier unterscheide ich mich vom Bundesrat, ich be­
gründe meine beiden Nein nicht neutralitätspolitisch, sondern 
friedenspolitisch. 
Der Bericht und unsere Diskussion machen es deutlich: Un­
sere Neutralität ist kein aussenpolitisches, sondern ein innen­
politisches Problem. Die Mentaliät, die in breiten Kreisen der 
Bevölkerung mit diesem diffusen Begriff der Neutralität ver­
bunden ist, verhindert, dass wir die innenpolitisch notwendi· 
gen und dringenden Entscheidungen im Hinblick auf eine Öff-
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nung der Schweiz hin zur EU, hin zur Uno, mit anderen Worten 
hin zu einer solidarischen Zusammenarbeit der Schweiz mit 
der Staatengemeinschaft. finden können. 
Der Begriff der Neutralität entfaltet eine Eigendynamik und ze­
mentiert die Mentalität der Isolation und der lsolationspolitik. 
Denken Sie nur an das Votum von Frau Fehr zurück. Ich 
möchte dazu beitragen, diese Mentalität der 
heit und der Selbstgefälligkeit schrittweise zu verändern. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Fehr abzulehnen. 

Camponovo Geo (R, Tl): In questo dibattito di politica estera 
voglio ricordare l'importanza della politica transfrontaliera 
Salta agli occhi immediatamente questa importanza se solo si 
guarda alla intensita di popolazione in tutta la Svizzera ehe vive 
a diretto contatto con una realta estera Questo, la Svizzera 
l'ha capito da tempo, le regioni anche, prima fra tutte Basilea 
Nel contesto di una politica svizzera transfrontaliera la posi­
zione del Cantone Ticino assume un carattere del tutto partico­
lare. Se oggi parlo di politica transfrontaliera alla presenza de! 
Consigliere federale Flavio Cotti, non faccio altro ehe sfondare 
porte aperte, perche proprio lui, in qualita di Consigliere di 
Stato del Cantone Ticino, e stato sostenitore e promotore del­
l'awicinamento del Cantone Ticino alla realta lombarda in par­
ticolare. E' una politica ehe il Cantone ha saputo sviluppare 
con l'intensita dovuta, frenata soltanto dalle difficolta di con­
tatto con le autorita italiane. 
Pensiamo alla nostra missione ticinese di cinghia di trasmis­
sione fra il nord ed il sud, fra due culture. Pensiamo a queste 
triangolo di Svizzera ehe e inserito in una realta sociale, econo­
mica e politica di estremo interesse. 
Se disegnate un cerchio di una cinquantina di chilometri di 
diametro attomo a Chiasso, vi trovate di fronte a una massa di 
popolazione dieci volte superiore a quella del Cantone Ticino 
e di poco inferiore a quella della Svizzera intera Ed e una realta 
viva ed una realta ricca: la zona dell'ltalia del Nord - Lombar­
dia, Piemonte, Veneto - e fra le zone piu dinamiche delf'Eu­
ropa con il sud della Germania, con la zona di Lione, con 
quella di Barcellona 
Ora, noi abbiamo la grande occasione, grandissima per noi Ti­
cinesi, di approfittare della presenza al Dipartimento degli 
Esteri dell'on. Flavio Cotti per dare un colpo sicuro e definitive 
ai collegamenti, all'integrazione de! Cantone Ticino e pertanto 
della Svizzera con questa realtä norditaliana Forse abbiamo 
anche la fortuna di trovarci di fronte ad una ltalia diversa, ad 
una ltalia sempre piu europea, ad una ltalia piu vicina alle re­
gele politiche, sociali ed economiche della Svizzera Vivere 
questa realta non e sempre facile; si pensi solo ehe da un 
giorno all'altro l'economia ticinese sie venuta a trovare con­
frontata con una svalutazione della Lira del 30 percento e 
come se un Cantone vicino a Zurigo dovesse trovarsi da un 
momento all'altro con una economia del 30 percento piu favo­
revole. 
Ma questa realtä economica, culturale e sociale potra essere 
di importanza enorme per il Cantone Ticino e per la Svizzera 
E' con queste invito ehe io sfondo la porta aperta per Flavio 
Cotti, augurandomi ehe nel suo intervento due parole - non di 
piu - tocchino anche questa grande realtä. 

Fischer-Seengen Ulrich (R, AG): Mit der grossen Mehrheit der 
freisinnig-demokratischen Fraktion bin ich der Auffassung, 
dass die Mitgliedschaft der Schweiz in der EU zwar eine unter 
verschiedenen Optionen darstellen kann und muss, jedoch 
nicht als strategisches Ziel der schweizerischen Aussenpolitik 
deklariert werden darf. Wenn der Bundesrat heute diesen Bei­
tritt als strategisches Ziel bekanntgibt, gleichzeitig aber die Ab· 
sieht bekundet. unser Verhältnis zur EU mit dem Abschluss bi· 
lateraler Verträge auf verschiedensten Ebenen möglichst opti­
mal zu regeln, dann kommt er mir vor wie jener Apotheker, wel­
cher seiner Patientin ein Kopfwehpulver mit dem Hinweis ver­
kauft: «Wenn das dann nichts nützt, dann habe ich noch etwas 
Besseres.» Eine solche Politik trägt nicht zur Glaubwürdigkeit 
unserer Diplomaten in den bilateralen Verhandlungen bei, 
sondern schwächt deren Verhandlungsposition. Die Bekannt­
gabe des strategischen Ziels eines Beitritts muss zwangsläu­
fig dazu führen, dass die bilateralen Verhandlungen lediglich 
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als Zwischenlösung empfunden werden, bei 
denen es die Unterhändler der EU höchst unzweckmässig 
wäre, bereits allzu Konzessionen zu machen, die man 
besser für die Beitrittsverhandlungen aufs· 
part Ich betrachte die Formulierung dieses etrc>to,,,L 

sehen Ziels als verhandlungstaktisch ungeschickt Wenn 
den Bericht dennoch zur Kenntnis nehmen und den Rückwei­
sungsantrag der Minderheit ablehnen werde, so n<>·~r-t11<>t11 

dies vor allem deshalb, weil ich dessen Inhalt in den übrigen 
Punkten und mich damit identifizieren kann. Es liegt 
mir indessen daran, meine Stellungnahme mit diesem Vorbe­
halt zu verbinden. 
Eine zweite Überlegung: Der Zusammenbruch der kommuni· 
stischen Herrschaft über Osteuropa stellt wohl die wichtigste 
politische Entwicklung der letzten Jahre in Europa dar. Die 
ehemaligen Satelliten der Sowjetunion sind wieder zu freien 
Gliedern der europäischen Staatengemeinschaft geworden. 
Nach 50 Jahren kommunistischer Herrschaft ist es jedoch für 
diese Staaten mit besonderen Schwierigkeiten verbunden, 
sich mit dem demokratischen System und einer freiheitlichen 
Wirtschaftsordnung zurechtzufinden. Hier eröffnet sich für die 
Schweiz mit ihrer demokratisch-freiheitlichen Tradition eine 
besondere Aufgabe und Chance. Die Schweiz, die in ihrer 
Grösse mit verschiedenen dieser Staaten vergleichbar und 
durch keine historischen Hypotheken belastet ist, sollte die 
Zusammenarbeit mit den ost- und mitteleuropäischen Staaten 
in besonderer Weise pflegen. Unsere Nichtmitgliedschaft bei 
der EU belässt uns bei diesen Aktivitäten einen Freiraum, über 
den die Mitglieder der EU nicht mehr, jedenfalls nicht mehr in 
diesem Masse verfügen. 
Es stellt sich auch die Frage, ob es organisatorische Formen 
der Zusammenarbeit gibt, welche der integrationspolitischen 
Situation der Schweiz und dieser Staaten spezifisch Rech· 
nung tragen. Zu denken ist beispielsweise an die Europäische 
Freihandelsassoziation (Efta), die Organisation, welche 1960 
von jenen Staaten gegründet wurde, welche sich vor allem aus 
politischen Gründen mit den weitgehenden Zielen der EWG 
nicht oder noch nicht identifizieren konnten. Nachdem ein 
Vollbeitritt der osteuropäischen Staaten zur EU zurzeit wohl 
noch nicht denkbar ist, könnte sich ein vorerst lockerer 
Zusammenschluss auf wirtschaftspolitischer Ebene im Sinne 
der Efta als gangbarer Weg erweisen. Dieses Vorgehen würde 
es -wie es der estnische Staatspräsident Lennart Meri in einer 
Tischrede am Freitag so treffend formulierte-den ost- und mit­
teleuropäischen Staaten erlauben, in einer Übergangszeit den 
politischen Strom mit dem Spaten der Überzeugungsarbeit in 
das richtige Bett, in dasjenige der Demokratie, zu lenken. Eine 
sorgsame Prüfung dieser Variante seitens der Schweiz drängt 
sich deshalb auf. 

Allenspach Heinz (R, ZH): Ich habe den Bericht des Bundes­
rates sehr intensiv studiert und analysiert. Ich habe ihn damit 
zur Kenntnis genommen, aber Kenntnisnahme bedeutet 
nicht Zustimmung. Gegenüber dem Kommissionsreferenten 
möchte ich präzisieren, dass wir nicht über Zustimmung zu 
diesem Bericht zu diskutieren haben, sondern über Kenntnis­
nahme. Ich gestatte mir, drei Bemerkungen anzubringen. 
1. Oberstes Ziel der Aussenpolitik sind die Erhaltung der Un­
abhängigkeit des Landes, die Gewährleistung des Rechts­
staates, der Schutz der Freiheit und der Rechte der Bürger so­
wie die Förderung der Wohlfahrt aller. Massgebend ist also Ar­
tikel 2 der Bundesverfassung. Die Aussenpolitik unseres Lan­
des ist an Artikel 2 der Bundesverfassung gebunden, auch in 
einem veränderten internationalen Umfeld. Es wäre deshalb 
nicht verfassungskonform, wenn Bundesrat und Parlament 
zur Verwirklichung einer Vision Europas die vitalen Interessen 
unseres Landes und unserer Bevölkerung aufs Spiel setzen 
würden. Die Teilnahme der Schweiz am europäischen Integra­
tionsprozess ist nur so weit und nur so lange möglich, als es 
die staatspolitischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Interessen unseres Landes unabdingbar erfordern. Ziel der 
Aussenpolitik unseres Landes ist nicht der Beitritt der Schweiz 
zur EU oder zur Uno, Ziel ist und bleibt die bestmögliche Ver­
wirklichung der Interessen der Schweiz. Diese Interessenwah­
rung ist legitim und keineswegs unmoralisch. Im einleitenden 

Uberblick zum Bericht unterstreicht der Bundesrat zwar. dass 
Aussenpolitik Interessenwahrung nach aussen bedeu· 
tet. im Bericht dann aber andere Zielsetzungen. 
2. Wenn der Bundesrat schreibt. Mitwirkung und Mitentschei-

an den Schaltstellen der internationalen Po-
litik seien Leitmotiv der schweizerischen Aussen-

für die Jahre. mag dies wohl für 
mitglieder und der Verwaltung Dieses 
beln an den Schaltstellen der internationalen Politik ist aber 
keine ist und bleibt 
die Wahrung Interessen unseres Landes. 
3. Der vorliegende Bericht skizziert das aussenpolitische Kon­
zept des Bundesrates. Im Vordergrund steht ein umfang­
reiches Plädoyer für den möglichst baldigen Beitritt der 
Schweiz zur EU. Das ist sein Ziel, und alles andere wird ihm 
untergeordnet 
Dem Gatt beispielsweise wird in diesem Bericht nur ein Ab­
schnitt von zehn dürftigen Zeilen gewidmet, obwohl der Ent· 
scheid über das neue Gatt-Abkommen und dessen Umset­
zung unsere Kräfte in der noch verbleibenden Legislaturperi­
ode voll beanspruchen wird. Ich bedaure, dass der Bundesrat 
das Gatt dermassen als Quantite negligeable behandelt hat 
Wird ob der europäischen Zentrierung der Aussenpolitik über­
sehen, dass der Beitritt der Schweiz zum neuen Gatt-Abkom­
men für den Wohlstand unseres Landes unerlässlich ist? Ein 
Ausscheiden aus dem Gatt wäre mit unserem Ausscheiden 
aus der Weltwirtschaft identisch. Der Bundesrat hat die Gele­
genheit versäumt, in seinem Bericht die essentielle Bedeu­
tung des neuen Gatt-Abkommens für die Wohlfahrt unseres 
Landes darzulegen. Die innenpolitische Umsetzung des 
neuen Gatt-Abkommens ist meines Erachtens unsere priori­
täre Aufgabe in den Jahren 1994 und 1995. Das schliesst mei­
nes Erachtens in dieser Zeit bundesrätliche Vorlagen oder 
Volksabstimmungen über EWR-, Uno- oder EU-Beitritt aus. 
Wollen wir durch eine forcierte Diskussion über den Beitritt der 
Schweiz zur Uno oder zur EU die Zustimmung des Volkes zum 
neuen Gatt-Abkommen gefährden? Ein altes Sprichwort sagt: 
«Wer zuviel will, erreicht nichts.» Schon die heutige Debatte 
könnte negativen Einfluss auf die Zustimmung des Souveräns 
zum Gatt haben, wenn wir uns in visionären aussenpolitischen 
Höhenflügen bewegen und den Boden der Realität verlassen, 
wenn der Eindruck erweckt wird, Bundesrat und Parlament 
strebten, entgegen dem manifesten Volkswillen, eben doch 
sofort die Vollmitgliedschaft in der EU an. Wenn wir auf diese 
Weise innenpolitisches Misstrauen und Verunsicherung 
schaffen, dann wird in diesem Klima des Misstrauens das 
Gatt-Abkommen gefährdet 
Führen heisst Prioritäten setzen. Erste und dringlichste Priori­
tät der Aussenpolitik kann für mich derzeit und in der heutigen 
Situation nur die innenpolitische Umsetzung des neuen Gatt­
Abkommens sein. 

Berger Jean-Pierre (V, VD): Pour assurer la perennite de notre 
Etat confederal, il est des principes etablis a respecter, a savoir 
les responsabilites politiques qui incombent plus particuliere­
ment aux cantons, comme l'instruction publique, par exem­
ple, et celles qui relevent directement de la Confederation, 
comme la politique de securite, Ja politique economique et, 
bien entendu, le domaine qui nous preoccupe presentement, 
la politique exterieure. Si je me permets de rappeler ces princi­
pes, c'est simplement pour souligner tout le poids que nous 
devons accorder a ce debat sur le futur de notre politique exte­
rieure et, ensuite, pour situer la responsabilite tres limitee, 
voire nulle, de la competence attribuee aux cantons dans ce 
domaine. 
De ce rapport sur l'avenir de notre politique etrangere, je me 
plais a relever les trois axes qui me paraissent les plus sensi­
bles. Premierement, comme par le passe, l'equilibre economi· 
que, social et culturel de notre pays est etroitement lie, qu'on le 
veuille ou non, a la qualite des relations exterieures que nous 
entretenons, plus particulierement avec nos proches voisins 
de l'ensemble europeen. Deuxiemement, je constate que la 
direction proposee par ce rapport respecte la decision prise 
en votation populaire le 6 decembre 1992. Troisiemement, le 
rapport n'ignore pas les revendications largement exprimees 
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par une minorite nationale, et romande de surcro1t, qui sou­
haite une integration a l'Europe dans les meilleurs delais, une 
integration qui, si la necessite se presente, devrait nous per­
mettre de deposer notre demande d'adhesion sans proble­
mes interieurs particuliers par la suite. 
Les cinq objectits etablis et proposes par le rapport constituent 
un ensemble equilibre pour une approche europeenne cohe­
rente, ouverte et respectueuse des droits et devoirs de cha­
cune des parties. La majorite des citoyens suisses ayant pre­
fere la voie de l'approche par la negociation bilaterale, il est 
donc imperatif de respecter ce principe, pour autant, bien en­
tendu, que nos voisins acceptent cette demarche et que des 
accords equilibres puissent s'etablir au benefice de chacune 
des parties. 
Ace stade de la reflexion, il me plalt de relever l'analyse objec­
tive du dernier «Bulletin d'information du Conseil du Leman» -
pour ceux qui ne le connaissent pas, ce conseil regroupe les 
departements frarn;ais de l'Ain, de la Haute-Savoie et les can­
tons de Vaud, Valais et Geneve. II nous presente son optique, 
depuis l'ouverture au debut de l'annee du grand marche euro­
peen en l'absence de la Suisse. Je le cite: «Que peut faire le 
Conseil du Leman face a ces nouvelles frontieres qui dechirent 
son territoire? Tout d'abord, ne pas rever. En effet, la coopera­
tion transfrontaliere, si ancienne soit-elle, ne peut suppleer au 
refus d'un peuple, d'un Etat, d'adherer librement et entiere­
ment au processus de l'integration politique europeenne. II 
importe, a court terme, d'accepter ces nouvelles contraintes 
frontalieres. II importe egalement, a moyen terme, de suivre at­
tentivement la politique helvetique face a la construction euro­
peenne, que ce soit dans les rapports du Conseil federal, aux 
Chambres federales ou dans les negociations bilaterales qui 
vont s'engager avec Bruxelles.» 
Ainsi, comme chacun peut le constater, les perdants du 
6 decembre 1992 respectent la decision de la majorite. Ce­
pendant, ils ne peuvent ignorer la realite, qui est de s'activer 
par tous les moyens afin d'obtenir une meilleure integration, 
particulierement au niveau frontalier. lls s'appuient, a court 
terme, sur les negociations bilaterales, en laissant ouvertes 
toutes les options a venir, voire, s'il le taut, celle de reconside­
rer dans un deuxieme temps des rapports plus etroits avec 
l'Union europeenne et, si la necessite s'impose, de renouer 
avec l'accord multilateral ou celui, plus exigeant, mais plus 
gratifiantaussi, de l'adhesion. 
Pour toutes ces raisons, je considere que ce rapport est un 
bon rapport II respecte et precise les donnees de nos engage­
ments possibles dans !'immediat, tout en preservant le futur. 
Objectivement, peut-il en etre differemment? C'est pourquoi je 
prendrai acte de ce rapport, et je refuserai toute proposition de 
renvoi ou d'amendement, qui ne manquerait pas d'hypothe­
quer grandement l'avenir. 
Pour ce qui est du rapport sur la neutralite, j'en prends acte, 
tout simplement, en me ralliant a ses conclusions. Notre pays 
a largement beneficie des aspects positifs de ce statut, et nul 
doute qu'il en ira de meme a l'avenir, pour autant que nous sa­
chions adapter l'instrument aux exigences du moment A no­
ter en passant qu'un pays qui respecte la Convention euro­
peenne des droits de l'homme contribue aussi a promouvoir 
un climat de paix et de bien-etre pour chacun, mais par une 
procedure d'approche plus active, plus ouverte et mieux par­
tagee. 
En resume, j'approuverai donc les deux rapports presentes, et 
je vous engage a suivre les conclusions de notre commission. 

Schmied Walter 01, BE): Apres le vote du 6 decembre 1992, 
nous avons assiste au niveau national a un veritable psycho­
drame, il taut bien l'admettre aujourd'hui. Entre temps, beau­
coup d'eau a coule sous les ponts et surtout sous le pont du 
nom de EEE. Ce pont vieux de deux ans, pourtant oeuvre gran­
dissime a en croire ses architectes, entrera dans l'histoire sans 
jamais avoir servi. Ses berges subissent l'erosion des flots et, 
plus grave, ses piliers de soutien s'effritent dangereusement 
au point de le rendre impraticable aujourd'hui deja 
En d 'autres termes, l'Espace economique europeen avait bien 
pris vie, mais comme l'oisillon chetif est deforme a l'interieur 
de son oeuf, il n'a pu s'extraire de la coquille et est mort de sa 

belle mort naturelle. J'en veux pour preuve la declaration de 
M. Rhinow. conseiller aux Etats tres engage, rapportee dans le 
«Nouveau Quotidien» du 4 mars dernier: "···· l'option even­
tuelle de l'Espace economique europeen est en train de s'eloi­
gner .... avec rlslande, le Liechtenstein et peut-etre la Nor­
vege, l'EEE n·a plus tellement de sens pour la Suisse.» Ah, 
quel realisme! M. Rhinow doit etre remercie pour la clarte et le 
courage de son langage. D'autres pensent comme lui. mais 
n·osent passe l'avouer et pour cause! 
Reconnaitre aujourd'hui la banalite du destin, c'est admettre 
l'element majeur avance voici plus d'un an dejä par !es oppo­
sants de l'EEE. car l'Autriche. la Norvege, la Suede et la Fin­
lande avaient bien depose leur candidature avant le vote du 
6 decembre 1992. Toutes !es donnees du probleme etaient 
bien connues a la veille du vote pretendu historique. Affirmer 
!'inverse tiendrait de la tromperie. Mais le passe ne nous inte­
resse plus. Quoi qu'il en soit, ils sont mal pris aujourd'hui ceux 
qui ont fait rever les auteurs de !'initiative dite «des jeunes». 
L'initiative a abouti; aujourd'hui, eile derange, elle fausse le 
debat Tous ceux qui ont incite ladite jeunesse a emprunter la 
voie de l'illusion devront bien assumer en leur expliquant l'er­
reur. L'EEE est reduit a la dimension d'un squelette inerte qui 
ne ressuscitera plus. En cela reside la premiere erreur du 
Conseil federal, celle de ne pas reconnaltre formellement ce 
fait 
L'unique alternative de la Suisse est bien celle du bilateralisme 
ou de l'adhesion. Or. le debat demeure fausse. Le Conseil fe­
deral devoile son but a long terme, celui de l'adhesion. Mais il 
ne fournit aucune raison plausible. Mieux, il donne de lui, dans 
ce rapport, l'impression de fuir le debat, de ne pas vouloir 
entrer en matiere sur cette initiative des jeunes evoquee plus 
haut, de chercher a etouffer cette derniere en detournant l'at­
tention des observateurs avertis. Le Conseil federal fixe son 
but, celui de l'adhesion, mais bloque lui-meme la demande 
qu'il avait maladroitement deposee de son propre chef devant 
!'Union europeenne. Les questions restent ouvertes. Si, au 
dire du Conseil federal, le but d'adherer est valable demain, 
pourquoi ne l'est-il pas aujourd'hui? Ou, a !'inverse, s'il n'est 
pas question d'adherer a ce jour, pourquoi devrait-il en etre 
autrement demain? On a beau lire, relire, on a beau ecouter, 
les questions restent sans reponse. 
Rester eurocompatibles ou le redevenir apres le vote de !'initia­
tive des Alpes, en y mettant le prix, voila le but a viser. Le prix du 
bilateralisme est connu. II est essentiellement de nature eco­
nomique et sera toujours a la mesure de nos avantages re­
cherches. La Suisse, en tant que partenaire serieuse, ne cher­
chera pas a brader les avantages qu'elle convoitera, mais se 
declarera prete a payer le prix reel des privileges. 
Quant a l'adhesion tant evoquee par le Conseil federal, son 
prix n'est pas connu. Ce que nous savons aujourd'hui, c'est 
qu'il sera de nature institutionnelle. Notre systeme politique 
est tout simplement incompatible avec la structure de l'UE. II 
taut avoir l'honnetete de le reconnaltre aujourd'hui, n'en de­
plaise au comite de !'initiative des Alpes. Nous devrions. une 
fois pour toutes, renoncer a faire usage de tant d'arrogance et 
d'hypocrisie face a nos partenaires. Entre partenaires euro­
peens, nous devons apprendre a nous respecter reciproque­
ment et a admettre nos divergences sans pour autant vouloir 
discerner systematiquement des erreurs chez l'autre. Chacun 
est contraint de construire son avenir avec les moyens de son 
bord. 
Je conclus: si le Conseil federal souhaite conduire la Suisse 
dans l'UE, il lui appartient, premierement, de definir le juste 
prix institutionnel que nous serions appeles a payer en l'occur­
rence. Cela, il ne l'a pas evoque dans le present rapport et je le 
deplore fondamentalement II s'agit la d'une lacune de pre­
miere gravite qui fera que j' approuverai le renvoi de ce rapport 

Wittenwiler Milli (R, SG): Der 6. Dezember 1992 - ein Freu­
dentag für die einen, ein schwarzer Sonntag für die andern. Ich 
konnte den Bundesrat grundsätzlich verstehen. Wer gehört 
schon gerne zu den sogenannten Verlierern einer Volksab­
stimmung! Was ich jetzt aber nicht mehr verstehen kann, ist, 
dass der Bundesrat in seinem Bericht über die Aussenpolitik 
der Schweiz in den neunziger Jahren einen EU-Beitritt als stra-
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tegisches Ziel anstrebt Meine Herren Bundesräte. hat denn 
die Abstimmung über den EWR-Vertrag nicht ganz deutlich 
gezeigt. dass eine fruchtbare Aussenpolitik erst innenpolitisch 
abgestützt werden muss und dass eine einseitige Ausrichtung 
auf eine Mitgliedschaft der Schweiz bei der EU das innenpoliti­
sche Klima erneut enorm belasten würde? Wie erklären Sie. 
Herr Bundesrat Delamuraz. den Schweizer Bauernfamilien 
den aussenpolitischen Weg. der den EU-Beitritt als Ziel hat? 
Dies in einer Zeit. da der Gatt-Abschluss Realität ist. aber noch 
kein Mensch mit Sicherheit sagen kann. was dies für die 
schweizerische Landwirtschaft bedeutet! Herr Professor Hau­
ser schrieb in seiner Studie: «Die Auswirkungen auf die Land­
wirtschaft können nur grob abgeschätzt werden. Weniger Ein­
kommen und eine Reduktion der Produktion aufgrund von 
grossen Importen und kleineren Exporten sind aber sicher.» 
Jetzt wissen wir. dass es Einkommenseinbussen von beachtli­
cher Höhe geben wird. Die Frage, wie die Gatt-konformen 
Massnahmen verlässlich finanziert werden, damit die Bauern­
familien mit dem schweizerischen Lebensstandard mithalten 
können, ist aber immer noch offen. Nun soll nach Ansicht des 
Bundesrates der aussenpolitische Aktionsradius gerade jetzt 
beträchtlich erweitert werden. Man darf den Karren nicht über­
laden vor allem dann nicht, wenn der Weg in einem schlech­
ten Zustand ist 
Ich frage mich auch, inwieweit unsere Neutralitätspolitik mit 
den Zielen der EU vereinbar ist Im Bericht zur Neutralität steht 
die Überschrift «Vereinbarkeit von Neutralität und EU-Mitglied­
schaft». Es ist aber bekannt, dass im Falle eines EU-Beitrittes 
jedes Land gehalten ist, die EU-Vorgabe im Bereiche der ge­
meinsamen Sicherheitspolitik zu übernehmen. Der Bundesrat 
hält zwar an der Aufrechterhaltung der dauernden und bewaff­
neten Neutralität fest, aber: Wird er es auch in Zukunft tun? Das 
will ich und das will eine grosse Mehrheit der Schweizerinnen 
und Schweizer ganz genau wissen! 

Müller Reinhard 0/, AG): Der «Bericht über die Aussenpolitik 
der Schweiz in den neunziger Jahren» beinhaltet auch für 
mich einige durchaus unterstützungswürdige Aussagen. Ich 
bin aber nicht ans Rednerpult gekommen, um diese beson­
ders hervorzuheben, sondern um auf zwei zentrale Punkte hin­
zuweisen, welche in weiten Kreisen unserer Bevölkerung auf 
Ablehnung stossen. Damit meine ich das anvisierte Ziel EU 
und die damit verbundene Aufgabe der von uns praktizierten 
bewaffneten Neutralität 
Es ist äusserst schade, dass der Bundesrat mit seinem Zielei­
nes EU-Beitritts die Fronten in unserem lande wieder auf­
reisst, im Innersten wohl wissend, dass die Mehrheit von Volk 
und Ständen seine Meinung nicht teilt, haben doch unsere 
Kantone bereits am 6. Dezember 1992 mit grosser Mehrheit 
nein zum EWR gesagt Diese Stimmung, sprich Grundwelle, 
lässt sich auch mit der besten Propaganda nicht innert weni­
ger Jahre in ein Ja zur EU umwandeln. 
Ist sich der Bundesrat bewusst, dass vor der EWR-Abstim­
mung viele Befürworter klar sagten: EWR ja, EG nein? Wenn 
diese Wort halten, würde eine Abstimmung über einen EU-Bei­
tritt zu einem Fiasko für unseren Bundesrat und seine Aussen­
politik werden. Halten Sie die Augen doch offen und anerken­
nen Sie, dass die von den Befürwortern prophezeiten Horror­
szenarien bei einem EWR-Nein nicht eingetroffen sind. Der 
Schweizerfranken ist stabil wie kaum zuvor. Die Zinssätze fie­
len, was besonders auch im Interesse unserer stark verschul­
deten Landwirtschaft ist Die Investitionen ziehen bereits merk­
bar an. Die Zahl der Arbeitslosen dürfte sich dieses Jahr stabili­
sieren, ja sie dürfte gar abnehmen. In diesem Umfeld will uns 
der Bundesrat in ein europäisches Machtgebilde einbetten, 
bei dem es für die Mehrheit unseres Volkes unter dem Stich­
wort Maastrichter Verträge nur Verlierer geben kann. 
Der Bundesrat wäre gut beraten, sich - ohne das Ziel eines 
Beitrittes - voll auf die Zusammenarbeit mit der EU zu konzen­
trieren und die bilateralen Verhandlungen zu intensivieren. Wir 
müssen dabei nicht als Bittsteller antreten. haben wir doch ei­
niges zu bieten. Gerade im Agrarbereich stehen die positiven 
Handelsbilanzen doch ganz eindeutig zugunsten der EU. Ich 
meine darum, dass dem Bundesrat der Auftrag erteilt werden 
muss, einen Bericht über eine umfassende Kooperation auf 

Aussenpolitik der Schweiz in den Jahren 

der Basis von Solidarität und Gegenseitigkeit vorzulegen und 
danach zu handeln. 
So gesehen stellen sich die umstrittenen Fragen des Neutrali­
tätsberichtes gar nicht. Es ist Pflicht auch der 
Schweiz. an unserer bewährten, dauernden. bewaffneten 
Neutralität festzuhalten und jetzt dafür zu sorgen. dass wir 
nicht am Tage X über die EU in eine Verteidigungsgemein­
schaft eingebunden werden, die für unser Land verheerende 
Folgen haben könnte. Hoffen wir, dass wir. die Verantwortli­
chen, auch in diesen Fragen jetzt die Weichen für eine gute 
Zukunft unseres schönen Landes richtig stellen. 
Ich unterstütze deshalb die Rückweisungsanträge. 

Sandoz Suzette (L, VD): Apres que le Parlement avait renvoye, 
en aout 1992, son rapport au Conseil federal afin qu'il com­
plete notamment la partie concemant la neutralite, apres le 
vote du 6 decembre 1992, la credibilite de la politique etran­
gere du Conseil federal dependait de l'excetlence de son rap­
port Malheureusement, les rapports qu'il nous remet au­
jourd'hui sont ä peine mediocres. 
Mediocre, le rapport sur la politique exterieure. Personne ne 
s'assoirait ä une table de negociations en annorn;:ant a priori 
son intention de ceder sur les points essentiels du cocontrac­
tant Par consequent, on n'annonce pas. quand on s'assoit ä 
une table de negociations, qu'on renoncera au bilateralisme 
des que le multilateralisme sera ä nouveau possible, on n'an­
nonce pas que l'integration est la seule issue. C'est rendre la 
täche de nos negociateurs impossible. Comment pourront-ifs 
obtenir quelque chose si l'adversaire sait dejä que l'on a cede 
sur I' essentiel? 
Mediocre, aussi, le rapport sur la neutralite. Certes, comme le 
Conseil federal, je considere que la neutralite n'est qu'un 
moyen au service d'un but Encore faudrait-il que l'on s'en­
tende sur le but, encore faudrait-il que l'on demontre que le 
moyen n'est plus adequat, et non pas que l'on procede par a 
priori. 
Mais la mediocrite appara1t ä un autre point de vue. Qu'on le 
veuille ou non, c'est une question de fait: la neutralite est une 
partie de l'identite du pays. Or, lorsque l'on parle de l'identite 
d'un pays, on ne se permet pas le mepris, on ne se permet pas 
l'erreur, on ne se permet pas la contradiction. Ce sont precise­
ment trois choses que l'on trouve dans le rapport du Conseil 
federal. 
Le mepris, d'abord. Si vous lisez les pages 64 et 68 chiffres 23 
et 33, respectivement, vous voyez qu'on a l'air d'assimiler la 
neutralite a une politique d'inaction et de fermeture. N'etait-ce 
pas pourtant la neutralite qui a fait de nous un des pays qui a le 
plus de relations avec les autres pays du monde? On n'ex­
prime pas un tel mepris a l'egard de l'identite. Ou bien encore, 
a la page 60, chiffre 14, ne dit-on pas que la neutralite a permis 
de «cultiver son petit jardin»? C'est peut-etre bon pour l'edito­
rial d'un quotidien quelconque, ce n 'est pas ä trouver dans un 
rapport du Conseil federal. 
Un rapport du Conseil federal sur la neutralite, identite du 
pays, ne doit pas contenir d'erreur non plus. Or, reprenez la 
page 60, chiffre 14. Quand le Conseil federal nous dit que la 
neutralite n'est plus necessaire ä la politique interieure parce 
qu'il n'y a plus de vraie diversite ou de tensions culturelles et 
linguistiques, ignorerait-il donc que, depuis decembre 1992, il 
a fallu creer, dans ce Parlement, une Commission de la com­
prehension, qui vient de proposer vingt theses pour essayer 
d'eviter les divergences semblerait-il croissantes entre les eth­
nies linguistiques; ou bien encore ignorerait-il combien, apres 
les recentes votations, il y a de declarations d'intolerance 
d'une partie du pays a l'egard de l'autre? II vaudrait mieux que 
le Conseil federal regarde la realite avant d'ecrire des choses 
fausses qui concernent l'identite. 
Contradiction, enfin: comment peut-on concevoir que dans 
l'introduction le Conseil federal puisse se declarer convaincu 
que la politique de neutralite est encore, en ces temps troubles, 
un instrument important de notre politique de securite et preci­
sertrente pages plus loin qu'en realite, si des negociationss'ou­
vrent pour I' adhesion, la neutralite ne sera pas un sujet de nego­
ciation? S'il etaitconvaincu de l'importance de la neutralite, il en 
ferait peut-etre un prealable ä toute negociation. 
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La securite du pays depend de la credibilite du Conseil fede­
ral. Pour recouvrer cette credibilite, il importe qu'il modifie le 
contenu du rapport. C'est la raison pour laquelle je soutiendrai 
les demandes de renvoi. 

Bonny Jean-Pierre (A, BE): Der Bericht des Bundesrates ent­
hält einige konstruktive Ansätze, wirft aber ebenso viele, wenn 
nicht mehr offene Fragen auf. Ich möchte mich in meinem Vo­
tum auf drei kritische Punkte zur Europapolitik konzentrieren. 
1. Ende 1992 hat das Schweizervolk über den EWA abge­
stimmt Ein gutes Jahr später, am 1. März 1994, droht der 
EWR, diese technokratische Seifenblase durch den Ab­
schluss der EU-Verträge mit drei Efta-Staaten bereits zu plat­
zen. Aus heutiger Sicht kann man mit grosser Wahrscheinlich­
keit sagen, dass eigentlich nur noch drei Staaten in Frage 
kommen, nämlich Island, Liechtenstein und die Schweiz -
eine Entwicklung, auf die ich bereits vor der Abstimmung über 
den EWA an diesem Pult hingewiesen habe. Dabei - da 
möchte ich Ihr Gedächtnis etwas auffrischen - hat man in der 
EWR-Kampagne darauf abgezielt, dem Volk diesen EWA als 
etwas Eigenständiges, als etwas von der EU Losgelöstes, als 
etwas Solides darzustellen. Heute müssen wir dem österrei­
chischen Bundeskanzler Vranitzky zustimmen, der kürzlich 
am Fernsehen sagte, der EWA sei für sie «eine Aufwärm­
runde». 
Wir dürfen das Gedächtnis des Volkes in dieser Frage nicht 
unterschätzen. Mit Bezug auf den Bericht des Bundesrates 
würde ich sagen, dass er im Punkt «EWR als Option» bereits 
überholt ist, vor allem dann, wenn er vom EWA als von einer 
«ernsthaften Möglichkeit» spricht 
2 Der Bundesrat bezeichnet den EU-Beitritt als strategisches 
Ziel, das zum zweiten Mal. Wohlan! Dann hat er aber davon 
auszugehen, dass der Vertrag von Maastricht am 1. Novem­
ber 1993, also vor etwa fünf Monaten, in Kraft getreten ist 
Dann hat der Bundesrat konsequenterweise in diesem Bericht 
dem Parlament und dem Volk zu sagen, was dieses Vertrags­
werk für die Schweiz bedeutet, zum Beispiel für unsere Wäh­
rung, zum Beispiel für unsere Verteidigungspolitik, für unsere 
direktdemokratischen Institutionen und ganz allgemein für un­
sere Souveränität Leider schweigt sich der Bericht des Bun­
desrates zu diesen absolut zentralen Fragen weitgehend aus. 
Der Bericht schafft daher in diesem Punkt nicht Klarheit, son­
dern lntransparenz. 
Um Klartext zu sprechen: Wenn die EU auf dem Status von 
Maastricht mit dem zentralistischen Grossmachtgehabe ver­
harrt, dann hat die Schweiz in einem solchen Gebilde nichts zu 
suchen! Ich bin überzeugt, dass ein solches Ansinnen in einer 
Abstimmung von Volk und Ständen vom Tisch gefegt würde. 
3. Gerade im Zusammenhang mit der Frage um einen EU-Bei­
tritt hat der Bericht des Bundesrates meines Erachtens eine 
Chance verpasst, indem er ein durchaus mögliches Szenario 
nicht aufgezeigt hat Es gibt ernst zu nehmende Kenner der 
EU, die mit guten Gründen mittel- und langfristig eine Dezen­
tralisierung der EU, eine Föderalisierung, eine Entwicklung 
der EU in Richtung eines Staatenbundes für möglich, ja sogar 
für wahrscheinlich erachten. Hier läge an sich eine echte 
Chance, um aufzuzeigen, dass eine solche Entwicklung je­
denfalls die institutionellen Bedenken, die wir heute gegen­
über dem Maastrichter Gebilde haben müssen, beseitigen 
oder zumindest abbauen könnte. Ich finde es schade, dass 
die Chance, den in unserem Land leider immer noch tiefen 
Graben zwischen Eurobefürwortern und Euroskeptikern zu 
überbrücken, nicht wahrgenommen wurde. 

Pini Massimo (R, Tl): Au sein de Ja Commission de la politique 
de securite du Conseil national, nous avons examine ce rap­
port qui ne fait pas l'unanimite. Moi, je dois vous dire, Monsieur 
le Vice-president, Monsieur le Conseiller federal, Onorevole 
Signor Consigliere federale di lingua italiana - se fa parte an­
cora della Confederazione -, que j'avais exprime de serieux 
doutes sur ce rapport, car il me semble que nous ne pouvons 
pas parler de neutralite tout en acceptant des sanctions. 
Celui qui vous parle ne peut pas avaler le fait que, dans le 
contexte d'une politique de neutralite, on veut parler de sanc­
tions. Des sanctions qui, semble-t-il, emanent de l'ONU. 

J'etais pour l'ONU et le peuple suisse a dit non de fac;:on extre­
mement nette. II taut donc eire consequent Nous avons un 
non de la part du peuple concernant l'adhesion de la Suisse 
aux Nations Unies et en meme temps, plus papistes que le 
pape, nous appliquons les sanctions economiques. Vous sa­
vez tres bien que les sanctions ne frappent pas la tete du chef 
de !'Etat qui est peut-etre fautif, mais uniquement le peuple. 
Moi, je suis contre et, de ce fa,t, je ne peux pas donner mon 
aval a ce rapport Je ne veux pas le renvoyer au Conseil fede­
ral. Je m' abstiens, comme je I' ai fait a la.Commission de la poli­
tique de securite, parce qu·un rapport sur la politique etran­
gere et sur la neutralite qui parle de sanctions n'est pas un rap­
port de neutralite. C'est le premier point Le deuxieme point 
concerne !'Union europeenne. Vous savez toutes et tous que 
je suis un grand Europeen, mais je suis aussi un grand federa­
liste. Or, en ce moment Ja confusion est totale. II ne taut pas 
appuyer sur le champignon, Messieurs les Conseillers fede­
raux. Malheureusement ou heureusement, la realite fait que le 
peuple suisse est celui qu'il est en ce moment Si nous sortons 
de cet areopage et que nous demandons au peuple suisse: 
«Voulez-vous marcher en avant vers !'Union europeenne, oui 
ou non?», il nous tue sur la place publique. Moi, comme maire, 
je serais tue ipso facto sur la place publique - il n'y en a pas tel­
lement - de Biasca II est donc inutile de continuer a appuyer 
sur le champignon quand nous savons tres bien que l'opinion 
publique du pays est tout simplement contre. Le probleme, 
c'est d'avoir une approche beaucoup plus flexible, moins dog­
matique, de faire comprendre avec beaucoup de patience a 
l'opinion publique suisse que l'Europe d'aujourd'hui n'est pas 
l'Europe de nos idees. Ce n'est pas l'Europe du federalisme; 
c'est une Europa en crise, mais dont nous ne pouvons pas 
nous separer. 
Ceci ne veut pas dire que nous pouvons mettre n'importe quel 
habil Cela veut dire que Je peuple suisse doit etre renseigne 
au fur et a mesure sur l'evolution des faits et des realites d'une 
Europa en marche. C'est dans ce sens que je vois finalement 
une participation dynamique. II ne faut pas une participation fi· 
gee, comme celle de la Suisse au Conseil de l'Europe, unique­
ment par le biais de la bureaucratie. L'Europe ne doit pas etre 
bureaucratique. La politique est faite de psychologie, de petits 
gestes, de comprehension et aussi de renoncements. 
Anche di rinunce, on. Sig. Consigliere federale; dobbiamo ri­
nunciare a forzare il Paese a volare qualche cosa ehe suo mal­
grado non sente di poter ingoiare, digerire oggi - magari do­
mani si! Se a noi piace questa minestra, dobbiamo a poco a 
poco farla assaggiare e piacere alla nostra gente. Ma non pos­
siamo ingozzare le persone con un cucchiaio: « Toh, mangia, 
ehe l'e bona!» Non possiamo, signori! Dobbiamo avere al­
meno quella ffessibile sensibilita dell'approccio su di una pro­
blematica estremamente complessa in un momento di gravi 
difficolta congiunturalil 
leri sera mi ha tatto piacere la serieta dell'on. Peter Bircher, il 
quale ha detto: «Questo rapporto mi ha impressionato, e serio 
e competente. » E ho dovuto riconoscere la serieta, la compe­
tenza con cui e stato redatto questo rapporto da parte di alti 
funzionari, da parte di uomini politici. Ma non puo convincere 
tutti, on. Mühlemann! Non puo convincere tutti; nemmeno io 
sono convinto, perche io dico e ripeto: Eccellenza, un rap­
porto sulla neutralita riguardante, fra altro, l'accordo sulle san­
zioni, io non lo posso accettare! 

Stamm Luzi (R, AG): 1. Zu dem für mich positiven Teil dieses 
Berichts: Er geht davon aus, dass sich die Schweiz internatio­
nal mehr engagieren muss. Mit Konsternation habe ich in den 
letzten 30 Jahren miterlebt, wie die Nigerianer die Biafraner 
ausrotten konnten, wie in Uganda ein Bandit in Präsidenten­
uniform auftreten konnte, wie in Kambodscha ein Drittel der 
Bevölkerung ausgerottet wurde usw. Und die Haltung der 
Mächtigen in dieser Welt war: «Das ist ein Problem der Souve­
ränität, die Staaten sind souverän, wir machen nichts ... Zum 
Glück ist diese Haltung in Änderung begriffen. Die Staaten ha­
ben eingesehen, dass es uns etwas angeht, was in der Welt 
läuft, dass die einzelnen Staaten nicht allein auf dieser Welt 
sind. Auch die Schweiz muss sich einbinden, z. B. auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes, bei der Waffenkontrolle, aber 
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auch auf wirtschaftlichem Gebiet Wir müssen einerseits Wirt-
;:in,"mrtr;:,n„ abschliessen. wir müssen anderseits in der 

Welt draussen mehr von unserem 
stieren als bisher, Das ist die 
Bericht entdeckt habe. 
2. Der Teil. der in diesem Bericht fehlt: Es Leute. die wollen 
diese von mir internationale Problematik und 
diese skandalösen in unserer Weit 
dadurch lösen. dass sie mehr oder bewusst einfach 
die Schweiz auf den Durchschnitt der hinunterwirt-
schaften wollen. Sie setzen sich z a zum Ziel, viele 
der Bedrängten auf dieser Welt in unser zu holen. 
Schauen Sie an, was unser Land in den letzten drei Jahren ge­
macht hat Statt froh zu sein, dass in der Rezession über 
200 000 Leute die Schweiz freiwillig verlassen haben. haben 
wir nichts Gescheiteres zu tun gewusst, als in nur drei Jahren 
etwa eine halbe Million Menschen (davon 372 000 Niederge­
lassene und Aufenthalter) zusätzlich bei uns aufzunehmen. 
Das hält keine Volkswirtschaft aus. Es ist ein schwerer Irrtum, 
zu glauben, dass wir international unser wirtschaftliches Ni­
veau senken und gleichzeitig für die Benachteiligten in unse­
rer Gesellschaft - von den Rentnern bis zu den alleinerziehen­
den Müttern - eine wirtschaftlich gesunde Basis erhalten kön­
nen. Das ist nicht möglich. 
3. Ich will Ihnen ein Beispiel aus der Praxis erzählen: Der Stadt­
rat von Baden hatte seine Amtskollegen einer Schwesterstadt 
in Rumänien bei uns. Als ich den rumänischen Kollegen bei­
läufig erklärte, dass wir im Erziehungsheim Aarburg für 
Schwererziehbare 200 000 Franken pro Jahr und Zögling aus­
geben, haben diese Leute die Welt nicht mehr verstanden. Sie 
erklärten, für 200 000 Franken könnten sie in Rumänien mehr 
als 200 Leute vollamtlich ein volles Jahr lang anstellen; sie 
könnten sie zum Beispiel in den schlimmen Spitälern mit aids­
kranken Kindern einsetzen und damit wirklich etwas Gutes 
tun. Sie warfen mir vor: «Wie kommt ihr dazu, Flüchtlinge in die 
Schweiz zu holen und mit solchen Kosten für diese Leute zu 
sorgen, wenn dieses Geld, im Ausland investiert, unendlich 
viel mehr Nutzen bringen würde?» 
Die drei angesprochenen Punkte bewegen mich zu folgenden 
vier Forderungen, welche für unsere Aussenpolitik gelten 
sollten: 
1. Wir müssen nicht die Neutralität abbauen, sondern wir müs­
sen einen Teil der Souveränität abbauen. Wir müssen uns in­
ternational einbinden, was allerdings nicht heisst, dass wir un­
besehen internationalen Organisationen beitreten müssen. 
2. Zur Aussenpolitik gehört dringend, dass wir eine Ausländer­
reglementierung einführen. Es gibt eine einfache Alternative: 
Entweder bleiben wir ein attraktives Land und die Leute wollen 
zu uns kommen - dann muss man die Zuwanderung regeln-; 
oder wir wirtschaften unser Land auf einen Durchschnitt hinun­
ter, bei dem die Ausländer nicht mehr kommen wollen. 
3. Betreffend Flüchtlingspolitik muss der Grundsatz gelten. 
dass wir so wenig Leute wie möglich hierher holen, weil unser 
Geld an Ort und Stelle viel, viel effizienter eingesetzt werden 
kann. Die Aids-Kinder in Rumänien, die Verhungernden im 
Sudan, die Minenopfer in Afghanistan usw. werden es Ihnen 
danken. 
4. Das ist der wichtigste Punkt: Damit wir uns internationalen­
gagieren können, ist eine gesunde wirtschaftliche Basis abso­
lut unabdingbar. Wenn wir sie zugrunde richten, können wir 
nirgends mehr helfen. Ich bin der Meinung, wir sollten einer­
seits für wirtschaftlich optimale Verhältnisse sorgen und an­
derseits mehr Geld in der Welt draussen einsetzen. Es ist be­
schämend, dass das reichste Land der Welt einen so kleinen 
Bruchteil des Bruttosozialprodukts für die Hilfe für die Aller­
ärmsten ausgibt 

Steinemann Walter (A, SG): Ich spreche zum Neutralitätsbe­
richt Die Schweiz ist das Land, welches die Neutralitätspolitik 
am längsten praktiziert Nicht zuletzt dank dieser Politik wurde 
die politische Geschichte unseres Landes zu einer Geschichte 
der Freiheit Freiheit und Selbstbestimmungswille, aber auch 
Solidarität und Rücksichtnahme galten bis anhin als feste 
Grössen in unserer Politik. Und das soll nun anders werden? 
Die gegenwärtigen Entwicklungen in Europa hätten Auswir-
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auf die dauernde Neutralität und seien eine 
für eine sachliche Diskussion für 

der Neutralitätsfrage. meint der 
zum Bericht Beim Lesen 

~-•rtr,hn~h, die Haare. 
folgt, dass die Neutralitäts­

Element der dauernden Neutralität dar-
stellt Erst diese nämlich die dauernde Neutralität mit Sinn, 
und daran darf nicht werden. Eine 
ische Politik kann die nur wenn sie 
nicht in fremdbestimmte Systeme eingegliedert ist. sondern 
ein Maximum an Unabhängigkeit und autonomer Entschei­
dungsgewalt aufweist Für die Leistung Guter Dienste ist die 
Schweiz aufgrund ihres neutralen Status geradezu orataesn­
niert, schafft dieser doch die für Vermittlertätigkeiten notwen­
dige Unbescholtenheit und Unparteilichkeit Neutralität ist kei­
neswegs mit Abseitsstehen gleichzusetzen. Darum ist auch 
der folgende Satz im Bericht so falsch und nicht akzeptabel: 
«Wer an der internationalen sicherheitspolitischen Zusam­
menarbeit nicht teilnimmt, setzt sich der Gefahr der Isolierung 
und des Vorwurfs aus, ein sicherheitspolitischer Trittbrettfah­
rer zu sein." Das ist für mich nicht akzeptabel. 
Die Schweiz hat keinerlei Solidaritätsdefizit Um das Image un­
serer Aussenpolitiker zu fördern oder den Tatbeweis interna­
tionaler Solidarität zu erbringen, müssen wir beispielsweise 
der Uno, der wir gar nicht angehören, auch keine Blauheim­
truppen zur Verfügung stellen. Als Gastgeberin und Mittlerin 
für Friedensgespräche und mit unseren heute schon sehr 
grossen Leistungen auf verschiedensten Gebieten für die Uno 
und insbesondere für das IKRK, das beispielsweise zurzeit mit 
einem Grosseinsatz an Personal und Mitteln den Opfern des 
Krieges im zerfallenen Vielvölkerstaat Ex-Jugoslawien hilft, so­
wie mit der Katastrophenhilfe übernehmen wir seit Jahrzehn­
ten die internationale Verantwortung für in Not geratene 
Menschen. 
Der Bundesrat setzt weiter eine EU-Mitgliedschaft als Ziel und 
beurteilt die Aufrechterhaltung der Neutralität als möglich, 
schreibt aber zwei Abschnitte vorher im Bericht, dass unser 
Land dann bereit sein müsste, die Neutralität grundsätzlich zu 
überdenken. Das sind Ausführungen, die für mich nicht akzep­
tabel sind. Auch der angestrebte Uno-Beitritt - trotz einem 
Neinstimmenanteil von 76 Prozent bei der seinerzeitigen 
Volksabstimmung - ist mit unserer Neutralität keineswegs ver­
einbar. Da jede Parteilichkeit dem Grundprinzip der Neutralität 
widerspricht, kann es auch keine differenzierte Neutralität 
geben. 
Insgesamt ist daher festzustellen, dass ein Beitritt zur Uno mit 
der dauernden Neutralität unvereinbar ist und dass es beson­
ders auch keine halbe, mittlere oder modifizierte Neutralität 
geben kann. Es könnte sich dabei nur noch um eine Worthülse 
handeln. Dass die SPS die Neutralität aussenpolitisch als be­
deutungslos bezeichnet und, wie sie ausführt, den Mythos der 
Neutralität zerstören will, empfinde ich als ungeheure Aussage 
und als absoluten Affront unseren Bürgern gegenüber. Ge­
mäss einer kürzlich publizierten ETH-Untersuchung befürwor­
ten immerhin noch über 80 Prozent unserer Bevölkerung die 
Beibehaltung der Neutralität Diese ist auch in ihrer Auslegung 
keinesfalls Eigentum der Classe politique, wie es schon ge­
stern gesagt wurde. Sie ist geistig-moralische Verpflichtung, 
die der Schweiz von ihrer Gründung her aufgetragen ist Die 
eigentliche Rechtfertigung findet unsere Neutralität darin, 
dass sie aus dem Ursprung und dem Wesen der Eidgenos­
senschaft selbst hervorgeht, und diese immerwährende Neu­
tralität ist tief in den politischen Überzeugungen des Schwei­
zervolks verwurzelt, da unser Volk in ihr auch das Mittel sieht, 
mit dem unser Land der Sache des Friedens am besten die­
nen kann. 
Dieser Bericht muss zurückgewiesen werden. 

Reimann Maximilian (V, AG): Ich gehörte vor zwei Jahren zu 
jenen Ratsmitgliedern, die einen Beitritt der Schweiz zum EWR 
unterstützt hatten. Ich tat es aber ausschliesslich mit dem Ziel, 
dann nicht der EG beitreten zu müssen, also nach der Formel 
«EWR ja, EG nein». Der Souverän hat es anders gewollt. Er 
ging auf Distanz zu Brüssel, und er bekräftigte diese Distanz 
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auch am 20. Februar 1994 mit einem Nein zur Alpen-Initiative. 
Da kann unsere von ihrem hohen Stuhl herab 
noch so sehr beteuern, das Ja zur Alpen-Initiative sei kein Nein 
zu gewesen. Es war es trotzdem: wenigstens teil· 
weise. etwas anderes der sich doch wie· 
der einmal an Stammtisch im setzen. 
Doch zurück zum Bericht des Bundesrates. Ich bin und bleibe 
ein entschiedener Gegner des vorn Bundesrat angestrebten 
Endziels. So entschieden. wie ich vor zwei Jahren das bundes­
rätliche Junktim «EWR gleich erster Schritt und Vorstufe zur 
EG» habe, so entschieden widersetze ich mich 
heute der strategischen Zielsetzung des Bundesrates. unser 
Land als Vollmitglied in die EU zu führen. Mit dieser Zielset­
zung verkennt der Bundesrat die innenpolitischen Realitäten. 
Die EU-Mitgliedschaft der Schweiz ist eine Illusion, und lllusio· 
nen kann ich nicht mittragen. Als Option, das heisst als eine im 
voraus nicht völlig auszuschliessende Variante, kann die EU­
Mitgliedschaft meinetwegen im Raum stehengelassen wer­
den, aber sicher nicht als strategisches Ziel. Deshalb kann und 
will ich diesen aussenpolitischen Bericht nicht einfach so zur 
Kenntnis nehmen. Kenntnisnahme heisst für mich, den Bun­
desrat weiter auf seiner realitätsfremden Marschroute laufen 
zu lassen, und das will ich nicht Deshalb unterstütze ich den 
Antrag der Minderheit (Frey Walter). 
Die EU-Mitgliedschaft muss als strategisches Ziel gestrichen 
und auf das Niveau einer gewöhnlichen Option hinuntergeholt 
werden. Was ist denn so attraktiv an dieser EU? Wenn wirt­
schaftspolitisch und finanziell angeschlagene Länder wie 
Schweden, Finnland usw. dort Anschluss begehren. ist das 
ihre Sache. Aber ob eine Union mit so hoher Arbeitslosigkeit, 
mit gescheitertem Währungssystem, mit desolatem Finanzzu­
stand, mit einer demokratiefeindlichen Bürokratie das be­
gehrte aussenpolitische Endziel unseres Landes sein soll, das 
möchte ich doch allen Ernstes bezweifeln. Die Fortsetzung der 
Zusammenarbeit mit der EU auf bilateralem Weg oder allen­
falls über ein Assoziationsabkommen soll das aussenpoliti· 
sehe Ziel dieses Jahrzehnts sein. Das Ja zur Alpen-Initiative 
hat uns allerdings, wie bereits gesagt. auf diesem Weg etwas 
zurückgeworfen. 
Schliesslich noch ein Wort zu einer eventuell doch noch nach· 
zuholenden Mitwirkung im EWR. Als damaliger Befürworter 
des EWR-Vertrages sage ich dazu folgendes: Der EWR bleibt 
für mich eine Option. Aber als Ziel kann diese Option erst wie­
der in den Vordergrund gerückt werden, wenn Klarheit über 
folgende Fragen besteht: 
1. Bleibt der EWR nach der Erweiterung der EU durch Schwe­
den, Finnland usw. überhaupt bestehen? Das wissen wir erst, 
wenn die Volksabstimmungen in den betreffenden Ländern 
durchgeführt sind. 
2. Welchen Erfolg bringen uns die bilateralen Verhandlungen 
mit der EU? Das weiss heute noch niemand. Spekulationen 
darüber bringen uns auch nicht weiter. 
3. Die wohl zentralste Frage: Welche Vor- und Nachteile wird 
uns der am 6. Dezember 1992 vom Schweizervolk gewählte 
Alleingang bringen? 
Erst wenn Klarheit über all diese Fragen besteht - was kaum 
vor Ablauf von zwei, drei Jahren der Fall sein wird-, wird sich 
weisen, ob die Option EWR in eine zweite Volksabstimmung 
ausmünden wird. Für heute aber kann die Devise nur lauten: 
Intensivierung der bilateralen Verhandlungen unter grösst­
möglicher Offenhaltung jeglichen weiteren aussenpolitischen 
Handlungsspielraums. 

Scheurer Remy (L, NE): Une des grandes qualites du rapport 
du Conseil federal sur la politique exterieure reside dans la 
forte prise en compte de l'universalite des problemes majeurs 
et des repercussions que peuvent avoir, jusqu'au pied de nos 
glaciers sublimes, les perturbations provoquees dans ce qui 
n'est pas encore un ordre mondial. 
Les relations d'interdependance entre pays, groupes de pays 
et continents sont desormais si diverses et si nombreuses que 
chacun des departements federaux doit traiter de questions 
importantes dans une perspective de politique etrangere. 
Meme le Departement federal de l'interieur doit s'occuper d'af­
faires internationales. 

Certes. le rapport du Conseil federal ne contient ni calendrier 
ni itineraire. Mais pourquoi des calendriers quand nous ne 
sommes pas les seuls maltres du temps? et a quoi bon des iti­
neraires quand les chemins sont encore a tracer? Pas de ca-
lendrier. d'itineraire, mais par contre des principes 
raux, et essentiels. Mon voeu est qu'il existe au du 
Conseil federal, en guise de boussole, une votonte ferme et 

pour suivre sans devier les directions ainsi tracees. 
L'incertitude de l'avenir n'exclut pas la clarte des propos. Nos 
,...,,.,rr.,,,,,,.,,,,,"' doivent savoir qui nous sammes et ce que nous 
voulons. 
Certains d'entre vous reprochent avec une farouche determi­
nation au gouvernement de se fixer pour but l'adhesion de la 
Suisse a !'Union europeenne. Mais peut-on imaginer que la 
Suisse ne participe pas a la construction europeenne? Ou a­
t-on pu lire dans ce rapport que le Conseil federal voulait faire 
adherer notre pays a !'Union europeenne teile qu'elle existe 
maintenant? L'Union europeenne est en evolution et il n'est 
pas impossible que nous evoluions nous-memes. Les fossiles 
memes se modifient peu ä peu! 
Quanta la neutralite, eile n'a pas cesse d'etre appliquee diver­
sement tout au long de notre histoire. Pourquoi faudrait-il la 
figer dans des formes alors qu'il ne reste presque plus rien 
autour de nous de ce qui avait donne naissance ä cette 
neutralite? 
Aujourd'hui, nous n'avons pas ä nous prononcer sur les voies 
et sur les moyens de notre politique exterieure, mais sur ses 
buts. Le Conseil federaf a defini cinq objectifs et il est vrai que 
le maintien et la promotion de la securite et de la paix sont un 
objectif. En revanche, la neutralite peut etre un moyen que les 
Suisses jugent bon, mais la neutralite ne saurait etre un but, on 
n'est pas neutre par ideal. 
II est donc tres significatif que ceux qui combattent jusqu'ä 
l'idee d'un rapprochement avec l'Europe soient les memes 
qui font de la neutralite leur ideal identitaire. J'aimerais leur 
rappeler quelques phrases du professeur Dietrich Schindler: 
«La neutralite a eu pour effet d'eliminer les questions de poli­
tique exterieure de la vie politique suisse. Gräce ä la neu­
tralite, la vie politique de la Suisse a pu se concentrer 
presque entierement sur la politique interieure. La neutralite 
suisse est consideree, dans notre pays surtout, comme un 
moyen de proteger nos structures internes contre toute in­
fluence etrangere." 
Que nous le voulions ou non, nous ne pouvons plus continuer 
ä abriter derriere la neutralite le vieillissement de nos structu­
res internes. Notre salut n'est pas dans le terrier de la neutra­
lite. II est. comme le dit le Conseil federal. dans l'interiorisation 
des problemes de politique etrangere. Nous nous sommes 
beaucoup observes nous-memes, nous avons beaucoup tri· 
ture nos problemes domestiques, il nous faut desormais ap­
prendre ä plus et ä mieux regarder vers l'exterieur. 

Suter Marc (R, BE): Das Herzstück des aussenpolitischen Be· 
richts ist das klare Ja des Bundesrates zur Schweiz und zu Eu­
ropa Ob man dies wahrhaben will oder nicht, die Schweiz be· 
findet sich auf diesem Weg nach Europa Aussenpolitik ist 
nicht zuletzt Interessenwahrung für die Schweiz. Das Ziel ei­
nes Beitritts der Schweiz zur EU ist daher - bei allen Vorbehal­
ten - nur folgerichtig. Es beruht auf einer realistischen und 
pragmatischen Einschätzung unserer Interessen, aber auch 
unserer Kräfte und Möglichkeiten. Der Bundesrat bekennt sich 
in seinem Bericht zu einer weltoffenen und selbstbewussten 
Schweiz. 
Mit dem Ziel der Integrationspolitik - Beitritt zur Europäischen 
Union - bin ich einverstanden und danke dem Bundesrat. 
dass er trotz viel Gegenwind zu seinen Überzeugungen steht 
Allen hier im Nationalrat, die viel Schlechtes mit Europa verbin­
den, möchte ich in Erinnerung rufen, dass «Europa» nicht 
bloss ein geographischer Begriff ist, sondern eine berei­
chernde Idee. «Europa» ist vor allem der Wille zur Freiheit «Eu­
ropa» ist auch Hoffnung auf Friede und Sicherheit, auf Wohl· 
stand, auf Vielfalt in Kultur und Wissenschaft. «Europa» ist 
auch die Bereitschaft zum Ausgleich zwischen Arm und Reich 
und zur gemeinsamen Lösung der Gegenwartsprobleme. Die 
Europäische Union ist daher mehr als ein wirtschaftlicher Zu-
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sammenschluss. Sie ist Fixpunkt der zukünftigen politischen 
und wirtschaftlichen Ordnung Der erfolgreiche Ab­
schluss der mit Österreich. Schweden. Finn­
land und auch Norwegen alles selbstbewusste und starke 
Staaten unterstreicht die Kraft und Dynamik der EU. 
Die Geschichte wird die Schweiz schneller zur Insel machen, 
als es manchem hier im Saal lieb ist Der Bundesrat hat diese 
Gefahr erkannt und glaubt zu Recht weder an den Erfolg des 

noch an die Chancen des Abseitsstehens. 
Die ist ein kleines Land. Bruchlinien und Gräben 
kreuz und quer können wir uns nicht leisten. Wollen wir in der 
Aussenpolitik sein, müssen wir uns bei allen Unter­
schieden zu Einigungen zusammenraufen. Gegner und Befür­
worter der Integration sollten nicht ihre Differenzen zelebrie­
ren, sondern sich fragen, wo Übereinstimmung herrscht, wo 
alle Befürworter und Gegner, denen die Schweiz am Herzen 
liegt, am gleichen Strick ziehen können. 
Die grosse Mehrheit des Schweizervolkes erwartet diesen Wil­
len zum Konsens. Ein Brückenschlag ist beispielsweise mög­
lich in der Unterstützung für erfolgreiche bilaterale Verhand­
lungen oder in einer offenen Kommunikation zwischen Brüs­
sel und Bern oder im Einsatz für die eminent wichtige An­
nahme des Gatt 
Glauben Sie mir, auch wir «Europäer» sehen, dass die Euro­
päische Union viele Mängel hat. verbesserungsbedürftig ist 
und ihre Form und Architektur noch nicht gefunden hat 
Warum nicht gemeinsam gute Ideen und Traditionen in das 
europäische Haus einbringen? Warum nicht zum Föderalis­
mus, zum Umwelt- und Alpenschutz, zum Freihandel, zum 
Umgang mit Minderheiten einen gescheiten Beitrag leisten, 
warum nicht mittragen und mitgestalten, anstatt es besser zu 
wissen und abseits zu stehen? Könnten wir uns nicht auf die­
ser Ebene finden? Auch wenn sich unsere Ziele unterschei­
den, können wir viele Wege miteinander gehen. Zu diesem 
Dialog sind wir «Europäer» bereit 

Rutishauser Paul 0,/. TG): Ich strebe keinen EU-Beitritt an. 
deshalb bin ich mit einigen Schlussfolgerungen des Bundes­
rates nicht voll einverstanden. Trotzdem nehme ich diesen Be­
richt zur Kenntnis. Ich stimme keinem der Rückweisungsan­
träge zu, möchte aber meine Bedenken anmelden. 
Die Bedeutung der bilateralen Verhandlungen als erste Priori­
tät kommt im Bericht zu kurz Nach der Ablehnung des EWR 
und der Annahme der Alpen-Initiative sowie angesichts der zu 
befürchtenden Auswirkungen des Gatt sind vor allem wir Bau­
ern nicht in einer komfortablen Lage. Wir werden wegen er­
höhten Importen und kleineren Exportmöglichkeiten Marktan­
teile verlieren. Wir brauchen dringend einen besseren Zutritt 
zu den europäischen Märkten, deshalb sind bilaterale Ver­
handlungen über Marktzutritt und Harmonisierung von gröss­
ter Dringlichkeit Der autonome Nachvollzug von EU-Richtli­
nien in verschiedenen Bereichen ist notwendig. Das Ergebnis 
der bilateralen Verhandlungen sollte nach Möglichkeit dem 
entsprechen, was in den EWR-Verhandlungen ausgehandelt 
wurde. Es sollte mit allen Mitteln versucht werden zu verhin­
dern, dass wir von der EU in den Drittlandstatus gedrängt wer -
den. Wtr haben den Eindruck, dass die Gründe für den man­
gelnden Fortschritt in den bilateralen Verhandlungen nicht nur 
in Brüssel, sondern auch in Bern liegen. 
Mit der Offenhaltung der Option für einen eventuellen späteren 
EU-Beitritt kann ich mich einverstanden erklären. Ich erwarte 
aber vom Bundesrat, dass er vorerst alles daransetzt, auf bila­
teralem Weg Resultate zu erreichen. Wir dürfen nicht laufend 
Vorleistungen erbringen und Konzessionen machen, ohne 
konkrete Gegenleistungen zu erhalten. 

Misteli Marguerite (G, SO): Die OECD-Staaten verfügen mit 
knapp 15 Prozent der Weltbevölkerung über etwas mehr als 
75 Prozent des Welteinkommens. Die sogenannte Dritte Welt 
kommt mit ungefähr 75 Prozent der Weltbevölkerung gerade 
noch knapp auf 20 Prozent des Welteinkommens. Die 
Schweiz ist eines der reichsten, wenn nicht das reichste Land 
der Welt Wir weisen ein fast zwanzigmal grösseres Volksein­
kommen aus, als es unserem Anteil an der Weltbevölkerung 
entsprechen würde. Das Fernsehen hat unseren materiellen 
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Wohlstand bis in die ärmsten Länder bekannt gemacht Die ar­
men Leute und ihre Regierungen fordern heute einen Teil des 
Wohlstandskuchens. Als Industrieland des Nordens haben 
wir Ressourcen. welche der Menschheit r.a,hr1,·on 

übernutzt haben 
mr1<m1tv1i:>11 mit aller 

Anrm="""'''"t,>t in die des Südens ohne uns 
Rechenschaft zu geben. dass unsere Lebensgrundla­

dern Raubbau einer Entwicklung zu einer Industrie- und 
1m(Je::;e11sct1an nach diesem Muster für weitere 75 Pro­

zent der Weltbevölkerung nicht standhalten würden. Das 
Nord-Süd-Gefälle mit den daraus resultierenden Konflikten 
wie Verelendung, Unruhen, Kriegen, Migrationsdruck, Um­
weltzerstörung usw. ist deshalb einer der Faktoren, welche in 
Zukunft unsere Aussenpolitik stärker bestimmen müssen. 
Andererseits bescherte das System der freien Marktwirtschaft 
der schweizerischen Bevölkerung zwar einen weltweit einmali­
gen materiellen Wohlstand, unterwarf aber in der Konsequenz 
die Beziehungen zwischen den Menschen sowie der Men­
schen zu ihrem Lebensraum ebenfalls den Marktgesetzen. 
Auch in der Schweiz ist der Mensch zum blassen Kostenfaktor 
degradiert, welcher entsprechend den Gewinnaussichten an 
einem beliebigen Ort einsetzbar ist oder entlassen wird. Die 
Angst vor sozialem Abstieg, vor Vertust des heutigen Besitz­
standes für einen grossen Teil der schweizerischen Bevölke­
rung ist für mich die zweite wichtige Rahmenbedingung für die 
schweizerische Aussenpolitik, für die schweizerische Welt­
innenpolitik. 
Mit der heutigen Globalisierung und Vernetzung der Wirtschaft 
in den Händen von wenigen transnationalen Konzernen, Fi­
nanzinstitutionen und Medien ist auch unsere innere Sicher­
heit nicht mehr ohne Engagement für eine weltweite menschli­
che Sicherheit, ohne verstärktes Engagement in der Sicher­
stellung der elementaren Grundbedürfnisse für die ganze 
Weltbevölkerung möglich. Das bedeutet, dass das inzwischen 
ein wenig aus der Mode gekommene Wort «Solidarität» mehr 
Gewicht bekommen muss, innerhalb der Schweiz und für die 
Schweiz gegenüber der Welt, und dass die Schweiz ein ver­
stärktes Engagement in der Uno und in anderen internationa­
len Organisationen für die weltweite menschliche Sicherheit 
entfalten muss. Dazu muss die Schweizer Regierung unsere 
Wirtschaft und unsere Banken wieder stärker in die Verantwor­
tung nehmen und in einen intensiven Dialog mit der Bevölke­
rung über die Zusammenhänge und Auswirkungen der 
schweizerischen Innen- und Aussenpolitik treten. Die Grund­
aussage des Bundesrates, dass die eigene Interessenwah­
rung nicht nur Ziel und Mittel, sondern Rechtfertigung und Be­
weggrund jeglicher aussenpolitischer Aktivität sei, ist zu kurz­
sichtig, ja sie gefährdet eben unsere so hoch gelobte innere 
Sicherheit 
Ich erwarte einen stärkeren Einsatz des Bundesrates für die 
sogenannte «global human security» und hätte den aussen­
politischen Bericht gerne gemeinsam mit dem Nord-Süd-Leit­
bild diskutiert- und nicht abgekoppelt davon, wie der Norden 
eben den Süden des öftern abkoppelt 
Herr Bundesrat Cotti, können Sie uns sagen, wann das Nord­
Süd-Leitbild erscheint? Ohne konkrete Aussagen, wie sich die 
Schweiz im Nord-Süd-Konflikt verstärkt engagieren will, ist für 
mich der Bericht zur Aussenpolitik in den neunziger Jahren 
unvollständig. 

Keller Anton (C, AG): Die Neutralitätsfrage erscheint zwar in 
diesem Bericht nur als Anhang. In Tat und Wahrheit steht sie 
aber im Zentrum aller aussenpolitischen Überlegungen. 
Die Neutralitätspolitik hat beigetragen, die Schweiz stabil zu 
machen. Die Neutralitätspolitik ist es aber auch, welche die 
Schweiz heute unbeweglich machen kann. Nach unserer Auf­
fassung ist die Neutralität zwar nur das Mittel der Aussenpoli­
tik; aber im historischen Bewusstsein des Schweizervolkes ist 
sie weit mehr. entzieht sie sich einer blass sachlichen Beurtei­
lung. Denn nach der Einschätzung vieler Generationen ver­
dankt die Schweiz ihre Verschonung vor Kriegen der Neutrali­
tät Sie müssen bedenken: Die Schweiz war in den letzten 
500 Jahren nur während fünf Jahren von einem Feind besetzt 
Dies schafft eine emotional starke Anhänglichkeit- das ist eine 
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politische die man vernachlässi-
gen darf. 
Kann man aber heute ein für allemal festschreiben lassen. 
dass wir die in der Zukunft nie ändern wol-
len, wie immer sich auch Welt um uns herum ändern wird? 
Das kann man nicht; das wäre nicht nur illusionär, das wäre 
anmassend I Was wir können. ist dies - auch der Bericht 
sagt es dass wir Fall eine Aussenpolitik verfolgen. 
die uns aus Kriegen heraushält dass wir die Neutralitätspolitik 
anpassen, wo unser Interesse und das Interesse der Völkerge­
meinschaft es gebieten, und dass wir die Neutralität in ihrer 
Kernsubstanz nicht aufgeben wollen, bevor wir etwas Besse­
res gefunden haben. 
Aber Neutralität als etwas Absolutes sehen hiesse unseren 
aussenpolitischen Spielraum massiv einengen. Und gerade 
das kann heute und in der Zukunft nicht im Interesse unseres 
Landes sein. Denn nichts ist so richtig wie der Satz auf Seite 20 
des Berichts. Man sollte ihn in die Schullesebücher aufneh­
men und auswendig lernen. Er lautet: «Sicherheit und Frieden 
sind unteilbar, d. h., es gibt keine dauerhafte Sicherheit für die 
Schweiz, wenn nicht auch das europäische Umfeld Sicherheit 
geniesst, und es gibt keine dauerhafte Sicherheit für Europa in 
einer unsicheren Welt» In dieser Formel liegt die Notwendig­
keit der Oeffnung begründet Es ist eine Absage an den Irr­
glauben, dass für die Schweiz alles gut werden kann, wenn sie 
nur neutral ist Zwar werden wir auch in Zukunft selber definie­
ren, was wir unter unserer Neutralität verstehen, aber wir müs­
sen es so tun, dass nicht nur wir unsere Neutralität verstehen, 
sondern auch die andern. Denn welche Schutzwirkung hätte 
die Neutralität sonst noch als die eines nationalen Feigen­
blatts, welches die Blösse unserer Egozentrik zudecken soll? 
Die Zeichnung der Neutralitätspolitik als eines beweglichen In­
strumentes, wie sie der Bundesrat in seinem Bericht vorge­
nommen hat, findet meine Zustimmung. 

Comby Bemard (R, VS): Un peu plus d'un an apres le fameux 
vote du 6 decembre 1992, la Suisse cherche encore la nou­
velle voie a suivre pour vivre avec les Europeens au coeur de 
l'Europe. Pendant ce temps, nonobstant la crise economique 
et les difficultes structurelles et financieres, malgre tous ses 
detracteurs, l'Europe continue sa patiente construction. Je 
cite le marche unique, le Traite de Maastricht, l'Espace econo­
mique europeen, et l'adhesion prochaine de l'Autriche, de la 
Finlande et de la Suede a l'Union europeenne. 
Dans ce meme laps de temps, la Suisse, pays qui fut l'image 
de la solidarite federaliste, de l'humanisme international, de 
l'harmonie consensuelle entre plusieurs langues, plusieurs re­
ligions et plusieurs cultures, ne parvient pas a trouver la voie 
du compromis pour s'integrer a ce grand projet mobilisateur, a 
cette belle oeuvre de paix, de solidarite et de progres. 
La question qui se pose, face a ce constat, n'est pas que 
technique, structurelle ou politique. Elle est d'abord cultu­
relle, au sens large du terme. Elle touche en effet a l'identite 
meme de la Suisse, a sa capacite de retrouver le sens de l'in­
teret general-qui n'a rien a voir, bien sür, avec l'addition des 
interets particuliers et a la volonte de participer a un large 
debat democratique a l'echelle du continent 
Situee au coeur d'une Europe organisee et structuree, la 
Suisse n'a aucun avenir scientitique, politique et culturel en 
dehors de cette communaute. A l'instar du Conseil federal, 
nous pouvons dire que l'adhesion a !'Union europeenne est 
donc la seule perspective viable a long terme pour notre pays, 
au sein d'une Europe qui doit imperativement devenir plus de­
mocratique et plus federaliste. Un projet de constitution euro­
peenne est actuellement a l'etude. La Suisse pourrait par 
exemple y apporter une contribution originale. En dehors de 
cette voie, la Suisse est condamnee a l'isolement 
Le vote negatif du 6 decembre 1992 et l'acceptation, le 
20 fevrier 1994, de !'initiative des Alpes contribuent a develop­
per une politique de «reduit national» dommageable a l'avenir 
de notre pays. Les consequences de l'acceptation de !'initia­
tive des Alpes sont negatives a un double titre. 
Sur le plan interieur, d'abord, elles se traduisent par une ag­
gravation du fosse qui separe la Suisse romande de la Suisse 
alemanique. Ce n'est pas en pratiquant la politique de l'autru-
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ehe, en occultant la crise, que l'on va resoudre ce genre de 
probleme. L'analyse de cette delicate problematique requiert 
bien sür de la lucidite et du courage dans le but de renforcer la 
cohesion nationale. 
Ensuite, sur le plan international, les 
se manifestent par un nouvel isolement de la Suisse sur la 
scene en provoquant rire des transporteurs euro-

et en rendant plus diffic1les encore les ne-
gociatiens bilaterales. 
Dans ces conditions, le processus d'adhesion a l'Union euro­
peenne aurait le double avantage de renforcer la cohesien in­
terne de la Suisse multilingue et pluriculturelle en pratiquant 
une politique europeenne digne de ce nom. Paradoxalement, 
la Suisse pourrait en quelque sorte panser ses blessures inter­
nes en s'ouvrant davantage a l'Europe communautaire. Le 
modele helvetique de la cohabitation pacifique de diverses 
langues. religiens et cultures sur un territoire exigu ne serait 
plus une coquille vide. L'integration de la Suisse a l'Europe 
doit constituer l'une des priorites majeures de la politique hel­
vetique durant ces prochaines annees. 
Pour conclure, j'aimerais poser deux questions, sous forme de 
voeu. Je pense que, dans cette periode transitoire, nous de­
vons insisterteut d'abord sur la necessite d'offrir a l'agriculture 
et a la viticulture des moyens efficaces de s'adapter aux chan­
gements et, d'autre part, que nous devons insister aussi sur la 
necessite de promouvoir la cooperation transfrontaliere en 
donnant aux regions frontieres, qui sont de veritables passe­
relles naturelles sur le chemin europeen, les moyens de me­
ner une politique plus dynamique dans l'interet de l'ensemble 
du pays, en participant plus activement au programme Inter­
reg par exemple, mais aussi aux programmes europeens de 
recherche et de formation. 
Je conclus en saluant le rapport du Conseil federal et en vous 
invitant a en prendre acte de maniere positive. 

Borradori Marco (D, Tl): Se qualcuno si aspettava d'intrave­
dere in questo rapporto un ripensamento, un riorientamento 
della nostra politica estera, sara rimasto deluso. II documento 
parla un'unica lingua, peraltro assai chiara L'obiettivo finale 
del Governo rimane la piena integrazione nell'Unione euro­
pea Queste a dispetto della volonta popelare ehe ha bocciate 
lo Spazio ecenomico europeo e ehe dunque, a maggior ra­
gione, non puo essere d'accordo di integrarsi in un'Europa fa­
tisciente, centralistica e antidemocratica 
II recente schiaffo dato indirettamente all'Europa dal popolo 
svizzero con l'accettazione dell'iniziativa delle Alpi ne e solo 
un'ulteriore conferma II rapporto, gia per queste, manca di 
credibilita lnoltre denota delle importanti lacune. Le conside­
razioni relative ai negoziati bilaterali sono stringate, scarne e 
poco convincenti. Eppure, la strada indicata dal Sovrano con il 
suo vote del 6 dicembre 1992 andava proprio in direzione di 
un approfondimento degli accordi bilaterali. Ancora una volta 
sembra quasi ehe la votazione sullo Spazio economico euro­
peo non sia mai awenuta 
L'affermaziene secondo cui il Consiglio federale intende impe­
gnarsi seriamente negli accordi bilaterali non e dal canto suo 
credibile, gia per il fatto ehe il Governo stesso sottolinea ehe, 
qualora i negeziati bilaterali dovessero fallire, sarebbe indi­
spensabile entrare a far parte dello Spazio economico eure­
pee o dell'Uniene europea 
Ora, se ci sediamo al tavelo dei negoziati con questi presuppo­
sti e con questa motivaziene, e chiaro ehe le trattative bilaterali 
non potranno ehe fallire, con grande gioia di chi pregusta, di chi 
prefigura gial'integrazione. II tutte ha un po' l'amaro sapore del­
l'alibi, del capro espiatorio ehe ci si sta preoccupando di confe­
zionare con largo anticipo per coprirsi un demani le spalle. 
Nel rapporto si cerca poi, invane, una spiegaziene logica ehe 
renda perlomeno plausibile perche mai dopo il «no» alle Spa­
zio economico europeo si dovrebbe ora fare rotta verso 
l'Unione europea La questione non mi sembra cosi irrile­
vante. Non fosse altro ehe per un doveroso rispetto nei cen­
fronti del vote espresso il 6 dicembre 1992, uno sforzo del Ge­
verno in questa direzione si imponeva lnvece niente. Volonta 
del Sevrano come «optional» di cui non e assolutamente ne­
cessario tenere conto? Sembrerebbe di si. 
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L'insistenza con cui s1 focalizza la integrazione europea 
q uale obiettivo e in ogni caso cosi marcata e penetrante da ap­
parire come una vera e propria sfida alla volonta popolare. 
Altrettanto sconcertante e la prospettiva di un awicinamento 
all'ONU. La votazione popolare in merito ha avuto un esito ehe 
raramente e stato cosl netto e Tre cittadini su 
quattro si sono pronunciati contro e hanno con cio 
manifestato la loro ch1ara volonta di tenersi alla larga da un ·or-

rn77,,,·,"r"'' di stampo centralistico e burocratico, retta da 
pochi Paesi potenti. 
In virtu della sua neutralita e della sua tradizione. il nostro 
Paese ha potuto e potra svofgere una politica di pace attiva 
ineguagtiabile. anche stando al di fuori dell'ONU. 
II Consiglio federale manifesta inoltre la sua esplicita volonta 
di sopprimere a tappe la neutralita, di svuotarla dei suoi conte­
nuti, riducendola all'ombra di se stessa, a inutile suppellettile 
ehe si puo mettere da parte. E questo proprio oggi, in un pe­
riodo in cui piu ehe mai il quadro strategico e be!lico esistente 
all'interno de! teatro europeo e caratterizzato da una profonda 
incertezza e da una pericolosa insicurezza 
II fatto ehe il documenta schiacci l'acceleratore versa l'integra­
zione europea da in definitiva l'impressione ehe si voglia effet­
tuare la classica fuga in avanti. Fallito il bersaglio piccolo, lo 
Spazio economico europeo, tentiamo ora con il bersaglio 
grosso, l'Unione europea In altri termini: facciamo entrare 
dalla finestra cio ehe il popolo ha buttato fuori dalla porta Un 
atteggiamento inaccettabile ehe ci obbliga a respingere il rap­
porto. 
Per essere credibile, il nostro Governo dovrebbe invece pro­
porre una nuova politica europea della Svizzera, rispettosa 
della volonta popolare e il cui filo conduttore non sia accondi­
scendenza nei confronti dell'Unione europea, bensi apertura 
pragmatica e puntuale ehe continui a garantire al nostro Paese 
sovranita, indipendenza e neutralita. 

Bührer Gerold (R, SH): Ich erachte den bundesrätlichen Be­
richt zur Aussenpolitik als eine wertvolle und umfassende Aus­
legeordnung. Er gewährt auch die notwendige Transparenz. 
Ich möchte mich auf einige Ausführungen zur Neutralitätspoli­
tik beschränken, weil hier-so meine ich-, losgelöst vom zwei­
fellos stark mit Emotionen besetzten Mythos der Neutralität, 
Fragen zur Lagebeurteilung, zur Konsistenz und zu den Ziel­
setzungen des Bundesrates gestellt werden müssen. Es han­
delt sich nicht einfach um ein Instrument, sondern - wie die 
Geschichte gezeigt hat - um das zentrale Instrument nicht nur 
der Aussen- und Sicherheitspolitik, sondern auch der Innen­
politik, mit erheblich positiven Auswirkungen auf unsere Wohl­
fahrt 
Unser Status der dauernden Neutralität ist denn, wie wir wis­
sen, auch nicht so einfach und in bezug auf die integrations­
politische Frage schon gar nicht-vergleichbar mit der Neutra­
lität anderer Länder in Europa Können, sollen wir den Begriff 
der Neutralitätspolitik derart relativieren, dass er -wie der Bun­
desrat z. B. auf Seite 59 schreibt-zu einem «wandelbaren Mit­
tel zur Interessenwahrung» wird? Als ein engagierter Befür­
worter des EWR, aber auch so entschiedener Gegner eines 
Automatismus bezüglich der Maastrichter Verträgen - und 
zwar nicht nur aus ökonomischen, sondern vor allem aus 
staatspolitischen Gründen - bin ich sehr überrascht, wie der 
Bundesrat diese neutralitätspolitische Frage zu relativieren 
scheint, so weit zu relativieren scheint, dass sie nicht frei von 
offenkundigen Widersprüchlichkeiten ist 
Wo man in bezug auf die Frage der ökonomischen Vor- und 
Nachteile eines Beitrittes zur Europäischen Union auch immer 
steht: Mir scheint die Ausführung höchst fragwürdig, dass die 
Neutralitätsfrage nicht einmal ein Verhandlungsgegenstand 
sein soll. Ich glaube. die Grundfesten der Neutralitätspolitik 
und das Verständnis der Neutralität im In- und Ausland lassen 
es nicht zu, dass diese Frage an derart kurzfristigem Zeitgeist 
orientiert abgehandelt wird. Meines Erachtens jedenfalls ge­
nügen die Hinweise auf die Beanspruchung der Bandbreite in 
der Neutralitätspolitik in den dreissiger Jahren oder in anderen 
Perioden dieses Jahrhunderts nicht, um eine derart starke Be­
schränkung des Stellenwertes der Neutralitätspolitik in Kauf 
zu nehmen. Ich glaube, dass gerade die Neutralitätspolitik in 

einer Phase des Umbruchs und der zunehmenden Instabilität 
eine ideale Basis ist, um unsere traditionelle Rolle der Zurver­
fügungstellung der Guten Dienste und der Solidarität mit der 
Welt aktiv wahrzunehmen. Ich teile von daher die 
nicht, dass der Status der strikten oder relativ strikten 
tät unsere Möglichkeiten in diesen Bereichen der 
tik einschränke. 
Wenn schon festgehalten wird. dass uns der Status der Neu-
tralität einen grossen politischen ge-
währe, dann scheint es mir nicht Status 
über Gebühr zu relativieren. Wenn der Bundesrat schon 
schreibt, dass die sicherheits- und die verteidigungspolitische 
Finalität durch ein beitrittswilliges Land mitzutragen sei, dann 
scheint mir, dass der Gehalt der Neutralität durch einen sol­
chen Beitritt eben tangiert wird. 
Auch in der innenpolitischen Dimension, die im Bericht mehr­
fach angesprochen wird, glaube ich nicht, dass wir angesichts 
der sprachlichen und kulturellen Vielfalt die innenpolitische Di­
mension einer zunehmenden Aufweichung der Neutralitäts­
politik einfach unter den Tisch wischen können, Ich glaube, 
dass gerade auch in bezug auf die innenpolitische Akzeptanz 
aussenpolitischen Handelns und der Integrationspolitik eine 
glaubwürdige Neutralität von eminenter Bedeutung ist Ich 
komme zum Schluss: 
1. Ich bin der Auffassung, dass der Bundesrat die verschiede­
nen integrationspolitischen Variante.n als Optionen weiter 
ernsthaft prüfen und bearbeiten soll. • ich bin hingegen nicht 
der Auffassung, dass jetzt schon ein Szenario als übergeord­
nete Zielsetzung festgelegt werden muss. 
2. Die Neutralitätspolitik soll aus innen- und aussenpolitischen 
Gründen auch bei weiteren integrationspolitischen Schritten 
voll gewahrt werden. 
3. Mir scheint, dass die Neutralität gerade in einem Umfeld er­
höhter Instabilität als ideale Basis für die traditionelle Rolle un­
seres Landes zugunsten von Humanität und Menschenrech­
ten aktiv genutzt werden soll. 
Ich nehme vom Bericht des Bundesrates Kenntnis, aber nur 
mit klaren Vorbehalten zu den neutralitäts- und europapoliti­
schen Ausführungen. 

Dünki Max (U, ZH): Ich spreche zum Kapitel 413, Förderung 
der Wohlfahrt In seinem Bericht weist der Bundesrat nur ganz 
kurz auf die Wichtigkeit des Gatt-Abkommens hin, indem er 
auf Seite 34 schreibt: «Auf globaler Ebene bildet der Ab­
schluss der Uruguay-Runde mit substantiellen Verhandlungs­
ergebnissen ein zentrales wohlfahrtspolitisches Anliegen der 
Schweiz. Ein gestärkter Gatt-Rahmen .... würde u. a dazu bei­
tragen, unsere Beziehungen zu den ausserhalb Europas ent­
stehenden regionalen Wirtschaftsräumen offenzuhalten. » 

Der Bundesrat verspricht, sich künftig für einen weiteren Aus­
bau des Gatt-Regelwerkes einzusetzen. Das finde ich klug 
und vernünftig. Mit dem erfolgreichen Abschluss der Uru­
guay-Runde haben wir eine wichtige Schlacht gewonnen, 
aber noch keinen Sieg erreicht. Die Uruguay-Runde ist ein be­
achtlicher Erfolg. aber kein Ersatz für eine schweizerische Eu­
ropapolitik. Ich bezeichne das Gatt als aussenwirtschaftliches 
Auffangnetz für die Schweiz. Das Abkommen stärkt die Stel­
lung der Schweiz sowohl im aussereuropäischen Bereich als 
auch in Europa selbst Es muss aber betont werden, dass die 
neu ausgehandelten Spielregeln im allgemeinen doch viel we­
niger weit gehen als etwa die auf die Errichtung eines gemein­
samen Binnenmarktes gerichteten Regelungen der EU bezie­
hungsweise des EWR. In diesem Sinne vermag das Gatt­
Abkommen nicht die aktive Beteiligung der Schweiz am euro­
päischen Binnenmarkt zu ersetzen. Trotz Gatt ist die Schweiz 
nach wie vor keine Anwärterin für einen Alleingang. Auch die 
vehementen Gegner der bundesrätlichen Europapolitik soll­
ten endlich zur Kenntnis nehmen. dass die Schweiz keine In­
sel ist, sondern in einer nicht rückgängig zu machenden Weise 
vor allem mit Westeuropa, aber auch mit der übrigen Weltwirt­
schaftlich, kulturell, historisch und politisch verbunden ist Wir 
können und dürfen in unserem Land nicht die Vorgänge in Eu­
ropa nur passiv nachvollziehen. Im wohlverstandenen Eigen­
interesse müssen wir versuchen. sie aktiv mitzugestalten. Ein 
aussenwirtschaftlicher Alleingang ist für die Schweiz keine Op-
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tion Die Zugehörigkeit zum Gatt allein vermag das heutige 
Wohlstandsniveau nicht zu sichern. Weitergehende Schritte in 
Richtung Europa sind unumgänglich. Wenn uns dies in den 

nicht gelingt riskieren wir hohe Wohlstands­
verluste. 
Kurzfristig sind wir aus innenpolitischen Gründen gezwungen, 
mit der EU bilaterale sektorielle zu führen. Als 

ltorfüartrc,tor sind aber für mich die nur 
coLrtr,,·ioll die Wirtschaftlichen Und nicht auch die "11,1arne>1,n 

zialpolitischen Aspekte berücksichtigen, nicht 
Sektorielle bilaterale Abkommen werden von den Angestellten 
im Gesamtzusammenhang auch daran gemessen, wie sie die 
soziale Dimension beeinflussen beziehungsweise sichern. 
Sie dürfen die Option EWR- oder EU-Beteiligung der Schweiz 
in keiner Weise beeinträchtigen. Gerne hoffe ich, dass der 
Bundesrat und seine Vertreter in Brüssel sich dieser grossen 
Verantwortung bewusst sind. 
Ich teile die Auffassung des Bundesrates, dass aus wirtschaft­
lichen, sozialen, sicherheits- und gesellschaftspolitischen Er­
wägungen längerfristig nur eine volle Beteiligung der Schweiz 
an der EU in Frage kommt Die Schweiz soll ihre Einflussmög­
lichkeiten auf die definitive Ausgestaltung einer föderalisti­
schen und demokratischen EU rechtzeitig sichern und wahr­
nehmen. Alles andere wäre langsamer Selbstmord. Ich bin da­
von überzeugt, dass auf globaler Ebene die Schweiz ihre Mit­
wirkungsmöglichkeiten auch durch den Beitritt zur Uno kon­
solidieren muss, nachdem sie bereits dem Internationalen 
Währungsfonds und der Weltbank angehört 
Persönlich bin ich vom hervorragenden Bericht des Bundesra­
tes zur Aussenpolitik befriedigt Ich finde darin realistische 
Überlegungen, die ich im grossen und ganzen teilen kann. 
Beim Bericht handelt es sich um Zielvorgaben, die im wohlver­
standenen Interesse unseres Landes liegen. Ich nehme von 
der Fleissarbeit des Bundesrates und der Verwaltung zustim­
mend Kenntnis. 

Scherrer Werner (-, BE): Als Vertreter der Eidgenössischen 
Demokratischen Union möchte ich in aller Deutlichkeit bekun­
den, dass ich mit dem vorliegenden Bericht des Bundesrates 
über die zukünftige Aussenpolitik nicht einverstanden bin und 
deshalb auch alle Rückweisungsanträge unterstützen werde. 
Trotzdem möchte ich dem Bundesrat für die übersichtliche 
Aufgliederung, seine Beurteilung der Lage und die klare Darle­
gung der Perspektiven danken. 
Wie einige meiner Vorredner lehne ich den Beitritt zur EU als 
strategisches Ziel unserer Integrationspolitik ab. Wir würden 
uns verkaufen und uns unter eine wenig demokratische, eher 
diktatorisch auftretende Zentralgewalt in Brüssel unterwerfen, 
und wir müssten wesentliche Volksrechte aufgeben. Wie die 
Diskussion zeigt, sind gewisse Parlamentarier bereit, aus fi­
nanziellen und ideologischen Gründen Seele und Herz unse­
res Vaterlandes zugunsten von multinationalen Kräften nach­
haltig zu schädigen. 
Die im Zeitplan bis 1995 vorgesehenen bilateralen Verhand­
lungen werden halbherzig angegangen. Sie werden vom Bun­
desrat eigentlich nur als Mittel zum Zweck eines späteren EU­
Beitrittes geführt Als besonders bedenklich ist auch zu wer­
ten, dass der Bundesrat den Neutralitätsbegriff neu definiert 
und seine Bedeutung stark herunterspielt. Angesichts der ge­
genwärtig unsicheren politischen Lage und der Gefahr von un­
berechenbaren Entwicklungen besteht kein Anlass, die be­
währte Neutralitätspolitik in Zweifel zu ziehen oder von ihr ab­
zugehen. Sie ist weder Mittel zum Zweck, noch ein simples In­
strument, noch gehört sie in die Gerümpelkammer, wie je­
mand in diesem Rat despektierlich meinte. 
Ich und die EDU sind mehr als besorgt über die Politik des 
Bundesrates, beunruhigt auch über die tiefgreifende Spaltung 
unseres Volkes in dieser zentralen Frage. Insbesondere lehne 
ich auch die im Bericht und hier im Rat geäusserte Absicht ab, 
dem widerspenstigen Volk den EU-Beitritt schmackhaft zu ma­
chen. Nach Kollege Mühlemann hätte dieses Volk einen päd­
agogisch-politischen Effort nötig, also eine Art Nachhilfeunter­
richt Verkaufen Sie doch bitte unser Volk nicht für derart 
dumm und naiv! Der Versuch, ihm die angeblichen aussenpo­
litischen Wahrheiten beizubringen, wird ganz bestimmt wie-
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derum Schiffbruch erleiden. Die Liebe zur Heimat und zu de­
ren Unabhängigkeit ist keineswegs eine Mythologisierung 
oder eine populistische Betrachtungsweise. Wir sind offen für 
eine föderalistische Zusammenarbeit und Mitarbeit mit ande­
ren Staaten in Europa, aber auch der ganzen Welt Wir wollen 
jedoch frei bleiben, wie unsere Väter und Vorväter waren. 
Wir werden uns mit allen demokratischen Mitteln und Möglich­
keiten zu wehren wissen: einmal gegen die einseitige Medien­
kampagne, die bereits jetzt für den EU-Beitritt geführt wird, 
dann gegen die nächstens vorliegende-Blauhelm-Vorlage, die 
auch in Richtung Aufgabe der Neutralität geht, aber auch ge­
gen den ,,Eurokurs» des Bundesrates, den wir mehr als einsei­
tig finden. 

Maspoli Flavio (D, Tl): Man kann alles und das Gegenteil von 
allem behaupten. Und man kann alles und das Gegenteil von 
allem auch begründen. Herr Kollega Gross Andreas und die 
Präsidentin dieses Rates wissen anscheinend z. B. ganz be­
stimmt, dass das Ja zur Alpen-Initiative kein Nein zu Europa 
ist Woher wissen sie's? Das haben sie uns leider vergessen zu 
sagen. Ich glaube nicht, dass unsere Präsidentin oder Herr 
Gross einen sechsten Sinn besitzen, welcher ihnen sagt, was 
unser Volk empfindet 
Tatsache ist, dass das Schweizervolk, die Schweizerinnen 
und die Schweizer, zweimal die Gelegenheit hatte, nein zu Eu­
ropa zu.sagen, und es hat beide Gelegenheiten wahrgenom­
men, am 6. Dezember 1992 und kürzlich, am 20. Februar 
1994. 
Demokratieverständnis heisst, den Volkswillen zu akzeptie­
ren. Man nennt das Volk nicht einfach so souverän; man nennt 
es den Souverän, weil seine Meinung letztendlich gilt Und 
wenn die Meinung des Volkes zu gelten hat, hat der Bundesrat 
nicht in diesem Moment den Kurs auf Europa anzupeilen, mit 
dieser Schnelligkeit anzupeilen. 
Ich möchte Ihnen ein Beispiel aus diesem Rat erzählen. Ver­
gangene Woche ging es darum, innerhalb des neuen Auslän­
dergesetzes, oder besser gesagt der Zwangsmassnahmen für 
straffällige Ausländer, zu bestimmen, ob der Richter oder die 
Fremdenpolizei die eventuelle Haft auszusprechen hätten. 
Was ist passiert? Die erste Abstimmung endete mit 82 zu 
82 Stimmen, die Präsidentin gab den Stichentscheid zugun­
sten des Richters. Ein Kollege, den ich übrigens sehr ge­
schätzt habe in diesem Moment, hat spitzfindigerweise ge­
sagt, die Anlage habe nicht funktioniert Man hat noch einmal 
abgestimmt Was ist passiert? Die Mehrheit obsiegte deutlich, 
und warum? Weil viele Kolleginnen und Kollegen es als unrich­
tig empfunden haben, dass man eine Abstimmung, die hieb­
und stichfest mit einem Stichentscheid dastand, wiederholt 
hat Das ist Demokratieverständnis, und dieses Verständnis 
hat dieser Rat bei dieser Gelegenheit ganz deutlich bewiesen. 
Was zwingt uns so dringend, unbedingt in dieses nebulöse 
Europa einzutreten? Kein Mensch weiss es, und viele Men­
schen wissen es immer weniger. Nun, man darf das Volk nicht 
behandeln, als ob es ein «Juhu-Anhängsel» dieses Parlamen­
tes sei. Das Volk hat nein gesagt: Es hat einmal nein gesagt, es 
hat zweimal nein gesagt, und ich habe das Gefühl, es würde 
beim drittenmal noch deutlicher nein sagen. Mir fällt da ein Zi­
tat des österreichischen Kabarettisten Georg Kreisler ein, der 
eine Serie Lieder geschrieben hat, die er «seltsame Liebeslie­
der» nannte, und eines davon sagte: «Wenn eine liebe 'pft' ist, 
dann ist sie wirklich 'pft'.» Und ich habe das Gefühl, wenn wir 
so weitermachen, ist die Liebe zu Europa seitens des Schwei­
zervolks wirklich «pft», und dann brauchen wir überhaupt nie 
wieder darüber zu sprechen. 
Mich dünkt es, dass wir uns hier absolut auf dem falschen Weg 
befinden. Heute sind bilaterale Verträge und bilaterale Ver­
handlungen gefragt und nichts anderes. Prioritäten in diesem 
Zeitpunkt zu setzen ist meines Erachtens völlig falsch. 
On. Consigliere federale Cotti, mi permetta una considera­
zione squisitamente personale. Quando sono stato eletto in 
questo Consiglio nazionale sono venuto a Berna con la ferma 
volonta di difendere la politica e le idee del mio movimento e 
dei miei elettori. Nel contempo per, conscio dell'importanza 
per il nostro cantone di avere un rappresentante nell'esecutivo 
federale, mi ero ripromesso di assecondare comunque sem-
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pre la politica del mio Consigliere federale. devo venir 
meno a questa promessa, on. CottL Spero ehe non ne me 
ne voglia II mio oggi non intacca minima­
mente la profonda stima ehe io ho per Lei e la riconoscenza 
ehe io Le devo, ma ehe tutto il Cantone Ticino Le deve per cio 
ehe ha fatto per la nostra patria e per il nostro cantone. 

Meier Hans (G, ZH): Ich habe vor dem 6. Dezember 1992 ge­
den EWR-Vertrag gekämpft. weil ich ihn als Vorstufe zum 

zur damaligen Europäischen Gemeinschaft ansah. Der 
Bundesrat ist sich treu geblieben. Vor dem 6. Dezember 1992 
hat er den EWR-Befürwortern mit seiner Ehrlichkeit den Ab­
stimmungssieg vermasselt Heute erklärt er folgerichtig den 
Beitritt zur EU, zur Europäischen Union, zum strategischen 
Ziel. Der Bundesrat schreibt auf Seite 8 der Botschaft: «Unab­
hängigkeit, verstanden als möglichst hoher Grad der Selbst­
bestimmung der eigenen Zukunft, erfordert am Ende des 
20. Jahrhunderts enge internationale Zusammenarbeit und 
umfassende Mitwirkung in internationalen und supranationa­
len Organisationen.» 
Auch ich will mir treu bleiben: Internationale Zusammenarbeit 
ja; Uno-Beitritt ja; Blauhelme stellen ja Aber dass ein EU-Bei­
tritt unsere Unabhängigkeit und Souveränität fördern und er­
halten solle, akzeptiere ich nicht Der Bundesrat verschweigt in 
seinem Bericht, dass wir der EU nur beitreten könnten, wenn 
wir unsere direkte Demokratie, unsere typisch schweizerische 
Referendumsdemokratie opfern würden. Wenn die Europäi­
sche Union die Ziele des Maastrichter Vertrages erreichen will, 
so kann sie die Teilnahme eines direktdemokratisch organi­
sierten Landes gar nicht zulassen. Die EU wird nie akzeptie­
ren, dass ein Land sein Volk über die unter den Regierungen 
ausgehandelten Verträge befragt und damit riskiert, dass die 
mühsam ausgehandelten Kompromisse umgeworfen wer­
den. Wo wäre wohl die Alpen-Initiative gelandet, wären wir be­
reits EU-Mitglied? Im Papierkorb! Die Initiative hätte ungültig 
erklärt werden müssen. 
Demokratie war jahrzehntelang das Markenzeichen des We­
stens gegenüber dem sozialistischen Lager. Heute aber be­
ginnen in Bedrängnis geratene Eliten die eingespielten demo­
kratischen Regeln zu fürchten; dies auch in unserem Land. 
Die Schweiz ist heute in Europa eine der fortgeschrittensten 
multikulturellen Gesellschaften. Und wenn man bei den in der 
Schweiz ansässigen Ausländerinnen und Ausländern herum­
hört, sind nur jene für die Vision Europa, die selbst aus einem 
EU-Land stammen. Die Festung Europa könnte bald zu einer 
egoistischen Grossmacht werden, die zu Lasten und auf Ko­
sten der übrigen - vor allem der Länder des Ostens und des 
Südens - ihren Reichtum nicht teilen, sondern vergrössern 
will. Ich halte es da mit unserem Bundespräsidenten, der in ei­
nem «Tages-Anzeiger»-lnterview sagte: «Vor allem bin ich 
überzeugt, dass wir heute nicht einfach europäische, sondern 
globale Lösungen suchen müssen. Wir müssen globaler den­
ken lernen. sei es im sicherheitspolitischen oder im wirtschaft­
lichen Bereich." 
1998 feiern wir den 150. Jahrestag der modernen Schweiz und 
der Bundesverfassung. Wir Schweizerinnen und Schweizer 
sind mit Recht stolz auf unsere direktdemokratischen politi­
schen Rechte. Wir werden eifersüchtig auf sie achten. 
Mit einem EU-Beitritt setzen wir all dies aufs Spiel. Deshalb un­
terstütze ich den Rückweisungsantrag Hafner Rudolf, der vom 
Bundesrat klare Auskunft über die Folgen eines EU-Beitritts für 
die Volksrechte verlangt Ich bitte Sie, dies auch zu tun. 

Spoerry Vreni (R, ZH): Der Bericht, den wir heute diskutieren, 
ist ein umfassender Bericht über die Aussenpolitik der 
Schweiz. Er ist in diesem Sinne kein Integrationsbericht 
Trotzdem, die Diskussion zeigt es: Das zukünftige Verhältnis 
der Schweiz zur Europäischen Union ist für uns zentral und 
erhitzt die Gemüter am meisten. Der absoluten Formulierung 
des Bundesrates, der EU-Beitritt sei das strategische Ziel der 
Integrationspolitik, kann nicht überall zugestimmt werden, 
auch nicht in unserer Fraktion. Zwar ist auch für uns ein EU­
Beitritt selbstverständlich eine Möglichkeit Aber wir können 
diese Möglichkeit heute noch nicht so exklusiv sehen, wie 
das offensichtlich der Bundesrat tut Der Grund dafür ist ein-

fach Für die Festlegung auf eine Option fehlen aus­
reichende Entscheidungsgrundlagen, die der Bericht nicht lie­
fern kann. Das ist kein Vorwurf, ich möchte das betonen. denn 
qe\iv1s,,e Fakten sind schlicht und einfach heute noch nicht be-

Die Union ist kein statisches 
Gebilde, sondern sie ist ein Prozess, in dem sich viel 
Ganz besonders im laufenden Jahr bewegt sich viel. Ich wun­
dere mich daher ein bisschen über unsere Kolleginnen und 
Kollegen, die heute unabhängig von der Entwicklung rund um 
unser Land und von deren Ergebnissen heute schon mit so 
viel Sicherheit wissen, dass der EU-Beitritt nie eine Option sein 
kann. Was wir für unsere weitere Entscheidfindung brauchen, 
ist eine laufende Aufdatierung der innen- und aussenpoliti­
schen Entwicklung. 
Ich frage daher den Bundesrat an, ob er sich nicht bereit erklä­
ren könnte, spätestens Ende 1995 eine aufgearbeitete Ana­
lyse über die innen- und aussenpolitische Entwicklung vorzu­
legen. Ich denke hier ganz konkret an fünf Bereiche: 
1. Ende dieses Jahres sollten die Volksabstimmungen bei un­
seren Efta-Partnern Finnland, Norwegen, Österreich und 
Schweden über den EU-Beitritt erfolgt sein. Die Resultate wer­
den die Stellung der Schweiz ohne Zweifel beeinflussen. 
2. Ende dieses Jahres weiss man mehr über den Stand, über 
Erfolge und allfällig verlangte Gegenleistungen bei der Aus­
handlung von bilateralen Vereinbarungen. 
3. Ende 1994 ist der EWR-Vertrag ein Jahr in Kraft, und eine 
Übersicht über dessen Auswirkungen auf Drittstaaten, wie die 
Schweiz jetzt einer ist, sollte besser möglich sein. 
4. Auch im Innern der Europäischen Union findet eine Ent­
wicklung mit Bezug auf Dezentralisierung und Subsidiaritäts­
prinzip statt Nicht zuletzt die Verhandlungen mit den Efta-Part­
nern über deren Aufnahme haben deutlich gemacht, dass ein 
verstärktes Demokratieverständnis dazusein scheint Es wäre 
interessant zu hören, wie der Bundesrat diese Entwicklung 
und deren Auswirkungen auf unser Land beurteilt 
5. In unserem eigenen Land wurden zwei Initiativen deponiert: 
einerseits die Initiative der Jungen, die eine Neuauflage der 
EWR-Abstimmung fordert, anderseits die Initiative der Lega, 
welche die Kompetenz zu weiteren Verhandlungen in die 
Hand des Volkes legen will. Auch hier sollte der Bundesrat bis 
Ende Jahr in der Lage sein, eine Beurteilung dieser Initiativen 
im lichte seiner Integrationspolitik und der vorgängig erwähn­
ten Weiterentwicklungen zu geben. 
Ich danke daher dem Bundesrat zum voraus, wenn er sich in 
seiner Antwort über die Nützlichkeit eines in diesem Sinne auf­
gearbeiteten Integrationsberichtes bis Ende dieses Jahres 
äussert 

Keller Rudolf (D, BL): Sie tun so, als ob der 6. Dezember 1992 
nicht stattgefunden hätte. Sie missachten, ja Sie verhöhnen 
teils gar den Volkswillen. Sie haben uns den wirtschaftlichen 
Niedergang prophezeit, wenn unser Land dem EWR nicht bei­
tritt Heute ist klar: Dieser Niedergang findet nicht statt Es 
waren leere Abstimmungsdrohungen. Unser Volk wurde an­
gelogen. 
Sie wollen also in die Europäische Union. Sie wollen dorthin, 
wo über 15prozentige Arbeitslosigkeit herrscht Ein Beitritt zu 
dieser Organisation würde uns längerfristig auch auf dieses 
wirtschaftliche Niveau hinabbringen. Wollen Sie das wirklich? 
Kann das effektiv ein Ziel unseres Staatswesens sein? 
Bei der Annahme der Alpen-Initiative hat bekanntlich die Euro­
päische Union ihr wahres Gesicht, ihre Art von Demokratiever­
ständnis, sehr deutlich gezeigt Wollen Sie wirklich mit Leuten 
eng zusammengehen, ja in einem Bett liegen, die demokrati­
sche Volksentscheide geringschätzig herabwürdigen? 
Sicherheits- und friedenspolitisch ist festzuhalten, dass die 
Europäische Union unfähig gewesen ist, den Balkankrieg auf­
zuhalten. Während über zwei Jahren hat diese Organisation 
diesem Krieg in Europa zugeschaut, hat zugeschaut, wie Men­
schen abgeschlachtet wurden. Ja, man hat geradezu das 
makabre Gefühl, dass vielen in der Europäischen Union die­
ser Krieg gelegen gekommen ist Zu dieser Europäischen 
Union sagen wir Schweizer Demokraten nein. Wir sind stolz, 
dieser Organisation nicht angehören zu müssen. 
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Ebenso froh sind wir, dass der Uno-Beitritt vor Jahren 
abgelehnt worden ist. Deshalb dürfen wir künftig auch keine 
Blauheimtruppen stellen. Im Zusammenhang mit diesen Blau-
heimtruppen ist der Bundesrat aber darangegangen, un-
sere Neutralität auf den Misthaufen Geschichte zu werfen. 
Die SD/Lega-Fraktion steht aber überzeugt zu unserer Neutra­
lität Wir sind auch davon überzeugt. dass eine deutliche Mehr­
heit unseres Volkes hinter dieser Neutralität steht und dass 
nach wie vor eine deutliche Mehrheit unseres Volkes zu einem 
Uno-Beitritt nein sagen und ganz sicher auch einen Beitritt zur 
Europäischen Union ablehnen würde. 
Die Alternative zum bundesrätlichen Bericht über die Aussen­
politik skizziere ich namens der Fraktion der Schweizer Demo­
kraten und der Lega dei Ticinesi wie folgt: Wir erklären hier, 
dass wir keine Abschottung unseres Landes wollen. Wir sind 
bereit abzuwarten und einmal zu schauen, was uns die bilate­
ralen Verhandlungen mit der Europäischen Union bringen, 
und dann werden wir zusammen das Ergebnis ansehen. 
Aber das Beitrittsgesuch zur Europäischen Union ist gemäss 
der Volksinitiative der Schweizer Demokraten und der Lega 
dei Ticinesi sofort zurückzuziehen. Der Bundesrat hat gemäss 
Bundesverfassung keine Legitimation, in eigener Kompetenz 
solche Verhandlungen über den Kopf des Volkes hinweg zu 
führen. 
Die erfolgversprechenden wirtschaftlichen Märkte für unser 
Land - und damit komme ich noch kurz auf ein anderes 
Thema - liegen nicht nur in Europa, sondern auch in China, 
Asien, Afrika und Südamerika Mit dem Katastrophenhilfe­
korps, dem Roten Kreuz und der Bereitschaft, internationale 
Friedensverhandlungen auf unserem neutralen Boden durch­
zuführen, leisten wir einen grossen und wichtigen Beitrag zur 
Solidarität unter den Völkern. Genf soll auch weiterhin Stand­
ort für internationale Verhandlungen und internationale Orga­
nisationen sein. 
Dazu stehen wir, dazu steht unsere Fraktion, und ich bitte Sie, 
diesen Weg weiterzugehen und diese Eckpfeiler stärker aus­
zubauen. Das ist die Alternative zum Beitritt zur Europäischen 
Union! 

Ziegler Jean (S, GE): Je parlerai sur les deux rapports en 
memetemps. 
Quelques remarques preliminaires: une epoque se termine 
avec la fin de ce siecle, une epoque qui aura dure presque 
deux siecles. Elle a commence le 27 pluviöse 1792 avec le dis­
cours de Maximilien de Robespierre sur la nation. Trois jours 
apres, la monarchie etait abolie, la nation avait trouve sa forme 
d'Etat, c'est-a-dire la Republique. Robespierre pensait 
qu'avec la naissance des nations allait na1tre un monde, un 
univers, une humanite fraternels puisque toutes ces nations, 
qui allaient nattre successivement, allaient participer aux me­
mes valeurs, aux memes criteres de civilisation que la Nation 
frarn;aise mise au monde par la Convention. Le contraire s' est 
passe: deux siecles de guerres, de guerres fratricides - sur­
tout en Europe - ou nationalismes, haines, subjectivites col­
lectives se sont succede. 
Aujourd'hui, la nation meurt, disparait Vous lisez les journaux, 
il n'y a pas un sommet europeen, un sommet de chefs d'Etat 
qui ne bradent pas des droits de souverainete. L'Etat national 
meurt. Et il se met en place un nouveau systeme peu connu, 
peu discernable encore de rapports entre Etats. Une nouvelle 
societe planetaire nait dont on ne commence a comprendre 
qu'a peine les contours. 
Nous avons un debatde politique etrangere, c'est-a-dire un de­
bat su r la position de notre pays dans ce monde nouveau. Nous 
demandons !'impossible a notre gouvernement Nous lui de­
mandons la solidarite et en meme temps la neutralite. Nous lui 
demandons de participer a l'ONU-et on y participe formidable­
ment; je felicite le Departement federal des affaires etrangeres 
qui vient d'avoir un nouveau succes a New York en obtenant un 
siege pour la Suisse a la Conference sur le desarmement; c'est 
un formidable succes de notre diplomatie-et en meme temps, 
on n'est pas membrede l'ONU. On veut participera laconstruc­
tion du continent par des accords bilateraux, mais on ne veut 
pas adherer a !'Union europeenne. Ce que demande le Parle­
ment, c' est u ne acrobatie. Mais nous ne voulons pas un gouver-

nement de saltimbanques, nous ne voulons pas un gouverne­
ment compose de ministres qui font. sur une corde raide au­
dessus de l'ab1me, leurs cabrioles. leurs grands 8. leurs 
res acrobatiques. II taut que la schizophrenie de ce Parlement, 
de sa politique etrangere, cesse. II faut que nous options main­
tenant pour un nouveau vote sur notre adhesion a l'ONU. que 
nous entrions enfin dans !'Union europeenne et que nous 
abandonnions, bien sur, cette neutralite qui a vecu 
trop longtemps et nous a permis cette politique de 
d'indifference et de non-engagement. • 
II faut que le Conseil federal change, lui aussi, et pas seule­
ment le Parlement. En 1986, M. Aubert, predecesseur de 
M. Cotti, avait dit: «Votez pour l'adhesion a l'ONU. rien ne 
changera. vous ne risquez rien.» Pour l'Europe, on nous a dit 
la meme chose avant le 6 decembre 1992: «Votez pour l'Es­
pace economique europeen, vous ne risquez rien, rien ne 
changera pratiquement » Non, le gouvernement doit changer 
de langage, de projet et de strategie, reveiller le peuple, meme 
si MM. Blocher et Frey Walter continuent a dormir, et reveiller 
une grande partie du peuple et proposer des buts clairs et co­
herents: l'adhesion a l'ONU, l'adhesion a !'Union europeenne. 
Je dis une derniere chose: la gauche aussi doit faire son auto­
critique. Je vais la faire tout de suite. Nous avons une votation 
essentielle devant nous en juin prochain: les casques bleus. II 
y aura - je l'espere de tout mon coeur un contingent de cas­
ques bleus suisses. Non pas a Chypre ou a Charm el-Cheikh, 
dans un petit coin, mais en Bosnie, mais en Somalie, la ou ga 
compte, au Sahara occidental, pas quelque part dans une 
maison de retraite, mais sur un front effectif ou il s'agira de par­
ticiper solidairement a l'effort international. 
Se posera le probleme de notre adhesion a l'Otan qui, pour la 
gauche, etait l'horreur de l'horreur pendant une generation, le 
refuge de la reaction des guerriers froids, vous le savez tous. II 
faudra que nous adherions a l'Otan. Nous n'avons pas te droit 
de mettre des soldats suisses sur le terrain tout en les privant 
de la protection aerienne. Sinon, il se passera la meme chose 
qu'au Cambodge: un soldat japonais est mort au Cambodge, 
un seul. L'opinion publique japonaise s'est dressee commc 
un seul homme, M. Boutros-Ghali a du faire un voyage d'ur­
gence au Japan, sinon le puissant Japon aurait liquide, retire 
tous ses contingents de casques bleus. De meme, des Suis­
ses membres des casques bleus vont mourir, c'est evident. 
C'est triste, mais ce risque existe. Ace moment-la, te Conseil 
federal ne pourra pas annuler l'ensemble des conclusions 
de ce rapport et de la votation de juin prochain. Or, 
M. Boutros-Ghali l'a dit clairement-c'est le Secretaire general 
en exercice, un homme extraordinaire, un homme du tiers 
monde, un Egyptien, un intellectuel, ancien professeur a l'Uni­
versite de Geneve, c'est une reference -: «II n'y aura pas d'ar­
mee de l'ONU, il n'y aura pas de contingents integres, les for­
ces que l'ONU aura a disposition, les armes lourdes, aerien­
nes et navales seront desormais celles de I' Otan. » 

Comme homme de gauche, socialiste convaincu, je dis: il taut 
voter oui aux casques bleus. Enfin l'armee suisse servira a 
quelque chose. En meme temps, il taut reflechir a la securite 
colfective de ces casques bleus suisses. Si nous voulons que 
ce peuple adhere a une nouvelle politique de solidarite active 
et armee de notre pays, il taut explorer les voies d'adhesion a 
l'Otan. 
Je termine en disant que je remercie le Conseil federal et, no­
tamment, le Departement federal des affaires etrangeres de 
ces deux excellents rapports. II faut, evidemment, les accep­
ter, et, si nous etions a l'universite, je dirais: il taut les accepter 
avec les felicitations du jury. 

Carobblo Werner (S, Tl): Nelle loro linee generali, il rapporto 
sulla politica estera e quello sulla neutralita mi trovano d'ac­
cordo. In particolare non posso ehe appoggiare i cinque obiet­
tivi di politica estera ehe sono analizzati in dettaglio nel rap· 
porto stesso. Tutt'al piu se una critica puo essere mossa e ehe 
questi obiettivi devono tradursi, soprattutto per quanto ri­
guarda il problema della difesa dei diritti dell'uomo, dello Stato 
di diritto e della democrazia, in atti concreti anche in quei set­
tori - penso all'esportazione delle armi - dove spesso la posi­
zione della Svizzera e ambigua. 
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Anche la proposta di rivedere la nostra neutralita e condivisa, 
con una nserva Ma di dire ehe, come so­
cialista, mi distanzio questa volta dal collega Jean ehe 
mi sembra correre molto sostenendo ehe non solo h,c,nn,n;:i 

essere a favore dei caschi blu - e su questo punto sono 
cordo -, ma ehe dobbiamo anche il problema di entrare 
nella Nato. 
Dicevo con una riserva, del resto chiaramente espressa nell'al-

la neutralita non va abbandonata, ma La col-
nrrr;:,7,nr,., intemazionale deve avere come condizione non 

la ad alleanze militari, ma piuttosto un contri­
buto attivo per costruire una politica di sicurezza, basata non 
sulle armi o su un sistema difensivo, ma su una politica ehe eli­
mini le cause stesse di tensioni ehe sono essenzialmente so­
ciali ed economiche. 
In questa ottica mi opporro a tutte le proposte di rinvio dei due 
rapporti e a tutte le richieste di rinunciare all'obiettivo, indicato 
dal Consiglio federale, di adesione all'Unione europea, o di 
riaffermare l'immutabilita, quasi fosse un dogma e non uno 
strumento, della nostra politica di neutralita, per di piu armata 
Si tratta di posizioni ehe - a mio awiso - non possono ehe con­
durci in un vicolo cieco, difese da chi si rifiuta di confrontarsi 
con la realtä. Dei resto credo ehe per certi aspetti le conse­
guenze del voto del 6 dicembre 1992 gia indicano ehe questa 
posizione e una via senza uscita lnoltre il continuo richiamo 
alla volonta popolare deve essere perlomeno analizzato criti­
camente. Non si tratta di non tener conto del voto popolare, 
ma nemmeno d'interpretarlo a senso unico, come ha fatto ad 
esempio il collega Maspoli che-come d'abitudine - non e piu 
in sala, quando pretende ehe il voto sull'iniziativa delle Alpi sa­
rebbe und secondo no all'Europa A parte il fatto ehe il suo 
movimento, la Lega dei Ticinesi, aveva invitato a votare no al­
l'iniziativa, tale interpretazione e arbitraria Si tratta in ogni caso 
di una forzatura 
La realta come lo dice chiaramente il Consiglio federale - e 
sempre piu fatta d'interdipendenza Essa dimostra ehe, nono­
stante tutto, l'unita europea va avanti pur fra molte difficoltä. La 
direzione sembra oramai definita 
Proprio partendo da questa constatazione quindi, pur appro­
vando il rapporto e pure comprendendo le prudenze del Go­
verno alla luce dei risultati del voto del 6 dicembre 1992 e delle 
divisioni ehe ci sono nell'opinione pubblica, mi sembra ehe i 
fatti ehe stiamo vivendo in questi giorni, soprattutto se saranno 
confermati con i voti dei Paesi interessati - Svezia, Finlandia e 
Austria - dovrebbero incoraggiare il Consiglio federale ad 
agire con maggior decisione. 
Per questo chiedo esplicitamente ai Consiglieri federali di es­
sere piu decisi nella loro risposta nel sottolineare ehe l'unica 
strada ehe resta alla Svizzera, se non vuole rimanere isolata, e 
quella di puntare decisamente all'adesione all'Unione euro­
pea, visto ehe gli accordi bilaterali incontrano difficolta e visto 
ehe lo Spazio economico europeo arrischia molto probabil­
mente di essere superato dai fatti stessi. 
Quindi mi auguro proprio perche penso ehe solo cosi po­
tremo convincere l'opinione pubblica a fare una scelta d'aper­
tura - ehe il Consiglio federale, nella sua risposta, aggiorni le 
analisi contenute nel rapporto, sottolineando l'importanza di 
scongelare le trattative in vista dell'adesione all'Unione 
europea 

Epiney Simon (C, VS): Le rapport du Conseil federal sur la po­
litique exterieure constitue a n'en point douter une carte de na­
vigation fiable sur une mer agitee. 
Le gouvernement a enfin pris ses responsabilites en indiquant 
le cap de l'adhesion. En tant que capitaine du navire, il in­
combe en effet au Conseil federal de ponctuer son action d'un 
esprit visionnaire, en depit des reticences legitimes du souve­
rain. II appartient en revanche au Parlement d'adapter le 
rythme de progression et de choisir les itineraires appropries 
en fonction des vents. Mais c'est la le noeud du probleme. La 
Suisse est-elle encore aujourd'hui maitre de son destin? 
D'une part, sur le plan economique, l'EEE pourrait avoir vecu 
l'espace d'une annee si l'Autriche, la Finlande, la Suede, voire 
la Norvege, rejoignent l'Union europeenne. Cette nouvelle 
donne nous met, il taut bien le dire, dans une situation in-

Aussenpolitik der Schweiz in den Jahren 

confortable. D'un cöte, le souverain n·est assurement pas mur 
pour une adhesion, aussi longtemps que la Suisse allemande 
n·aura pas aux affres du chömage. D'un autre cöte. la 
voie du a malheureusement ses limites. En effet 
en se comportant en enfant et notre pays irrite 
ses voisins et il oublie souvent a cree a une 
banne desanrr\~nPrt1'A 
Mais cette nouvelle donne 
une chance. En effet. 
na,t~nri,r de se 

,u,:nAlrtPr Une d'aif 
ainsi qu'une opportunite aux qui, au sein de l'Union 
europeenne, veulent aujourd'hui orienter l'Europe vers 
plus de federalisme et vers le principe de la subsidiarite. En et­
fet, plus le cercle des membres s'elargit, moins jacobin sera le 
pouvoir de decision. 
D'autre part, sur le plan economique, !'Union europeenne est 
condamnee a reussir. La prochaine guerre mondiale est amor­
cee. Elle se deroulera sur le terrain mine de l'economie. De 
nouvelles puissances, des geants offrant des salaires de mi­
sere, gagnent regulierement des parts de marches sur les­
quels nous ne sommes plus du tout concurrentiels. Les impe­
ratifs economiques pourraient des lors dicter, a eux seuls, no­
tre future approche europeenne. 
La Suisse, avec sa main-d'oeuvre trop chere, ses entreprises 
florissantes hors des frontieres, accusant un deficit demogra­
phique et se caracterisant par un vieillissement de la popula­
tion, ne pourra plus dorenavant tirer !es ficelles du repli sur soi 
et du profit chez !es autres. Les vifs debats sur l'integration euro­
peenne pourraient devenir, a moyen terme, purement acade­
miques. Le recul de notre prosperite ainsi que l'emergence 
d'une nouvelle Europeaux institutions democratiques, respec­
tueuse du droit a la difference des minorites et poussee vers un 
federalisme a l'americaine, seront peut-etre les nouvelles reali­
tes de cette fin de siecle, realites qui, alors, seront de nature a 
convaincre jusqu'aux plus tetus partisans du reduit national. 
En conclusion, ce pays ne bougera donc que sous l'effet des 
pressions exterieures, etant trop imbu de lui-meme pour oser 
l'ouverture. Des lors, restons eurocompatibles, necessite fera 
loi. 

Fasel Hugo (C, FR): Eine Strategie zu entwerfen, wie die 
Schweiz ihre Beziehungen zu Europa in der Zukunft gestalten 
und weiterentwickeln will, bedeutet für viele, ganz gebannt auf 
den 6. Dezember 1992 zu starren. Dieser 6. Dezember 1992 
dient als Argument dafür, Europa auszublenden, den EWR 
rasch zu vergessen und die EU am liebsten als Schreckge­
spenst ad acta zu legen -oder mehr noch, sich Entwicklungen 
ausserhalb der Schweiz am liebsten überhaupt zu verschlies­
sen. Viele tun es auch aus Angst davor, mit den Bürgerinnen 
und Bürgern dieses Landes die neueren Entwicklungen zu 
diskutieren, teilweise auch das spürt man bereits aus ge­
wissen wahltaktischen Überlegungen. 
Zum 6. Dezember 1992 haben wir uns aber auch Fragen zu 
stellen: Soll dieser Volksentscheid die absolut einzige Maxime 
der Zukunft im aussenpolitischen Bereich sein? Das Schwei­
zervolk hat nicht darüber entschieden, was zu tun ist, wenn die 
Schweiz ihre Efta-Partner verliert; es hat nicht darüber ent­
schieden, was zu tun ist, wenn diese Länder nun der EU beitre­
ten. Das Volk hat auch nicht darüber entschieden, ob es bei ei­
ner neuen Ausgangslage nicht doch auf die EU zugehen will. 
Das Volk hat nicht darüber entschieden, welcher Wegzuge­
hen ist, wenn die von ihm favorisierten bilateralen Verhandlun­
gen eben dazu führen, dass wir nun mit den gleichen Forde­
rungen konfrontiert sind, wie es beim EWR der Fall war. Und 
hier haben wir beizufügen, dass aus der Sicht der Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer und ihrer Organisationen die 
Frage zu stellen ist, ob sie nicht gerade den bilateralen Weg 
verhindern wollen und müssen, weil die seinerzeitigen Integra­
tionsgegner vor der Freizügigkeit ständig gewarnt haben. Was 
tun sie jetzt? Sie sind bereit, diese Freizügigkeit für ein 
beschränktes Teilabkommen zu gewähren, aber ... und siehe 
da ohne soziale Schutzmechanismen, ohne bessere Allge­
meinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen, ohne 
Einführung von Minimallöhnen, ohne Schutz vor Leiharbeit 
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über ausländische Firmen. Gerade das, wovor sie gewarnt ha­
ben, bringen sie jetzt ins Spiel, um ein gewisses Teilabkom­
men zuwege zu bringen. Als Organisationen der Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmer der Schweiz müssen wir uns vehe­
ment fragen, ob wir hier nicht auch eine Verweigerungspolitik 
für den bilateralen Weg einleiten müssen. 
Wenn der Bundesrat deshalb in seinem Bericht über den 
6. Dezember 1992 hinausdenkt und auch den EU-Beitritt mit 
ins Auge fasst, dann tut er nichts anderes, als uns einzuladen, 
mit dem Volk die Weiterentwicklung, die in diesem Europa 
ständig stattfindet, zu diskutieren. Er ist in seinem Bestreben 
deshalb zu unterstützen. 

Dettling Toni (R, SZ): Eine nüchterne Analyse des Abstim­
mungsergebnisses vom 6. Dezember 1992 zeigt, dass bei der 
Mehrheit der Bevölkerung nicht das kalte und rationale Abwä­
gen von Kosten und Nutzen, wie es leider auf europäischer 
Ebene gang und gäbe ist, den Ausschlag gab. Im Vorder­
grund standen vielmehr tief verwurzelte Werte wie die Wah­
rung der Selbständigkeit und Unabhängigkeit, ebenso die Be­
fürchtung, im Zuge der Integration in das nach wie vor zentrali­
stische Europa die schweizerische Identität zu verlieren. Aber 
auch die Angst vor wachsender Arbeitslosigkeit im eigenen 
Land und vor der Rolle eines blossen Zahlmeisters im Ver­
bund der höchst unterschiedlich wirtschaftenden Nationen 
der EU verschlug viele ins Nein-Lager. 
Nach übereinstimmender Beurteilung hat sich an dieser Hal­
tung des Souveräns bis heute kaum etwas geändert. Leider 
vermag nun aber der jüngste aussenpolitische Bericht des 
Bundesrates über die Aussenpolitik der Schweiz in den neun­
ziger Jahren im lichte dieser Analyse nicht zu genügen. Nebst 
einer detaillierten und gewiss wertvollen Auslegeordnung der 
gegenwärtigen Situation finden sich darin kaum hoffnungs­
volle Ansätze zu einer erfolgreichen Verhandlungsstrategie. 
Der bilaterale Verhandlungsweg wird zwar, mehr der Not ge­
horchend, vorgegeben; indessen schielt unsere Landesregie­
rung allzu deutlich auf den direkten EU-Beitritt, sollen doch die 
Verhandlungen hierfür bereits nach den Neuwahlen im Jah­
re 1995 in Angriff genommen werden, wie zwischen den Zei­
len zu lesen ist 
Bei dieser Strategie kann man sich des Eindrucks nicht erweh­
ren, dass die in so kurzer Zeit ohnehin kaum erfolgverspre­
chende bilaterale Verhandlungsphase dazu herhalten soll, 
Motivation und Begründung für einen forcierten EU-Beitritt zu 
liefern. Kommt hinzu, dass erfahrungsgemäss eine solche 
Doppelstrategie beim Verhandlungspartner alles andere als 
Konsens oder Konzessionsbereitschaft auslöst Mit Verlaub 
gesagt: Offenkundig hat der Bundesrat die Lektion unserer di­
rekten Demokratie nicht verstanden und versucht weiterhin, ei­
nem fragwürdigen Wunschziel nachzueifern. 
Was ist zu tun? Ich will hier als Einzelsprecher nur einen 
Aspekt herausgreifen: Wir Schweizer sind gewiss nicht rück­
wärtsgerichtet, der Welt gegenüber verschlossen oder gar eu­
ropafeindlich; dennoch stehen hierzulande die Erhaltung der 
direktdemokratischen Rechte und die eigene Souveränität im 
Vordergrund. Gerade diesbezüglich lässt aber der vom Bun­
desrat unterbreitete Bericht die Innovation weitgehend vermis­
sen. Es werden darin keine Möglichkeiten aufgezeigt ge­
schweige denn diskutiert, die dazu dienen könnten, unsere 
Souveränität und unsere direktdemokratischen Einrichtungen 
auch in einem Integrationsszenarium beizubehalten oder 
doch im wesentlichen in ein solches überzuführen. 
Gewiss müsste auch die EU, die Gegenseite, in den weiteren 
Verhandlungen hierzu letztlich ihre Zustimmung erteilen. So­
lange wir jedoch nicht selbst die Initiative ergreifen und statt 
dessen die im Gang befindliche europäische Rechtsverein­
heitlichung brav individuell nachvollziehen und die Neutralität 
relativieren, so lange wird die Gegenseite auch keine Ver­
anlassung dazu haben und mit uns weiterhin nach der 
Schwarzweisstheorie, Beitritt ja oder nein, verfahren. 
Anstelle dieser dringend erforderlichen Innovation konzen­
triert sich der bundesrätliche Bericht leider erneut auf die Bei­
trittsfrage. Es besteht damit ein weiteres Mal die erhebliche 
Gefahr, dass wir mit dieser angestrebten Alles-oder-nichts­
Strategie erneut Schiffbruch erleiden werden. 
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Ich rufe daher den Bundesrat dringend auf. nebst den nun an­
stehenden Verhandlungen im wirtschaftlichen Bereich auch 
mit Initiative und Innovation den institutionellen Rahmen der 
künftigen Integration der Schweiz anzugehen und nach Lö­
sungen zu suchen. welche unsere direktdemokratischen Ein­
richtungen sowie die Souveränität auch in einem Integrati­
onsszenarium weitestgehend gewährleisten. 

Darbellay Vital (C, VS): Je suis de ceux qui accueillent favora­
blement ce rapport. qui est une forme ae message. Nous rece­
vons ici un message d'esperance, riche et ouvert. Riche, plu­
sieurs orateurs l'ont releve. Ouvert, jene citerai qu'un element, 
mais sous deux aspects. 
D'abord, ce rapport nous rappelte ce que nous avons dit tres 
souvent durant le debat sur l'EEE: I' «Alleingang» -vous m'ex­
cuserez, mais il n'y a pas de mot frarn;ais qui traduise aussi 
bien cette realite, et nous nous demandons pourquoi, en 
Suisse alemanique, on a tant de peine a le comprendre- n'est 
pas possible. Nous n'avons pas a nous bander les yeux, nous 
savons que nous sommes d'Europe, nous sommes au milieu 
de l'Europe, nous travaillons avec tous les pays d'Europe, et 
l'Europe se fait L'agent principal de construction, qu'on le 
veuille ou non, est l'Union europeenne, et ceux qui font cette 
Union europeenne, ce sont ceux qui ont fait hier la Commu­
naute europeenne, avant-hier la CEE et, au lendemain de la 
guerre, la Communaute europeenne du charbon et de l'acier 
(Ceca). 
Le rapport nous presente cette Europe qui se fait, d'une ma­
niere positive. On nous rappelle que ceux-la memes qui ont 
mis en place l'Europe de la paix, les Schuman, les Monnet, qui 
presentaient la Ceca en 1952, etaient deja des messagers de 
paix. Mais nous n'avons pas voulu, nous, de la Ceca, pas plus 
qu'en 1957 nous n'avons accepte la Communaute economi­
que europeenne. 
C'est peu dire que nous avons manifeste de la resistance, 
nous avons manifeste de l'opposition, et nous avons chaque 
fois cherche des solutions de rechange. Nous avons trouve, ä 
cette occasion-la, un allie - j'allais dire, un complice - en la 
Grande-Bretagne, et nous avons fonde, avec elle et cinq au­
tres pays, l'AELE, qui pouvait etre consideree comme une so­
lution de rechange. Mais en 1970, lorsque la Grande-Bretagne 
quittait ce bateau pour l'autre, la faiblesse de l'AELE devenait 
patente, et a ce moment-la, aussi un peu a notre corps defen­
dant, nous avons demande a signer un accord de libre­
echange avec la Communaute. Plus tard, quand la Commu­
naute a parle des quatre libertes, nous nous sommes interes­
ses ä l'EEE, helas, avec l'echec final que nous connaissons. 
Aujourd'hui, nous devons nous poser la question: que sera 
l'AELE demain, quand peut-etre l'Autriche, la Finlande, la 
Suede et, eventuellement, la Norvege l'auront quittee? Quelle 
valeur aura-t-elle encore? Alors, acceptons le rapport qui 
nous est presente et demandons-nous ce que nous pouvons 
faire. Nous savons que l'Europe se construit et que, par 
consequent, le fosse qui nous en separe est chaque jour un 
peu plus grand. Et plus nous attendrons, plus le saut a faire 
sera important 
La question qui se pese est celle de l'Europe de demain. Nous 
savons que l'Europe de demain n'est pas l'Europe des Six, 
l'Europe des Douze agrandie a 24 ou a 28 Etats, mais que 
c'est une Europe nouvelle qui est en train de se faire. 
Alors, voulons-nous etre partie prenante ou non? Pour moi, la 
reponse est claire: nous devons participer en un premier 
temps par les negociations bilaterales, en presentant aussi 
d'une maniere fort reguliere au peuple suisse et. si possible, 
d'une maniere positive, aussi bien l'Europe que les institutions 
internationales - l'Union europeenne n'est pas faite d'aventu­
riers, elle est faite de gens qui savent construire. Ensuite, nous 
devrons aussi faire le grand pas et etre presents, avec nombre 
d'autres petits pays, qui comme nous veulent une Europe fe­
deraliste, democratique, une Europe qui ait le souci des mino­
rites, qui ait le souci des plus faibles. Si nous voulons cette Eu­
rope-la, il faut aussi que nous en soyons. 

Raggenbass Hansueli (C, TG): Der Bericht über die Aussen­
politik ist umfassend; sein neuer, problemorientierter Ansatz 
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sumiert 
Der Beitritt zur EU ist nicht Selbstzweck, kann nicht Selbst­
zweck sein. Er ist vielmehr Mittel zum Zweck: zum Zweck, 
Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaat, Wohlfahrt und 
den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen zu fördern so­
wie die Interessen der Schweiz im Ausland optimal zu wahren. 
Es drängt sich die Frage auf: Wie wahren wir unsere Inter­
essen am besten? Und das führt zwingend zur Anschluss­
frage: Worin bestehen denn unsere Interessen, worauf beru­
hen unsere Interessen? Sie gründen auf unseren Wertvorstel­
lungen und ihrem Verhältnis zueinander. 
Unsere Bundesverfassung gibt unsere Wertordnung wieder 
beziehungsweise sollte unsere aktuelle Wertordnung wieder­
geben. Unsere Verfassung ist jedoch veraltet Anstrengungen 
Richtung Totalrevision der Verfassung sind verpufft Im Rah­
men der heute vieldiskutierten und -zitierten EWR-Abstim­
mung haben wir eine Europadebatte geführt, ohne uns vorher 
damit auseinandergesetzt zu haben, was wir sind, welches un­
sere grundlegenden Werte sind. In der EWR-Abstimmungs­
kampagne ist zwar eine Art Wertediskussion aufgeflammt, 
aber völlig ungenügend, einseitig und emotionsgeladen. Be­
vor wir wieder eine Europadiskussion führen, müssen wir 
Schweizer unsere eigenen Grundlagen bereinigen - Schwer­
gewichte setzen, Inhalte formulieren - und dürfen uns nicht 
auf abgestandenen, vieldeutigen Begriffen «ausruhen». Was 
heisst schon Freiheit, was heisst Unabhängigkeit? Das sind 
Begriffe, die im Grunde nichts aussagen und von jedem an­
ders interpretiert werden. Die Kulturrevolution der 68er Jahre 
zerstörte in vielen Lebensbereichen Autoritäten und Werte und 
bereitete einer stillen Revolution den Weg, die auf eine Umwer­
tung vieler Werte hinauslief. Unsere Verfassung ist davon prak­
tisch unberührt geblieben. 
Führen wir eine inhaltliche «Schweizdiskussion», bevor wir 
eine zweite Europaabstimmung initiieren! Selbstverständlich 
hat diese «Schweizdiskussion» die Aussenpolitik mit zu um­
fassen - eine Aussenpolitik, die immer wichtiger wird, die die 
Innenpolitik bald vom ersten Platz verdrängen wird. Der Bun­
desrat hat diese Diskussion in verdankenswerter Weise se­
quentiell bezüglich des uns vorliegenden Neutralitätsberichts 
in Gang gesetzt 
Was haben wir konkret zu tun, wie ist vorzugehen? Im Rah­
men einer Verfassungsdiskussion - ob partiell oder ganzheit­
lich - sind unsere neuen Wertvorstellungen zu umschreiben, 
unsere tragenden Begriffe wie Freiheit, Unabhängigkeit mit 
neuen Inhalten zu füllen. Es sind überdies die verfassungs­
rechtlichen Grundlagen zu schaffen, um verfassungsrecht­
lich darauf vorbereitet zu sein, zum Zeitpunkt X einmal der EU 
beitreten zu können. Es sind insbesondere das antagonisti­
sche Spannungsverhältnis zwischen Demokratie und Unab­
hängigkeit beziehungsweise Demokratie und Föderalismus, 
die Rolle des Regierungschefs, die Homogenität der Regie­
rungsmannschaft, das Konkordanzsystem und die Neutralität 
zu überdenken. In diese Verfassungsdiskussion sind stets 
das Ausland, Europa, die EU und deren Entwicklungen ein­
zubeziehen. Eine permanente, glaubwürdige und objektive 
Information insbesondere über die EU hat die Auseinander­
setzung über die Verfassungsrevision zu begleiten. Dies wird 
auch - was mir sehr wichtig erscheint - das Verhältnis zur EU 
entemotionalisieren. 
Schreiten wir zur Tat, schreiten wir zur Verfassungsrevision. 
zur Erneuerung im Innern, um für die Herausforderungen der 
Zukunft gewappnet zu sein und um auf einen allfälligen späte­
ren Beitritt zur EU gedanklich. mental und verfassungsrecht· 
lieh vorbereitet zu sein! 

Robert Leni (G, BE): Ich habe den Bericht über die Aussenpo­
litik der Schweiz in den neunziger Jahren mit grösstem Inter­
esse gelesen, und ich finde ihn ausgezeichnet Wenn gestern 

??N 

deshalb. weil Hafner Rudolf einen Rückweisungsan-
hat, im der Eindruck entstanden ist, die 

stehe diesem Bericht so ist 
Eindruck falsch. Die Fraktion ist 
dem Bundesrat 
zeichnet findet 
Man bedauern. dass das Leitbild und die Leitlinien über 
die der Schweiz zu den 
noch nicht Es stimmt, das hätte 
doch Prozent der Menschheit 

der Dritten Welt 
Trotzdem: Dieser Bericht deutlich. dass der Bundesrat 
von dem Abschied nimmt, was in unserem Land allzulange 
und von allzu vielen praktiziert worden ist: vom gebannten 
Starren auf den kleinen Teil Europas, den wir die Europäische 
Union nennen, das Europa der Zwölf. Damit ist es nach die­
sem Bericht endgültig vorbei. 
Das zweite, was der Bericht in aller wünschenswerten Klarheit 
deutlich macht: dass es keine Innenpolitik mehr gibt, die nicht 
auch Aussenpolitik ist, und dass es keine Aussenpolitik mehr 
gibt, die nicht auch Innenpolitik ist, und dass beides zusam­
men Weltinnenpolitik ist Dieser Ansatz wird weitreichende 
Konsequenzen auf unsere Aussen- und Innenpolitik haben. 
Das dritte, was in diesem Bericht deutlich wird - und dafür dan­
ken wir besonders-: dass der Bundesrat nicht mehr an Tabus, 
Mythen und Legenden festhält, sondern diese endlich auf den 
Boden der Realität herunterholt - Legenden und Mythen, die 
allzulange unser Denken und das Gespräch blockiert haben. 
Anstatt mit Mythen Aussenpolitik zu machen, wird nun mit den 
wirklichen Problemen und mit den wirklichen Aufgaben Aus­
sen- und Innenpolitik gemacht 
Der Bundesrat hat diese Aufgaben und Ziele in fünf Punkten 
formuliert Sie wurden schon genannt: die Förderung von Si­
cherheit und Frieden, die Förderung der Menschenrechte und 
der Demokratie, die Wohlfahrt der Gemeinschaft, der Abbau 
sozialer Gegensätze und der Schutz der natürlichen Lebens­
grundlagen. Nirgends wie bei diesen fünf Zielen zeigt sich 
deutlicher, dass das nicht nur Aussenpolitik ist, sondern ge­
nau gleich auch Innenpolitik Und nirgendwo sonst zeigt sich 
so deutlich, dass das heute die Prioritäten aller Länder sind 
und sein müssen, der Schweiz und der ganzen Welt 
Das einzige, was mir fehlt, ist der Hinweis auf die Multikulturali­
tät jeder modernen Gesellschaft Wir leben in einer multikultu­
rellen Welt Alle Länder dieser Welt sind multikulturell, und die 
Tendenz in verschiedenen Regionen der Welt, diese Multikul­
turalität zugunsten ethnischer «Sauberkeit» und Säuberung 
zu vernichten, scheint mir eine der allergrössten Gefahren. 
Kein Land hat heute mehr eine einzige Identität, auch die 
Schweiz nicht Wir haben Identitäten, und das ist die grosse 
Chance, darauf müssen wir bauen und daran arbeiten. 
Der Bericht insgesamt ist für uns eine Wende, ein notwendiger 
Aufbruch. Er ist schon fast revolutionär. Ich denke, er wird sehr 
vielen Menschen in unserem Land, die die schweizerische 
Enge schlecht und immer schlechter ertragen das gilt vor al­
lem für die Jungen wieder Zuversicht geben, sie wieder at­
men lassen. Für mich jedenfalls war diese Vision von Aussen­
politik, wie sie der Bundesrat präsentiert, wie eine Befreiung. 
Es wurde viel von den Strategien geredet, nach denen der 
Bundesrat handeln will (EU, Uno usw.). Sind sie richtig? Sind 
sie falsch? Das Wort «Strategie» passt mir nicht mehr, wenn wir 
von Politik reden. Strategie bedeutet Heerführung. Der Bun­
desrat hat sehr viele Qualitäten, Er eignet sich für sehr vieles, 
aber er ist kein Heerführer, und wir sind kein Heer. Wir sollten 
andere Ausdrücke finden und diese kriegerischen Ausdrücke 
der Vergangenheit nicht weiterhin für den Aufbau der Zukunft 
strapazieren. 
Für uns sind die «Strategien», die der Bundesrat aufzählt: Bei­
tritt zur Uno, Beitrittsziel EU, konsequente und logische Folge­
rungen aus der Politik des Bundesrates der letzten Jahre, kein 
Salto mortale; sie sind absolut konsequent und logisch. Die 
grüne Fraktion ist überzeugt, dass die EU unsere Zukunft und 
unser Schicksal ist, dass sich diese Union wie auch wir - in 
einem Prozess befindet und dass wir uns irgendwo finden wer­
den, in einem Europa, das demokratischer, friedlicher und ge­
rechter ist 
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Wir glauben aber. dass die heutige Diskussion um einen Euro­
oder gar einen Neutralitätsartikel in der Verfassung 

einmal mehr zu kurz Was wir brauchen. ist ein Funda-
ment in der das die ganze Aussenpolitik. wie sie 
der Bundesrat in diesem Bericht abstützt. und nicht 
eine der wieder nur 
sieren kann. weil die «Frontenn immer noch die r,!CHN,on 

Die Aufgabe wird sein. diesen Bericht nun mit Kraft in die 
Tat umzusetzen. Ich wünsche dem Bundesrat und uns viel 
Glück dazu. und ich hoffe auf einen Verfassungsartikel, der 
diese Politik abstützt, damit wir unseren Weg zielbewusst ge­
hen können. 

Schmidhalter Paul (C, VS): Ich möchte mich kurz zur Mitwir­
kung des Parlamentes im Bereich der Aussenpolitik äussern. 
Wir haben nämlich seit dem 1. Februar 1992 im Geschäftsver­
kehrsgesetz einen neuen Artikel 47bis a Er wurde auch von 
Kommissionspräsident Mühlemann erwähnt Der Bundesrat 
erwähnt ihn in der Botschaft auf Seite 43: Der Bundesrat 
spricht von «Vertiefung von Dialog und Konsultation zwischen 
Bundesrat und Parlament». Aber wenn etwas noch nicht be­
steht, kann man es auch nicht vertiefen! Daher möchte ich ei­
nige Kernsätze oder Schwerpunk1e dieses Artikels hier doch 
noch zu Protokoll geben. 
Absatz 1: «Die beiden Räte .... begleiten die Verhandlungen 
der Schweiz mit auswärtigen Staaten und internationalen Or­
ganisationen.» Absatz 2: «Der Bundesrat informiert die Rats­
präsidenten sowie die Aussenpolitischen Kommissionen re­
gelmässig, frühzeitig und umfassend .... ».'Eine Konsultation 
des Parlamentes erfolgt, bevor der Beschluss festgelegt ist 
(Abs. 3). Aber auch wir, das Parlament, sind gefordert Wir 
müssen unsere Sicht zum Verhandlungsmandat dem Bun­
desrat bekanntgeben (Abs. 4), und das tun wir eigentlich 
heute. Auch weitere ständige Kommissionen wie z B. die 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen - sind in ihrem 
Bereich in die Konsultation miteinzubeziehen. 
Sie sehen also, Herr Vizepräsident, auch Sie im Präsidium sind 
aufgefordert, diesen neuen Artikel als Auftrag anzunehmen 
und diesem Anliegen zum Durchbruch zu verhelfen. 
Eine zweite «Vertiefung», die ich in der Botschaft auf Seite 43 
gefunden habe, ist diejenige des Dialogs zwischen Bundesrat 
und Kantonen. Dieser Auftrag ist auf die Grenzregionen auszu­
weiten, einerseits auf bestehende interkantonale Organisatio­
nen wie z B. die Regio Basiliensis oder den Conseil du Le­
man, aber andererseits auch auf grenzüberschreitende Orga­
nisationen wie die Pro Simplen Internationale. 
Persönlich werde ich den Bericht des Bundesrates zur Kennt­
nis nehmen. 
Als Ingenieur würde ich den Fahrplan oder das Programm der 
Integrationspolitik nicht mit Definitionen wie «Optionen» oder 
«strategisches Ziel» usw. versehen. Für mich gibt es drei 
Phasen: 
Die erste Phase ist die bilaterale Phase, die Phase der bilatera­
len Verhandlungen, und dies nicht nur mit der Europäischen 
Union. sondern mit Ländern in der ganzen Welt Die Ausfüh­
rung erfolgt sofort und umfassend. 
Die zweite Phase wäre ein neuer Wirtschaftsvertrag in Analo­
gie zum abgelehnten EWR, eventuell auch mit Staaten. die 
noch in der Efta verbleiben, oder eventuell auch mit anderen 
europäischen Ländern. Die Ausführung erfolgt mittelfristig. 
Erst die dritte Phase wäre ein Beitritt zur Europäischen Union, 
und auch hier ist die Ausführung eher als langfristiges Fernziel 
zu verstehen. 
Zur zweiten Phase: Wir müssen eine Volksinitiative unserer Ju­
gend für einen neuen Wirtschaftsvertrag behandeln. Späte­
stens im Hinblick auf diese Volksabstimmung müssen wir ei­
nen Gegenvorschlag vorbereiten. der bei einer gleichzeitigen 
Abstimmung eine Chance hat. angenommen zu werden. 
In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass bei der Ab­
stimmung über den EWR im Dezember 1992 auch Fehler ge­
macht wurden. Wir müssen lernfähig sein und vor allem nicht 
die gleichen Fehler nochmals machen. Ein erster Fehler war 
sicher, dass der Bundesrat sechs Monate vor der Abstimmung 
die Einreichung des Gesuchs um Beitrittsverhandlungen be­
schlossen hat. Aber auch das Parlament hat Fehler gemacht, 
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und zwar den Fehler. dass es sich zeitlich unter Druck setzen 
liess und 60 Gesetze in Raumfahrtgeschwindigkeit durchge­
paukt hat Wir liessen uns mit dem Datum Inkrafttreten 1. Ja­
nuar 1993 Die Geschichte hat uns Skeptikern recht 

EWR wurde erst auf den 1. Januar 1994 wirk-
sam. Dies war das erste in unseren zu 
Brüssel. 
Das zweite war die Alpen-Initiative. Auch hier ver-
standen wir es einer Mehrheit des Volkes 
dass wir einen guten Transitvertrag aufs Spiel gesetzt 
Bis heute konnten wir die LKW-Lawine am Gotthard nur mrt 
der 28-Tonnen-Limite und dem Wochenendfahrverbot ver­
hindern. 
Das dritte Eigengoa! könnte die Abstimmung über die Blau­
helme sein. Hüten wir uns vor diesem dritten Morgarten. 
Zur dritten Phase: Ein Beitritt zur Europäischen Union muss 
langfristig vorbereitet werden. Die EU muss sich zu einem fö­
deralistischen Staatenbund entwickeln können. Schwer­
punk1e sind demokratisch und wertgehend autonom geführte 
Staaten auf der Grundlage des Subsidiaritätsprinzips: Was der 
einzelne Staat selber besser lösen kann, muss er auch selber 
lösen können. Wir müssen in einer grossen Fleissarbeit einen 
Beitritt ins Auge fassen und vorbereiten. Es wird ein Geben 
und Nehmen sein. Beide Partner stehen vor einer Entwick­
lung, die Zeit braucht. und wir müssen diesen Weg wie ein 
Bergführer angehen: langsam, zielbewusst und risikobe­
wusst, dafür ohne Unfall. Es ist also kein strategisches Ziel, 
sondern ein wichtiges und langfristiges Ziel. Herr Bundesrat 
Cotti: Chi va piano va sano! 

Schmid Peter (G, TG): Ich habe keinen Grund, den Bericht 
über die Aussenpolitik an den Bundesrat zurückzuweisen und 
diesen zu veranlassen, meine Meinung zu übernehmen. Ich 
will ja mit dem Bundesrat den Dialog pflegen, und ein Dialog 
geht von unterschiedlichen Meinungen aus. Das Resultat ei­
nes Dialogs ist die sukzessive Annäherung der Standpunk1e 
im Gespräch und in Würdigung der sich auch ständig ändern­
den Lage in Europa 
Der Bundesrat bezeichnet eingangs seines aussenpolitischen 
Berichts die Aussenpolitik primär als Interessenwahrung nach 
aussen. Versteht man darunter lediglich das, was für uns hier 
in der Schweiz kurz- und mittelfristig erstrebenswert ist, dann 
bleibt Aussenpolitik letztlich immer ein untergeordnetes Anlie­
gen, um das wir zwar nicht herumkommen, aber das eben nur 
so weit betrieben wird, als es uns Vorteile verschafft Ich 
glaube, wir haben den Status der Neutralität lange Zeit auch in 
diesem Sinne verstanden, nämlich als ein Instrument der aus­
schliesslich eigenen Interessenwahrung. Allerdings galt 
schon von jeher die Devise, dass militärische Neutralität also 
das Sichheraushalten aus kriegerischen Konflikten, keines­
wegs bedeutet. sich politischer Stellungnahmen zu enthalten 
oder gar geistige Neutralrtät zu prak1izieren. Der Neutralitäts­
status ist deshalb kein Hindernis für eine verstärkte europäi­
sche Zusammenarbeit in vielerlei Belangen, Sicherheitsfragen 
inbegriffen. 
Hingegen ist zu fragen, welchen Zielen diese Zusammenar­
beit dient Der Bundesrat behandelt in seinem Bericht fünf sol­
che Zielsetzungen, die nicht nur für die Schweiz, sondern für 
Europa, ja die ganze Welt ihre Richtigkeit haben und wahrge­
nommen werden müssen. Dass sich die Schweiz an diesen 
Aufgaben beteiligt, ist für mich unbestritten, und ich teile mit 
dem Bundesrat auch die Auffassung, dass sich unsere Aus­
senpolitik nicht nur an klaren Zielen und Prioritäten orientieren 
soll, sondern dass sie ganz konkret auch länderbezogene 
Schwerpunk1e setzen muss, um einen wirkungsvollen Mittel­
einsatz zu gewährleisten. So besehen kann eine europäische 
Zusammenarbeit tatsächlich dem Frieden dienen. 
Betrachtet man hingegen die zurzeit noch gängige Europapo­
litik der EU, deren oberstes und fast einziges Ziel die Realisie­
rung eines grenzenlosen Handels- und Güteraustauschs ist, 
kann nicht einfach behauptet werden, einem Einigungspro­
zess wohne automatisch eine Friedensfunktion inne. Ganz im 
Gegenteil: Dieser sogenannte Einigungsprozess besteht in 
der Vereinheitlichung von Vorschriften, die auf die regionalen 
Verhältnisse oft keine Rücksicht mehr nehmen und darum 
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demokrati­
und dennoch in­

einem Eu­
unter den Völkern und mit ei-

1<:nAri,rht;,t,:,,n 11J,rt,c:rt,<>tt Die Schweiz hat in 
anzubieten, und sie soll es nicht 

aus falscher für sich allein bewahren. Mir 
scheint, auch im Bericht des Bundesrates komme diese ide­
elle Seite einer aktiven schweizerischen Aussenpolitik durch­
aus zum Ausdruck. Man darf aber nicht übersehen, dass ge­
rade dort, wo die EU gegenüber der Schweiz Druck aufsetzt, 
nicht ideelle Anliegen, sondern materialistische Forderungen 
gestellt werden. Dagegen müssen wir uns auch künftig ver -
wahren. Denn um partieller wirtschaftlicher Vorteile willen dür­
fen wir unsere demokratischen, humanitären und ökologi­
schen Errungenschaften nicht aufgeben auch auf die Gefahr 
hin, bei den hohen Herren zu Brüssel in Ungnade zu fallen. 
Mit dem Ja zur Alpen-Initiative hat der Souverän den Wertprio­
ritäten des Lebens Nachachtung verschafft Dieser Entscheid 
wirkt beispielhaft, und wir dürfen jetzt ruhig auch ein wenig zu­
schauen, was dadurch in Europa in Bewegung gesetzt wird. 
Vielleicht könnten noch andere Völker überlegen, weshalb sie 
zu den wirklich wesentlichen Fragen europäischer Zukunfts­
gestaltung denn nichts zu sagen hätten. Und werweiss: Mögli­
cherweise lösen unsere Volksabstimmungen so viel aus, dass 
bis zum Jahr 2000 eine modernere europäische Union mit 
ausgebauter Demokratie entsteht, der wir uns vorbehaltlos an­
schliessen könnten. Das aber heisst wiederum nicht, dass wir 
uns jetzt schon bis zum genannten Zeitpunkt dieses Ziel vor­
nehmen können. Ausschlaggebend wird vielmehr sein, wie 
sich diese EU entwickelt und dannzumal präsentiert 
Vielleicht braucht es unsererseits, und das muss für mich wei­
terhin praktizierbar sein, noch einige Nein für eine bessere 
Idee von Europa und als Antworten auf ein allzu dominieren­
des materialistisches Ja 

Bäumlin Ursula (S, BE): Dieser an sich gute aussenpolitische 
Bericht für die neunziger Jahre hat mit dem Neutralitätsbericht 
als Anhang eine schwere Hypothek aufgeladen erhalten, und 
zwar deshalb, weil dieser alleine angefügt wurde. Das gibt 
ihm, meiner Meinung nach, ein viel zu grosses Gewicht Wenn 
neben dem Neutralitätsbericht noch der Aussenwirtschaftsbe­
richt, das Nord-Süd-Konzept und die Botschaft zum kommen­
den Rahmenkredit für die entwicklungs- und menschenrechtli­
che internationale Solidaritätspolitik beigefügt worden wären, 
dann könnten wir uns jetzt «en connaissance de tout et de 
l'ensemble» über eine kohärente Aussenpolitik der neunziger 
Jahre unterhalten. Nun aber streiten wir uns mit den Gegnern 
des EU-Beitritts, ob dieser das Hauptziel der bundesrätlichen 
Aussenpolitik sei, ob er die schweizerische Neutralität noch 
zulasse oder ausser Kraft setze und ob deswegen der Neutrali­
tätsbericht zwecks Entschärfung - sowie der Bericht über die 
Aussenpolitik auch noch gerade zwecks Köpfung der Option 
Europabeitritt - zurückgewiesen werden müsse oder nicht 
Was für ein defizientes, partielles, immer noch kaltkriegeri­
sches Verständnis von Aussenpolitik! 
Der Bericht des Bundesrates vermeidet ein solches weitge­
hend und gibt sich Mühe, die gesamten anstehenden interna­
tionalen Aufgaben, Gefahren und Probleme wirklich aufzuzei­
gen. Dabei wird ganz klar, dass die alte Neutralität und Neutra­
litätspolitik nicht allzuviel zu deren Lösung beitragen können. 
Die bundesrätliche Aussage im Neutralitätsbericht, wonach 
sich die Neutralitätspolitik in einer Übergangsphase befinde, 
ist eigentlich klug und angemessen. Nur leider argumentiert 
der Bundesrat gerade in dieser Passage wieder rein sicher­
heitspolitisch. Sicherheitspolitik jedoch ist immer Verteidi­
gungspolitik und damit in Gefahr, egozentrisch und egoistisch 
zu werden. Aber dieser Vorwurf trifft nicht nur sie alleine, son­
dern auch die anderen unintegrierten Aussenpolitiken: Aus-
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ständen auch Leichen, zum der Waf-
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Ziel unterzuordnen. 
Ich wurde gestern von der dazu verknurrt, ge­
rade auch noch zu meinem Vorstoss auf der Zusatzliste Stel­
lung zu nehmen. Der Titel meines Postulates 93.3182 lautet: 
Verstärkung des Nahost-Friedensprozesses. Entstanden ist 
es anlässlich der Beratung des Bundesbeschlusses zum Frei­
handelsabkommen zwischen der Efta und Israel. Damals war 
auch Herr Bundesrat Delamuraz im Saal und hat die Ankündi­
gung meines Vorstosses entgegengenommen, und ich 
denke, er hat ihn auch beantworten lassen. In der Begründung 
habe ich geschrieben: «Wirtschafts- und Handelsvereinbarun­
gen mit Problemländern werfen regelmässig Fragen der Aus­
wirkung auf andere Politikbereiche auf, insbesondere des Min­
derheitenschutzes, der Entwicklungshilfe und der Menschen­
rechte. Deswegen ist darauf zu achten, dass das Gleichge­
wicht der wirtschaftlichen Chancen aller an einem solchen Ver­
trag Beteiligten nicht gestört, sondern vielmehr weiter gefe­
stigt wird.» Damit passt dieser Vorstoss tatsächlich in meine 
vorher geäusserten Auffassungen und Ansprüche an die 
schweizerische Aussenpolitik. 
Die Stellungnahme des Bundesrates respektive seiner Verwal­
tung zu meinem Postulat ist sehr interessant und sehr ermuti­
gend. Diese Stellungnahme würde wirklich helfen, die Frie­
denspolitik weiter zu unterstützen. Danach aber folgt leider 
eine Erklärung des Bundesrates, in der er beantragt, das Po­
stulat abzuschreiben. Dieser Antrag trägt das Datum vom 
5. Mai 1993; damals war der Durchbruch in den Friedensver­
handlungen noch nirgends in Sicht, und schon deswegen 
konnte ich diesen Antrag auf Abschreibung nicht akzeptieren. 
Aber auch heute ist der Friedensprozess im Nahen Osten 
noch weit vom Ziel entfernt Es besteht also immer noch kein 
Grund, die Bemühungen zur Verstärkung des Friedenspro­
zesses als erfüllt abzuschreiben. Ich hoffe, dass der Bundesrat 
mein Postulat in diesem Sinne akzeptiert und die Friedenspoli­
tik weiter unterstützen hilft 

Thür Hanspeter (G, AG): Ich äussere mich zum Neutralitätsbe­
richt Ich bin mit der überwiegenden Mehrheit der grünen 
Fraktion mit diesem Neutralitätsbericht einverstanden. Er 
zeugt von einer beachtlichen Differenziertheit und gibt Ent­
wicklungen wieder, in welchen sich die Schweiz heute befin­
det, auf die sie zu reagieren hat Ich bin mit der Feststellung 
einverstanden, dass die Neutralität die Sicherheit des Landes 
fördern und nicht die Verteidigungsfähigkeit schmälern soll. 
Ich bin auch einverstanden damit, dass Sicherheit in Zukunft 
vermehrt miteinander erzeugt werden muss, und bin deshalb 
froh, dass der Bundesrat die bisherige restriktive Haltung in 
Richtung vermehrter Zusammenarbeit geöffnet hat 
Ich habe die Debatte zu diesem Punkt der Neutralität aufmerk­
sam verfolgt und habe sehr viele Schlagworte gehört Die Posi­
tionsbezüge aus dem Lager der Schweizer Demokraten, der 
Auto-Partei und der Schweizerischen Volkspartei haben mich 
nicht überrascht Mehr überrascht hat mich dann die Position 
des Freisinnigen Gerold Bührer, der ausführte, dass er auf­
grund dieses Neutralitätsberichtes die Grundfesten der Neu­
tralität in Frage gestellt sehe, dass er an der strikten Neutralität 
festhalten wolle und keine Aufweichung dieses Begriffes 
dulde. Ich habe mich dann gefragt, Herr Bührer, welches für 
Sie diese Grundfesten sind; Sie haben das nicht ausgeführt 
Was verstehen Sie denn unter strikter Neutralität? Sie haben 
auch das nicht dargelegt Sind Sie der Auffassung, dass die 
Wirtschaftssanktionen beispielsweise, welche die Uno gegen 
den Irak und Jugoslawien verhängt hat, von der Schweiz nicht 
hätten befolgt werden sollen? Oder sind Sie der Auffassung, 
dass die Schweiz bezüglich der Uno-Blauhelme abseits ste­
hen müsste? Oder wie hätte der Bundesrat beispielsweise rea­
gieren müssen, als im lrakkonflikt im Auftrag der Uno Nato­
Flugzeuge die Schweiz überflogen? Sie haben alle diese kon-
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kreten Fragen elegant umgangen. sind uns die Antwort schul­
dig geblieben und haben damit munter an einem undefinier­
ten und mythologisch überhöhten Neutralitätsbegriff ohne ak­
tuellen Bezug weitergewoben. Das hat mich überrascht 
Überrascht hat mich aber auch Frau Grendelmeier, die umge­
kehrt ausführte. dass Neutralität ein Werkzeug sei. das man 
nach Belieben in die Werkzeugkiste zurücklegen könne, wenn 
es einem gerade nicht mehr passe. Frau Grendelmeier ver­
gisst dabei, dass sich dieses Werkzeug sehr schnell entwertet 
und unbrauchbar wird, wenn es nach Belieben eingesetzt 
wird 
Herr Keller Anton hat richtig festgestellt, dass es nicht nur 
darum gehen kann, unser NeutraHtätsverständnis den heuti­
gen Gegebenheiten anzupassen, sondern auch darum, dass 
unser Verständnis von der Neutralität von den anderen auch 
verstanden wird. Das machen wir sicher nicht, wenn wir die 
Neutralität im Sinne von Frau Grendelmeier benützen. Neutra­
lität erlaubt keine Handhabung nach Belieben, das muss klar 
sein. 
Für uns heisst das, dass Neutralität nach wie vor eine bedeut­
same Staatsmaxime bleibt Wenn man darunter die Nichtteil­
nahme an militärischen Bündnissen, die Nichtteilnahme an 
militärischen Aktionen versteht, sind wir damit sehr einverstan­
den. Herr Rebeaud hat gestern ausgeführt, dass wir darin 
auch die Absage an Gewalt als Mittel der Konfliktlösung se­
hen, eine Maxime, die wir auch im gesamteuropäischen Kon­
text als zukunftsträchtige Option betrachten. 
Frau Bär hat gestern die Haltung der grünen Fraktion zum Be­
richt dargelegt und ausgeführt, dass eine grosse Mehrheit un­
serer Fraktion hinter dem bundesrätlichen Ziel eines Beitrittes 
zur EU steht 
Herr Hafner Rudolf hat dann einen Rückweisungsantrag be­
gründet, der in der heutigen Medienberichterstattung den Ein­
druck entstehen liess, als ob dieser Standpunkt von einer star­
ken Minderheit der grünen Fraktion getragen werde. In einzel­
nen Medien ist sogar behauptet worden, die Grünen würden 
pauschal den bundesrätlichen Bericht zurückweisen, seien 
gegen den Bundesrat angetreten. 
Ich möchte Ihnen nach dem Votum von Frau Robert noch die 
zahlenmässigen Proportionen darlegen, damit auch das ins 
richtige Licht gerückt wird. Der Rückweisungsantrag Hafner 
Rudolf wird von zwei Mitgliedern der grünen Fraktion unter­
stützt Die übrigen zwölf Mitglieder der grünen Fraktion wer­
den - im Unterschied beispielsweise zur CVP-Fraktion - von 
diesem Bericht in positivem Sinne Kenntnis nehmen. 

Kühne Josef (C, SG): Die Debatte hat klar an den Tag ge­
bracht, dass die Meinungen in der Europafrage weit auseinan­
dergehen. Das schweizerische Verhältnis zu Europa kommt 
mir vor wie ein völlig ungleiches Pferdegespann, welches von 
den Fuhrleuten - sprich Bundesrat - nicht zum Gleichschritt 
gebracht werden kann. Während das eine Pferd im Galopp 
vorwärts strebt, schockt es das andere, und dieses wird völlig 
verängstigt und blockiert Die Kreise, die ich damit anspreche, 
sehen in der Europäischen Union (EU) nur Mängel und Gefah­
ren, während viele von Ihnen die Einschnitte des Gatt-Abkom­
mens in unsere eigenständigen Entscheidungsbefugnisse 
herunterspielen. Sie werden noch sehen, wie wenig die 
Schweiz dort dann einmal zu sagen hat So wahren wir unsere 
Interessen nach aussen nicht, und wir schaffen Spannung im 
Innern. 
Nach den Äusserungen, die gestern und heute in der De­
batte zum Teil gefallen sind, möchte ich immerhin feststellen, 
dass es in der EU - um weniger abstrakt zu sein: in Italien, 
Österreich, Holland, Deutschland oder in Frankreich usw. -
viele intelligente, arbeitsame und flotte Menschen hat Ent­
spannen wir doch unser Verhältnis zu Europa schrittweise! 
So ist es viel leichter, unsere Interessen zu sehen und auch 
zu wahren. 
Das Ziel des EU-Beitrittes ist kontraproduktiv und führt uns 
letztlich in die Isolation, und dieses Ziel kann auch ich nicht 
mittragen. Es fördert Abwehrreflexe; dies ist sicher auch ein 
Grund für die Annahme der Alpen-Initiative. Das Rezept kann 
nur «Eile mit Weile» heissen, also Öffnung mit Beibehaltung 
grosser Eigenständigkeit Das wird zu einem Resultat führen. 

N 8 mars 1994 

Nun möchte ich vor allem wirtschaftspolitisch argumentieren. 
Die europäischen Länder sind interessante Wirtschaftspartner 
für die Schweiz. insbesondere im ersten und zweiten Sektor. 
Beispielsweise gehen 82 Prozent der Exporte im Bereich Käse 
nach Europa, in die EU als Vergleich dazu: nur 1,4 Prozent 
gehen nach Asien. Ähnlich ist es bei den verarbeiteten Le­
bensmitteln. Ein Beispiel aus meiner Region: Hier ""''~,..,,,,., 
sehr viele Arbeitsplätze an der deutschen Autoindustrie und 
an der deutschen Bauwirtschaft. Von deutscher Seite her wäre 
es also durchaus möglich, einige Hoodert Arbeitslose zu «ex­
portieren», und vielleicht geschieht es mit der Zeit auch, wenn 
Leute vom Managertyp Lopez das Sagen haben. 
Während gerade vom Gatt vom ersten Sektor Opfer gefordert 
werden und das letztlich zu Verstärkung der Position der 
Dienstleistungen führt, müssen wir verlangen, dass der Zu­
gang zum Markt für schweizerische Produkte der Landwirt­
schaft und der Lebensmittelbranche in Europa offenbleibt 
Das ist eine Überlebensfrage für diese Wirtschaftszweige. Es 
geht nebst der Landwirtschaft um 72 000 Arbeitsplätze in der 
Nahrungsmittelindustrie. Wir können nicht nur mit dem 
Rücken zur Wand mit mehr oder weniger Erfolg unser kleines 
Märktlein abschirmen, sondern wir müssen zwangsläufig ein­
tretende Erosionen wieder durch Gewinne im Export kompen­
sieren können. 
Nebenbei gesagt wird dazu ohne Zweifel die Ernährungswirt­
schaft wettbewerbsfähiger werden müssen, und das kann sie 
nur, wenn sie in einem grösseren Markt tätig sein kann. Das al­
lein jedoch genügt nicht Der Zutritt zum europäischen Bin­
nenmarkt für unsere Produkte muss verbessert werden. Das 
geschieht, indem die Präferenzen im Bereich Milch ausge­
dehnt werden -wie es im EWR-Abkommen vorgesehen gewe­
sen wäre -. indem die Probleme beim Ausgleich der preisli­
chen Rohstoffnachteile für verarbeitete Produkte gelöst wer­
den, indem in den Bereichen Zucht- und Nutzviehexport eine 
Harmonisierung der Seuchenbestimmungen herbeigeführt 
wird und indem bei Milch- und Frischprodukten die EU-Vor­
schriften erfüllt werden können. Das muss geschehen, damit 
die Schweiz nicht auf Dauer mit dem Drittlandstatus konfron­
tiert werden muss; denn im Hinblick auf die Hygiene kann die 
Schweiz nicht als Drittland betrachtet werden, da wir einen ho­
hen Hygienestandard aufweisen. 
Priorität haben also bilaterale Verhandlungen ganz allgemein 
und -so finde ich-auch im Bereich der Landwirtschaft im spe­
ziellen; das wird uns einen Schritt näher an unsere Nachbarn 
heranbringen. 

Gross Andreas (S, ZH): Der Ton, den der Bundesrat in seinem 
Bericht anschlägt, überzeugt mich mehr als andere, har­
schere, selbstverliebtere, aber auch martialischere Töne, die 
wir seit gestern gehört haben und die wir in den nächsten bei­
den Voten noch hören werden. Dieser Diskurs des Bundesra­
tes hilft uns vielmehr, die Wirklichkeit, die grundlegenden Ver­
änderungen der Wirklichkeit, wie wir sie erleben, zu verstehen 
und zu merken, wie wir sie beeinflussen können. Denn das ist 
doch das Entscheidende, das, was die Freiheit ausmacht: die 
Handlungsfähigkeit, unsere Handlungsfähigkeit als Nation. 
Diese ist nicht gegeben, wenn man sich an vergangene Wirk­
lichkeiten klammert und die Veränderungen verkennt 
In der Musik, die der Bundesrat komponiert, lässt er aber auch 
einige alte Melodien erklingen, welche dann Disharmonien zur 
Folge haben mit anderen Klängen, die er selber anstimmt 
Diese Vielstimmigkeit garantiert noch kein gelungenes Kon­
zert, weil ein gelungenes Konzert mehr ist als die Summe der 
einzelnen Melodien, weil der einzelne nicht einfach ausblen­
den kann, was ihm nicht passt, sondern es muss als Ganzes 
stimmen. 
Es verträgt sich beispielsweise sehr schlecht, wenn betont 
wird, dass sich die alten Trennungen von innen und aussen re­
lativiert haben - der Bundesrat hat sogar den Mut, erstmals 
wahrscheinlich in einem solchen Bericht, von der Weltinnen­
politik zu sprechen -, gleichzeitig aber diese Weltinnenpolitik 
wieder in den Kategorien der alten, klassischen staatlichen In­
teressenpolitik des 19. Jahrhunderts definiert wird, mit dem 
staatlichen Interesse als Säule aussenpolitischen Handelns. 
Wenn man von diesem Begriff des Interesses ausgeht, muss 
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.. darin besteht das Weltinnenpolitische -. dass wir 
,rr,n::11-:r·n aber auch überkontinental zu einer Schicksalsge­

meinschaft zusammengerückt sind und dass sich die elemen­
taren Interessen der Schweiz, wie der Bundesrat sie in bezug 
auf Frieden, Wohlfahrt, Gerechtigkeit, Rechtsstaatlichkeit usw. 
definiert, nicht unterscheiden von denjenigen Österreichs. 
KA,rrn,m" oder Dänemarks. Ist diese Gleichzeitigkeit des Un-

nicht einfach Beliebigkeit 
geschuldet, wie das gestern zum ein Radiokommen-
tator meinte, als er sagte, jeder müsse herauszupfen kön-
nen. was er möchte. dann müssen Sie sich um eine Kohärenz 
bemühen. Die Voraussetzung dafür ist dass sich die Leute 
von Ihren neuen Thesen überzeugen lassen. 
Führung aussenpolitisch in einer direkten Demokratie heisst 
überzeugen können, damit wir gemeinsam zu lernen verste­
hen. Das alte Aussen müssen wir durch ein gemeinsames In­
neres ersetzen. Aber bei dieser neuen Innenpolitik dürfen wir 
die Ansprüche der alten Innenpolitik nicht verlieren, sondern 
müssen uns fragen, wie wir ihnen Geltung verschaffen kön­
nen. Beispielsweise - und das ist das Problem mit dem An­
hang -: Die Erosion des Nationalstaates zwingt uns eindeutig 
zu einem anderen Neutralitätsverständnis. Die Erosion des 
Nationalstaates darf uns aber nicht zwingen zu glauben, dass 
wir die Demokratie aufgeben müssen; sondern dort müssen 
wir uns fragen, wie wir auf dieser weltinnenpolitischen, trans­
nationalen Ebene die demokratischen Handlungsfreiheiten 
neu einrichten können. Im bundesrätlichen Bericht vermisse 
ich dazu das Aufzeigen einer Dynamik, die die Europäische 
Union schon lange erfasst hat Zum Beispiel wehrt sich der 
englische Aussenminister heute in einer englischen Zeitung 
dagegen, dass die institutionelle Debatte in Europa zu schnell 
gehe. Er möchte nicht, dass sich die Europäische Union eine 
Verfassung gibt, dass sich in der transnationalen, europäi­
schen Innenpolitik die Demokratie des Föderalismus konsti­
tuiert Er möchte das nicht, andere möchten das. 
Der Bundesrat sagt in bezug auf diese Dynamik wenig aus und 
in seiner Antwort auf meine diesbezügliche Interpellation gar 
nichts. Diese geht wieder hinter den Bericht zurück. und des­
halb bin ich sehr enttäuscht Aber es ist nicht so relevant, ob 
ich enttäuscht bin; das Problem ist vielmehr, dass Sie so dem 
Problem nicht gerecht werden. Sie müssen einem Herrn Frey 
Walter, der glauben macht, es gehe ihm um den Föderalismus 
und die Demokratie, und der deswegen nein sagt zur Integra­
tion, doch aufzeigen, wie eine verfasste Europäische Union 
eine Konstituierung des Machtgefüges erlauben könnte. das 
auch auf dieser Ebene Föderalismus und Demokratie ein­
richtet 
Mit anderen Worten: Die Staaten Europas stehen heute dort, 
wo die Kantone vor 150 Jahren gewesen sind. Damals haben 
sich gewisse Kantone über die Frage Bundesstaat oder Staa­
tenbund gestritten. Auch damals haben viele Kantone Angst 
gehabt, Souveränität zu verlieren. Faktisch war es aber so. 
dass ein Zürcher 1848 an Souveränität gewonnen hat. weil er 
nicht nur die Freiheit hatte, in Zürich zu handeln, sondern er 
hatte die Freiheit, auf gesamteidgenössischer Ebene zu han­
deln. Er hat Freiheit gewonnen, weil er in jenen Bereichen, die 
sein Leben bestimmten, mehr zu sagen hatte als vorher. 
Dieser Prozess steht Europa bevor. Gerade «Maastricht» hat 
eine Perspektive eröffnet, dass dieses Problem im Hinblick auf 
1996 angegangen werden soll. Es steht allerdings nicht im 
Vertrag, wie man es tun will; es steht nur drin, dass man versu­
chen will. dieses Problem zu lösen. Hier diese Dynamik aufzei­
gen, wie das Herr Bonny auch angesprochen hat, aufzeigen, 
was aussenpolitisch passieren kann, und vor allem auch auf­
zeigen, wie wir das als Bürger, als Gruppen, als Parteien mit­
beeinflussen können: das hiesse uns zeigen, dass in Europa 
aussenpolitisch eine Perspektive möglich ist, dass ein ande­
rer, neuer Zustand möglich ist, der uns innenpolitisch viel 
mehr Handlungsspielraum und Möglichkeiten eröffnet. Man 
kann dann innenpolitisch auch zeigen, dass das Ja zu Europa 
kein Nein zur Demokratie oder zum Föderalismus bedeuten 
muss. Dieser Lernprozess steht uns bevor. Um diesen 
Lernprozess bewältigen zu können, müssen wir mehr tun als 
nur zuschauen, beobachten und diplomatisch Rücksicht 
nehmen. 

Das ist vielleicht auch ein Problem. Herr Bundesrat CottL dass 
die alte Aussenpolitik sehr von der Diplomatie 
Wenn sie aber eine neue Innenpolitik werden wir 
auch den Mut haben. zu sagen. welche Verfas-
sung wir zum Beispiel unterstützen möchten, weil sie dem Wil­
len der Mehrheit der Schweizerinnen und Schweizer ent­
spricht, und welche Verfassungen den 
der Schweiz eher hemmen würden. 
Da bitte ich Sie. auch in dieser Dynamik, in diesen 
zen eine neue Musik anklingen zu lassen - so. wie Sie im 
analytischen Teil Ihres Berichts tun. Das wäre die Vorausset­
zung dafür. dass wir innenpolitisch besser, zukunftsgerechter 
handeln könnten und weniger vergangenheitsbezogen, wie 
das zu viele verlangt haben. 

Aubry Genevieve (R, BE): Le rapport du Conseil federal sur la 
politique exterieure de la Suisse dans les annees nonante est 
un rapport ambitieux. II permet. au moins, au Parlement, et 
meme au peuple, de mieux conna1tre les objectifs de son gou­
vernement J'en prendrai donc acte. 
Sur le plan positif car il y a des choses positives, il faut les 
dire j'ai apprecie que le Conseil federal tienne compte du 
vote negatif du souverain sur l'EEE et qu'il s'engage a fond 
dans les accords bilateraux. Pour ma part, des demarches 
d'adhesion a !'Union europeenne relevent d'une bonne tacti­
que de marche en avant, et cela ne me derange pas, car nous 
n'y sommes, de loin, Messieurs les Conseillers federaux. pas 
encore. II suffrt d'observer les difficultes de la Suede et l'imbro­
glio dans lequel nous place le oui ä !'initiative des Alpes pour 
comprendre que nous n'allons pas si aisement franchir de 
nombreux obstacles. Et puis, observons les problemes de nos 
voisins frarn;:ais avec l'agriculture, la peche, la chasse dont les 
restrictions ont ete decidees par Bruxelles, pour savoir, aussi, 
que Maastricht. pour l'instant, n'est pas la panacee. 
Ensuite, quelle sera la configuration de !'Union europeenne 
dans deux, trois, voire cinq ä dix ans? Ambitieux, ce rapport 
l'est et. ä mes yeux, peut-etre ou meme certainementtrop am­
bitieux. Avons-nous les moyens de faire une telle politique, de 
foncer tous azimuts comme si nous etions le nombril du 
monde, et d'un monde qui attend de la Suisse des miracles? 
Je pense que nous devrions. d'abord, nous attaquer ä notre 
cohesion ä l'interieur meme du pays, car eile est pour l'instant 
en peril. Je me pose aussi toujours la question de savoir si le 
peuple suivra, lui qui a ete si souvent negatif lors de votations 
concernant la politique etrangere. Attendons la prochaine vo­
tation sur les casques bleus, ce sera deja un test! 
Je juge, par contre, moins positivement le rapport sur la neu­
tralite, car elle nous semble bien amoindrie dans sa concep­
tion helvetique. Est-ce la volonte d'adhesion ä l'UE qui a fait re­
trecir notre neutralite comme une peau de chagrin? Que nous 
imaginions un rapprochement pour la securite commune de 
l'Europe avec les forces de l'Otan me semble encore compati­
ble avec la neutralite. Mais un rapprochement pour une de­
fense commune n'est pas une alliance ä laquelle la Suisse de­
vrait se conformer en tous points. Notre neutralite stipule aussi 
que nous ne pouvons participer ä aucun conflit arme sauf pour 
la defense de notre territoire. 
II m'apparait que certains commis confondent notre neutralite 
avec celle de l'Autriche, car le gouvernement autrichien en a 
une autre conception. Pour lui, en excluant les alliances et les 
bases etrangeres sur son territoire, la neutralite restera, en 
somme, une sorte de filet de securite de l'independance. II ne 
voit aucun empechement ä la marier avec un systeme que 
nous ne pouvons pas accepter, qui est une securite collective 
demandee par le Traite de Maastricht c·est en ce moment un 
jeu curieux qui se joue entre la Suisse et Vienne. Jene suis pas 
rassuree sur l'issue d'une probable imitation de la Suisse, car 
on adapte facilement le droit lorsque cela vous arrange. 
N'oublions pas que notre neutralite nous a servi, nous sert en­
core et toujours a abriter des institutions humanitaires interna­
tionales, ä permettre de negocier des pactes de paix sur notre 
territoire et a abriter les Conventions de Geneve sur les droits 
de l'homme. Pourrions-nous encore offrir nos bons offices et 
notre assistance si nous devions reellement prendre parti lors 
de conflits armes? 

michael.tellenbach
Textfeld



Politique exterieure de la Suisse dans les annees nonante 214 N 8 mars 1994 

En conclusion, notre neutralite est un peu notre bouclier que 
nous pouvons adapter - je vous l'accorde et moderniser se­
lon les circonstances, Mais de gräce, ne la jetons pas aux or­
ties. car la neutralite au cours des siecles a fait ses preuves1 

Nous avons su maintenir notre souverainete et notre indepen­
dance, gardons-les precieusement 
Je prends acte de ce rapport avec les remarques qui ont 
precede, 

Blocher Christoph c,J, ZH): An diesem Bericht interessiert die 
Gretchenfrage: Wie hältst du es, Bundesrat. mit der Unabhän­
gigkeit und der Neutralität? Das ist das einzig Interessante an 
diesem Bericht Die Gretchenfrage wird sehr unbefriedigend 
beantwortet. in einer verfassungsmässig gefährlichen Weise 
und im Widerspruch zum Volkswillen und zur Mehrheit der 
Stände der Schweiz. Das ist demokratisch bedenklich. 
Das Volk und die Stände haben sich 1992 für eine Kooperation 
ausgesprochen und nicht für eine Integration, für eine Zusam­
menarbeit und nicht für eine Einbindung oder Eingliederung 
in ein solch akademisches, politisch und ökonomisch ausser­
ordentlich fragwürdiges europäisches Gebilde. Und nun geht 
man hin und sagt: «Das Volk hat zwar nein gesagt zum EWR, 
aber wahrscheinlich wollte es noch einen Schritt weiter gehen, 
also gehen wir gerade in die Europäische Union!» 
Ich habe das Gefühl - das ist das Verdienstvolle an diesem 
Bericht -, dass der Bundesrat sehr ehrlich sagt, was wir 
schon lange bemerkt haben, was aber hier nie klar ausge­
sprochen worden ist: dass hier die Grundsäulen unseres 
Landes, die Unabhängigkeit, die Selbstbestimmung und die 
dauernde, bewaffnete Neutralität - das sind kräftige Säulen, 
die politisch und wirtschaftlich die Stärke der Schweiz ausge­
macht haben -, eingerissen werden sollen. Und womit erset­
zen wir sie? Mit so dürren Strohhalmen, und erst noch auf 
sehr schlechtem Baugrund! Das ist doch keine Konstruktion 
für das Schweizer Haus! Auch die Aussenpolitik hat die Inter­
essen des Landes zu wahren. 
In diesem Saal wird gesagt, das müsse man nicht so wörtlich 
nehmen, das könne auch eine Option sein; man nehme den 
Bericht zwar zur Kenntnis, sei aber nicht recht dafür. Sie haben 
nun die Frage zu beantworten. ob Sie mit diesen Aussagen 
einverstanden sind odernicht Ich nehme es niemandem übel, 
wenn er einverstanden ist, aber er kann sich nicht um die 
Frage herumdrücken: Will ich in die Europäische Union? Und 
er muss sich auch fragen, was die EU für eine Konstruktion ist 
Wenn Herr Eggly sagt, er sei aus patriotischen Gründen für 
eine Schweiz, für eine schweizerische Schweiz, für eine euro­
päische Schweiz, dann mache ich mit Aber das ist doch aus­
serhalb der Europäischen Union möglich! Beitritt in die 
Europäische Union heisst klar, dass wir die Unabhängigkeit 
des Landes weitestgehend aufgeben. Wir müssten die Neutra­
lität - das ist ein sicherheitspolitisches Instrument; Herr Eggly 
hat gesagt: «C'est un moyen»; natürlich, aber es ist ein Mittel -
aufgeben und darauf verzichten. Alles andere ist Illusion. Wir 
müssten die eigene Aussenpolitik aufgeben, auch die Sicher­
heitspolitik, das ist doch ganz klar: Diese steuert jetzt auf Brüs­
sel zu. Sie muss also dorthin delegiert werden - nicht sofort, 
aber früher oder später. Der Schweizerfranken, auf den könn­
ten Sie verzichten. Die Währungsunion ist vertraglich verein­
bart Die schweizerische Landwirtschaftspolitik würde in Brüs­
sel bestimmt Die Besonderheiten der Schweiz würden einer 
europäischen Harmonisierungswut geopfert Darum die politi­
sche Frage: Wollen wir das, oder wollen wir das nicht? 
Das gleiche ist über die Neutralität zu sagen. Wenn ich da 
noch sehe, was aus diesen Berichten in Reden von Bundesrä­
ten und in die Verwaltung einfliesst, namentlich in Armee­
kreise, dann schaudert es mich. Woher kommen Behauptun­
gen wie «Neutralität hat ihre Schutzfunktion verloren»? Was ist 
das für eine Lagebeurteilung? Oder: Konflikte zwischen euro­
päischen Ländern seien - hören Sie gut- nicht mehr denkbar, 
also nicht nur nicht wahrscheinlich, sondern man könne sie 
nicht einmal mehr denken! Was sind das für Lagebeurteilun­
gen? Das sind pubertäre Lagebeurteilungen; jeder sieht nur 
gerade den heutigen Tag und die Nachrichten und glaubt da­
mit auch die Zukunft beurteilen zu können. Es wird von «An­
passung» der Neutralität gesprochen. Ein sehr gefährliches 

Wort, solche Dinge anzupassen! In diesem Jahrhundert ha­
ben wir das auch schon gehört 
Mit Blauhelmen und gleichzeitig mit einem merkwürdigen 
Liebäugeln mit der Nato wird die Neutralität unglaubwürdig 
gemacht Da gibt es nichts zu rütteln. Es wird wörtlich betont, 
dass mit der Nato und der Westeuropäischen Union struktu­
relle Beziehungen aufgebaut werden sollen, dies in einem Vor­
trag eines Bundesrates vor Offizieren im Kanton Zürich. An Of­
fizierskursen - Herr Mühlemann, von Ihnen an aufwärts - wird 
gesagt, man müsse die Armee «bürrdnisfähig» machen. Ja 
Donnerwetter, für welches Bündnis denn? Jetzt beginnen Sie 
wieder mit militärischen Bündnissen. Es wird weiter gesagt, 
Neutralität sei eine Einengung der Aussenpolitik. Herr Mühle­
mann: Das ist der Sinn der Neutralität Neutralität ist eine Ein­
engung für die Aussenpolitik der Regierung und der Politiker. 
wie Sie einer sind, Herr Mühlemann; denen muss man Schran­
ken setzen, sonst beginnen sie Machtpolitik zu betreiben, wol­
len in die Nato und überallhin. Die Neutralität bietet Schranken 
gegen solche Eskapaden. 
Ich sch!iesse mit einem Satz, den Herr Bundesrat Wahlen 1962 
in Brüssel gesagt hat Er hat nicht gesagt: Ich, Bundesrat, will 
neutral sein; so ehrlich war er. Er wäre wahrscheinlich lieber 
nicht neutral gewesen, denn das gibt Handlungsfreiheit Er hat 
wörtlich zum Ausdruck gebracht: «Die immerwährende Neu­
tralität ist tief in den politischen Überzeugungen des Schwei­
zervolkes verwurzelt, das in ihr das Mittel sieht, mit dem in un­
serem Land am besten der Sache des Friedens gedient wer­
den kann.» Er hat einen Auftrag des Volkes verkündet Darum 
müsse er sich daranhalten. 
Wer die Neutralität schwächt, der macht im Grunde genom­
men genau das gleiche, wie wenn er die Armee schwächt: Er 
schwächt die Sicherheit und den Frieden unseres Landes. 
Darum müssen Sie dem Rückweisungsantrag der Kommis­
sionsminderheit zustimmen, dann können diese zwei Dinge, 
meine Herren Bundesräte, geändert werden, und dann wer­
den Sie einen ganz guten Bericht haben. 

Stamm Judith (C, LU): Ich gebe Ihnen gern noch etwas Zeit, 
das Votum meines Vorredners auf sich wirken zu lassen. 
Nach langen Jahren der Abstinenz lernen wir Schweizerinnen· 
und Schweizer recht mühsam, aussenpolitisch zu denken und 
zu handeln, wobei unsere Stellung in Europa ein zentrales 
Thema bleibt Das EWR-Nein und das Alpen.Ja waren Pau­
kenschläge, mit denen wir uns europaweit in Szene gesetzt 
haben. Aber jetzt folgt die weniger spektakuläre Knochenar­
beit Beide Entscheidungen haben Auswirkungen, wir müs­
sen Sie verarbeiten. Das ist mit viel Unsicherheiten verbunden. 
Unsicherheiten ertragen wir Schweizerinnen und Schweizer, 
hochversichertes Volk, sehr schlecht Natürlich stapfen wir 
jetzt bei den bilateralen Verhandlungen so selbstbewusst als 
möglich im Warteraum herum. Aber bilateral heisst ja, dass 
beide Seiten nehmen und geben wollen. Unser Angebot ist 
umschrieben: Wir warten auf die andere Seite. Das Schicksal 
des Europäischen Wirtschaftsraumes ist unbestimmt, aber ab­
sehbar. Wir warten auf die Volksabstimmungen in den beitritts­
willigen Ländern, soviel Geduld bringen wir noch auf. Ent­
scheide können wir erst fällen, wenn die Situation geklärt ist 
Das strategische Ziel einer Mitgliedschaft bei der Europäi­
schen Union, wie es der Bundesrat formuliert, bejahe ich. Für 
mich heisst das nämlich, dass wir um das Jahr 2000 herum, es 
kann auch 2005 oder 2010 sein, eine Volksabstimmung über 
den Beitritt zur Europäischen Union haben werden. Ich bin 
froh, dass der Bundesrat das vorbereitet 
Dass wir uns, im Sinne der Ausführungen von Kollega Rag­
genbass, vorbereiten müssen, dass wir unser Haus in Ord­
nung bringen müssen, versteht sich von selbst Sollte die Stel­
lung der Schweiz in fünf, zehn, fünfzehn Jahren so kraftvoll 
sein, dass wir es bei einer losen Kooperation mit der zukünfti­
gen Europäischen Union bewenden lassen können. wird das 
Schweizervotk entsprechend entscheiden. 
Es könnte aber auch sein, dass die wirtschaftliche Entwick­
lung, dass die grenzüberschreitenden Probleme uns in den 
nächsten Jahren zu neuen Einsichten führen. Es könnte sein, 
dass wir in Zukunft unsere Unabhängigkeit nicht darin sehen, 
allein zu entscheiden und dann doch alles. was andere ent-
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schieden haben, nachvollziehen zu müssen. Es könnte sein, 
dass wir dannzumal. im Interesse unseres Landes. anstreben, 
im Verbund mitentscheiden zu können. Auch in die­
sem Fall wird uns eine Voilks:ab1,tmnm1 
Beitritt zur 
Wenn wir über unsere 
eine Welt im Umbruch und Das 
das die Welt erfasst hat, macht auch vor der nicht halt 
Was in der Welt, was in wirkt sich auch bei 
uns rasch und merkbar aus. Standfestigkeit 
braucht es nach wie vor, aber ebensosehr wir Flexi-
bilität und Souplesse in der Aussenpolitik. Diese hat 
der Bundesrat in seinem Bericht zum Ausdruck da-
für gebührt ihm Dank. 
Ich bitte Sie, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und die 
Rückweisungsanträge abzulehnen. 

Nebiker Hans-Rudolf (Y, BL): Ausgehend von der zunehmen­
den Verflechtung in der Weltpolitik und der Weltwirtschaft stel­
len sich der Schweiz neue Aufgaben und Pflichten. Die 
Schweiz kommt nicht darum herum, im Rahmen der interna­
tionalen Organisationen mitzuwirken und auch hier ihren Bei­
trag zu leisten. Nur auf der Basis von Mitgliedschaft, Koopera­
tion und Solidarität können die aussenpolitischen Ziele, wie 
sie der Bundesrat formuliert hat, erreicht werden. Aber jede 
Kooperation, jede Mitgliedschaft und auch bilaterale Verträge 
schränken die Entscheidungsfreiheit eines Landes ein. Also 
müssen wir uns die Frage stellen: Wieweit wollen wir uns über 
Kooperation einschränken lassen? Wieweit wollen wir eigen­
ständig bleiben, und wieweit wollen wir mitwirken? Soll es nur 
bei einer Kooperation bleiben, oder wollen wir uns integrieren, 
einfügen, unterordnen? 
Der Bundesrat geht leider in seinen Schlussfolgerungen zu 
weit, indem er das strategische Ziel eines EU-Beitrittes setzt 
An mehreren Stellen des Berichtes stellt der Bundesrat richti­
gerweise fest, dass die Aussenpolitik auch Innenpolitik sei. 
Ohne breite Abstützung in der Bevölkerung, ohne deutliche 
Mehrheiten lässt sich Aussenpolitik nicht erfolgreich betrei­
ben, und es lassen sich keine entsprechenden Mehrheiten fin­
den. Die Erfahrungen bei der EWR-Abstimmung sollten dem 
Bundesrat ein deutliches Zeichen sein. 
Im heutigen Zeitpunkt liesse sich insbesondere keine Mehrheit 
für einen Beitritt zur Europäischen Union finden. Das ist auch in 
der Westschweiz so, wenn man aufzeigt, was ein Beitritt effektiv 
darstellen würde. Selbst die Liberale Partei könnte einen Beitritt 
nicht befürworten, wenn auch Herr Eggly gestern mit fulminan­
ten Worten dafür gesprochen hat; denn ein Beitritt zur EU würde 
einen Grossteil unseres föderalistischen Gedankengutes, wo­
für sich die Liberale Partei so sehr einsetzt, über Bord werfen. 
Der Bundesrat stellt aber gleichzeitig fest und das ist rich­
tig -, dass unsere Verhältnisse zu den europäischen Staaten 
schwergewichtig auf der Basis von bilateralen Verhandlungen 
geregelt werden müssen. Es bleibt ihm auch keine andere 
Wahl. Man kann aber nicht gleichzeitig ernsthaft bilateral 
verhandeln und den Beitritt anstreben. Das ist keine glaubwür­
dige Politik. Das ist auch keine konsistente Politik. Die Mög­
lichkeit des Beitritts kann durchaus offengelassen werden. Wir 
werden dann sehen, wie sich die EU weiter verhält und was aus 
ihr wird. Aber innenpolitisch ist es falsch, heute den Beitritt als 
Ziel zu deklarieren. Der Bundesrat hat die Chance verpasst -
das wurde schon mehrmals gesagt-, die Mehrheit der Schwei­
zer Bevölkerung hinter seine aussenpolitische Konzeption zu 
bringen. 
Das Ziel eines späteren Beitrittes zur EU schwächt aber auch im 
aussenpolitischen Bereich unsere Position in bilateralen und 
multilateralen Verhandlungen. Wie will die EU mit einem Land, 
das ohnehin beitreten will, ernsthaft verhandeln? Da kann es 
sich bestenfalls immer nur um Übergangslösungen, um Provi­
sorien und nicht um etwas Dauerhaftes handeln. Nur mit dem 
Willen und der Bereitschaft zur Zusammenarbeit, nicht mit dem 
Ziel eines Beitrittes, kann der Bundesrat mit Aussicht auf Erfolg 
verhandeln und befriedigende Ergebnisse erzielen. 
Zum Bericht über die Neutralität: Dieser Bericht ist an sich inter­
essant Es ist durchaus richtig, dass die dauernde und bewaff­
nete Neutralität immer wieder auf ihren Gehalt hin überprüft 

wird. Man muss sich damit auseinandersetzen und sich be­
wusst werden. dass die Neutralität auch vom Umfeld abhän-

ist und sich in diesem Sinne auch verändert Neutralität hat 
sowohl innen- als auch viel zum Bestand 
seres Landes wie es heute ist Die 
Neutralität hat und ohne sie wäre 
unser Land nicht Auch der Wohlstand 
und der Friede wären Die Neutralität 
hat zweifellos auch ihre Sie kann zu Isola-
tion, sogar zu führeo. Sie wird zu Unrecht my-
thologisiert Trotzdem muss man sehr sorgfältig sein, wenn 
man den Inhalt der Neutralität zur Diskussion stellt 
In diesem Zusammenhang ist es absolut verfehlt, zu sagen. 
die dauernde und bewaffnete Neutralität könne bei einem EU­
Beitritt beibehalten werden. Das ist falsch, denn die EU strebt 
ja eine europäische Sicherheitspolitik und eine gemeinsame 
Aussenpolitik an. Unter diesen Umständen ist es unmöglich, 
von Neutralität zu sprechen. Neutralität ist undenkbar in einem 
kollektiven Sicherheitssystem. Das eine schliesst das andere 
aus. Darüber muss man sich im klaren sein. Der Bundesrat ist 
leider in seinen Aussagen zu diplomatisch. Die diplomatische 
Sprache eignet sich nicht für die Auseinandersetzung mit den 
eigenen Bürgern. 

Engler Rolf (C, Al): Ich habe die Integrationspolitik seit 1987, 
seit ich in den Nationalrat gewählt wurde, aus der Nähe ver­
folgt Wenn ich jetzt zurückblicke, dann sind es doch drei Kom­
ponenten, die diese Integrationspolitik für mich geprägt ha­
ben. Erstens diskutieren wir immer wieder über Worthülsen, 
über Begriffe. Zweitens ist es ein permanenter Glaubenskrieg 
statt eine Auseinandersetzung um die Sache. Drittens gehen 
wir Irr- und Umwege und werden dies wahrscheinlich auch 
weiter tun. Ich möchte begründen, wieso diese drei Kompo­
nenten für mich von Bedeutung sind und auch von Bedeutung 
bleiben werden. 
Beim ersten Integrationsbericht war ich Fraktionssprecher. 
Wir haben damals auf den bilateralen Weg gesetzt Wochen 
später war dieser erste Integrationsbericht Makulatur. Unsere 
Diplomatie war nicht in der Lage, in Brüssel den Puls zu neh­
men und entscheidende Wendungen und Änderungen in der 
EG überhaupt wahrzunehmen. Das verunsichert 
Wir haben damals über Worthülsen, über magische Worte dis­
kutiert Ich erinnere an den Ausspruch «Beitrittsfähig werden, 
um nicht beitreten zu müssen» und anderes mehr. Wir haben 
diese Worte hier am Rednerpult bis zum Exzess durchexer­
ziert, etwa in ähnlicher Form, wie wir heute über das «strategi­
sche Ziel» diskutieren, was ebenso unerspriesslich ist Ob wir 
hier von Optionen reden oder von strategischen Zielen, ändert 
doch nichts daran, dass wir uns mit der Sache selbst ausein­
andersetzen müssen. 
Das Volk hat zum EWR-Abkommen nein gesagt Der Bundes­
rat gibt die Antwort und sagt: Strategisches Ziel ist der EU-Bei­
tritt Ich finde, das ist doch keine vernünftige und sachgerechte 
Antwort auf die Aussage des Volkes. Ich bin der Meinung, wir 
brauchen keine grossen Worte, wir brauchen kleine Taten. Wir 
brauchen die Diskussion um die Sache. Ich war und bin nach 
wie vor EWR-Befürworter. Ich habe nach wie vor meine Zweifel 
an bilateralen Verhandlungen, und ich kann mir nicht vorstel­
len, dass die Schweiz einfach den Weg des Alleingangs geht 
Aber dieser Glaube, die Hoffnungen, all das nützt nichts. Wir 
müssen doch Belege haben. Wir müssen uns einer gefestig­
ten Position annähern, und wir müssen zu Wissen gelangen. 
Ich stelle deshalb dem Bundesrat folgende Fragen, um die Po­
litik etwas zu versachlichen: Herr Bundesrat Delamuraz, wor­
über wollen wir in diesen sechzehn Bereichen überhaupt ver­
handeln, was wollen wir erreichen? Können Sie uns zu allen 
sechzehn Bereichen wirklich eine exakte und genaue Antwort 
geben? Womit sollen wir diese sechzehn bilateralen Vertrags­
werke bezahlen, was wollen wir dafür geben? Im Bereich der 
Verkehrspolitik ist wenig übriggeblieben. Wollen wir nur noch 
mit Franken in einen Kohäsionsfonds bezahlen, oder was wol­
len wir hier wirklich entgegenbringen? Wie sollen diese Ver­
tragsverhandlungen ablaufen? Wenn wir beim elften Vertrag 
das elfte Pfand gegeben haben, was geben wir dann bei der 
sechzehnten Verhandlung? Wie sieht der zeitliche Ablauf aus? 
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Ich habe gehört. dass sich die EU im laufe des Monats April 
oder später vier Mandate geben lassen will. Wie sieht der zeit­
liche Ablauf aus. und wie sollen diese Mandate der EU aus­
sehen? 
Sehen Sie. mir kommt das Ganze etwas vor wie die Frau, die 
am Morgen aufsteht und sagt, sie gehe Jetzt einkaufen. die 
aber nicht sicher ist, ob der Laden überhaupt geöffnet wird. Sie 
nimmt sich vor, möglichst viel in den Wagen zu stopfen. weiss 
aber nicht. wie sie die Einkäufe letztlich bezahlen will. Deshalb 
bin ich sehr skeptisch, ob solche bilaterale Verhandlungen 
zum Erfolg führen können. 
Noch ein Letztes: Ich begreife wirklich nicht, Herr Bundesrat 
Cotti, dass man den Einbezug der Kantone in die Aussenpoli­
tik nicht vom Bund her fördern will. Sie wollen nicht einmal die 
gleichlautenden Motionen von Ständerat Cottier und mir ak­
zeptieren (93.3175 bzw. 93.3169), die eine Mitwirkung der 
Kantone in den Bereichen anstrebt, wo die Kantone noch sou­
verän sind. Wie soll der Bürger, der demokratisch gesinnt ist 
und der für den Föderalismus eintritt, dem Bundesrat hier 
noch Vertrauen entgegenbringen? 

Brunner Christiane (S, GE): Si je partage le point de vue du 
Conseil federal sur les grands objectifs qu'il a traces dans son 
rapport en ce qui concerne la politique de paix et la politique 
d'ouverture, je tiens ä me faire ici la porte-parole de la jeunesse 
engagee en faveur de l'integration europeenne. 
Cette jeunesse s'est mobilisee au lendemain de la votation du 
6 decembre 1992 de maniere exemplaire: manifestation reus­
sie ä Berne, 15 jours a peine apres la votation, manifestations 
de jeunes de maniere decentralisee, soutien ä M. Delamuraz, 
conseiller federal, au Conseil des Etats, organisation d'un 
!arge mouvement dans toute la Suisse pour relancer immedia­
ternent le debat Dans un delai record, les jeunes du mouve­
ment «Ne le 7 decembre» ont elabore un texte pour une initia­
tive populaire et l'ont lancee deux mois apres la votation popu­
laire. Cinq mois apres, les signatures necessaires etaient reu­
nies, tout cela sans aucune infrastructure et dans un scepti­
cisme ambiant quasi general. 
Les jeunes ont reussi a catalyser l'ensemble des forces vives 
en faveur de l'Europe, toutes generations confondues. Le sou­
tien n'a pas seulement ete donne la ou c'etait le plus simple, 
du cöte de la Romandie, les jeunes initiants se sont donne la 
peine de recolter des signatures dans l'ensemble de la Suisse, 
faisant fi du «Röstigraben» et portant le debat jusque sur la 
place de Schwytz. Les jeunes Suisses romands du comite ont 
ainsi ameliore leurs connaissances geographiques, linguisti­
ques et culturelles et ont renouvele le pacte confederal qui 
nouslie. 
Le texte de cette initiative peut paraitre aujourd'hui quelque 
peu depasse tace au developpement actuel de l'Union euro­
peenne, mais peu importe le contenu, c'est l'engagement qui 
compte. Pour beaucoup de jeunes, c'etait la premiere appro­
che de l'engagement politique et la premiere fois qu'ils fai­
saient usage des droits de la democratie directe. On leur a 
souvent oppose le respect de la volonte du souverain, mais 
une democratie qui ne supporterait pas que la jeune genera­
tion demande a rouvrir un debat essentiel pour son avenir se­
rait a mon sens une democratie ä l'agonie. La capacite de se 
remettre en question a toujours ete un signe de vitalite pour 
une societe, et je partage sur ce point l'opinion du celebre co­
mique fran9ais Coluche qui disait: «Ce n'est pas parce qu'ils 
sont nombreux a avoir tort qu'ils ont raison.» 
Aujourd'hui, la periode de deuil postvotation est largement 
achevee, et nous pouvons reprendre la discussion et accele­
rer le mouvement C'est la mon principal reproche a la demar­
che proposee par le Conseil federal: il ne propose aucun ca­
lendrier et aucune reponse precise a !'initiative des jeunes. 
Ces derniers attendent du Conseil federal qu'il traite leur initia­
tive avec la meme celerite qui est parfois vouee a d'autres ob­
jets, qu'il la soumette a discussion aux Chambres federales ou 
qu'il lui impose un contre-projet direct ou indirect, mais enfin 
qu'il fasse quelque chose au lieu de se cantonner dans un at­
tentisme prudent 
Les jeunes ne sont pas seulement preoccupes par les proble­
mes de chömage, de drogue, ou par leur propre confort mate-

riel. lls ont besoin d'un projet de societe capable de soulever 
les enthousiasmes et dans lequel ils aient leur mot a dire. lls 
doivent etre consideres comme des partenaires a part entiere 
de ce debat politique qui conceme, en premier lieu. leur ave­
nir. Nous avons. en tant que politiciens et politiciennes, une 
lourde responsabilite par rapport ä cette jeunesse nouvelle­
ment engagee. Son incomprehension est grande de voir a 
quel point nous nous complaisons dans les atermoiements et 
a quel point nous sommes plus preoccupes par nos resultats 
electoraux que par la volonte de lui donner l'audience qu'elle 
revendique. Les strategies et les tactiques politiciennes ne font 
pas partie de la conception que ces jeunes se font de la politi­
que, et nous allons a jamais les degouter de l'engagement so­
cial si nous n'apparaissons que comme une force de blocage 
de leurs enthousiasmes. 
Si !'initiative «Pour notre avenir au coeur de l'Europe» propose 
l'adhesion de la Suisse a l'Espace economique europeen, 
c'est en raison de l'analyse tres lucide des etapes qui sont ne­
cessaires dans notre pays pour accepter un rapprochement 
avec !'Union europeenne. Pour ces jeunes, toutes les pers­
pectives d'integration europeenne sont neanmoins ouvertes. 
Leurs priorites portent sur la volonte de participer a une Eu­
rope en construction et sur la volonte d'ouverture vers l'exte­
rieur. Les valeurs que nous leur proposons en Suisse sont trop 
restrictives, les jeunes se sentent a l'etroit dans notre monde 
etrique et suranne. 
L'Europe est en mouvement, et la Suisse est immobile et pas­
seiste. La force d'une societe se mesure a la force d'inte­
gration des jeunes. S'ils sont dynamiques, interesses et 
contestataires, notre avenir sera riche et vivant S'ils sont 
de9us, passifs et abstentionnistes, nous n'avons tout simple­
ment pas d'avenir. 
Messieurs les Conseillers federaux, c'est en raison de votre 
absence de prise de position concrete sur les elements que je 
viens de soulever, qui aurait repondu en partie a l'interpella­
tion urgente (93.3398) du groupe socialiste du 21 septembre 
1993, que le groupe socialiste ne peut se declarer que partiel­
lement satisfait de votre reponse. 

Rychen Albrecht (V, BE): Der Stellenwert des Berichtes ist für 
mich entscheidend: Wir haben ihn lediglich zur Kenntnis zu 
nehmen. Damit verpflichte ich mich zu nichts. Ich behalte als 
Mitglied dieses Parlamentes in allen aussenpolitischen Ent­
scheiden der Zukunft den vollen Handlungsspielraum. Aus 
diesen Gründen sehe ich nicht ein, warum man eine Rückwei­
sung des Berichtes beschliessen sollte. Den Bericht beurteile 
ich als eine realistische und gute Analyse. Diese ist problem­
orientiert und nimmt Rücksicht auf die tatsächlich stark verän­
derten Verhältnisse in Europa und in der Welt 
Zum EU-Beitritt: Ich bedaure persönlich, dass der Bundesrat 
dieses Ziel heute festlegt Warum bedaure ich dies? Weil sich 
die Frage heute und hier politisch gar nicht stellt Wir haben die 
Resultate der bilateralen Verhandlungen mit der EU abzuwar­
ten. Das kann noch zwei oder drei Jahre dauern. Wir wissen es 
nicht Wir sollten die definitiven Entscheide der Völker Öster­
reichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens abwarten, und 
dann ergibt sich die Notwendigkeit einer neuen Lagebeurtei­
lung. Ich bedaure, dass die heutige Diskussion um den EU· 
Beitritt nichts bringt, höchstens die Verhärtung altbekannter 
Fronten. All jenen, die schon genau wissen, wie es im Jahr 
2000 aussehen wird, möchte ich sagen: Seien Sie etwas ge­
lassener, und lassen Sie die Frage des Beitrittes doch einfach 
offen. Das haben wir doch nicht heute zu entscheiden und 
wahrscheinlich auch nicht morgen und übermorgen, sondern 
viel später. Seien Sie doch bitte so gelassen und bringen Sie 
damit auch eine Politik in Gang, die sich konkret mit Europa 
auseinandersetzt, denn heute ist es aufgrund der innenpoliti­
schen Lage und der Mehrheitsverhältnisse im Volk unreali­
stisch, diese Zielsetzung formulieren zu wollen. Ich bin über­
zeugt, dass es kluge Politik ist, diese Frage offenzulassen. 
In der Diskussion gestern und heute haben mich einige Voten 
nachdenklich gestimmt. Da gab es eine ganze Reihe von Be­
lehrungen gegenüber unseren europäischen Nachbarstaa­
ten, dass sie das und jenes falsch machen würden und dass 
das und jenes gut oder nicht gut sei. Ich glaube, wir sind gut 
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beraten, wenn wir in den 
mindest Zurückhaltung üben. 
senminister, eines meiner rirr,c<eron 

meiner Partei. Bundesrat 
zu. in den Ratssälen die Politik anderer 

teilen und Zensuren auszuteilen." 
je einmal EU-Mitglied sein werden oder eines sicher: 
Wir Schweizer müssen daran interessiert sein, dass sich die 
grossen Kulturnationen Europas an einem Ziel 
orientieren, und dieses Ziel heisst Frieden auf diesem Konti­
nent Das ist auch in unserem Interesse. Ich erinnere an den 
konservativen Staatsmann Churchill, der in Zürich sinn­
gemäss gesagt hat: Hört endlich auf. Ihr Europäer, pro Jahr­
hundert zwei oder drei Mal einander die Länder mit blutigen 
Kriegen zu zerstören. Hört damit auf, schliesst euch eher zu­
sammen. 
In welcher Form das geschehen wird, wird noch lange nicht 
feststehen. Aber es muss auch in unserem Interesse sein. 
dass diese Länder nicht wieder gegeneinander aufgebracht 
werden. Ich zitiere wieder Friedrich Traugott Wahlen. Er sagte: 
«Unsere Mitarbeit an der Einigung Europas kann ein Beitrag 
zur Erhaltung des Friedens und der Freiheit eines Kontinentes 
werden, dessen Geschichte und Zugehörigkeit zur westlichen 
Kultur wir Schweizer teilen. Unser land ist im Herzen dieses 
Kontinentes gelegen, ein Stück Europa Europas Schicksal 
wird letzten Endes auch unser Schicksal sein.» 
Da sind Belehrungen nicht am Platz, sondern es ist im Inter­
esse aller, dass Deutschland und Frankreich, Grossbritannien 
und Russland einigermassen in Frieden nebeneinander 
leben. 
Kurz zur Neutralität: Im Bericht wird zu Recht an der Neutralität 
festgehalten. Es gibt heute keine Alternative zur Neutralität 
Aber viele tun so, als ob sich die Welt nicht verändern würde! 
Wir haben vor kurzem beim lrakboykott der Uno mitgemacht; 
ob wir wollten oder nicht, wir mussten mitmachen. Das war 
eine qualitative Veränderung der Neutralitätspolitik, und es 
geht in diesem Bericht um die Beschreibung dieser Politikän­
derung und um nichts sonst Die Neutralität bleibt 

Segmüller Eva (C, SG): Der klare Bericht des Bundesrates si­
tuiert die Schweiz in der Welt Ergänzend folgen soll und muss 
aber das Nord-Süd-Leitbild, das unsere Beziehungen zur Drit­
ten Welt behandelt Ebenso begrüssenswert ist der Anhang, 
der die Neutralität als Mittel und nicht als Ziel definiert 
Aus Aktualitätsgründen stehen heute in der Diskussion die Be­
ziehungen der Schweiz zu Europa zur Diskussion. Die Optio­
nen kennen wir. Nach dem EWR-Nein heisst es für die nächste 
Zukunft bilateral verhandeln; dies wurde durch die Annahme 
der Alpen-Initiative erschwert 
Erinnern wir uns: Mit einer Motion hat die Aussenpolitische 
Kommission des Nationalrates 1991 vom Bundesrat ein aus­
senpolitisches Konzept verlangt, und mit dem vorliegenden 
Bericht kommt der Bundesrat diesem Auftrag nach, indem er 
das strategische Ziel nennt: Integration in der Europäischen 
Union. Hätte der Bundesrat das Ziel nicht genannt, wäre ihm 
der doppelte Vorwurf sicher gewesen, er stochere führungslos 
im Nebel herum. oder. noch schlimmer. er verschweige Ziel 
und Absichten. 
Ab 1995, wenn wir vermutlich von vier Mitgliedländern der Eu­
ropäischen Union und einem EWR-land umgeben sein wer­
den, wird die Schweiz in der Tat eine Insel sein. Die Frage ist 
also nötig: Wohin soll denn unsere Reise gehen? Das Feind­
bild «Europäische Union» zu pflegen ist obsolet Es ist müssig, 
alle ihre Defizite aufzuzählen. Die Europäische Union ist ein 
Prozess auf dem Weg zu mehr Subsidiarität, mehr Föderalis­
mus, mehr Demokratie. Die Frage ist eigentlich nur: Warten wir 
ab. bis die EU unseren Standards entspricht, oder arbeiten wir 
daran mit? 
Im Zweckartikel unserer Bundesverfassung steht: Be-

der des Vaterlandes Die suk-
und mit 

und autonomem Nachvollzug aus meist 
wirtschaftlichen Gründen erscheint mir eine unerträgliche Per­
spektive. Es gibt daher eigentlich keine Alternative zum strate-
gischen Ziel des Bundesrates. mit zu machen und mit zu ent-

N 

scheiden mit vollen Rechten und Pflichten. Klar ist, dass keine 
Zeitachse vorgegeben werden soll und dass es gilt. innenpoli­
tisch den Boden für alle Integrationsschritte zu bereiten. Ak­
zeptanz zu fördern. Feindbilder abzubauen. 
Gestern konnte und heute kann sich die Schweiz noch frei 

ein EWR-Abkommen entscheiden. Ich hoffe. dass 
:-.rnw<>17 nicht eines Tages durch sich rasch ändernde äussere 
Umstände vorwiegend wirtschaftlicher Natur gezwungen sein 
wird. EU-Mitglied zu werden. Ich hoffe vielmehr, dass wir das 
aus einer Position der Stärke heraus werden tun können, 
wenn wir dazu bereit sind im Bewusstsein, dass die beste 
Selbstbehauptung eines Landes in der Mitentscheidung liegt, 
wenn Unabhängigkeit im klassischen Sinn wegen der Interde­
pendenz der Probleme nicht mehr gegeben ist 
Der Schlüsselsatz für sein Konzept steht im Bericht des Bun­
desrates auf Seite 47: «Mitwirkung und Mitentscheidung sind 
notwendige Voraussetzungen für die Wahrung der Interessen 
des Landes.» Es sei daher nötig, die Mitwirkungsdefizite zu be­
heben. 
Dies und nichts anderes will der Bundesrat, und in diesem 
Sinne unterstütze ich Ziele und Mittel des Berichtes und weise 
alle Rückweisungsanträge zurück. 

Frey Claude (R, NE): Le rapport du Conseil federal a le merite 
de la clarte. L'objectif strategique, c'est l'adhesion ä !'Union 
europeenne sans condition et sans reserve. 
La politique du gouvernement est claire, le Parlament avait le 
devoir de l'etre aussi. L'a-t-il ete? Apres quelque 70 orateurs 
qui se sont exprimes ici, on peut en douter et en douter serieu­
sement II y a toujours le quarteron habituel des enthousiastes 
de Maastricht; il y a le gros bataillon des reservistes qui pren­
dront acte sans vraiment appuyer le Conseil federal; enfin, il y 
a le camp des opposants declares ä Maastricht qui renverront 
symboliquement le rapport, symboliquement, parce que le 
renvoi ne sera suivi d'aucun effet Vous oubliez le precedent 
rapport sur l'integration: tous les groupes s'etaient mis d'ac­
cord pour le renvoyer, pour ne pas voter sur ma proposrtion de 
desapprouver ce rapport Vous l'avez renvoye avec une foule 
de questions. Aucune reponse n'a ete donnee et vous ne de­
mandez aucune reponse. Sur les 70 orateurs, aucun n'a de­
mande des rapports complementaires. 
le rapport clair du Conseil federal n'a pas clairement mobilise 
le Parlement sur la politique d'adhesion. II n'y a pas ici, dans 
cette salle, une majorite, un souffle pour appuyer le Conseil fe­
deral s'il venait a reactiver sa demande d'adhesion ä Bruxel­
les. On pratiquera la langue de bois pour ne pas dire non, mais 
on ne dira pas oui. Et pourquoi? Sans doute parce que la clarte 
du rapport du gouvernement a mieux mis en lumiere les 
contradictions fondamentales de sa politique. J'en releverai 
deuxici. 
Premiere contradiction: le Conseil federal veut respecter le 
verdict populaire du 6 decembre 1992 tauten maintenant l'ob­
jectif de l'adhesion ä !'Union europeenne et au Traite de 
Maastricht Mais, Messieurs les Conseillers federaux, c'est 
une mission impossible! C'est impossible parce qu'il faut se 
rappeler le climat de la votation du 6 decembre 1992. II faut se 
rappeler !es argumen!s echanges alors. On a parle avant le 
6 decembre de taut; on a surtout parle de Maastricht; on a 
parle de l'agriculture; on a pratiquement parle de taut sauf du 
Traite sur l'Espace economique europeen. Et pourquoi? 
Parce qu 'en mai de la meme annee, en mai 1992, le Conseil fe­
deral avait decide le depöt de la demande d'adhesion a la CE 
Des lors. il y avait amalgame, des lors il y avait derapage. Et en 
Suisse alemanique, on a vote essentiellement sur la politique 
d'adhesion, ce qui me permet de dire que le refus du 
6 decembre est un rejet de la politique d'adhesion du Conseil 
federal. Premiere contradiction. 
Deuxieme contradiction: selon le Conseil federal, la neutralite 
n'est pas incompatible avec la d'adhesion. Mais. 
c'est faux! La ne peut pas etre reduite 

comrne on l'a vu souvent hier et aujourd'hui dans cette 
salle, a une caricature, sa seule signification oe,ostrateq,1qu1e 
a sa seule definition formelle et juridique. La neutralite. 
premier lieu un moyen d'affirmer son independance, un 
moyen de choisir ses institutions, son gouvernement. Je dirai 
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matiere de politique internationale la neutralite, c·est un 
le droit a l'objection de conscience. La de neutra· 
c'est aussi un moyen de maintenir des 

tives d'un Etat la monnaie. la fiscalite. le 
social, les structures la ... ~'""~,u~ 

institutions, au droit 
le Conseil federal s·essoufflera, le 

a ces souverainetes subs1steront, 
mais dans une collective. le n'arrivera 

a convaincre sur ce point le pays 
sont des lors programmes. 
Je conclus: en mai 1992, le a Bruxelles de la demande 
d 'adhesion a la CE a completement fausse la votation sur r Es· 
pace economique europeen. Je regrette que le Conseil fede­
ral maintienne l'objectif strategique de l'adhesion comme si 
rien ne s'etait passe. Je crains fort que le debat de politique 
etrangere n'en soit fortement altere ces prochaines annees. et 
cela juste au moment Oll il faudrait une politique qui rassem· 
ble, une politique qui unisse et qui ne divise pas le pays. 
Je soutiendrai resolument le Conseil federal dans ses nego· 
ciations bilaterales que l'on sait difficiles avec l'Union euro­
peenne, mais jene peux pas approuver une politique qui per· 
siste dans une voie sans issue. 

Hess Peter (C, ZG): Wenn ich gegen Ende dieser breiten De­
batte über den aussenpolitischen Bericht Bilanz ziehe, stelle 
ich ein Zweifaches fest: Einerseits wird allgemein anerkannt 
und begrüsst, dass der Bundesrat mit diesem Bericht erstmals 
eine vertiefte Analyse des Umfeldes vornimmt, in das die 
Schweiz nach aussen hin eingebettet ist Diese gegenseitige 
Gebundenheit in Fragen der Wirtschafts-, Sozial·, Umwelt,, Si­
cherheits- oder Migrationspolitik ist eine Gegebenheit, mit der 
wir uns auseinanderzusetzen haben, ob wir das nun wollen 
oder nicht Wer heute noch vorgibt, es gelte nur die Eigenhei­
ten oder Stärken unseres Landes hervorzuheben, um Wohl­
stand und Prosperität ins nächste Jahrtausend hinüberzuret­
ten, streut unserem Volk Sand in die Augen. 
Auf der anderen Seite hat sich die Debatte im wesentlichen um 
die Frage gedreht, ob der Bundesrat mit der strategischen 
Zielsetzung eines EU-Beitritts richtig liege oder nicht Diese 
holzschnittartige Verkürzung des aussenpolitischen Berichts 
auf die Frage «EU-Beitritt: ja oder nein?» ist wohl für den medi­
enwirksamen und elektoral ausgerichteten politischen 
Schlagabtausch geeignet Sie wird aber weder der Verunsi­
cherung in unserer Bevölkerung noch den realpolitischen Be­
dürfnissen nach einer gesicherten Zukunft unseres Landes in 
einem sich ständig wandelnden Europa gerecht 
Im Zentrum des Berichts stehen fünf aussenpolitisch relevante 
Ziele, die sich mit dem Bundeszweck gemäss Artikel 2 der Ver­
fassung durchaus vereinbaren lassen: Wahrung und Förde­
rung von Sicherheit und Frieden, Förderung von Menschen­
rechten, Demokratie und Rechtsstaat, Förderung der Wohl­
fahrt, Abbau sozialer Gegensätze sowie Schutz der natürli­
chen Lebensgrundlagen. Im Zusammenhang mit diesen un­
bestrittenen Zielen nennt der Bundesrat Mittel und Wege, wie 
diese Ziele nach seiner Auffassung am effizientesten realisiert 
werden können: Es ist eine aktivere, engagiertere Mitwirkung 
unseres Landes auf internationaler Ebene. Er nennt dabei 
nebst der bereits heute bestehenden Mitarbeit in Institutionen 
und Konferenzen, nebst unseren massgeblichen finanziellen 
und wirtschaftlichen Leistungen als langfristiges strategisches 
Ziel auch den Beitritt zur EU. Gleichzeitig bringt er aber - aller­
dings zuwenig deutlich, das muss kritisiert werden - zum Aus­
druck, dass vor der Aufnahme von Verhandlungen über die 
multilaterale Integration der Schweiz die innen- und aussen­
politischen Voraussetzungen erfüllt sein müssen; dies steht 
auf Seite 33 unten. 
Mehr als auf den Streit um Begriffe wie Option oder Zielset­
zung müssen wir uns in der Tat auf die Frage konzentrieren, 
welche Voraussetzungen denn erfüllt sein müssen, um die ge­
wünschte aktivere Mitarbeit realisieren zu können. Aussenpo­
litisch wird unser zukünftiges Verhältnis zu Europa massgeb­
lich davon abhängen, wieweit Grundwerte wie die Wahrung 
der direkten Demokratie, die Akzeptanz eines föderalen Bünd­
nisses nach dem Grundsatz der Subsidiarität, die Gewähr-

werden. 

der kulturellen Vielfalt. die Kündbarkeit der Verträge 
Selbstbestimmung der Schweiz in entscheiden· 

der Aussen- oder Sicherheitspolitik reE,pe,1<t1ert 

ser1pcH1t1,scr1en Ziel­
abqestü1tzt werden. Es ist zu Recht darauf 

hin,r,,:,wi,,.,,,,,n worden, Mitwirkung und M11ri:>n,t<a<'l'l~•1r,, 

aussen vom Schweizervolk mi1toe1tra,ae·n 
sen, ansonsten noch so schöne " 0 '"'''"'' 

latur werden. 
Die CVP,Fraktion wird im Wissen um die zentrale Bedeutung 
der innenpolitischen Abstützung der Aussenpolitik in den 
nächsten Tagen in der Form einer allgemeinen Anregung ei­
nen Verfassungsartikel vorschlagen. der die Verpflichtung zur 
europäischen Zusammenarbeit beinhaltet Mit diesem Vor­
stoss wollen wir die politische Diskussion über die Aussenpoli­
tik neu ankurbeln. Wir wollen damit aber auch einen Ausbruch 
aus der gegenseitigen Lähmung versuchen, die seit dem 
6. Dezember 1992 wichtige politische Kräfte in Untätigkeit bin­
det Es gilt, mit den gegenseitigen Schuldzuweisungen und 
Unterstellungen aufzuhören und endlich wieder zu handeln, 
nach vorne zu blicken und die dringend einer Lösung harren­
den grenzüberschreitenden Probleme gemeinsam anzu­
packen. 
Ich lade Sie alle ein, mit uns in diesem Bestreben zusammen­
zuarbeiten, nach dem Motto: «Vereint schlägt sich's besser!» 

Tschopp Peter (R, GE): D'abord une constatation. le Parla­
ment se montre d'autant plus divise et reserve face a des rap­
ports du Conseil federal lorsque ceux-ci sont clairs, courageux 
et prospectifs. Pour s'en convaincre, il suffit de songer a l'ac­
cueil que ce Conseil a reserve au rapport du 18 mai 1992 qui 
erigeait en but de la politique exterieure l'adhesion de la 
Suisse ä la CEE II fut renvoye. 
Cette meme controverse resurgit aujourd'hui et nous vaut des 
propositions de renvoi. Dans l'abstrait, nous passons notre 
temps ä revendiquer un Conseil federal decide et qui arrete 
des strategies gouvernementales. Mais, dans le concret, nous 
sommes des nostalgiques du bon vieux temps Oll le Conseil 
federal pouvait se contenter de gerer et d · administrer des affai­
res courantes. 
La qualite du rapport qui nous est soumis tient aux faits sui­
vants: 
D'abord, l'analyse est globale. Elle aborde la question de no­
tre integration dans l'ensemble des organisations internatio­
nales et forums qui permettraient- pour autant qu'on y parti­
cipe - de defendre activement notre souverainete sur les lieux 
memes Oll les decisions nous concernant se prennent Dans 
ce monde si interdependant, la politique de la chaise vide est 
la plus dangereuse forme de demission. Elle debouche sur la 
satellisation du pays. 
Deuxiemement, le rapport seduit par sa clarte, par le fait qu'il 
separe scrupuleusement l'analyse, l'enonce d'une strategie, 
la formulation d'objectifs et l'enumeration des moyens. C'est 
cette clarte qui inquiete et qui amene les frileux ä declencher 
une guerre des mots. Le terme «objectif strategique» fait peur. 
On veut lui substituer celui d'«option». 
Je felicite pour ma part le Conseil federal d'etre revenu aux ter­
mes «objectif strategique» pour ce qui est de l'adhesion ä 
l'Union europeenne et de l'ONU. Le retour ä la formule vague 
d'«option» a la suite du rejet de l'EEE a ete mal accueilfi par 
une moitie de la population et pfir nos voisins europeens. Et 
pour cause, car, en frarn;:ais en tout cas, «opter» et «option» 
sont des termes qui se referent a un choix entre deux ou plu­
sieurs choses que l'on ne peut pas avoir ou faire ensemble. 
Puisqu'on ne peut pas avoir le beurre et l'argent du beurre, les 
linguistes d'occasion qui partent d'«option» souhaitent en rea­
lite «!'Alleingang», sans l'avouer. Si l'on envisage serieuse­
ment de rejoindre l'Union europeenne, seul le terme «objectif» 
peut convenir, etant entendu que les conditions de politique 
interieure devront etre reunies pour que le peuple et les can­
tons puissent suivre un jour ce parti pris, helas encore seule­
ment gouvernemental a l'heure actuelle. L'evolution des es­
prits ne se fera pas sans un effort conjoint de la classe politi­
que, Parlament et gouvernement confondus. 
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Pour conclure. je vous demande de prendre acte de ce rap­
sans des «oui. mais». sans des caricatures se referant a 

un Maastricht qu1 hante certains cerveaux, sans donner dans 
ie de la neutralite. Ce faisant, vous restaurerez tant soit 

credibilite de notre gouvemement aux yeux du reste du 
monde qui existe lui aussL Cette credibilite est indispensable 
pour mener une politique qui puisse :-,cn1veuc11 

les interets 8. terme du pays sur l'echiquier mrinr11::i! 

II est clair que la stature du Conseil federal a ete ebranlee a la 
suite des votes populaires du 6 decembre 1992 et du 20 fevrier 
1994. En disant cela. 1e ne mets aucunement en cause la legiti­
mite de ces deux decisions populaires. Je constate simple­
ment que nous avons ete desavoues - le Conseil federal et 
nous avec et qu'une expression de solidarite de notre part 
pourrait aider le Conseil federal dans son difficile travail. 
Est-il raisonnable de flirter avec le splendide isolement, 
479 ans apres Marignan? Notre politique exterieure ne prend­
elle pas un tour presomptueux dont nous n'avons pas les 
moyens? Pourquoi finalement refuser une intense coopera­
tion avec ces democraties eprises de paix et de prosperite qui 
forment aujourd'hui !'Union europeenne? Cela revient a conti­
nuer a les considerer comme des ennemis virtuels. Quelle fon­
damentale myopie et erreur d'appreciation! 
En realite, j'aurais encore du chanter un requiem sur une inter­
pellation que j'ai eu l'honneur de deposer le 17 decembre 
1992 et qui a traine dans les tiroirs ou sous le derriere de quel­
ques strateges futes. Je pense que cette interpellation eut ete 
interessante, mais la decence et vos estomacs me contrai­
gnent a vous renvoyer aux livres d 'histoire la concernant 

Zbinden Hans (S, AG): Ich nehme an, dass ich aus alphabeti­
schen Gründen ans Ende gesetzt worden bin. 
Wir erleben im Moment eine Premiere. Zum ersten Mal ver­
sucht der Bundesrat, sein aussenpolitisches Konzept nicht 
nur gleitend und ad hoc zu verändern, sondern er versucht, 
ein Konzept vorzulegen und zusammen mit dem Parlament 
ein neues aussenpolitisches Profil zu entwickeln, gemeinsam 
eine neue aussenpolitische Rolle zu definieren. Ich kann das 
jetzt als letzter sagen, da wir diese Definitionschance bis jetzt 
mehr oder weniger vergeben haben. Beispiel für mich war das 
Votum von Herrn Blocher, der Goethes «Faust I» auf die Gret­
chenfrage reduziert hat In Goethes «Faust I» steckt aber we­
sentlich mehr! 
Genauso ist es mit diesem aussenpolitischen Bericht Er ent­
hält eine Menge Rohmaterial, das wir verwenden können, um 
präzisere Zukunftsvorstellungen zu entwickeln. Ganz kurz: 
Unsere bisherige Rolle haben wir 50 Jahre lang gespielt, und 
es ist schwierig, nach 50 Jahren eine neue Rolle zu ent­
wickeln. Wir haben eine Nischenpolitik gehabt, wir haben Gute 
Dienste angeboten, wir hatten eine Art Verhandlungshotellerie 
oder Verhandlungsparahotellerie bei uns in der Schweiz, und 
daneben haben wir ganz still und leise systematisch eine gute 
Aussenwirtschaftspolitik aufgebaut, praktisch camoufliert 
durch die andern erwähnten Dienste. 
Jetzt müssen wir uns neu definieren. Das ist eine schwierige 
Aufgabe. Die Kulissen der Welt haben sich verändert Ich bin 
der Meinung, dass es immer schwieriger wird, im Rahmen der 
wirtschaftlichen Verflechtungen noch eine unverkennbare, ori­
ginale Aussenpolitik zu entwickeln. Die Aussenpolitik der ver­
schiedenen Länder wird immer mehr harmonisiert Deshalb 
finde ich es auch wichtig, dass wir bei dieser zukünftigen Rol­
lendefinition nicht nur den Gemeinsinn - also die Zusammen­
arbeit mit internationalen Organisationen, die Öffnung - ver­
stärken, sondern ebenso gemeinsam etwas Eigenwilliges, Ei­
genständiges entwickeln. 
Ich bin der Meinung, dass der Bundesrat da zuwenig Vorarbei­
ten geleistet hat Nur zwei Beispiele - ich kann das machen, 
weil Herr Rychen vorher aus Zeitgründen die Fundamentalis­
musfrage nicht wie beabsichtigt ansprechen konnte-: Der Is­
lam hat 800 Millionen Anhänger; es gibt 50 Länder, die durch 
islamische Regierungen dominiert sind. Wir wissen genau, 
dass das für uns eine Zukunftsfrage ist. In allen Frontstaaten, 
von der Türkei über Aegypten bis nach Algerien, gibt es 
schwierige, sehr komplexe Erschütterungen. Ich frage mich: 
Wer befasst sich mit dieser religiösen Herausforderung? Wer 
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spezialisiert sich, wer erarbeitet sich die Kompetenz. um zu 
diesen Ländern eine Art Brückenfunktion aufzubauen? Ich bin 
der Meinung, dass wir uns wahrscheinlich in Zukunft nicht 
mehr universell den Ländern widmen können, dass wir uns 
sp,ez1.a11~;ieren müssen. zum Beispiel spezialisieren auf diese 

Herausforderung. Da gibt's unwahrscheinlich viele 
Vorurteile und aus der Geschichte heraus viele Animositäten. 
Eine weitere Möglichkeit wäre folgende: Es gibt Länder, die 
sogenannte weisse Flecken darstellen. Länder, die geostrate­
gisch, ökonomisch, auch kulturell nicht mehr interessant sind 
für die Erste Welt auch nicht interessant für die Zweite Welt 
Ich denke zum Beispiel an Afghanistan, ich denke an Sri 
Lanka, ich denke an Kuba An diesen Ländern läuft die Welt 
vorbei, und niemand fühlt sich verpflichtet, mit ihnen zu koope­
rieren. Da sehe ich zum Beispiel eine spezifische Aufgabe für 
die schweizerische Aussenpolitik, damit wir auch in Zukunft 
gegenüber der Welt noch eine glaubwürdige, eigenwillige Po­
litik betreiben, eine Politik, die auch nach innen nachvollzieh­
bar ist, die auch nach innen vertreten werden kann. Momentan 
sind wir daran, eine etwas amorphe Aussenpolitik zu ent­
wickeln. 
Ich komme zum Schluss: Ich würde behaupten, dass uns im 
Moment die Geschichte den Weg versperrt Die Geschichte 
hindert uns daran, offener zu werden, das Schicksal mit an­
dern zusammen zu meistern, das Schicksal natürlich auch in 
die Hände anderer zu legen. Und ich sage als Letztes: Die Zu­
kunft ist auch nicht mehr das, was sie einmal war, nämlich be­
rechenbar, aus der Geschichte ableitbar. Es gibt unheimlich 
viele Ungewissheiten, Unklarheiten, und da gibt's nur eines: 
Man muss die eigene Geschichte relativieren, man muss sich 
lösen von dieser Geschichte, auf Distanz gehen und auch of­
fen sein für Neues. Und ich hoffe, dass wir die Diskussion, die 
wir jetzt begonnen haben, noch viel vertiefter weiterführen kön­
nen, damit Bundesrat und Parlament eine aussenpolitische 
Position definieren können, die für viele verständlich ist, die für 
viele nachvollziehbar ist 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Präsidentin: Wir sehen vor, die Kommissionssprecher und 
die beiden Bundesräte morgen früh um 08.00 Uhr zu Wort 
kommen zu lassen und etwa um 09.00 Uhr über die Rückwei­
sungsanträge abzustimmen. 

Ducret Dominique (C, GE): Je constate, une nouvellefois, que 
le debat qui doit etre consacre par notre Conseil a la lex Fried­
rich est reporte a je ne sais quand. Nous l'avions engage lors 
de la session a Geneve. Nous l'avions suspendu parce qu'on 
nous avait promis qu'il serait a !'ordre du jour de la session du 
mois de decembre. II a ete renvoye une fois encore a la ses­
sion du mois de mars et, a nouveau, nous apprenons que ce 
debat n 'aura pas lieu. 
Je demande que le Bureau se penche sur la question et qu'il 
trouve le moyen de nous permettre de discuter de cet objet a 
l'occasion de la presente session. 

Präsidentin: Ich stelle fest, dass Herr Ducret gegen die Trak­
tandenliste von morgen einen Protest abgegeben hat 

Bär Rosmarie (G, BE): Ich möchte keinen Protest abgeben, 
sondern ich stelle den Ordnungsantrag, dass man das alte 
Programm hervornimmt und das Gleichstellungsgesetz mor­
gen um 08.00 Uhr traktandiert Sie wissen, dass das Büro be­
schlossen hat, diese Debatte im Fernsehen live zu übertragen, 
und dass sehr viele Leute speziell für diese Debatte morgen 
nach Bern reisen werden. Ich möchte, dass man zuerst das 
Gleichstellungsgesetz behandelt und anschliessend die aus­
senpolitische Debatte zu Ende führt. 

Präsidentin: In meinem persönlichen Namen beantrage ich 
Ihnen, den morgigen Tag so abzuwickeln, wie ich ihn vorhin 
skizziert habe. Ich habe mit den Berichterstattern und mit dem 
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Bundesrat intensiv diskutiert: ich glaube daran, dass wir den 
Schluss der aussenpolitischen Debatte innert einer Stunde 
bewältigen können, Unter diesen Umständen - mein Engage­
ment für die Gleichberechtigung steht ausser Zweifel - halte 
ich es für verantwortbar, die Aussenpolitik abzuschliessen. be­
vor wir zum anderen sehr wichtigen Thema übergehen. 

Gysin Hans Rudolf (R. BL): Ich bin ganz der Meinung der Prä­
sidentin, dass die morgige Sitzung so durchgeführt werden 
soll, wie sie sie angesagt hat Wenn Sie jetzt über den Ord­
nungsantrag Bär abstimmen wollen: Es ist- unter Berücksich· 
tigung der aktuellen Präsenz im Ratssaal nicht gerade fair, 
jetzt einen Antrag zu stellen. Frau Präsidentin, ich bitte Sie, das 
Quorum feststellen zu lassen, bevor Sie abstimmen lassen. 

Präsidentin: Es ehrt mich, dass Herr Gysin meiner Ansicht ist 
Ich bin nicht seiner Ansicht, dass es jetzt geschickt ist, so vor­
zugehen, Immerhin kommen wir damit in Zusammenhang mit 
der elektronischen Abstimmungsanlage zu einem neuen 
Schritt: Sobald der Bildschirm aufleuchtet, werden Sie gebe­
ten, Ihre Anwesenheit mittels Druck auf die Taste «Ja» kundzu­
tun. - Es sind nur 67 Ratsmitglieder anwesend, das Quorum 
ist nicht mehr erreicht Ich hätte es vorgezogen, wenn wir über 
den Ordnungsantrag abgestimmt hätten, aber wir können das 
nicht tun. 

Schluss der Sitzung um 13.20 Uhr 
La seance est levee a 13 h 20 

N 8 mars 1994 
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Mühlemann Ernst (R, TG), Berichterstatter: Nach einer lebhaf­
ten und anregenden Debatte kommen wir heute zum Ab­
schluss mit den Beratungen über den aussenpolitischen Be­
richt Wir müssen dabei leider feststellen, dass die Gräben aus 
der EWR-Abstimmung noch nicht überall zugeschüttet sind. 
Das ist bedauerlich, denn wer aussenpolitische Erfolge erzie­
len will, der muss Geschlossenheit vorweisen können. Der 
Bundesrat kann bei seinen Gesprächspartnern nur Eindruck 
machen, wenn er sich einig ist Dasselbe gilt für das Parla­
ment, und das gilt natürlich auch für das Volk. Es ist hoch an 
der Zeit, dass wir versuchen, uns hier auf Gemeinsamkeiten zu 
einigen, und dass wir aus dieser Geschlossenheit heraus in er­
folgreicher Weise bilaterale Verhandlungen führen und ander­
seits das Volk, das verunsichert ist, von einem richtigen Kurs 
überzeugen. 
Ich würde meinen, es gibt vier Gemeinsamkeiten, zu denen 
alle stehen können. Ich habe keinen einzigen Votanten gehört, 
der sich gegen diese vier dringlichen Sofortprogramme ge­
wendet hätte. 
1. Das erfolgreiche Abschliessen des Gatt-Vertrages und die 
mögliche Präsentation bei unserem Volk: Wir haben hier eine 
entscheidende politische Auseinandersetzung zu führen, bei 
der wir natürlich komplexe Materien darstellen müssen, aber 
es scheint möglich zu sein, für unsere Wirtschaft eine solch 
wichtige Vertragsmasse vor dem Volk glaubwürdig zu vertre­
ten, weil ich spüre, dass Sie alle im Grunde genommen hinter 
dieser Vorlage stehen. 
2. Die bilateralen Verhandlungen: Es hat keinen Sinn, kleinlaut 
jetzt schon zu behaupten, sie seien von vornherein zum Schei­
tern verdammt Wir haben einen ersten Teilerfolg erfochten. 
Die Vereinbarung über die Ursprungsregeln ist eine bedeu­
tende Leistung unserer Diplomatie, und es können weitere 
ähnliche Taten folgen. Es ist aber nicht zu verkennen, dass wir 
nach der Abstimmung über die Alpen-Initiative in einer beson­
ders schwierigen Lage stecken. Im Ausland versteht man, 
dass wir die Alpen schützen wollen. Man hat aber Mühe zu be­
greifen, dass dieser Schutz der Alpen nur von den Ausländern 
respektiert werden soll und nicht von den Schweizern. Wenn 
wir die schweizerischen Lastwagen gesondert behandeln, 
schaffen wir hier eine Diskriminierung, die uns aussergewöhn­
liche Probleme in den Verhandlungen bereiten wird. Der Bun­
desrat wird sich beim Vollzug der Alpen-Initiative sehr viel 
Mühe geben müssen, damit das Ausgangsklima für die bilate­
ralen Verhandlungen günstig wird. 
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3. Die Aufrechterhaltung der Neutralität Es ist auch unbestrit­
ten. dass wir die Neutralität nicht nur als Selbstschutz unseres 
Landes verstehen wollen, sondern als eine Möglichkeit, über 
eine verstärkte Solidarität zur Lösung und kontinenta-
ler Probleme Es gehören dazu auch die soge-
nannten Ich sehe nicht ein, warum unsere 
humanitären Aktionen durch ukrainische und Sol-
daten werden müssen. Wir haben im Ersten 
Weltkrieg unsere nach Rumänien sel­
ber bewacht In diesem Sinne sind die Blauheimeinsätze keine 
1.-r«,nonc,,no Masse, die wir in irgendwelche Schlachten wer­
fen, sondern sie sind schlicht und einfach eine Form der solida­
rischen Leistung, dort wo humanitär unterstützt werden sollte. 
4. Die Möglichkeit, den kleinen Grenzverkehr zu verstärken: 
Unsere Grenztore sind offen. Die Stadtoberhäupter von Genf, 
Basel, Kreuzlingen. Chiasso sind alles kleine Aussenminister, 
jeden Tag an einer Aussenfront Wir haben sie zu unterstützen 
in diesen Möglichkeiten, über die Grenze hinweg Verbindun­
gen zu suchen. Ich bitte Sie, den Bericht des Bundesrates, der 
am Freitag der Presse vorgestellt wird, sehr ernst zu nehmen. 
Damit verknüpft sind auch Möglichkeiten, nicht nur eigene fi. 
nanzielle Mittel für diese Aufgabe einzusetzen, sondern die be­
trächtlichen Mittel des lnterreg-Fonds der EU in der Höhe von 
3 Milliarden Schweizerfranken stehen auch für unser Land zur 
Verfügung. 
Wenn Sie den Bericht des Bundesrates über die Aussenpolitik 
zur Kenntnis nehmen, dann geben Sie dem Bundesrat freie 
Fahrt, um diese vier dringenden Sofortprogramme zu verwirk­
lichen. Alles, was darüber hinausgeht, bewegt sich im Nebulö­
sen. Es ist zuzugeben: Der Bundesrat hätte es leichter gehabt, 
wenn er das strategische Ziel, den Beitritt zur EU, durch eine 
offene Türe oder ein offenes Fenster im Sinne einer Möglich­
keit ersetzt hätte. Er hat es nicht getan. Ich persönlich bedaure 
das, weil damit natürlich Angriffsflächen gegeben sind. Wenn 
etwas im Nebel liegt, kann man keine Ziele setzen. Darum be­
greife ich den Widerstand gegen diese Zielsetzung. Aber 
gleichzeitig muss ich natürlich sagen: Die Rückweisungsan­
träge sind relativ verfrühte Kriegserklärungen in einP,r politi­
schen Auseinandersetzung, die erst im nächsten Jahrhundert 
stattfinden wird. In Abwandlung eines Satzes von Gorba­
tschow würde ich gerne warnen: «Auch wer zu früh kommt, 
den bestraft das Leben.» 
Ich glaube auch, dass es klar ist, dass in bezug auf die Neutra­
lität im Zusammenhang mit einem EU-Beitritt zu Recht kriti­
sche Fragen aufgeworfen werden. Das muss aber nicht dazu 
führen, dass wir die Rückweisungsanträge annehmen, denn 
sie werden den Bundesrat hemmen, bremsen und werden 
ihm nicht erlauben, so schnell und zielgerichtet zu arbeiten, 
wie das jetzt dringend notwendig wäre. 
Ich bitte Sie also im Namen der Mehrheit der Kommission, den 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Sie sagen damit nicht ja zu 
sämtlichen Vorschlägen des Bundesrates, Herr Allenspach, 
sondern wir sagen eindeutig: Wir wollen den Bericht zur 
Kenntnis nehmen und nicht mehr und nicht weniger. Ich darf 
Sie aber auch bitten, die Rückweisungsanträge abzulehnen. 
Darf ich noch etwas sagen? Wir brauchen in diesem Lande 
dringend hie und da wieder Erfolgserlebnisse. Wer politischen 
Erfolg hat, ist motiviert Wir brauchen dringend das Erfolgser­
lebnis des Gatt-Vertrages, wir brauchen dringend das Erfolgs­
erlebnis bilateral erfolgreicher Verhandlungen, wir brauchen 
dringend das Erfolgserlebnis, dass man uns nicht in der gan­
zen Welt als schrankenlose Egoisten bezeichnet, indem wir 
solidarisch sind, und wir brauchen auch Erfolgserlebnisse an 
unseren Grenzen. Wer unmittelbar in Grenzlandschaften lebt, 
weiss, dass hier der Nachbar nicht unbedeutend ist und dass 
wir mit ihm zusammenleben müssen, Herr Steffen! 
Ich bitte Sie also, heute morgen den Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen und die Rückweisungsanträge im Sinne einer ra­
schen Zukunftsbewältigung von Aufgaben, die lösbar sind, 
abzulehnen. 

Ruffy Victor (S, VD), rapporteur: Apres cet appel vibrant du 
president de la commission. je me permettrai de faire quel­
ques commentaires sur la teneur des debats et les idees fortes 
qui s'en sont degagees. 
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A la fin de nos debats. certains ont exprime leur 
et ont dit que nous avions rate l'occasion de mener 

un debat sur la politique exteneure. A la faute? les rap­
ports etaient riches et clairs. de nombreux parlementaires l'ont 
dit Et. a la qualification d'«a mediocren accordee par la 
Of()feSSE9Uf de l'Universite de il y a eu, en rt>r,nr,c:A 

motion «avec les felicitatiQnS du du nrr>TP~:<:AI 

versite de Geneve. C'est donc que !es avis 
meme dans le milieu universitaire. mais, 

rio,-,or<>!ac'est une 
question de ici le detail des debats, mais 

ces rapports nous avons vu. de maniere evidente, que 
sur le plan politique, meme et surtout en Suisse, la frontiere 
entre l'exterieur et l'interieur disparaissait rapidement Dans 
ces conditions. devant la paradoxale necessite pour les Etats 
d'affirmer ieur independance dans des constructions de ni­
veau international, c·est la conception de l'etranger, la 
conception des rapports que nous avons avec autrui, qui sont 
determinantes. Au «decrispons-nous!» de M. Kühne, qui souli­
gnait qu'il y avait aussi des gens travailleurs, des gens intelli­
gents, dans les autres pays, comme l'Allemagne et les Pays­
Bas, repondait la formule lapidaire de M. FreyWalter, «integra­
tion = soumission». 
Etait-il possible, ainsi, a travers cette formule, de faire de la 
Finlande, de la Suede et de l'Autriche des pays en passe d'etre 
soumis? Je crois que, veritablement, cette question devait etre 
posee, et que l'on doit y repondre par la negative, comme i'a 
fait M. Hubacher. 
Repondant, ou plutöt reprochant au Conseil federal d' emprun­
ter une double voie pour approcher la Communaute et, en­
suite, !'Union europeenne, Mme Sandoz a dit: «lorsque j'ai en 
face de moi un adversaire, jene m'y prends pas comme 9a,, 
Elle avait assimile !'Union europeenne a un adversaire. 
Etrange conception de l'ensemble qui est notre principal par­
tenaire en economie et en politique! 
Peu de groupes echappent a des divergences fondamentales, 
tant dans les opinions que dans les prises de position. Chacun 
de nos groupes devra encore approfondir un certain nombre 
de domaines. Ce theme va prendre de l'importance, et ceux 
qui croient pouvoir se dispenser de l'aborder et eviter une vo­
tation avant les elections de 1995 doivent etre convaincus que 
ce theme va prendre de la force et que, surtout, la generation 
montante va nous poser des questions et exiger de nous des 
reponses claires. 
Mme Brunner Christiane et M. Eggly ont souligne l'importance 
de l'enjeu europeen aux yeux de la jeunesse. II est evident 
que, pour cette jeunesse, l'Europe, teile qu'elle est con9ue 
dans !'Union europeenne, est porteuse d'espoirs, espoirs de 
fraternite et espoirs de paix. II etait absolument frappant de voir 
le fosse qui separe les prises de position de M. Blocher et de 
M. Rychen a ce sujet, les deux appartenant a la meme forma­
tion politique. 
C'est parce que nous croyons aussi a cette vocation de paix, 
sur le continent europeen, que nous approuvons le principe 
de !'Union europeenne, et je crois qu'il etait juste que le 
Conseil federal mette en relation les deux notions de neutralite 
et de solidarite pour montrer dans quelle mesure on devait re­
penser la notion, sinon le concept, de neutralite en fonction de 
cet engagement progressif aux differentes echelles, y com­
pris, bien sur, a l'echelle europeenne qui est la plus proche de 
la nötre. 
J'aimerais terminer en soumettant a votre reflexion un scena­
rio tout a fait plausible, qui montre bien combien nous som­
mes en face d'une reflexion profonde sur la position de notre 
pays vis-a-vis de l'exterieur, et notamment en raison de la neu­
tralite. lmaginons que !'Union europeenne se fasse comme 
eile desire se faire - et, nous f'avons dit a maintes reprises, 
nous n'avons rien a esperer d'un echec de !'Union euro­
peenne. lmaginons donc qu'elle se fasse, sans nous. Progres­
sivement, un systeme defensif se mettra en place, incluant 
l'Europe occidentale dans un premier temps, l'Europe cen­
trale dans un deuxieme. Que deviendra notre neutralite vis-a­
vis de cette formation sur le plan politique, incluant la defense? 
Que deviendra notre neutralite en termes de defense? Que de­
viendra notre neutralite en termes de solidarite? Vis-a-vis de 
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qui pourrons-nous rester neutres dans ces conditions? Telles 
sont les questions qui se posent, et je crois que c'est un ser­
vice que nous a rendu le Conseil federal en nous soumettant 
ces deux rapports. 
Avec la tres grande m~11rn·,1<>de la Commission de politique ex-
terieure. je vous invite acte de ces deux rapports et 
repousser la Walter. 

Cottl Flavio, conseiller federal: Je pense personne n'au-
rait imagine un debat de dans ce Parle-
ment, qui n·aurait pas mis en vues differentes. 
Comme le disait M. Mühlemann il y a un moment, il faudra bien 
a courte echeance se concentrer sur certains elements non 
controverses. II est aussi important que les opinions parfois di­
vergentes soient mises en evidence de maniere claire et nette 
egalement en matiere de politique etrangere. De l'avis du 
Conseil federal il serait vain et inutile d'imaginer faire part de 
nos visions du futur sans tenir campte des positions de depart 
qui sont objectivement tres differentes dans ce pays. Je dirais 
donc que la culture du debat politique, avec tous les avis diffe­
rents qu'il comporte. est la base essentielle pour promouvoir 
ulterieurement notre politique etrangere. C'est la raison pour 
laquelle le Conseil federal - je le dis sans rien cacher - a eu pas 
mal de difficultes a s'unir, comme il l'est a l'unanimite mainte­
nant, derriere ce rapport 
Je suis ici pour defendre un rapport qui est le resultat d'un 
vaste debat au sein du Conseil federal. Mais, il est aussi tres 
utile que le Parlement ait joue son jeu et que les differentes 
opinions aient ete mises en evidence, de maniere a pouvoir 
construire ulterieurement taut en sachant que ces opinions 
evolueront 
Si notre opinion publique est de plus en plus confrontee aux 
perspectives de notre politique etrangere, qui ne sont pas seu­
lement a court terme, cela sera encore plus necessaire puis­
que les demieres decisions en Suisse - il y a dans cette cons­
tatation beaucoup de fierte - sont prises par le peuple et par lui 
seul, aussi en politique etrangere. 
Je voudrais vous dire maintenant quel a ete l'esprit qui a 
pousse le Conseil federal a vous presenter le bref, court et 
synthetique rapport, qui ne cede pas a la tentation de trans­
mettre trop de details, qui ne veut pas etre un programme 
politique pour les trois ou quatre prochains mois, il va bien 
au-dela, et qui n'est pas non plus un plan de legislature. 
C'est une vision on a utilise ce mot -, c'est la volonte de 
projeter notre politique etrangere dans des directions nouvel­
les qui demanderont necessairement beaucoup de temps et 
qui seront soumises a tous les avatars des modifications de 
la situation internationale. 
M. Eggly avait raison quand il disait que ce pays necessite des 
conceptions plus ouvertes et qu'il lui faut des autorites qui sa­
vent ou aller. Or, nous nous trouvions confrontes a deux alter­
natives: ou bien utiliser des mots melanges, meles, equivo­
ques, sans contenu reel, applicables aux opinions profondes 
du pour et du contre, ou bien presenter un rapport clair et net, 
qui appelle les choses par leur nom. Nous avons fait ce 
deuxieme choix. Cela a ete d'autant plus facile pour le Conseil 
federal qu' il avait re9u du Partement le mandat d 'etablir ce rap­
port le Parlement ne voulait pas un rapport avec une vision li­
mitee, il voulait un rapport strategique, et c'est cela que nous 
vous avons presente. 
Permettez-moi d'ajouter ceci: le seul frisson que je ressens, 
face a la definition de vision, est celui qui provient de la confu­
sion facile entre vision et reverie. Je dois donc dire clairement 
que le Conseil federal, en presentant des visions, ne presente 
pas un reve. II sait que la politique qu'il propose est difficile, 
qu'elle sera confrontee a beaucoup d'obstacles, mais que 
c'est une politique realiste, la seule politique realiste proposa­
ble a ce pays, a titre strategique, et nous verrons pourquoi. 
J'ajoute que le Conseil federal a voulu faire aussi un rapport 
ouvert. Essayez donc de vous imaginer ce que le Conseil fede­
ral aurait ecrit si un rapport strategique lui avait ete demande il 
y a 10 ans, avant la chute du Mur de Berlin, avant la revolution 
qui s'est manifestee dans les rapports internationaux! II va de 
soi que le rapport qu'il aurait presente a ce moment-la serait 
aujourd'hui, probablement, inutilisable. Notre rapport se veut 
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donc ouvert. adaptable. et servir de base de discussion 
en de l'evolution internationaux. de l'evolution 
meme de l'histoire. II faudra toujours conserver la du 
rapport. et la et si necessaire ce se 
passe, souvent de notre volonte, autour de 
nous et dans le entier. 
Avant tout. c'est le Conseil federal 

debat suscite par ce rapport 
que sa fonction est celle 

Mais je peux vous assurer, Monsieur 
que Parlement y sera d'ailleurs, les 
premieres experiences faites conformement a l'article 47bis 
LAEC ont ete excellentes, et je tiens a dire cela en particulier 
aux representants de la Commission de politique exterieure. 
Et les cantons aussi y seront impliques davantage. Nous pre­
senterons vendredi prochain un rapport concernant la partici­
pation des cantons a l'elaboration de la politique etrangere, et 
non seulement de la politique transfrontieres. Nous sommes 
donc engages sur une voie de collaboration plus intense aussi 
avec les cantons. 
Pour terminer, je signalerai que ce sera surtout le contact avec 
le peuple tout entier qui engagera le Conseil lederal ces pro­
chaines annees. 
Zur Bemerkung von Herrn Blocher: Ich nehme sie gerne auf 
als Signal für zukünftige Debatten über Aussenpolitik in die­
sem Land und in diesem Parlament 
Herr Blocher hat immerhin dem Bericht attestiert, er sei klar 
und ehrlich. Und in der Tat: Der Bundesrat wollte einen klaren 
und ehrlichen Bericht präsentieren, einen Bericht, der sich der 
leichten Versuchung eines Wischiwaschi in einem unsicheren 
Umfeld entzieht, einen Bericht, mit dem man einverstanden 
sein kann oder nicht, aber einen Bericht, der auf alle Fälle kla­
ren Wein einschenkt Ich bin dem Parlament dankbar, dass es 
die Ziele des Bundesrates aufgenommen hat Die Diskussion 
in der Aussenpotitik ist noch nicht zu Ende, sie beginnt erst 
Ich hoffe, dass die leidenschaftlichen Töne, die für ein offenes 
Gespräch wenig Raum lassen, je länger, je mehr der Offenheit 
und der klaren Gegenüberstellung von Thesen Platz machen 
werden. Dies ist auf alle Fälle der Wunsch des Bundesrates. 
Ich anerkenne aufgrund meines Eindrucks von dieser De­
batte, dass von seiten des Nationalrates - einige Ausnahmen 
bestätigen die Regel - anscheinend die gleiche Praxis einge­
führt wird. 
Ein letztes Wort zu einer Bemerkung, die auch gefallen ist: Der 
Bundesrat hätte mit diesem Bericht besonderen Mut gezeigt 
Ich danke, aber ich bezweifle, dass dies zutrifft Wenn der Bun­
desrat seine Meinung nämlich nicht klipp und klar ausge­
drückt hätte, hätte man höchstwahrscheinlich den Vorwurf 
«verworrenes Wischiwaschi» erhoben, bei dem mit verschie­
denen Begriffen operiert werde, oder man hätte ihm gar vor­
gehalten - das hat man der Diskussion auch entnehmen kön­
nen -, aus Gründen der Taktik würde er seine tiefsten Über­
zeugungen verschweigen, er sei unehrlich. Viel besser ist es, 
Sie werden mir beipflichten, hier mit offenen Karten zu spielen. 
Noch zur inneren Abstützung der Aussenpolitik: Wir sind uns 
im Bundesrat darüber im klaren, dass jede Politik, nicht nur die 
Aussenpolitik, in diesem lande einer inneren Abstützung be· 
darf. Je kleiner die innere Abstützung, um so schwieriger das 
Operationelle in der Politik. 
Frau Robert hat gesagt, dieser Bericht - als eine absolute Neu­
igkeit - gebe Anlass zu einer breiteren Diskussion. Es besteht 
kein Zweifel, dass in der Öffentlichkeit die Aussenpolitik nie 
ganz oben im Kurs stand. Der Bundesrat verpflichtet sich zu 
dieser Wende. Wir werden - das kann ich Ihnen garantieren -
in den nächsten Monaten und Jahren Aussenpolitik weit mehr 
als in der Vergangenheit nach aussen tragen, damit das alte 
Wort, wonach Aussenpolitik reservierte Domäne irgendwel­
cher hehrer Diplomaten im Elfenbeinturm sei, endlich hinfällig 
wird. Bei der Aussenpolitik geht es um wesentliche Interessen 
des Schweizervolkes, und das muss je länger, je mehr auch 
klar dargelegt werden. obschon die Fakten in den nächsten 
Jahren für sich sprechen und weit mehr noch als die Worte von 
Bundesrat oder Parlament den Beweis liefern werden. 
Ich komme kurz auf einige Punkte zum Inhalt unseres aussen­
politischen Berichtes zu sprechen. 

Die 
Element unseres wurde zum Teil kritisiert 
kann man bestreiten. dass die 
sie L..«;>C><OWU! sein muss? 
Wir haben als die fünf bekannten Zielset­

Also nicht mehr die schönen und bekann­
ten wie Solidarität. Universalität usw. 
Die neuen Ziele messen sich an einzelnen wesentlichen Pro­
blemen, die unsere Bevölkerung direkt betreffen und interes-
sieren. Denken Sie an die der Sicherheit. an die 
Frage der wirtschaftlichen und des Wohlstandes. 
Denken Sie auch an das der Umwelt und 
der Natur, in welchem wir Das sind Zielsetzungen, die 
problemgerichtet sind, wobei die erwähnten hohen Wertvor­
stellungen deshalb nicht etwa in Vergessenheit geraten. 
Herr Moser hat die Kritik erhoben. der Bericht sei nichts mehr 
als ein Europabericht Meine Damen und Herren, haben Sie 
diesen 50seitigen Bericht tatsächlich gelesen? Betrachten Sie 
doch bitte auch den quantitativen Anteil der Themen, zählen 
Sie die Zeilen, die Seiten. und Sie werden feststellen. dass der 
Bericht allumfassend ist. dass der Bericht eine Reihe von The­
men berührt, die weit über die europäischen Zusammen­
hänge hinausgehen. Ich erwähne sie stichwortartig: die Uno, 
die allgemeine «Sicherheitsarchitektur», auch weltweit. die 
wirtschaftlichen Fragen - darüber wird Herr Bundesrat Dela­
muraz Wesentliches berichten -, die Umweltfrage, die Nord­
Süd-Beziehungen usw. Herr Vollmer. wir werden den am Mon­
tag vom Bundesrat angenommenen weiteren Nord-Süd­
Bericht erst etwas später publizieren, weil wir an die Gefahr 
dachten, dass er in dieser Debatte untergehen könnte. 
Ich denke auch an Anforderungen der Kohärenz unserer Aus­
senpolitik. Der aussenpolitische Bericht behandelt also eine 
Mehrheit an Themen, die nichts mit der Europapolitik zu tun 
haben. Es ist zu bedauern, dass die Europafrage in dieser De­
batte praktisch als einzige - vielleicht noch zusammen mit der 
Neutralität - hervorgehoben worden ist 
Damit möchte ich aber die Bedeutung der Europafrage in die­
sem Bericht nicht etwa herabmindern, da wir uns mitten in ei­
nem Kontinent befinden, in welchem etwa 70 Prozent unseres 
Aussenhandels abgewickelt werden. Wir leben in einem Konti­
nent, in dem die wesentlichen Kulturen des Landes vertreten 
sind, ja uns in den befreundeten Nachbarländern umgeben. 
Ich füge noch hinzu das ist neu und muss besonders betont 
werden-: Wenn wir an die Vergangenheit denken und wissen, 
dass alle Bedrohungen gegenüber der Schweiz immer nur 
aus diesem Kontinent gekommen sind, dann muss man ver­
stehen, dass die Europafrage vom Bundesrat als ein ganz zen­
trales Thema dargestellt worden ist und dass man ihr beson­
dere Aufmerksamkeit geschenkt hat 
Wir haben im aussenpolitischen Bericht klar den Weg in der 
Europafrage gezeigt Der Bundesrat ist unserem Souverän ge­
genüber verpflichtet, ohne Wenn und Aber für die nächste Zu­
kunft den Weg der bilateralen Verhandlungen zu gehen. Wir 
werden diesen Weg mit grossem Einsatz und voller Überzeu­
gung gehen, auch wenn er wohl nicht sehr leicht sein wird. Wir 
werden eine erste Bilanz ziehen - wenn möglich noch in die­
sem Jahr, möglicherweise auch später, je nach Entwicklung 
der Verhandlungen. Auch darüber wird Ihnen Herr Bundesrat 
Delamuraz Näheres sagen können. 
Der Bundesrat hat aber gleichzeitig erklärt, dass er als strategi­
sches Ziel, d. h. als längerfristiges Ziel, eine volle Mitwirkung 
der Schweiz im Rahmen der Europäischen Union anstreben 
wird. Der Bundesrat hat auch hinzugefügt, dass er dieses Ziel, 
Herr lten Joseph, selbstverständlich nicht um jeden Preis mit 
geschlossenen Augen erreichen will. Ich erinnere Sie daran -
das muss ja nicht besonders betont werden -, dass vor Errei­
chung dieses Zieles noch langwierige und sicher harte Ver­
handlungen geführt werden und dass der Bundesrat in diese 
Verhandlungen wesentliche Elemente einbringen wird. 
Darf ich Sie einfach bitten, den ganz zentralen Satz des Berich­
tes zu lesen, wo es heisst, dass sich der Bundesrat im ganzen 
Integrationsprozess stets für die Wahrung der Grundelemente 
der politischen Kultur und der Identität der Schweiz einsetzen 
wird. Dass zu dieser politischen Kultur direkte Demokratie, Fö­
deralismus, Dezentralisierung gehören, ist eine Selbstver-
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ständlichkeit Dazu kommt natürlich eine Reihe von wesentli­
chen Elementen wirtschaftlicher Art, auf die ich nicht eingehen 
werde. 
Sie haben vielleicht ab und zu den Eindruck, der Bundesrat 

Ziel», und wir befänden uns morgen oder 
lr\<::<::Ar,An Augen in der EU. Wenn Sie 
möchte ich Sie schnellstens i.n,rnn11i>-

ren. Lesen Sie den Bericht! Sie werden sehen, dass 
der Bundesrat wohl aller bewusst ist, die ent­
stehen werden. Aber der Bundesrat ist sich auch im klaren. 
dass dazu da sind. um die Schwierigkeiten zu 
beheben. 
Es wurde auch kritisiert und zu diesem Thema möchte ich 
noch kurz Stellung nehmen -, dass der Bundesrat mit der 
langfristigen Zielerklärung in irgendeiner Form den Volkswil­
len verletze. Wer mit dem Hinweis auf die Volksabstimmung 
vom 6. Dezember 1992 dem Bundesrat verbieten will, über­
haupt noch langfristige Ziele zur Diskussion zu stellen, der 
dürfte konsequenterweise aber wir wissen, es ist ein Wort­
spiel - letzten Endes auch nicht von Optionen sprechen; denn 
auch nur die Möglichkeit, etwas offenzuhalten, was das Volk 
vermeintlich verworfen hätte, würde in irgendeiner Form ge­
gen den Volkswillen verstossen. Aber das darf natürlich nicht 
die Philosophie sein. Das Volk hat beschlossen, dass die 
Schweiz den bilateralen Weg - ich wiederhole: ohne Wenn 
und Aber - weitergehen soll. Das hindert uns natürlich nicht, 
etwas weiter zu denken. 
Das war in der Vergangenheit auch immer so! Ich darf Sie an 
zwei Beispiele erinnern: Vor etwa 40 Jahren hat das Schwei­
zervolk das Frauenstimmrecht verworfen. Das hat nicht be­
deutet, dass dieser notwendigen Lösung für immer die Türen 
verschlossen blieben. In der Tat, etwa ein Jahrzehnt später be­
schloss das Volk, das Frauenstimmrecht doch einzuführen, 
aufgrund einer klaren Initiative, welche vom Bundesrat und 
Parlament kam. 
Darf ich Sie an 1985 erinnern: Damals hat das Schweizervolk 
einen Kulturartikel verworfen. Was passierte dann? Einige Wo­
chen später haben 95 Parlamentarier - Herr Blocher, darunter 
habe ich auch Ihre Unterschrift gefunden - mit einer Motion 
den Bundesrat verbindlich aufgefordert, einen neuen Kulturar­
tikel in die Verfassung einzubringen. Das war durchaus legi­
tim, aber es bedurfte noch langer Jahre, bis die ganze Übung 
durchgeführt wurde. 
Der Bundesrat hat den Parlamentariern geantwortet: Wir wer­
den das tun, aber eine gewisse Zeit verstreichen lassen; über 
den Kulturartikel wird man jetzt neun Jahre später, also im Juni 
1994, befinden. 
Was will ich damit sagen? Dass die Volksentscheide die Ge­
schichte dieses Landes nie gestoppt haben. Die gedankliche 
Darstellung langfristiger Entwicklungen ist immer eine Ver­
pflichtung, sie darf nicht verhindert werden. Das war in der Ver­
gangenheit so, und das bleibt auch heute so. 
Ich komme jetzt noch zu einigen kurzen Thesen über die Euro­
papolitik des Bundesrates, die ich unmissverständlich als Be­
gründung des strategischen Zieles des Bundesrates darlege. 
Die erste ist folgende: Die Europäische Union ist weit mehr als 
ein wirtschaftlicher Zusammenschluss. Die EU ist vielmehr der 
zentrale, politische Akteur Europas, der letztlich Frieden, Si­
cherheit und Stabilität ermöglicht hat und auch in Zukunft er­
möglichen wird. Herr Eggly hat hier einen zentralen Spruch 
gebracht, als er sagte: «La stabilite en Europa n'est pas imagi­
nable sans la reussite de 1 'Union europeenne. » 

Ich könnte sein Zitat fast mit einem Zitat von Jean Monnet ver­
gleichen, als er sagte: «Faire l'Europe, c'est faire la paix.,, 
Wenn wir Europa als einen nur wirtschaftlichen Zusammen­
schluss betrachten, dann gehen wir selbstverständlich an sei­
nen Zielsetzungen vorbei. Darf ich kurz auf die Geschichte un­
seres Landes zurückkommen und einen Vergleich zwischen 
dem anstellen, was Europa schon im Willen seiner Gründer 
war, und dem, als was unser Land Europa während langer Zeit 
betrachtet hat? Wir haben noch - Sie können sich daran erin­
nern - vor kurzer Zeit den Spruch gehört: «Europafähig wer­
den, um nicht beitreten zu müssen.» 
Das war wohlverstanden nicht ein aus der Luft gegriffener 
Spruch, das war vielmehr die logische Konsequenz einer lang-

jährigen Politik der Schweiz. Wenn ich jetzt diese Politik der 
vergangenen Jahrzehnte schildere, so tue ich es nicht, um sie 
zu kritisieren, sondern nur um zu sagen, dass wir eindeu­
tig vor eine Wende gestellt werden. 
Wir haben der der EU, damals der EWG, mit Be-
denken. mit Zweifeln und Kopfschütteln War 
das ein Sicher nicht, denn viele in diesem lande ha-
ben einfach nicht geglaubt dass plötzlich eine Institution in 
Europa das würde verhindern können, was vorher immer wie­
der war, dass Konflikte fallengelassen würden und 
dass man zu einer Politik der Befriedung übergehen würde. 
Die Schweiz hat diesen Zielen mit Misstrauen entgegenge­
schaut, und sie hat kurz darauf, parallel dazu, geholfen, die 
Efta ins Leben zu rufen, welche keine politischen Zielsetzun­
gen hatte, welche sich lediglich auf das Wirtschaftliche bezog. 
Die Schweiz war natürlich in Gesellschaft von bedeutungsvol­
len Partnern, denken Sie an Grossbritannien, Dänemark, Por­
tugal, Norwegen usw. Man glaubte einfach nicht, dass die 
EU damals EWG - überhaupt den Frieden herstellen könne. 
Auch hat man in diesem lande oft mit einer gewissen inneren 
Genugtuung den Schwierigkeiten bei der Entwicklung der EU 
zugeschaut Man hat auch lange nach ihrer Entstehung nicht 
an sie geglaubt Aber heute darf festgestellt werden, dass die 
Hauptziele der EU, die nicht im Wirtschaftlichen bestehen, 
ganz eindeutig und klar erreicht worden sind. 
Herr Moser, Sie haben auf die dramatischen Gemetzel in Ex­
Jugoslawien und auf die diesbezügliche Ohnmacht der EU hin­
gewiesen. Wohl mit Recht; aber Sie haben vergessen zu sagen, 
dass viel schwerwiegendere Gemetzel nicht vor Jahrtausen­
den oder vor Jahrhunderten, sondern vor wenigen Jahrzehn­
ten in den Ländern um uns herum entstanden waren und dass 
diese Konfliktmöglichkeiten nun - wenn nicht alles täuscht -
weitgehend ausgeräumt worden sind. Sie haben von einer 
Ohnmacht der EU gesprochen, welche sich auf geographische 
Regionen bezieht, über die sie keinen Einfluss hat; aber Sie ha­
ben zu erwähnen vergessen, dass sie die Kriege um uns herum, 
in den Ländern der heutigen EU, in den befreundeten Ländern, 
heute definitiv- das hoffen wir wenigstens- beseitigt hat 
Das muss doch einmal von dieser Tribüne aus gesagt werden, 
wenn immer wieder von dem Feindbild EU gesprochen wird, 
wenn es immer wieder Schweizer gibt, die -gleichsam von der 
Kanzel sprechend - meinen, besser zu sein als die anderen. 
Das sage ich hier, weil das die Grundvoraussetzung ist, damit 
überhaupt ein richtiges Verständnis dieser EU entsteht 
Wenn ich das, mit etwas erhitztem Gemüt, behaupte, dann ver­
schweige ich natürlich in keiner Weise alle Schwierigkeiten, 
alle Widersprüchlichkeiten, alle Probleme, welche die EU 
auch heute noch hat Sie haben diese Schwierigkeiten aus­
führlich beschrieben; ich komme nicht mehr darauf zurück. 
Der Vertrag von Maastricht ist noch weit entfernt von seiner 
Realisierung. Man spricht von Währungsunion, und das be­
scheidenere Währungssystem ist bei den ersten Schwierigkei­
ten gescheitert Es besteht tatsächlich Ohnmacht jenseits der 
Grenzen der EU, und es gibt wesentliche Meinungsverschie­
denheiten innerhalb der EU, auch was die künftige institutio­
nelle Entwicklung anbetrifft Dennoch muss ich sagen, «eppur 
si muove», es geht trotzdem vorwärts, und wenn ich an das 
Kopfschütteln denke, das in diesem lande immer wieder aus­
gelöst wurde, wenn man glaubte, die EU stehe vor dem Ab­
grund, muss ich betonen: «Eppur si muove. » 

Die letzte Bewegung haben wir vor kurzem mit dem Abschluss 
der Beitrittsverhandlungen mit Österreich, Schweden und 
Finnland gesehen. 
Wir haben geholfen, die Efta zu gründen, um in irgendeiner 
Form der EU entgehen zu können, um vor ihrer Reichweite flie­
hen zu können. Wir haben festgestellt, dass alle unsere Efta­
Partner, einer nach dem anderen, den anderen Weg gewählt 
haben, von den Briten und den Dänen am Anfang bis hin zu 
den letzten Efta-«Cousins». Das ist die Realität, und mit dieser 
Realität wird sich dieses Land abfinden müssen. 
Alle diejenigen, die glauben, kleinere Länder, die sich in Rich­
tung EU bewegt hätten, hätten irgend etwas von ihrem Selbst­
bewusstsein oder von ihrer Unabhängigkeit verloren, Herr Blo­
ch er, möchte ich auffordern: Sprechen Sie einmal mit den Dä­
nen, mit den Holländern, den Belgiern, um zu sehen, ob sie 
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sie wären inzwischen weniger machtbewusst. weni­
ger selbstbewusst geworden. Man wahrt die 
auch dadurch, dass man dort mitentscheidet wo je 
mehr Entscheide, die auch uns betreffen, fallen. 
Wenn Sie schliesslich an das der Volksabstim· 

in Dänemark denken, wo das Volk klar nein hat 
bestimmten und wo dann mit der auf-

dieses wesentliche Ausnahmen ver-
konnten, können Sie mir doch nicht sagen, die 

EU wäre nicht offen für flexible Das ist eine Tatsa-
che, die uns unsere österreichischen, und schwedi· 
sehen Freunde in den letzten Tagen und Wochen immer wie­
der bestätigt haben. Es wird ohne Zweifel eine wesentliche 
Entwicklung in der EU geben. 
Ich habe oft den Eindruck, dass gewisse Personen in diesem 
Land folgende Überlegung machen: Geben Sie mir die EU, ich 
mache ihr ein Schirmbild, stelle fest, dass sie heute noch Un­
zulänglichkeiten und Widersprüche aufweist; aufgrund dieser 
Widersprüche hänge ich sie auf am besten irgendwo auf 
dem Bundesplatz. So geht es natürlich nicht 
Die europäische Entwicklung ist ein langer, langer Prozess. 
Vierzig Jahre lang ist die EU gewachsen, trotz Widerständen 
innerhalb und Zweifeln ausserhalb, aber sie ist bei weitem 
nicht am Ziel. Ich bin überzeugt, dass wesentliche Elemente 
der Demokratisierung, der Dezentralisierung, des Föderalis­
mus -wir wissen, das sind heute zentrale Diskussionsthemen 
innerhalb der EU - in den nächsten Jahren vermehrt zur Spra­
che kommen werden. 
Heute gibt es für uns Zuschauer nur zwei Alternativen: Entwe­
der warten wir gleichsam am Ufer des Flusses und schauen 
zu, wie das EU-Schiff an uns vorbeisegelt, versuchen in nobler 
Zurückhaltung zu «riechen», ob es salonfähig ist, und steigen 
dann in dem Moment ein, wo die Salonfähigkeit gegeben ist; 
oder wir denken daran, dass die EU eben ein Prozess ist, der 
von denjenigen bestimmt wird, welche das Recht haben, mit­
zuentscheiden. 
Es ist ein langfristiger Prozess. Deshalb ist es wichtig, dass der 
Bundesrat heute eine klare Sprache spricht. dass heute gesät 
wird, damit einmal, wenn endlich eine andere Philosophie 
herrscht, die Ernte kommt Wann sie kommt. können wir nicht 
sagen, aber der Sämann ist auf alle Fälle mit seinem Gewissen 
im klaren. 
Ich möchte nach diesem Hinweis auf den langen Prozess 
nicht auf die Möglichkeit verzichten, noch zwei, drei Schluss­
bemerkungen zu machen. Es wurde gesagt, dass die Erklä­
rung des EU-Beitritts als strategisches, längerfristiges Ziel un­
sere bilateralen Verhandlungen behindern würde. Der Kom­
missionspräsident hat ja selber schon diese sehr seltsame 
These gekontert 
Darf ich ein kurzes Beispiel anführen? Österreich hat ja die 
EWR-Verhandlungen in dem Moment aufgenommen, in dem 
es, aus institutionellen Gründen, ein Beitrittsgesuch stellte. Im 
Sinne der Logik des erwähnten Einwandes müsste man fra­
gen: Wurden die EWR-Verhandlungen dadurch verhindert, 
dass das Beitrittsgesuch in Brüssel schon auf dem Tisch lag? 
Die Antwort ist klar: Nein! Die EWR-Verhandlungen sind für 
Österreich erfolgreich verlaufen und haben jetzt ihren Ab­
schluss gefunden. 
In allen Kontakten, die ich in den verschiedenen EU-Ländern 
hatte, konnte ich hören, dass die klare, langfristige Zielsetzung 
des Bundesrates eine gute Atmosphäre für die bilateralen Ver­
handlungen schaffe. Dass die bilateralen Verhandlungen aus 
anderen Gründen schwieriger werden, dass die bilateralen 
Verhandlungen ein hartes Unterfangen sein werden, darüber 
besteht kein Zweifel. Aber das mit dem langfristigen Ziel des 
Bundesrates in Zusammenhang zu bringen, ist falsch; die Wir­
kung wird umgekehrt sein. 
Noch eine paar Antworten auf Fragen, wobei ich bemerken 
möchte, dass es mir nicht möglich sein wird, auf alle einzuge­
hen. Wenn Sie einverstanden sind, werden wir zum Teilschrift­
lich Stellung nehmen. - Ich sehe, Sie sind einverstanden. Sie 
bringen mich sogar etwas unter Druck; ich habe Verständnis 
für die Debatte, die nachher auf der Tagesordnung steht, aber 
die Aussenpolitik ist auch für Frauen wichtig, wenn Sie ge­
statten! 
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Jahren 

Herr Bonny hat sehr treffend festgestellt, dass die Föderalisie­
rung auch in der EU in den nächsten Jahren durchaus 1m Rah­
men des Möglichen könnte. Das entspricht dem Pro­
zessdenken, das ich vor einer Minute erwähnt habe, Herr 

meint, dass der EWR nach den Entscheiden in Öster-
reich, und Dänemark wesentlich an o,:,u,e1J,u 

verlieren könnte. Ich möchte Sie daran erinnern. dass diese 
Volksentscheide noch nicht sind. Es besteht aber kein 
Zweifel, dass sich, wenn diese Länder der EU beitreten wür-
den. die des EWR. wem:i er dann noch 
eine hat. verringern würde. Da teile ich Ihre Auf-
fassung. 
Eine letzte Frage möchte ich beantworten: die Frage, welches 
die innen- und aussenpolitischen Voraussetzungen sind, auf 
welche der Bundesrat in seinem Bericht hinweist Diese Hin­
weise sind verschiedener Natur. innenpolitisch ist es eine vor­
dringliche Aufgabe, zusammen und im Gespräch mit dem 
Schweizervolk unsere Aussenpolitik zu realisieren; als aus­
senpolitische Voraussetzung gilt das, was Herr Bonny sagte: 
nämlich die grosse Bedeutung der Entwicklung der EU selbst 
und des allfälligen Hinzukommens einer Reihe anderer Län­
der zur EU. 
Zur Neutralitätspolitik kann ich leider wegen der von Ihnen, 
Frau Präsidentin, mir gesetzten zeitlichen Grenzen keine Ant­
wort mehr geben. Ich bedaure das ausserordentlich, aber 
nehmen Sie es mir bitte nicht übel; ich bräuchte dafür mindest­
ens noch 20 Minuten. Ich werde bei anderer Gelegenheit, zu 
allererst nächste Woche im Ständerat, darüber ausführlich 
sprechen können. Eines möchte ich nur betonen: Der Bun­
desrat wiederholt in diesem Bericht, was er seit jeher gesagt 
hat; der Bericht zur Neutralitätspolitik ist in keiner Weise um­
werfend. Neue Akzente setzt der Bundesrat eher in den ande­
ren Fragen. Der Bundesrat will an der Neutralität festhalten; er 
ist nach wie vor der Auffassung, dass sie ein wichtiges Instru­
ment unserer Politik darstellt Und nach wie vor ist er der Auf­
fassung, dass die Neutralität neben den wesentlichen Grund­
pfeilern auch einen politischen Aspekt hat, der immer wieder 
an die Entwicklung der internationalen Lage adaptiert werden 
muss. 
Ich erwähne nur ein kleines Beispiel, das sich auch an Sie rich­
tet, Herr Blocher: Wir sind in diesem lande etwa 13 Jahre lang 
dem Europarat ferngeblieben, weil wir glaubten, eine Mitglied­
schaft sei nicht mit unserer Neutralität vereinbar. Wir sind spä­
ter dem Europarat beigetreten, und wir sind neutral geblieben! 
Es gibt also einen politischen Gehalt der Neutralität, der immer 
wieder mit der jüngsten Entwicklung konfrontiert werden 
muss. 
Ein weiteres Beispiel: Wir haben im Golfkrieg zum erstenmal 
Uno-Überflüge humanitärer Art über die Schweiz gestattet, 
was wir nie vorher gemacht hätten. Vor kurzem haben wir so­
gar Überflüge mit teilweise militärischem Charakter in Rich­
tung Ex-Jugoslawien gestattet Das ist der Beweis dafür, dass 
auch bei einer grundsätzlichen Wahrung des Neutralitätsbe­
griffes dieser immer wieder überdacht werden muss. Ich lade 
Sie ein, sich in nächster Zeit an diesem ständigen, fortwähren­
den Überdenken des Neutralitätsbegriffs zu beteiligen. 
In der Vergangenheit wurde das zuwenig mit dem Parlament 
gemeinsam gemacht, das räume ich ein. In Zukunft sollten wir 
uns immer wieder zusammen auf dieses wesentliche Instru­
ment besinnen und es überdenken, und wir sollten immer wie­
der darstellen, dass es der beste und geeignetste Weg für un­
sere Sicherheitspolitik ist 

Delamuraz Jean-Pascal, conseiller federal: De ce debat de 
neuf heures que vous avez consacre au rapport de politique ex­
terieure, j'aimerais tout d'abord tirer, pour ce qui me concerne, 
deux constats majeurs du point de vue economique. 
Le premier: il n'y a qu'une politique exterieure de la Suisse. La 
politique economique exterieure est tout simplement t'une des 
composantes de cette politique globale. Et l'efficacite de la 
Suisse a l'etranger continue de passer, peut-etre plus encore a 
l'avenir que jusqu'a aujourd'hui, par la parfaite coherence de 
toutes les form es de notre comportement en Europe et dans le 
monde. Cette coherence a un nom. Elle s'appelle l'ouverture: 
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ouverture des marches ä la concurrence. ouverture des pays 
industriels aux en developpement. ouverture du com-
merce a des modernes. C'est dans cette 

1..;UC"'-'IUv 2000 aCCOfdS =~.nn,n~"m 

hil,::itbr<>l,:>mon! ou multilatera!ement 
le Conseil federal con-

de demain. des 
Tout 

de ratification 
des Accords de Round formellement 
en automne. Ce sera, ensuite et simultanement, le rnr,nr""'~"'­
ment bilateral sectoriel avec !'Union europeenne. et je 
n·en parlerai plus. ce sera, troisieme accent principal, l'intensi­
fication des contacts sur les autres continents, soulignes par 
des voyages mixtes qui seront organises au Vietnam, en lnde, 
en lndonesie, au Chili et en Argentine, pour parler du pro­
gramme 1994. 
Le deux:ieme constat que je veuille faire est celui de noter que 
!es effets de la politique economique exterieure sur l'interieur 
sont de plus en plus grands. Notre prosperite, en effet, nous 
ne la devrons qu'ä une consommation interieure activee et ä 
un flux grossissant d'exportations et d'investissements ä 
l'etranger. Pour !'heure. j'observe que la consommation inte­
rieure continue d'etre bien maussade, mais que, fort heureu­
sement, depuis le quatrieme trimestre de l'annee derniere, les 
espoirs renaissent par l'augmentation des exportations, par 
l'accroissement de nos investissements a l'etranger, par une 
certaine reprise du produit interieur brut et, pour la premiere 
fois depuis fevrier, par une interruption de la croissance conti­
nue du chömage. 
Me preoccupent et doivent nous preoccuper deux choses im­
portantes. La premiere est que, entre 1990 et 1992, des entre­
prises suisses ont cree 110 000 emplois a l'exterieur de nos 
frontieres, principalement dans les pays communautaires, 
mais qu'elles ont supprime 124 000 emplois ä l'interieur du 
pays. C'est dire que la ptace economique suisse, en d'autres 
termes le «Standort Schweiz», doit etre amelioree sans cesse. 
La deux:ieme preoccupation, vous la connaissez, c'est celle du 
decalage entre la reprise economique qui se dessine enfin et 
la diminution du chomage. II y aura, ä cause de la nature de ce 
chömage, un certain decalage, mesurable en mois, par rap­
port ä la reprise economique. Fin de mes premieres remar­
ques sur le rapport et sur le debat qu'il a engendre. 
J'en viens au deux:ieme chapitre, qui est celui du Gatt II occu­
pera, je viens de le dire, la classe politique et la classe econo­
mique suisses durant la deux:ieme partie de cette annee et du­
rant la premiere partie de l'annee prochaine. Je rappelle que le 
cycle de l'Uruguay Round permet, au plan economique, une 
relance de l'economie mondiale, au plan juridique, un renfor­
cement des regles commerciales internationales et, enfin, au 
plan politique, une stabilisation des relations internationales. II 
contribue donc directement ä la cause de la paix. 
Mais attention, le Gatt, qui s'appellera Organisation mondiale 
du commerce, n'est pas une pommade miracle. II offre un ca­
dre moderne au commerce mondial, mais ce sera aux: deci­
deurs prives de donner du contenu ä ca cadre plus favorable. 
Les nouveaux: accords ne sont pas faits pour las frileux, ils sont 
faits pour les audacieux, pour ceux qui investissent, pour ceux 
qui innovent, pour ceux qui travaillent et qui s'engagent 
Les messages qui seront traites aux Chambres federales des 
l'automne, apres les delais de consultation, sont deux messa­
ges passibles l'un et t'autre du referendum facultatif. Nous 
souhaiterions que toute la procedure puisse se terminer en ete 
1995, de maniere que nous ne soyons pas en retard par rap­
port a toutes les autres parties contractantes. 
J'aimerais insister sur le fait, afin que ceta soit dit des le debut 
meme de nos reflexions cette annee au Conseil national, que 
l'adhesion aux nouveaux accords est indispensable ä qui veut 
rester dans un systeme d'accords commerciaux: internatio­
naux. A contrario, si nous decidions de ne pas ratifier les ac­
cords du Gatt, nous perdrions alors non seulement te benefice 
des nouveaux: accords, mais aussi le benefice des accords ac­
tuels. C'est une tres grande difference avec le processus d'in­
tegration europeenne, Oll nous avons pu conserver ce qui 
ex:istait deja en depit du non a l'Espace economique euro-

II n'en irait du tout de meme avec !es accords du 
En reponse deux questions posees dans le debat. 

siste sur le fait que le Gatt et !'Union sont rrnTlr,1,:,. 

mentaires et que l'adhesion au Gatt ne constitue nullement 
une alternative ä nos europeens. 
J' en viens cette negociation bilaterale secto-
rielle avec On s·est demande entre au-
tres MM. Walter, Moser, Mm" Sandoz, M. Müller -
si !e but de notre politique d'integration, tel qu'il est 
dans le rapport du Conseil federal, n!t mettrait pas en 
a Brux:elles. la credibilite de notre approche bilaterale <11,.;1.ue11e. 

La est non, car !'Union europeenne n'est ä ne-
gocier accords preferentiels avec la Suisse que parce qu'il 
y a des interets partages et une volonte confirmee d'adherer. 
Preuve en est une lettre adressee par le president de la Com­
mission au president de la Confederation le 25 janvier dernier, 
que je cite: «Les negociations bilaterales que la Commission 
prepare actuellement, suite aux conclusions du Conseil les 8 
et 9 novembre dernier, permettront d'approfondir les relations 
etroites qu'entretiennent d'ores et deja !'Union et la Suisse. A 
cet egard, j'ai eu le plaisir de noter le maintien, par le Conseil 
federal. de l'adhesion a !'Union europeenne comme but final 
de la politique suisse d'integration. » 

Quelle est la situation ä ce jour en matiere de negociations bi­
laterales? J'observe que discretement, sans que personne ne 
s'en aper<toive, est entre en vigueur au 1 er janvier de cette an­
nee un premier accord sur les regles d'origine et que, d'autre 
part, du cöte de l'Union europeenne, s'agissant des autres ac­
cords, aucune negociation ne peut demarrer immediatement 
L'Union europeenne serait prete sous peu, dans un delai d'un 
a trois mois, dans le domaine des transports routiers et des 
transports aeriens -encore que la nouvelle donne nee de l'ac­
ceptation de !'initiative des Alpes doive probablement modifier 
ce calendrier. En outre, !'Union europeenne serait libre, ä 
terme, pour commencer les negociations sur la circulation des 
personnes et sur la recherche. 
Du cöte suisse, an est pret a debuter immediatement, si le feu 
vert nous est donne demain matin, dans les domaines des 
transports routiers, des transports aeriens, des medias et de la 
statistique. On est pret ä negocier dans un delai un tout petit 
peu plus long, de l'ordre d'un ou deux mois au maximum, 
dans le domaine de la recherche, dans tous les domaines du 
libre-echange - obstacles techniques au commerce, produits 
agricoles transformes, marches publics. Enfin, la Suisse est 
capable, dans les autres domaines Oll eile serait saisie d'une 
demande de la Communaute, en dehors des 16 demandes 
que nous avons proposees et que nous maintenons, de de­
marrer tres rapidement 
Vous voyez que la negociation bilaterale sectorielle est prise 
au serieux de notre cöte et qu'aucun retard n'est imputable au 
Conseil federal - ni ä son administration ou a sa diplomatie -, 
lequel a saisi l'importance et l'urgence de reussir un maximum 
dans ce domaine difficile, mais indispensable et, pour le mo­
ment, incontournable de l'integration via les accords bilate­
raux sectoriels. 
Etablir une strategie n'implique pas une etude detaillee des 
implications, economiques notamment, mais il est bien clair 
que vous devrez savoir, lorsque vous aurez ä vous prononcer 
sur des accords obtenus par negociation bilaterale, quelles en 
sont les consequences economiques. Je vous promets qu'ä 
ce moment-lä il y aura chaque fois, d'accord en accord, actua­
lisation de ce que nous vous avons exprime dans notre rap­
port du 18 mai 1992 sur la question d'une adhesion de la 
Suisse a la Communaute. 
L'ancrage dans la politique interne du volet exterieur passera 
certainement et doit continuer de passer, comme pour le Gatt, 
par un effort d'information considerable. M. lten Joseph en a 
parle, M. Steffen a craint la perspective d'une transformation 
de l'information en manipulation. Je prends ici l'engagement 
clair et net qu'il n'en sera rien. 
Mme Spoerry a pose la question de l'opportunite d'un rapport 
d'integration qui pourrait intervenir en fin d'annee. Elle voit 
comme theme de ce rapport l'elargissement de l'Union euro­
peenne, la mise a jour, le processus bilateral, le bilan de l'Es­
pace economique europeen un an apres son entree en vi-
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gueur. !es de !'Union europeenne, les initiati-
ves relatives ä celle des jeunes et celle de la Lega Le 
Conseil federal avait de taute fac,on annonce au Parlement 

la fin de cette annee. il ferait le point s'agissant de l'Es-
pace II est pret a etendre 
encore le traitement de son a votre intention. II est 
ä suivre, des lors, la constructive qui a ete 
dans ce debat Je note au passage, deux orateurs l'ont soule-
vee, des de cooperation inter-regio-
nale pour nous vous presenterons in-
cessamment un message de la Confederation aux 
cantons. 
Je termine cette evaluation de notre situation europeenne 
dans les delais et vous dis que la position et la phase sont in­
grates que celles que l'on passe dans les salles d'attente. Les 
salles d'attente ne sont jamais tres accueillantes. Et de la salle 
d'attente ou nous sommes actuellement, nous voyons partir 
les trains des autres, le train autrichien, le train finlandais, le 
train suedois, peut-etre, demain, le train norvegien ou le train 
hongrois. J'espere qu'on ne verra pas partir notre propre train 
parce qu'il vaut mieux etre dans le train que dans la salle d'at­
tente quand le train suisse se meta rouler. 
Pour l'instant. nous travaillons d'arrache-pied a obtenir cette 
ouverture bilaterale tant convoitee qui est notre seule solution 
de comportement actuellement et, en meme temps que nous 
travaillons a cela par toutes les initiatives politiques et diploma­
tiques possibles, nous devons preparer la Suisse de demain 
en Europe qui ne soit pas une Suisse ile au milieu de la mer 
europeenne, mais qui soit bien une Suisse ouverte et solidaire 
avec le continent C'est ingrat, la position que nous occupons 
actuellement! Particulierement a l'egard de toute une partie de 
notre opinion et, singulierement, de notre jeunesse a qui la 
vertu de la patience est difficilement enseignable. Nous de­
vons neanmoins passer par cette phase ingrate. Sachons 
l'abreger tant qu'il nous sera possible et, pour l'instant, travail­
lons sans etats d'äme a la reussite de nos operations. 
Mais, voyez-vous, les negociations internationales, singuliere­
ment les negociations internationales economiques sont de­
venues tres äpres ces derniers temps. Elles sont objective­
ment tres difficiles et la situation economique pas favorable 
dans laquelle se trouve plongee une partie importante du 
monde explique cette äprete, explique ces difficultes. Mettez­
nous, Conseil federal, en etat de nous renforcer, mettez-nous 
en etat de confiance et d'appui de la part du Parlament. de la 
part du pays tout entier aupres duquel vous etes les relais. 
Vous devez etre les propagateurs de ces realites de demain, 
car, a defaut de cet appui, nous nous trouverons confrontes a 
des difficultes encore plus dures dans la negociation et nous 
nous trouverons en position de plus grande faiblesse que si 
nous disposons de votre appui. L'article 47bis a LREC qui per­
met, tres heureusement, d'interesser davantage et plus syste­
matiquement le Parlement a l'approche de la politique etran­
gere. Merci, de faire de cette disposition un renforcement du 
Conseil federal, un renforcement, par consequent, de la de­
fense de nos interets, un renforcement de notre rayonnement! 
Nous ne faisons pas de cette nouvelle disposition un affaiblis­
sement 
C'est ce que je vous demande en vous priant imperativement 
de nous renforcer aujourd'hui en recevant, comme il doit 
l'etre, ce rapport d'intention sur la politique exterieure des an­
nees 1990. 

Erste, namentliche Abstimmung 
Premier vote, par appel nominal 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votent pour /a proposition de la majorite: 
Aguet, Aregger, Aubry, Bär, Baumann, Baumberger, Bäumlin, 
Beguelin, Berger, Bircher Peter, Blatter, Borel Frarn;;ois, Brüg­
ger Cyrill, Brunner Christiane, Bühler Simeon, Bühlmann, 
Bührer Gerold, Bundi, Bürgi, Caccia, Carobbio, Cavadini 
Adriano, Chevallaz, Comby, Couchepin, Danuser, Darbellay, 
de Dardel, David, Deiss, Diener, Dormann, Ducret, Dünki, Du­
voisin, Eggenberger, Eggly, Engler, Epiney, Eymann Chri­
stoph, Fankhauser, Fasel, von Feiten, Fischer-Seengen, Fi-

scher-Sursee. Friderici Charles. Gardiol, Giger, Gobet Goll, 
Gonseth, Graber, Grendelmeier, Gros Jean-Michel, Gross An­
dreas, Grossenbacher, Gysin, Haering Binder, Hafner Ursula, 
Hämmerle. Heberlein, Herczog, Hess Peter, 
Hildbrand. Hollenstein, Jöri, Keller An-
ton, Kühne, Bonetti, Leu Josef, 
Leuba, Maeder, Maitre, 
Mamie, Matthey. Ursula, Meier Meyer Theo, 
MistelL Mühlemann, Nabholz, Narbel, Nebiker, Oehler, Perey, 

Pini, Poncet, Raggenbas~ Rebeaud, Rechsteiner, 
Robert, Ruckstuhl, Ruffy, Rutishauser, Rychen, Savary, 
Scheurer Remy, Schmid Peter, Schmidhalter, Schweingruber, 
Segmüller, Seiler Rolf, Sieber, Spielmann. Spoerry, Stamm 
Judith, Steinegger, Steiner Rudolf, Strahm Rudolf, Stucky, 
Suter, Theubet, Thür, Tschäppät Alexander, Tschopp, 
Vollmer, Wanner, Wiek, Wyss William, Zbinden, Ziegler Jean, 
Zisyadis (130) 

Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votant pour la proposition de la minorite: 
Binder, Bischof, Blocher, Borer Roland, Borradori, Bortoluzzi, 
Daepp, Dreher, Fehr, Fischer-Hägglingen, Frey Claude, Frey 
Walter, Giezendanner, Hafner Rudolf, Hari, Hess Otto, Jenni 
Peter, Keller Rudolf, Kern, Maspoli, Maurer, Meier Hans, 
Miesch, Moser, Müller, Neuenschwander, Reimann Maximi­
lian, Rohrbasser, Ruf, Sandoz, Scherrer Jürg, Scherrer Wer­
ner, Schmied Walter, Schwab, Seiler Hanspeter, Stalder, Stef­
fen, Steinemann, Vetterli, Zölch (40) 

Der Stimme enthalten sich - S 'abstiennent: 
Allenspach, Bezzola, Bonny, Dettling, lten Joseph, Schnider, 
Stamm Luzi, Steiger Hans, Tschuppert Karl (9) 

Abwesend sind - Sont absents: 
Bodenmann, Camponovo, Caspar-Hutter, Cincera, Colum­
berg, Fritschi Oscar, Früh, Jaeger, Jäggi Paul, Leuenberger 
Moritz, Marti Werner, Mauch Rolf, Pidoux, Weder Hansjürg, 
Wiederkehr, Wittenwiler, Wyss Paul, Züger, Zwahlen, Zwygart 

(20) 

Präsidentin, stimmt nicht- Presidente, ne vote pas: 
Haller (1) 

Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
Für den Antrag Fehr 
Dagegen 

Dritte Abstimmung - Troisieme vote 
Für den Antrag Hafner Rudolf 
Dagegen 

Vierte Abstimmung - Quatrieme vote 
Für den Antrag der SD/Lega-Fraktion 
Dagegen 

36Stimmen 
133Stimmen 

35Stimmen 
131 Stimmen 

30Stimmen 
137Stimmen 

Präsidentin: Sie haben vom Bericht über die Aussenpolitik 
der Schweiz in den neunziger Jahren Kenntnis genommen. 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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Aussenpolitik der Schweiz 
in den neunziger Jahren 
Politique exterieure de la Suisse 
dans les annees nonante 

Bericht des Bundesrates vom 29. November 1993 (BBI 19941153) 
Rapport du Conseil federal du 29 novembre 1993 (FF 19941150) 

Beschluss des Nationalrates vom 9. März 1994 
Decision du Conseil national du 9 mars 1994 

Antrag der Kommission 
Kenntnisnahme vom Bericht 
Proposition de Ja commission 
Prendre acte du rapport 

Flücklger Michel (R, JU), rapporteur: La Commission de politi­
que exterieure de votre Conseil vous propose de prendre acte 
du rapport sur la politique exterieure de la Suisse dans les an­
nees nonante et de son annexe, le rapport sur la neutralite. 
La commission a traite de maniere approfondie les deux rap­
ports en question. Elle a apprecie que les themes soient claire­
ment identifies et que l'importance croissante que prennent 
les aspects de la politique etrangere - politiques, economi­
ques, scientifiques, techniques, culturels-dans la conception 
et la conduite de la politique generale de la Suisse soit pleine­
ment reconnue. De meme, les prochaines echeances de la 
politique europeenne de la Suisse sont analysees avec soin et 
reflexion quant ä leur traitement, tant sur le fond que du point 
de vue procedural. Aussi, le president de la commission est-il 
fonde ä declarer que, mis ä part l'une ou l'autre reserve mi­
neure touchant teile analyse ou conclusion, le rapport a ete ac­
cueilli positivement par tous !es membres. 
Dans son rapport, le Conseil federal dresse un etat des lieux. 
La situation de la Suisse dans un monde interdependant est 
analysee dans la perspective des objectifs de notre politique 
etrangere qu'il appartient aux Chambres et au Conseil federal 
de definir et de conduire conformement aux competences res­
pectives des deux pouvoirs. Les instruments pour atteindre les 
objectifs designes sont repertories, de meme que les conclu­
sions du rapport indiquent quels sont les principes fondamen­
taux et les priorites essentielles qui doivent guider les options 
en matiere de politique exterieure. L'adhesion et la participa­
tion ä des organisations internationales sont proposees en 
tant que moyen de permettre ä notre pays de vivre en paix 
dans la prosperite et la stabilite, schematiquement dit Le 
Conseil federal mentionne specialement l'adhesion ä !'Union 
europeenne et ä !'Organisation des Nations Unies en tant 
qu'objectifs strategiques. 
Face ä l'opinion publique qui demeure divisee et, dans l'ex­
pectative, semble chercher ses marques et ses reperes, le 
Conseil federal reaffirme avec raison et pertinence sa volonte 
de permettre ä la Suisse de devenir, aux c6tes de tous ses voi­
sins et partenaires economiques europeens de longue date, 
membre de !'Union europeenne. II veut maintenir le cap, mon­
trer la voie, parce qu'il est de l'interet evident de la Confedera-
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tion de au sein d'une organisation qui onrnr,na 

sous peu rensemble des Etats de l'Europe nr,~,t1,Pnt"'1"' 

tendant de s'elargir plus a l'est 
Oue la Suisse demeure absente ou non de !'Union euro­
peenne - et ici les avis sont. a l'evidence, nuances au sein de 
la commission, sinon contrastes force est d'admettre que la 
question reste posee et reclame etude et deliberations 
et, en definitive. definition d'une attitude. toutes choses sur les­
quelles le Conseil federal insiste dans son rapport, a telle en­
seigne que, dans la discussion • en commission, certalns 
points forts se sont trouves parfois relegues au second 
Je vous propose d'en evoquer quelques-uns. 
Premierement, le constat de l'interdependance dans laquelle 
se trouvent l'ensemble des pays du monde merite d'etre souli­
gne. La prise de conscience de cette interdependance renfor­
cee ne doit pas nous amener a un repli fataliste et renfrogne 
sur nous-memes, mais tout au contraire a un esprit d'ouver­
ture, ä l'affirmation de nos valeurs propres et surtout a une vo­
lonte proclamee autant qu'averee de pratiquer la cooperation 
aussi lorsqu'el!e implique la revision de certains de nos com­
portements institutionnels. 
Deuxiemement, le rapport fait observer que les decisions pri­
ses au niveau international interferent toujours plus sur notre 
situation interieure. sur notre bien-etre et sur la securite du 
pays. La politique etrangere a precisement pour vocation, 
pour but, de prevenir des decisions prises ä l'exterieur, dont 
les consequences aboutiraient ä une perte d'une partie de no­
tre independance. Pour remplir cette mission, notre politique 
etrangere doit pouvoir s'exprimer en termes d'egalite au sein 
des organisations de cooperation interetatiques ou suprana­
tionales. C'est par une participation aux decisions internatio­
nales que la Suisse peut le mieux affirmer sa souverainete. 
Troisiemement, les limites entre politique exterieure et politi­
que interieure s'estompent toujours plus. La politique exte­
rieure doit donc s'harmoniser avec la politique interieure, tout 
comme la politique interieure devrait etre en accord avec la 
politique exterieure. Pour favoriser et soutenir une evolution 
harmonieuse et coordonner les deux, il s'agira de mieux an­
crer la relation entre citoyens et politique exterieure. Les defis 
qui nous attendent sont de comprendre et de faire compren­
dre les evolutions, l'interaction et les consequences de l'ap­
proche exterieure et interieure. 
Quatriemement, la prosperite economique depend largement 
de la possibilite d'avoir des echanges avec l'etranger. L'impor­
tance de la position economique de la Suisse contraste avec 
sa relative insignifiance dans les grandes instances de deci­
sion en matiere de politique et de securite telles que !'Union 
europeenne et !'Organisation des Nations Unies. C'est pour­
quoi la politique etrangere doit contribuer, sans presomption, 
mais aussi sans modestie excessive, ä assurer ä la Suisse la 
place qui lui revient dans le concert des nations. J'ajouterai 
qu'il est important de ne pas situer le debat sous le seul angle 
economique, mais aussi et surtout sous !'angle politique et 
sous !'angle de la solidarite, de la collaboration et de la secu­
rite commune. 
La neutralite permanente et armee demeure l'un des principes 
fondant la politique etrangere du Conseil federal, mais alle 
laisse a ce dernier une assez grande marge de manoeuvre et 
la reference traditionnelle ä la securite par la neutralite et l'in­
dependance devra etre COmpletee par la SSCUrite par la COO· 
peration. Je crois pouvoir affirmer que la commission a salue 
que, sans sacrifier les principes de neutralite, d'universalite, 
de solidarite, de disponibilite qui caracterisent la politique ex­
terieure de la Suisse, le rapport accentue encore la notion de 
solidarite en tant que constante de cette politique. 
Dans cette perspective, tout au plus aurait-on souhaite que le 
rapport inclut davantage de references aux evenements et de­
veloppements dont l'influence est ou sera ressentie en Suisse, 
par exemple l'evolution du monde islamique proche de nous 
ou, en terre plus lointaine, les transformations de la China, du 
Vietnam, sans compter la prise en compte de la puissance 
economique et politique de l'Asie du Sud-Est et des transfor­
mations qui se preparent dans cette region du monde. Par ail­
leurs, l'interet que nous devons porter aux relations Nord-Sud 
n'apparait pas suffisamment affirme, des lacunes qui seront 
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probablement comblees par le rapport Nord-Sud qui sera sou­
mis prochainement aux Chambres. 
Enfin. ne conviendrait-il pas d'etendre nos reflexions a ce 
peut et pourra apporter la Suisse en tant membre dans 

internationales par son son histoire. 
et pourquoi ses idees et son 

a sans doute de bonnes n<>,m>r,r<=><:: 

dans les internationales dont eile est membre a 
part entiere comme le Fonds monetaire international. la Ban­
que mondiale, la Conference sur la securite et la cooperation 
en Europe. sans oublier I' AELE dont la Suisse est membre de-

1960, mais qui ne semble pas etre mentionnee dans le 
rapport du Conseil federal. II est permis d'affirmer que !es au­
tres pays membres de ces organisations apprecient la 
sence et l'apport de la Suisse. 
Et puis, le temoin privilegie que je suis ne saurait manquer 
d'ajouter que l'adhesion de la Suisse au Conseil de l'Europe 
constitue un exemple frappant de I 'evolution des mentalites en 
Suisse. En effet, en 1949 et jusqu'en 1957, le Conseil federal 
estimait qu'une adhesion de la Suisse au Conseil de l'Europe 
poserait certains problemes concernant le statut de neutralite. 
Ce n'est qu·en 1963 que la Suisse a adhere a une institution 
forte aujourd'hui de 32 Etats. Dans l'intervalle, la Suisse a ga­
gne la reputation d'etre un membre tres actif dans l'organisa­
tion. Elle y joue un röte non negligeable, qu'il ne viendrait a 
l'idee de personne de remettre en cause aujourd'hui. 
Quant au Parlement, ii se trouve, depuis I' entree en vigueur de 
l'article 47bis ade la loi sur les rapports entre les Conseils, as­
socie plus etroitement a l'elaboration de la politique etrangere. 
Cette nouvelle disposition, comprise dans le sens d'un dialo­
gue continu et constructif entre le Conseil federal et le Parla­
ment, devrait egalement favoriser une plus large assise de la 
politique etrangere, d'abord aux Chambres memes, ensuite 
dans la population. 
Le rapport du Conseil federal constitue le meilleur instrument 
de base que les Chambres aient jamais eu a disposition en 
matiere d' approche large et documentee de la politique exte­
rieu rede la Suisse. II constitue le fil conducteur qui n'exclut 
pas les adaptations d'opportunite, bien au contraire, sans de­
naturer l'essentiel de la ligne a suivre. En suscitant une re­
flexion globale, ce rapport contribuera ä stimuler le debat dans 
le sens de l'ouverture au sein de la population. Pour cela, il im­
porte que les Commissions de politique exterieure des deux 
Chambres soient curieuses du suivi et qu'on revienne au ple­
num en temps opportun sur tel aspect for93nt l'attention. 
II serait souhaitable que ledit rapport fasse l'objet de debats 
dans les spheres economiques, qui sont forcement concer­
nees, syndicats inclus comme il se doit, dans les partis et les 
universites. De cette faQOn, on parviendra a interioriser la politi­
que etrangere pour prevenir certaines deconvenues difficiles ä 
garer dans nos relations exterieures. 
La commission a re9u le rapport du Conseil federal comme 
une orientation au sujet des lignes de force de la politique exte­
rieure de la Suisse. lmplicitement, nous avons admis que la si­
tuation internationale s'inscrivait dans le mouvement et que, 
par consequent, les analyses doivent etre remises ä jour cons­
tamment, qu'a taut le moins, les Chambres seront au benefice 
d'un rapport annuel du Conseil federal. 
Pour ces motifs, la commission propose un postulat invitant le 
Conseil federal ä «presenter annuellement un rapport sur la po­
litique exterieure de la Suisse et sur la realisation des buts de 
notre politique exterieure. II y a lieu d'examiner dans quelle me­
sure ce rapport pourrait etre combine avec le rapport sur la poli­
tique economique exterieure ... Nous sommes impatients de 
savoir si le Conseil federal est pret ä accepter notre postulat 

Bloetzer Peter (C, VS): Der Bericht über die Aussenpolitik der 
Schweiz in den neunziger Jahren darf insgesamt als vorzügli­
che Arbeit bewertet werden. Er ist umfassend, er geht der Ma­
terie im wesentlichen auf den Grund, und er weist in die Zu­
kun~ Der Bericht definiert klar, was Aussenpolitik ist, nämlich 
Interessenwahrung nach aussen. Seinem Verfasser kommt 
das Verdienst zu, eine klare Trennung zwischen den Zielen un­
serer Aussenpolitik und den Mitteln, welche zu diesen Zielen 
führen sollen, vorzunehmen. 
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Der Bericht kann in allen wesentlichen Punkten nc,,-m,,r,,,-,rv•,o 

werden, und er verdient als Ganzes unsere Zustimmung. 
Die zentralen Aussagen über das Wesen der Aussenpolitik 
und die in fünf Punkten umschriebenen Ziele unserer Aussen-

werden wohl allgemeine nicht nur 
Parlament, sondern sicher auch in der 

keit 
Insgesamt und als Ganzes kann auch die Wahl 
der Mittel unterstützt werden. Sie ist im Grunde genommen die 
1nnJ<::r·n<> Folgerung. welche sich mit Blick auf die Ziele unserer 
Aussenpolitik aus der Analyse und Beurteilung der aussenpo­
litischen Lage zwingend ergibt 
Dass bezüglich der Wahl dieser Mittel sowohl in der Öffentlich­
keit als auch in den parlamentarischen Kommissionen unter­
schiedliche Meinungen herrschen, ist unvermeidbar. 
Angesichts der Fülle von Aussagen, die der Bericht anbietet, 
ist es allerdings bedauerlich, dass sich die Diskussionen in der 
Öffentlichkeit im wesentlichen um die als strategische Ziele 
formulierten Mittel des Uno- und EU-Beitrittes drehen. Dass 
dem EU-Beitritt als Ziel der vom Bundesrat formulierten Inte­
grationspolitik sowie dem Uno-Beitritt strategische Bedeutung 
beigemessen werden, ist ebenfalls folgerichtig. 
Für die sicherheitspolitische Interessenwahrung unseres Lan­
des ist die Nato sicher ebensobedeutungsvoll wie unsere be­
waffnete Neutralität Das gleiche gilt für die stabilisierende Wir­
kung der Europäischen Union in Westeuropa und deren si­
cherheitspolitische Bedeutung, insbesondere auch für unser 
Land. 
Bei aller Bedeutung dieser Mittel oder instrumentalen Ziele -
wie man es auch formulieren will - müssen doch zwei Feststel­
lungen gemacht werden: 
1. Es ist zu sagen, dass die Nato Strukturen aufweist, welche auf 
die Zeit der Blöcke zurückgehen und auf den kalten Krieg aus­
gerichtet sind. Genügt dies angesichts der neuen Lage noch, 
um gemeinsam mit unserer bewaffneten Neutralität unsere Si­
cherheit zu gewährleisten? Ist es nicht vielmehr so, dass die eu­
ropäischen Strukturen von ihrer zentralistischen, westeuropäi­
schen Ausrichtung weggerückt werden müssen, damit sie 
auch in Zukunft ihrer Aufgabe, nämlich der Gewährleistung der 
europäischen Sicherheit, gerecht werden können? 
Die zwingende Schlussfolgerung ist: Die EU muss föderali­
stisch werden und sich den zentral- und osteuropäischen Län­
dern öffnen. Nur so kann sich unsere Integrationspolitik voll­
ends mit unseren aussenpolitischen Zielen der Friedens- und 
Wohlstandssicherung decken. 
2. Es muss festgestellt werden, dass Bundesrat und Parla­
ment nicht über das Mittel des EU-Beitrittes verfügen. Die in­
nenpolitischen Voraussetzungen für den EU-Beitritt der 
Schweiz sind nicht gegeben. Uber dieses Mittel von strategi­
scher Bedeutung werden wir wohl über längere Zeit hinaus 
nicht verfügen können. Das ist die harte politische Realität 
Es ist deshalb richtig, wenn der Bundesrat vermehrte Priorität 
auf die innenpolitische Abstützung der Aussenpolitik setzt 
Der Ansatz zu einer verbesserten Information allein genügt 
aber nicht Wir müssen auch den Mut haben, unseren Mitbür­
gerinnen und Mitbürgern, aber auch unseren europäischen 
Partnern klar und unmissverständlich zu sagen, wie wir uns 
eine «Europäische Union» vorstellen, welche sich mit unseren 
aussenpolitischen Zielen voll und ganz decken kann. Deshalb 
muss es unser strategisches Ziel sein, nicht nur der EU beizu­
treten, sondern diese im gleichen Zuge so umzugestalten, 
dass sie sich mit unseren aussenpolitischen Zielen deckt 
Information allein und eine Integrationspolitik, die dem Grund­
satz der Subsidiarität und Bürgernähe ein besonderes Ge­
wicht beimessen will, genügen nicht, um unsere Aussenpolitik 
innenpolitisch abzustützen. Die glänzendste Formulierung ei­
ner folgerichtigen Aussenpolitik und deren gekonnte Propa­
gierung allein genügen hierzu nicht Es braucht hierzu aus­
senpolitische und innenpolitische Taten, die im Volke Gefolg­
schaft erzielen und Vertrauen erwecken; vor allem muss den 
Grundsätzen des Föderalismus und der Subsidiarität nicht nur 
aussenpolitisch, sondern vor allem auch innenpolitisch wie­
der vermehrt Gewicht beigemessen werden. 
Die Intensität der Befassung mit dem Staate ist eine schweize­
rische Eigentümlichkeit, die darauf beruht, dass die Belange 
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der Öffentlichkeit nicht einer Elite. sondern von jeher der Ge­
meinschaft aller übertragen waren und sind. Der Gegenpol 
zum Staat ist hier nicht das einzelne Subjekt sondern der 
kleine Bereich in unserem Staate. die kleine Gemeinschaft. in 
welcher gemäss Jacob Burckhardt die grösstmögliche Quote 
von Angehörigen Bürger im vollen Sinne des Wortes ist 
Eine Aussenpolitik. die Erfolg haben will, muss klar 
dass Föderalismus und ebendiese Werte nicht nur mit Worten, 
sondern auch mit Taten gefördert werden. Sie muss glaubhaft 
machen, dass diese Werte auch in der europäischen Völker­
gemeinschaft von unten herauf wachsen und erhalten werden 
sollen. «Im Hause muss beginnen, was leuchten soll im Vater­
land.» Karl Schmid hat diesen Satz einmal auf die höhere 
Ebene übertragen, wo die Nation an die Stelle des Hauses und 
Europa für das Vaterland eintritt Wenn es dem Bundesrat und 
dem Parlament gelingt. dies glaubhaft umzusetzen, so wird 
die Gefolgschaft für unsere Aussenpolitik nicht ausbleiben. 

Beguin Thierry (R, NE): Denis de Rougemont definissait lade­
cadence comme le moment ou l'homme se demande ce qui 
va lui arriver plut6t que ce qu'il peut faire. C'est bien ce 
deuxieme terme de !'alternative qu'a choisi le Conseil federal 
en publiant son rapport sur la politique exterieure dans les an­
nees nonante. Nous ne pouvons qu'approuver la demarche 
du gouvernement qui, au terme d'une analyse realiste de la si­
tuation. assigne un but ä sa politique et propose une methode 
pour y parvenir. 
En designant l'adhesion, ä terme, ä l'Union europeenne 
comme l'objectif strategique de sa politique d'integration, le 
Conseil federal apere un choix ä la fois lucide et courageux. 
Quelle qu'ait pu etre notre deception au soir du 6 decembre 
1992, le verdict du peuple ne doit nous conduire ni ä la colere 
ni au desespoir. L'echec est une ecole dont les enseigne­
ments preparent la prochaine victoire. Dans leur majorite, 
ceux qui ont refuse l'Espace economique europeen ont certes 
fait une erreur d'appreciation, mais leur motivation profonde 
n'a en soi rien de blamable. J'irais jusqu'ä dire qu'ils ont 
dementi tous les constats pessimistes qui ont pu etre faits ä 
l'issue de la celebration du 700e anniversaire de la Confede­
ration. 
En effet, si le non a exprime une certaine peur, il a aussi affirme 
l'attachement ä une certaine idee du pays et aux valeurs au­
tour desquelles il s'est construit au cours des siecles. Les peu­
ples comme les individus ont besoin du reconfort des grandes 
certitudes. Ce qui s'est dit en Suisse avant le vote sur l'EEE res­
semble etrangement ä ce qui s'est dit en France avant Maa­
stricht L'enjeu n'etait pas le meme, et le resultat tut inverse, 
c'est vrai, mais les ressorts psychologiques qui ont mu l'opi­
nion publique ont ete les memes. Ces remarques valent pour 
la Grande-Bretagne et l'Allemagne ou le debat sur la ratifica­
tion a connu les memes accents, sans parler du Danemark 
Le premier enseignement ä retenir de cet echec, c'est que 
l'Europe ne se fera pas au mepris des nations qui ne sont ni 
des monstres froids ni des concepts arbitraires de l'esprit, 
mais des corps vivants, des unites organiques far;onnees par 
l'histoire, lentement mOries par l'action conjuguee des neces­
sites souvent, du hasard pariois, de la volonte des hommes 
toujours. Les peuples savent d'instinct qu'une nation est l'es­
pace privilegie ou peut s'exprimer le mieux la solidarite. C'est 
sur le socle des nations que l'Europe se construira, comme la 
Suisse moderne s'est bätie sur le socle des cantons. 
Le deuxieme enseignement, c'est que, pour reussir, un grand 
projet doit correspondre a une aspiration populaire. L'Europe 
technique et economique, qui est une necessite, n'est cepen­
dant pas suffisante pour mobi!iser l'ardeur des peuples; on 
meurt pour une idee, on ne meurt pas pour un traite economi-

si benefique qu'il puisse etre. 
de durable ne se fera sans le 

une fois cela un effort n~-~~,,~,,.~, 

prendre. II ici comme ailleurs. 
bles aux realites nouvelles; d'abord que si eu-
'"'''""'"n,a peut comme une sorte de syndicat de 
nantis, domine par technocrates sans äme et sans legiti-
mite democratique suffisante, son fondement historique et sa 
raison d'etre demeurent la construction de la paix. 
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Apres l'horreur de 1914-1918. cette guerre civile 
comme disait le marechal Lyautey, apres l'horreur de la 
ideologique de 1939-1945 qui opposa la democratie dic­
tature, il etait temps que l'on songeät a organiser les condi­
tions de la paix de maniere ä eviter la repetition de !'absurde. 
Cette conviction fut celle des peres fondateurs de et 
le de Gaulle. regarde a tort comme un adversaire de 
cette idee, n'exprimait pas autre chose lorsqu'il ecrivait le 
29 decembre 1948: «Nul plus que moi n'est convaincu de la 
necessite de construire l'Europe. c·~st le seul moyen d'abou­
tir a un reglement du probleme allemand qui concoure a 
l'equilibre, je veux dire qui puisse ouvrir une carriere aux capa­
cites du peuple allemand, sans mettre en danger ses voisins." 
Helmut Schmidt, dans un article paru dans le «Figaro Maga­
zine» a la veille du referendum sur Maastricht, tenait encore le 
meme langage. lnvitant les Franr;ais a dire oui, il insistait sur la 
necessite d'arrimer definitivement l'Allemagne ä l'Europe, rap­
pelant que l'Allemagne restait dangereuse a cause de sa situa­
tion geographique et de son tropisme naturel vers l'Est 
II est certain aussi que l'effondrement de l'empire communiste 
et la recomposition des nations etouffees par Staline comman­
dent ä l'Europe en construction de s'ouvrir ä elles et de les re­
cevoir pour poursuivre et parachever sa mission pacificatrice. 
Ce devoir est d'autant plus imperieux que la brutalite du pas­
sage d'une economie planifiee ä un liberalisme sauvage sans 
veritable culture democratique pour l'encadrer, a engendre le 
desordre, accentue la misere, favorise la criminalite, exacerbe 
le probleme des minorites gelees par la dictature et reveille le 
vieux demon du nationalisme, perversion du patriotisme qui 
transforme un sentiment nature! d'amour de son pays en senti­
ment de haine de l'autre. Ce danger est d'autant plus grave 
que, paradoxalement, les nationalismes peuvent s'allier pour 
conclure une maniere de «Sainte-Alliance» reactionnaire, au­
toritaire et raciste. J'en veux pour preuve le message de felici­
tations envoye par Gerhard Frey, chef de la Deutsche Volks­
union neonazie, a Vladimir Jirinovski, le lendemain des legisla­
tives russes: «Ta victoire ouvre la voie ä la cooperation etroite 
des deux plus grands peuples de l'Occident, !es Russes et les 
Allemands. » Voilä qui a du faire plaisir a Jirinovski, lui qui de­
clarait dans ses meeting electoraux que le national-socialisme 
est la philosophie de l'homme ordinaire. «Arrimer l'Allemagne 
ä l'Europe», ecrivait Helmut Schmidt: il est urgent aussi d'arri­
mer la Russie. 
L'Europe est ä faire, !'Union Europeenne en a jete les bases. 
lmpariaite, insuffisante, elle a au moins le merite d'exister. 
C'est sur cet acquis qu'elle devra developper sa strategie et 
surtout repenser sa structure. II est illusoire de songer a un Etat 
supranational. Comme la Suisse, elle ne pourra pas faire l'eco­
nomie de la Confederation d'Etats. Voilä une idee qui fait son 
chemin. Franr;ois Mitterrand l'a dejä dit, rejoignant en cela 
MmeThatcher. 
Jacques Delors lui-meme a evoque le processus d'helvetisa­
tion de l'Europe. L'Europe, c'est la paix, c'est lä toute sajustifi­
cation. Si eile le veut, si les peuples le veulent- et comment ne 
le voudraient-ils pas? ce but peut etre atteint L'Europe ro­
manisee, visitee par l'esprit grec, fecondee par le christia­
nisme, comme l'ecrivait Paul Valery, reconnait les memes va­
leurs. A c6te de l'Amerique qui est sa fille, eile est devenue, 
dans ce monde plus incertain, plus dangereux et plus cruel 
que jamais, le sanctuaire des droits de l'homme. 
La promotion de la paix est precisement l'un des objectifs es­
sentiels du Traite de Maastricht, qui prevoit la possibilite de de­
velopper une politique de defense commune, appuyee par la 
creation de forces armees autonomes. La Suisse ne pouvait 
rester indifferente ä cette evolution. Elle se devait de reevaluer 
sa politique de securite comme sa conception de la neutralite. 
Elle l'a fait, des la chute du mur de Berlin, et il faut souligner 
qu'elle fut un des premiers a formuler une rr,,nr,,nr,rm 
nouvelle qui tienne campte 
lemonde. 
L'idee maitresse du 90 du Conseil federal sur la 
que de securite de la est qu'il faut le concept 
de dissuasion fonde sur la neutralite par une coresponsabilite 
renforcee dans le domaine de la securite europeenne. II s'agit 
en effet de promouvoir activement la paix par la cooperation, 
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forte, nos de stabilisation de l'Europe de 
l'Est sont virtuellement nulles. » 

Nous devons bien sur, cela va de soi apres le vote du 
6 decembre 1992, respecter le verdict du peuple qui, dans no­
tre democratie, a toujours le dernier mot, a defaut d'avoir rai­
son. Cela n'empeche nullement les autorites de gouverner, 
c'est-a-dire d'analyser, de participer et de proposer. La täche 
essentielle du Conseil federal est de mettre en oeuvre !es 
moyens de sa volonte proclamee d'adherer un jour a !'Union 
europeenne, et notamment d'arreter sa position sur les deux 
initiatives relatives a cet objet. celle de la Lega et celle des 
jeunes. 
Enfin, le Conseil federal doit mettre en place sa strategie en 
vue de l'adhesion et ne pas negliger les aspects psychologi­
ques et affectifs qui ont pese si lourd dans le refus de l'Espace 
economique europeen. II doit convaincre ceux qui restent atta­
ches a un systeme politique qui a su sauvegarder les libertes, 
qui a permis aux entrepreneurs d'exercer sans contrainte ex­
cessive le genie de leur industrie et d'enrichir un pays que la 
nature avait fait pauvre, qui a su fonder un Etat central tout en 
respectant l'autonomie des cantons, qui a permis de faire vivre 
en paix des hornrnes si differents, parlant quatre langues et 
confessant au moins deux religions, que tout, ä tout instant, 
aurait pu se faire dresser les uns contre les autres. II doit dire 
que ce modele a fait ses preuves, rnais que dans ce rnonde qui 
change si vite et si profondernent, ou les verites deviennent 
provisoires, ou le ternps retrecit et les distances s'abolissent, 
dans ce monde d'aujourd'hui qu'il taut bien accepter cornrne 
il est, les solutions d'hier ne sont plus necessairernent celles 
d'aujourd'hui. 
II s'agira de dire enfin qu 'en cherchant äse rapprocher de l'Eu­
rope on ne renie rien du passe, que le but derneure le rnerne: 
assurer la securite et la prosperite, mais que l'evolution du 
monde exige d'autres moyens pour y parvenir. 
Si le peuple et les cantons entendent ce message et se lais­
sent instruire par les faits, ils admettront, le mornent venu, 
cette verite que, dans l'ordre politique cornme dans l'ordre 
biologique, l'adaptation au milieu reste la condition de la 
survie. 
Nous remercions le Conseil federal de nous montrer la voie de 
l'avenir, et nous l'assurons de notre concours. 

Rüesch Ernst (R, SG): Der Bericht über die Aussenpolitik der 
Schweiz in den neunziger Jahren ist ein übersichtliches und 
flüssig geschriebenes Dokument Die Verfasser solcher Bot­
schaften müssen ja immer anonym bleiben und nach der al­
ten Devise arbeiten: Viel leisten und wenig hervortreten. Um 
so mehr sei dem Verfasser Dank und Anerkennung ausge­
sprochen. Diese anerkennende Feststellung will nun nicht 
heissen, dass wir mit der bundesrätlichen Aussenpolitik in al­
len Teilen einverstanden sind. Wir nehmen den Bericht 
schliesslich nur «zur Kenntnis» und nicht «zustimmend zur 
Kenntnis». 
Der Bericht umfasst die gesamte Aussenpolitik, und trotzdem 
steht die Europapolitik- konkreter: die Integrationspolitik - im 
Vordergrund des Interesses. Wenn der Bundesrat das strate­
gische Ziel eines Beitritts der Schweiz zur EU anvisiert, so ist 
dieser Tatbestand wohl derjenige mit dem allergrössten Ge­
wicht in diesem Bericht Denn ein Beitritt der Schweiz zur EU 
hätte in der politischen Finalität eines Tages sogar einen Ver­
zicht auf eine eigenständige Aussenpolitik unseres Landes zur 
Folge. Damit dürfte klar sein, dass die Diskussion über den 
heutigen Bericht schwerpunktmässig auf die Europapolitik 
ausgerichtet ist. 

Blenden wir zurück: Vor dem Entscheid von Volk und Ständen 
über den Beitritt der Schweiz zum EWR im Jahre 1992 hatte 
der Bundesrat das Gesuch um Aufnahme in die EG wie die 
EU damals noch hiess In der Botschaft über den Bei-
tritt zum EWR schrieb der "Unser Ziel ist der vorbe-
haltlose Beitritt zur EG.» Diesen Satz musste man dreimal le-
sen, bevor man seinen trauen konnte. Der Bundesrat 
wollte bedingungslos in EG eintreten; dabei hatte Gross-
britannien im Vertrag von Maastricht seine Sonderregelungen 
ausgehandelt, und den Dänen machte man alle Konzessio­
nen, damit sie den Vertrag von Maastricht im zweiten Anlauf 
doch noch akzeptierten. Inzwischen handeln die neuen Bei­
trittskandidaten, insbesondere Österreich, ihre Bedingungen 
aus. 
Mit diesem «vorbehaltlosen Beitritt» hat der Bundesrat der 
EWR-Abstirnmung gewaltig geschadet Der Präsident der na­
tionalrätlichen Aussenpolitischen Kommission, Herr Mühle­
mann, bezeichnete in einem Interview diesen Schritt als Jahr­
hundertfehler. Das mag ein bisschen übertrieben sein, aber 
der Schaden war gross. Ich bin überzeugt, dass wir, die da­
mals im Kampf für den EWR in vorderster Front gestanden 
sind, ohne diesen unseligen Beschluss wenigstens ein Volks­
mehr erreicht hätten wenn auch kein Ständemehr -, und das 
hätte unsere Ausgangslage für die Zukunft stark verbessert 
Gegen ein Beitrittsgesuch im damaligen Zeitpunkt war im Prin­
zip nichts einzuwenden. Der Gedanke, mit den übrigen Efta­
Staaten gemeinsam verhandeln zu wollen, war wohl richtig 
aber im Sinne einer Option und nicht eines vorweggenomme­
nen, bedingungslosen Entschlusses! Hätte man dem Volk er­
klärt, dass wir verhandeln, um alle Möglichkeiten offenzuhal­
ten, und je nach Ergebnis die Frage des Beitritts zur Abstim­
mung vorlegen oder nicht, wie das der norwegische Minister­
präsident kürzlich gemacht hat, so hätte das Volk dies wohl 
auch begriffen. 
Nun scheint der Bundesrat den gleichen Fehler ein zweites 
Mal zu machen. Für ihn ist der Beitritt der Schweiz zur EU das 
strategische Ziel. Für viele unter uns ist der Beitritt aber kein 
strategisches Ziel, sondern eine strategische Option. Wir wol­
len diese weiterverfolgen. Ob wir dann eines Tages beitreten 
oder nicht, hängt von drei Dingen ab: 
1. vorn Ergebnis der Verhandlungen, das ist ganz entschei­
dend, also von den Bedingungen, die wir aushandeln; 
2. vorn dannzurnaligen Zustand der EU; wie sie sich weiter­
entwickelt, wissen wir heute noch nicht - ich erinnere an die 
berühmte Diskussion über Vertiefung oder Erweiterung als 
Priorität-; 
3. vom dannzumaligen Zustand der Schweiz. 
Ein alter Grundsatz in der militärischen Entschlussfassung 
heisst: «Prevoir loin, cornrnander court » Dieser Satz gilt auch 
für wirtschaftliche und politische Entschlüsse, sofern man das 
Kommandieren durch Beschliessen oder Entschliessen er­
setzt 
Der Satz meint, dass wir weitsichtig überlegen und planen sol­
len, uns aber nicht durch präjudizierende, in die Feme schwei­
fende Entschlüsse die Handlungsfreiheit schmälern sollten. 
Heute fehlen uns die Unterlagen für Entschlüsse, die vielleicht 
im Jahre 2000 fällig werden. Bis dann passiert bei uns noch 
sehr viel und in der EU erst recht So reduziert zum Beispiel 
eine neueste Studie der Hochschule St Gallen die Prognose 
für den wirtschaftlichen Vorteil bei einem EU-Beitritt gewaltig: 
Der Unterschied des jährlichen Wachstums des BIP liege bei 
nur 0,3 Prozent; vor kurzem sprach man noch von 1 bis 2 Pro­
zent Von wie vielen Prozenten wird man wohl im Jahre 1998 
oder im Jahre 2000 sprechen? Vielleicht von nur O, 1 Prozent, 
vielleicht aber auch von 3 Prozent; wir wissen es nicht Die Ent­
wicklung der Wirtschaft ist nicht so weit im voraus zu progno­
stizieren. Darum sollten wir heute auch nicht Entschlüsse fas­
sen, welche in eine solche ferne Zukunft reichen. 
Mit diesem strategischen Ziel statt mit einer strategischen Op­
tion verfolgt der Bundesrat eine Politik, die Zweifel aufkommen 
lässt, ob er es mit den bilateralen Verhandlungen überhaupt 
ernst meint Mit der bundesrätlichen Politik des strategischen 
Ziels, des vorweggenommenen Entschlusses, wird in der 
Schweiz die politische Lage polarisiert Es entsteht eine immer 
grössere Polarisierung zwischen den «Europhorikern», die 
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sich der EU bedingungslos unterwerfen wollen, und den EU­
Gegnern. welche in Brüssel den Antichristen sehen. Diese Po­
larisierung schadet unserer Innen- und Aussenpolitik. 
Der Bundesrat sollte auch die Option «EWR. 2. Auflage» mehr 
beachten. Sollten einer oder mehrere der Efta-Staaten in ihrer 
Volksabstimmung den EU-Beitritt verwerfen, dann hätte der 
EWR durchaus eine Chance, noch für einige Zeit am Leben zu 
bleiben. Das gleiche Bild gilt bei einer allfälligen Erweiterung 
der Efta nach Osten. Der Generalsekretär der Etta, Georg 
Reisch, hat gerade gestern in einem Interview erklärt, Efta und 
EWR seien noch nicht überflüssig; vielleicht in einem Jahr, 
vielleicht in zwei Jahren, aber jetzt sicher noch nicht Eine 
zweite EWR-Abstimmung, und das sage ich als Kämpfer für 
den Beitritt bei der ersten EWR-Abstimmung von damals, ist 
als Option unbedingt weiterzuverfolgen. 
Der Bundesrat sollte sich nun aber hauptsächlich auf die bila­
teralen Verhandlungen konzentrieren und daneben die bei­
den Optionen «Beitritt» und «EWR, 2. Auflage» weiterbearbei­
ten, aber eben als Optionen und nicht als vorweggenommene 
Entschlüsse für eine Zukunft. die noch unbekannt ist 
Bei den bilateralen Verhandlungen ist ein erster Erfolg zu ver­
zeichnen; wir konnten uns im Rahmen der Ursprungsregeln 
mit der EU einigen. Unseren Unterhändlern ist für diesen Er­
folg zu danken, und es ist ihnen dazu zu gratulieren. Vielleicht 
sollte man etwas mehr solche Erfolge hervorheben, als immer 
nur über die misslungene Abstimmung vom 6. Dezember 
1992 zu jammern. Es hat keinen Sinn, jahrelang seine Wunden 
zu lecken, man muss handeln. 
Die einseitige Konzentration des Bundesrates auf das strategi­
sche Ziel des Beitritts war auch Ursache vieler Jastimmen bei 
der Alpen-Initiative. Ich habe mit vielen Bürgern gesprochen, 
die gesagt haben: «Wenn sich der Bundesrat 'Brüssel' bedin­
gungslos unterwerfen will, müssen wir ihm wieder einmal den 
Meister zeigen.» Natürlich gab das nicht den Ausschlag, aber 
es hat zur Niederlage, die wir bei der Abstimmung über die Al­
pen-Initiative erlitten haben, beigetragen. 
Zweifellos hat auch der erfolgreiche Abschluss der Gatt-Ver­
handlungen der Uruguay-Runde den Nachteil des EWR-Nein 
etwas gemildert, wenn auch nicht aufgehoben. Aber für den 
Erfolg im Gatt dürfen wir ebenfalls unseren Unterhändlern 
danken, und wir gratulieren ihnen auch dazu. 
Nicht unbedingt verstanden werden kann der Beschluss des 
Bundesrates, für die bilateralen Verhandlungen einen Koordi­
nator einzusetzen. Während den ganzen EWR-Verhandlun­
gen, die sehr kompliziert waren, war diese Institution unnötig. 
Wir haben in den Departementen EDA und EVD je einen hoch­
qualifizierten Staatssekretär, und wir haben für die Zwecke der 
Koordination auch ein ausgezeichnet geführtes Integrations­
büro. 
Eine Zeitung qualifizierte diese Überorganisation mit dem Be­
griff «byzantinische Verhältnisse». Wie gross wird der Koordi­
nationsbedarf, wenn wir einmal 10 Staatssekretäre haben, 
oder wie gross würde er, wenn wir gar deren 21 hätten? Brau­
chen wir dann noch 1 O Koordinatoren, oder wie geht das wei­
ter? Wird die Hälfte der Staatssekretäre Oberstaatssekretäre, 
um die anderen zu koordinieren? Vielleicht muss das Parla­
ment im Rahmen der Regierungsreform noch einmal über die 
Bücher, wenn solche Dinge notwendig werden. 
Wir müssen vom Bundesrat in der Europapolitik eine Konzen­
tration auf die bilateralen Verhandlungen verlangen. Dabei 
müssen wir aber verhindern, dass wir unsere Aussenpolitik 
nur noch nach «Brüssel» ausrichten, so, wie ein Kaninchen nur 
noch auf die Schlange starrt Unsere Aussenpolitik muss um­
fassend, global aktiv sein. In dieser Richtung bedeutet dieser 
Bericht einen sehr guten Ansatz, den wir abschliessend positiv 
würdigen wollen. 

Cavadini Jean (L, NE): On a frequemment entendu dire que le 
peuple suisse, dans sa majorite, ne s'interesse guere a la poli­
tique exterieure. De bons indices etaient cette affirmation et le 
resultat de votations recentes pourrait nous laisser croire au 
bien-fonde de cette triste hypothese. 
Nous ne pouvons, dans ces circonstances, que repeter quel­
ques principes. Taut d'abord, que nous le voulions ou non, 
nous dependons de l'etranger dans une mesure qui s'accroit, 
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que ce soit dans le domaine politique ou economique. La sim­
ple affirmation de notre totale independance releve ici plus de 
l'hypothese de travail que de l'analyse lucide de notre Situa­
tion. Dans un proche avenir, notre territoire sera entierement 
entoure par des Etats qui se reclameront tous de l'Union euro-

Liechtenstein compris. L'insularite a laquelle certains 
paraissent aspirer sera ainsi realisee. 
On pourra, des lors, continuer a penser qu'on a raison, mais 
on se rappel!era tout de meme qu'il est dangereux d'avoir rai­
son seul. L'evolution politique que connalt l'Europe nous tou­
chera, nous concernera, nous obligera a une revision de notre 
politique exterieure qui pourrait etre dechirante. Assurement, 
!es premieres atteintes au dogme defendu par un grand nom­
bre ne seront pas mortelles et nos difficultes naitront plus tard. 
L'Union europeenne est une donnee decisive. 
II y a plusieurs annees, on s'etait parfois moque du Marche 
commun et du Traite de Rome. Puis on voulu ironiser sur la 
Communaute europeenne, sur les soubresauts de son elar­
gissement et le developpement de son administration. On 
sourit a peine maintenant de !'Union europeenne et de la diffi­
cile naissance de sa monnaie unique. C'est reconnaitre notre 
crainte d'etre en retard d'une guerre, mais cela, les dinosaures 
qui peuplent parfois notre parc ne veulent ni le voir et encore 
moins le comprendre. lls ne savent pas comment finissent les 
dinosaures, et c'est heureux! 
De nombreuses voix s'elevaient pour refuser une demande 
d'adhesion a l'ancienne Communaute europeenne en disant 
leur opposition aux decisions des juges etrangers qui siegent a 
Luxembourg. L'Espace economique europeen permettait de 
respecter ce scrupule en creant une nouvelle juridiction. On 
n'en voulut pas plus. Mais puisqu'il faut continuer de vivre, on 
exige maintenant des negociations bilaterales. Fort bien, mais 
sait-on que certains des litiges juridiques devront, des lors, etre 
soumis a ces memes juges de Luxembourg qu'on voulait eviter 
a tout prix? Cette vision insulaire confine a l'hallucination. Nous 
souhaitons qu 'elle n 'evoque pas le cauchemar d'un pays livre a 
ses vieux demons, refusanttoute perspective d'evolution. 
Ces sombres propos nous engagent, d'ailleurs, a dire au 
Conseil federal qu'a notre sens il conviendrait que la Suisse 
denonce le Traite sur le transit qu'elle a signe, parce qu'apres 
la votation de !'initiative dite «des Alpes», elle se trouve dans 
l'incapacite de respecter les clauses qu'elle avait elle-meme 
definies. Une lecture honnete du texte nous conduit a cette 
conclusion. 
Nous croyons a la necessite d'un projet, et la construction de 
l'Europe represente un beau projet L'importance economi­
que de la Suisse, heureuse, indiscutable, a masque «l'insigni­
fiance marquee de sa position vis-a-vis des grandes instances 
de decision en matiere de politique et de securite». Cette affir­
mation, celle du Conseil federal, nous la faisons n6tre, et nous 
croyons qu'une bonne definition de nos objectits de politique 
exterieure s'impose. Nous nous rallions a ceux qui ont ete rete­
nus et qui vont de la promotion de la securite et de la paix a 
l'engagement en faveur des droits de l'homme, de la demo­
cratie et des principes de l'Etat de droit, en passant par l'ac­
croissement de la prosperite commune, la promotion de la co­
hesion sociale et la preservation du milieu nature!. 
Ces objectits admis, quelles sont les routes qui y conduiront le 
plus sOrement? Est-ce celle de l'isolement ou celle de la colla­
boration avec les autres Etats? Celle d'un repli frileux sur un re­
duit que l'histoire a sanctifie ou celle d'une ouverture sur le 
continent qui se construit? Celle d'une superiorite qui s'auto­
proclame ou celle d'une participation aux travaux des differen­
tes instances internationales? La raison et l'interet se conju­
guent ici pour nous guider. Nous devons etre actifs a la Confe­
rence sur la securite et la cooperation en Europe, a defaut de 
l'etre par exemple a l'Otan. Nous devons etre actifs au Conseil 
de l'Europe puisque nous ne pouvons l'etre au sein de l'Union 
europeenne. La paix et la securite en Europe sont aussi notre 
affaire, cette evidence peut d'ailleurs etre etendue a l'ensem­
ble du monde, mais on sait ce que le peuple a repondu quand 
on lui a pose la question d'une adhesion a !'Organisation des 
Nations Unies. Nous apportons donc notre approbation au 
Conseil federal dans la definition qu'il donne de sa prochaine 
action. 
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Lobjectif d'une adhesion a !'Union ne nous parait 
nullement dera1sonnable. bien au contraire. Nous pouvons 
approfondir notre avec les Etats de l'Est mais ce 
n·est pas encore de la que nous viendra le salut, tant l'attenua-
tion de la difference de nos statuts de Nous 
avons a intensifier notre en ma-
t1ere de recherche et de mais nous de-

membre de droit 
dans tous !es organismes, ce assurement portee 
de notre voix. Nous ne saurions etre absents ni des develop-

sociaux ni du champ ecologique, mais nous devons 
savoir - et je citerai une derniere fois le Conseil federal: «No­

tre absence d'importantes organisations internationales ne 
constitue plus guere un atout» Admirable litote! Disons plus 
crument que cette absence-la represente un handicap de 
taille pour le developpement heureux de notre politique exte­
rieure. 
Nous terminerons par quelques remarques sur la neutralite 
suisse qui nous para1t aujourd'hui diviser le pays quant a sa si­
gnification profonde. La neutralite suisse est-elle une finalite 
ou un moyen? Nous avons entendu tant de fortes affirmations 
que nous croyons necessaire de rappelerque, tout d'abord, la 
neutralite nous a ete imposee, et que nous n'en avons pas fait 
le choix La defaite de Marignan et ses consequences sur le 
service mercenaire, le Traite de Westphalie qui sanctionne un 
Etat souhaite par l'Europe, le Congres de Vienne qui, sans me­
nagement, nous impose une neutralite declaree d'interet eu­
ropeen, montrent bien qu'historiquement cette neutralite sa­
cree n' a pas ete voulue de toute eternite. Elle a en revanche re­
presente un admirable moyen de garantir l'inviolabilite de no­
tre territoire, a la condition qu'elle soit armee et permanente. 
Ce n'est ni un dogme ni une notion immuable: sans etreageo­
metrie variable, eile peut etre redefinie dans la defense de nos 
interets. Mise a jour, adaptee aux pesanteurs des circons­
tances nouvelles, elle n'est pas la Pierre noire d'une Kaaba 
helvetique, n'en deplaise aux mollahs de l'immobilisme ob­
sessionnel. 
Nous ne disons pas que la neutralite est inutile ou depassee, 
nous affirmons par contre qu'elle doit pouvoir etre reorientee, 
mise au service de la paix, reactivee, pour nous permettre 
mieux encore de participer a la definition du monde et pour te­
moigner de notre solidarite internationale. 

Rhinow Rene (R, BL): Der bundesrätliche Bericht versucht in 
erster Linie, die Grundausrichtung unserer Aussenpolitik in 
diesem Jahrzehnt zu definieren, ihre Rahmenbedingungen, 
Grundlagen, Ziele und Instrumente aufzuzeigen. Es ist für 
mich mehr als erstaunlich, wie selten der eigentliche Kernge­
halt dieses Berichtes gewürdigt worden ist- nicht hier im Rat, 
sondern vor der Debatte in diesem Rat 
Der Versuch des Bundesrates ist meines Erachtens gelungen, 
gut gelungen sogar. Gewiss, auch ich könnte kritische Punkte 
ausmachen, Detailfragen hervorheben: etwa, warum die Not­
wendigkeit einer Revision der die Aussenpolitik betreffenden 
Artikel der Bundesverfassung oder warum der Bedarf an insti­
tutionellen Reformen bei den Behörden und auch bei den 
Volksrechten in aussenpolitischen Belangen nicht untersucht 
worden ist, oder warum die Efta in diesem Bericht «unter den 
Tisch» gefallen ist 
Aber ich möchte vielmehr dafür plädieren, beim Grundsätzli­
chen zu verweilen. Wenn sich viele Politiker und Politikerinnen 
vor allem über das strategische Ziel des EU-Beitritts aufhalten, 
dann weichen sie meines Erachtens letztlich den nicht beque­
men Grundaussagen des Berichtes aus. Diese Grundaussa­
gen bestehen doch, kurz zusammengefasst, aus folgenden 
drei Punkten: 
1. Aussenpolitik ist immer auch, ja vorrangig, Interessenwah­
rung. Interessenwahrung eines Kleinstaates, die (wie der Be­
richt mit Recht ausführt) auf der Einsicht in die Notwendigkeit 
von Kompromissen, auf der zutreffenden Einschätzung realer 
Machtverhältnisse - das vor allem! ·- und auf der Respektie­
rung des Völkerrechts beruht. Und man möchte beifügen: 
nicht auf nationalen, rückwärtsgewandten Mythologien. 
2. Die Wahrung der Unabhängigkeit der Schweiz hat einen an­
deren Stellenwert erhalten, indem wir angesichts der wach-

senden Verflochtenheit in internationalen Belangen, ange­
sichts der zunehmenden Einbindung der Schweiz, auch im-
mer mehr auf eine Zusammenarbeit auf internationaler 
Ebene und auf eine internationalen 
und supranationalen Organisationen sind. Der 
Bericht sagt es mit aller wünschbaren Deutlichkeit Unabhän-

wird nicht mehr nur in der gegen ein inter-
Umfeld erreicht, sondern in der optimalen Mitvvir­

bei der Gestaltung dieses Umfeldes. Oder an anderer 
heisst es. dass die Öffnung zu einer 

notwendigen Voraussetzung für die innenpolitische Problem­
bewältigung wird. 
Ich habe dies hier im Rat vor einigen Jahren mit dem Motto 
«Mitwirken, um überhaupt noch wirken zu können» zum Aus­
druck zu bringen versucht 
3. Eine weitere hauptsächliche Errungenschaft dieses Berich­
tes besteht in der überzeugenden Gliederung in fünf neu for­
mulierte aussenpolitische Ziele einerseits und in die Formulie­
rung der Mittel und Wege zur Erreichung dieser Ziele anderer­
seits. Dabei wird mit Recht ich habe das bis jetzt in der Dis­
kussion noch selten angetroffen - von den Grundbedürfnis­
sen der Bürgerinnen und Bürger nach Sicherheit, nach Wohl­
fahrt und nach Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
ausgegangen, von der Existenzsicherung also, und nicht von 
den abstrakten Vorstellungen eines souveränen Staatsgebil­
des. Ebenfalls vollkommen zu Recht wird deshalb die Neutrali­
tät der Schweiz zu den wichtigen Instrumenten der Aussenpo­
litik gezählt, nicht zu deren Zielen an sich. Letztlich geht es 
doch darum, der realen Gefahr einer schleichenden politi­
schen Marginalisierung der Schweiz entgegenzuwirken. 
Gegenüber diesem Bericht sind verschiedene Einwendungen 
erhoben worden. Ich möchte sie kurz anführen und einige Ge­
sichtspunkte dazu beisteuern. 
Einmal wurde gesagt, es würden damit die Grundsäulen der 
Schweiz, nämlich Unabhängigkeit, Selbstbestimmung und 
Neutralität, eingerissen. Wer solchermassen, von keines Zwei­
fels Blässe angekränkelt. tradierte Werte anspricht, müsste 
redlicherweise auch darlegen, wie und wo heute und morgen 
reine Selbstbestimmung zur Lösung unserer bedrängenden 
Probleme noch möglich und erfolgversprechend bleibt, wie 
wir etwa allein für unsere Wirtschaft Märkte in Europa offenhal­
ten, Migrationsprobleme lösen, Hungerursachen bekämpfen, 
der Klimaproblematik begegnen, Frieden und Sicherheit ge­
währleisten können. Diesen Beweis aber sind die Gegner 
schuldig geblieben, denn dieser Beweis ist schlicht und ein­
fach nicht zu führen. 
Auch die vielgerühmte Zusammenarbeit mit anderen Staaten 
anstelle der Integration hat wenig mit klassischer Selbstbe­
stimmung zu tun, denn für ein Abkommen braucht es minde­
stens zwei Partner, also nicht nur die Schweiz allein. Wie sehr 
der Bilateralismus künftig in Europa längerfristig noch gefragt 
ist, wird sich - vorsichtig formuliert -weisen. 
Zudem binden wir uns ja auch auf diesem Weg, vielleicht weni­
ger spektakulär, weniger spürbar, aber eben doch Schritt für 
Schritt, schon mit den über 2000 Staatsverträgen, die wir be­
reits abgeschlossen haben. Schliesslich wird dem Volk Sand 
in die Augen gestreut, wenn mit der Berufung auf die wohlklin­
gende Metapher «Selbstbestimmung» der zunehmende fakti­
sche Zwang zum sogenannten autonomen Nachvolizug, das 
heisst, etwas drastischer ausgedrückt, zur zähneknirschen­
den faktischen Anerkennung der Fremdbestimmung, ver­
schwiegen wird. 
Ein zweiter Einwand gegen den Bericht betrifft das inzwischen 
berühmt-berüchtigte sogenannte strategische Ziel des EU­
Beitritts der Schweiz. Hier - so meine ich - sind in den bisheri­
gen Diskussionen die Proportionen verlorengegangen. Ein­
mal - ich wiederhole es - ist das nicht die Kernaussage des 
Berichtes. Ich respektiere voll und ganz, dass man geteilter 
Meinung sein kann. In der Regel wird vor lauter Entrüstung 
übersehen, dass diese Zielsetzung überaus vorsichtig und 
verklausuliert formuliert worden ist Es gehe darum, sagt der 
Bundesrat, in der nächsten Legislaturperiode die multilaterale 
Integration einzuleiten und «sofern die innen- und aussenpoli­
tischen Voraussetzungen erfüllt sind, zu verhandeln». Damit 
ist für mich der Grundsatz «prevoir loin, commander court» er-
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füllt Denn das Offenlassen aller denkbaren und 
Optionen hat meines Erachtens nichts mit zu 
tun. Von «bedingungslosem» Beitritt ist 1n diesem Bericht nicht 
die Rede. 
Ich stosse mich nicht an dieser 
zum Ausdruck gebracht wird, im 
würde sich bei der EU 

wenn sie so offen 
Der Bundesrat 

machen. wenn er zuerst 
1:le:1tnttsc1esuc1 "''r'""''"""ht dieses nach der Ab-

vom 6. Dezember 1992 aufs Eis gelegt und 
heute vor Aufnahme der bilateralen Verhandlungen und 
ohne sichtbaren Grund das mehrfach Ziel in eine 
blosse Option zurückverwandelte. Dabei wir uns 
doch auch vergegenwärtigen, dass die Schweiz zwar In wirt­
schaftlichen und wissenschaftlichen Organisationen gut ver­
treten ist. dass sie jedoch in der weltweit wichtigsten politi­
schen Organisation, in der Uno, im wichtigsten europäischen 
Entscheidungszentrum, in der EU, und im wichtigsten sicher­
heitspolitischen Verband, in der Nato, abwesend ist Das sind 
die Realien, das sind die Fakten, die unser Gewicht be­
stimmen. 
Heute steht für die Schweiz immer mehr ihre Glaubwürdigkeit 
auf dem Spiet Damit ist das oft gehörte Argument abzulehnen, 
mit dieser strategischen Zielsetzung würden die bilateralen 
Verhandlungen gefährdet Das stimmt nun wirklich nicht Der 
Verdacht ist nicht von der Hand zu weisen, dass hier eine 
«Dolchstosslegende» aufgebaut wird. Wir gefährden nämlich 
diese Verhandlungen vor allem durch zwei andere Verhaltens­
weisen: einerseits, wenn wir uns durch eine Hüst-und-Hott­
Politik unglaubwürdig machen, vertragsbrüchig werden, nicht 
mehr als verlässlicher Partner eingestuft werden, und anderer­
seits, wenn wir nicht müde werden, die EU vom hohen Ross 
herab zu kritisieren, ihr Belehrungen im Stil eines helvetischen 
Oberschulmeisters zu erteilen. Man kann doch nicht demjeni­
gen, mit dem man sich bilateral finden will und muss, zuerst 
Schläge austeilen und gleichzeitig hoffen, er zeige sich erfreut 
darüber und würde dies dann beim Vertragsabschluss erst 
noch belohnen. Da müssen sich doch diejenigen, die so unbe­
irrt auf die EU, unsere Vertragspartnerin, losdonnern, fragen, 
ob nicht gerade sie es sind, welche diese Verhandlungen 
ernsthaft in Frage stellen. 
Viel wichtiger als die manchmal fast aus einer allergischen Re­
aktion heraus entstehende Kritik an dieser Zielsetzung ist es, 
den Bundesrat darauf zu behaften, dass über den Zeitpunkt 
der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen also darüber, 
wann die erwähnten innen- und aussenpolitischen Vorausset­
zungen erfüllt sind - gemeinsam und offen diskutiert wird. Das 
ist des Pudels Kern, nicht die Zielsetzung an sich, die auch ein 
weiteres Hinausschieben des Beitritts ins nächste Jahrtau­
send durchaus offenlässt 
Freilich hat der Bundesrat auch einen sprachlich-methodi­
schen Fehler gemacht Er widerspricht sich nämlich, wenn er 
immer wieder von einem strategischen Ziel des EU-Beitritts 
spricht, denn nach dem Konzept dieses Berichtes ist dieser 
Beitritt bloss ein Mittel, um die eigentlichen aussenpolitischen 
Ziele zu erreichen, und kein selbständiges Ziel an sich. Mit­
gliedschaften in internationalen Organisationen stellen keinen 
Selbstzweck dar. Sie müssen unseren Interessen dienen. 
Ein weiterer Punkt: Es wird gesagt, mit diesem Bericht werde 
der Volkswille, wie er sich bei der EWR-Abstimmung manife­
stiert habe, verhöhnt Wer so etwas sagt, beweist für mich ein 
eigenartiges Demokratieverständnis. Ein Volksentscheid ist 
voll und ganz zu respektieren, aber nicht weniger und auch 
nicht mehr. Das heisst hier vor allem: keine Beteiligung am 
EWR, dafür ernsthafte Aufnahme bilateraler Verhandlungen. 
Es gehört aber nach wie vor auch zur Pflicht der Behörden und 
von uns allen, die Interessen der Schweiz optimal zu wahren, 
längerfristige Zielsetzungen zu verfolgen und dem Volk Gele­
genheit zu geben, zu gegebener Zeit wieder Stellung zu bezie­
hen. Hier sind auch Chancen offenzuhalten, damit das Volk 
künftig überhaupt entscheiden kann. 
In einer Demokratie obliegt es den Behörden nicht nur, Volks­
entscheide rückwirkend zu beachten, sondern auch, das Volk 
zu überzeugen und sich an der Meinungsbildung an vorder­
ster Front zu beteiligen. Der Volkswille ist keine vorgeformte, 
feststehende, unabänderliche Grösse. Er muss immer wieder 

werden, gerade in einem Bereich wie der Aussen­
wo der Kenntnisstand eher gering ist und die Verhält­

nisse sich rasant verändern. 
Noch zur Neutralität: Ich habe den Eindruck. dass viele Politi­
kerinnen und Politiker nicht bereit sind, offen und vorurteilslos 
über den Stellenwert der Neutralität von heute und morgen zu 
diskutieren. Natürlich stellt die Neutralität für viele von uns ein 
w11-ht,,.,,,"' Element der Identität unseres Landes dar. Dies ist 
bedingungslos ernst zu nehmen. Aber es ist kein Grund. die 

vor den Veränderungen irr unserem Umfeld zu ver­
welche ein «überdenken» dieser Neutralität eben 

zwingend notwendig machen. «überdenken» heisst nicht ein­
fach abschaffen, sondern klarstellen, was Neutralität im völker­
rechtlichen Sinn überhaupt ist, ohne mythologische Überhö­
hungen und Glaubensbekenntnisse. «überdenken» heisst 
auch, dass der Wert unserer Neutralität für die erwähnten 
Grundbedürfnisse der Schweizerinnen und Schweizer, dass 
die Eignung der Neutralität zur Existenzsicherung angesichts 
des veränderten Gefahrenspektrums vorurteilslos überprüft 
wird. Das ist unsere Aufgabe: es ist nicht unsere Aufgabe, De­
klamationen vorzutragen. 
Der Bericht des Bundesrates ist für mich auch in diesem Teil, 
aufs Ganze gesehen, überzeugend. 

Onken Thomas (S, TG): Auch ich begrüsse diesen Bericht 
über die Aussenpolitik der Schweiz in den neunziger Jahren, 
und ich heisse ihn in seinen Grundzügen, in seiner Analyse 
und in seinen wesentlichen Folgerungen gut Er ist dicht und 
differenziert, er ist folgerichtig und klärend. Aber er ist spürbar 
auf Akzeptanz getrimmt Man hätte weiter gehen und sich dezi­
dierter äussern, man hätte manchen Positionsbezug mutiger 
und markanter fassen können. Möglicherweise wäre dann al­
lerdings auch die breit abgestützte Zustimmung verlorenge­
gangen. Ich verstehe also, dass sich der Bundesrat etwas zu­
rückgehalten hat Sei's drum! Es bleibt jedenfalls viel Konkreti­
sierungsarbeit zu leisten. 
Dabei möchte ich den Bundesrat einladen, den Weg des pro­
blemorientierten Ansatzes, den er in diesen Bericht einge­
bracht hat, weiter zu beschreiten. Aussenpolitik muss stärker 
«operationalisiert» werden, um wirklich verständlich zu sein. 
Prinzipien allein bleiben zu abstrakt, zu unfassbar. Aussenpoli­
tik als Instrument der Problemlösung jedoch - gerade auch 
der innenpolitischen Problemlösung - verleiht Anschaulich­
keit und bringt sie auch den Menschen näher. Und diese grös­
sere Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern müssen wir -
vorab wir Parlamentarier übrigens - unbedingt suchen. Auch 
der Bundesrat schreibt auf Seite 10 des Berichts: «In diesem 
Sinn wird die innenpolitische Abstützung der Aussenpolitik zur 
vordringlichen Aufgabe der neunziger Jahre." Es muss uns 
also gelingen, verständlich zu machen, dass nationale Souve­
ränität wahrt, wer Aussenpolitik geschickt einsetzt und wer 
sich dort einbringt und dort mitwirkt, wo Entscheide gefällt 
werden, deren Folgen er sich nicht entziehen kann. Dieses 
neue assoziative Verständnis von Souveränität muss zum 
Durchbruch gelangen; die Fähigkeit also, gemeinsam mit an­
deren übergreifende Probleme zu lösen und Konflikte und Be­
drohungen unter Kontrolle zu bringen; gemeinsam mit ande­
ren das zu leisten, was im nationalen Rahmen allein nicht mehr 
möglich ist, bei allem Respekt für die weiterbestehende Be­
deutung der Nationalstaaten, die Herr Beguin in seinem Vo­
tum betont hat 
Dieser Kerngedanke eines gewandelten, erneuerten Souverä­
nitätsverständnisses ist auch in der Europafrage wichtig. Ich 
finde es richtig, dass der Bundesrat am strategischen Ziel des 
Beitritts der Schweiz zur Europäischen Union festhält Der 
Bundesrat handelt damit vorausschauend. «II prevoit loin», 
Herr Rüesch. Er handelt weitsichtig, wenn er sich zu dieser 
Zielsetzung bekennt, wohl wissend, dass der Weg nur mit dem 
Parlament und nur mit dem Volk gegangen werden kann. Von 
bedingungsloser Unterwerfung, wie sie Herr Kollege Rüesch 
evoziert hat, kann überhaupt keine Rede sein, noch nicht ein­
mal bei den blauäugigsten «Europhorikern». 
Aber warum, Herren Bundesräte, dieses europapolitische Be­
kenntnis unter dem Titel «Förderung der Wohlfahrt» ansiedeln, 
wie das hier im Bericht geschieht? Warum es bereits wieder 
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überdeutlich mit materiellen, wirtschaftlichen Erwägungen 
Weil das Portemonnaie des Schweizers empfind­

lichste ist? Ich würde darauf nicht alleine bauen, wir ha­
ben es schon einmal getan und damit zu kurz beim 
EWR, wo wir etwas auf die r.1<,nrn-.m,c:r·h,::, 

dieses gesetzt haben. Ge-
rade der erwähnte auch die Schiene der 
kollektiven der mögliche der 
Schweiz zur in Europa. zum in 
Freiheit". diese ideellen Werte, die ja auch eine emotio-
nelle haben. müssen stärker in die Diskussion 
o,nno1"r"'rht werden und den Kontext der Wohlfahrt, der an 

unbestritten ist, ... "'"'"" .... ' 
Die Annäherung an das strategische Ziel und seine Verwirkli­
chung will der Bundesrat von den «aussenpolitischen und den 
innenpolitischen Voraussetzungen», die erfüllt sein müssen, 
abhängig machen. Das haben wir nun schon einige Male ge­
hört und gelesen. In diesem Wort steckt sehr viel Abwarten, 
sehr viel mögliche Passivität Wenn man jedoch ein Ziel setzt, 
muss man es auch durch eine gestaltende Politik zu erreichen 
versuchen. Politik heisst schliesslich, das Notwendige mög­
lich zu machen. Es heisst, die Rahmenbedingungen zu schaf­
fen, um eine Vision Realität werden zu lassen. Von dieser Weg­
bereitung auf das Ziel hin lese ich in diesem Bericht sehr we­
nig. Hier wird ganz sicher nachzuhaken sein, wenn es nicht bei 
papierenen Absichtserklärungen bleiben soll. 
Aber weiten wir doch wieder den Blick: weltoffen, universell, 
über den engen eurozentrierten Horizont hinaus! Es ist 
schliesslich ein Bericht zur weltläufigen Aussenpolitik der 
Schweiz und nicht zur Europapolitik, zu dem ihn der National­
rat durch seine einseitige integrationspolitische Fixierung ge­
macht hat Es gibt leider auch einen Provinzialismus im konti­
nentalen Massstab. Unsere Offenheit, unsere Kooperations­
bereitschaft, unsere Solidarität müssen umfassender, globa­
ler sein, und sie sind es ja auch, wenn wir nur ein wenig helveti­
sche Selbstgenügsamkeit abstreifen und diesen gelegentli­
chen Hang zur Selbstgerechtigkeit ablegen. 
Was dem schweizerischen Auftritt jedoch noch fehlt, ist die Ko­
härenz. Unsere Aussenpolitik ist nicht frei von Zielkonflikten, 
von Widersprüchen, von Ambiguitäten, die unserem Ansehen 
und unserer Glaubwürdigkeit schaden. Wenn irgendwo in der 
Welt ein Despot gestürzt wird, führt die Spur der hinterzoge­
nen, der veruntreuten Gelder leider in unser Land. Wenn der 
Aufbau des irakischen Militärpotentials von der Uno unter­
sucht wird, stellt sich heraus, dass schweizerische Unterneh­
mungen führend daran beteiligt sind. Wenn es gegenüber ir­
gendeinem Drittstaat, der die Menschenrechte verletzt, eine 
konsequente, eine kompromisslose Haltung einzunehmen 
gilt, mischen sich Exportinteressen in die Erwägungen ein. 
Wenn die Dritte Welt einen unabhängigen und unerschrocke­
nen Fürsprecher bräuchte, sieht sie die Schweiz in die Phalanx 
der Industrienationen und deren Interessen eingereiht Wenn 
die hochgestimmte Eidgenossenschaft in ihrem Jubiläums­
jahr einen grossherzigen Entschuldungskredit zugunsten är­
merer Entwicklungsländer beschliesst, geht das Parlament im 
nächsten Jahr aus Opportunitätsgründen hin und streicht ihn 
wieder zusammen. Und nicht nur in der Osteuropahilfe gibt 
gelegentlich die eine Hand, was die andere ungeniert wieder 
nimmt! 
Das sind Probleme, mit denen alle Länder zu kämpfen ha­
ben; das gebe ich zu. Aber das ist kein Trost Es muss unser 
Bestreben, es muss unser Ehrgeiz sein, den aussenpoliti­
schen Einsatz der Schweiz noch konsistenter, noch unan­
fechtbarer, noch glaubwürdiger zu machen, beharrlich, in 
kleinen Schritten und auch in zäher innenpolitischer Diskus­
sion und Umsetzung. Ich bin überzeugt davon, dass die Vor­
teile einer solchen Zuspitzung und Profilierung der aussen­
politischen Kohärenz die gelegentlichen Nachteile bei wei­
tem überwiegen werden. 
Das ist ein wichtiger Punkt, der Jahr für Jahr fortgeschrieben 
werden muss und über den der Bundesrat ohne Halbheiten 
Rechenschaft ablegen sollte - so, wie das die Aussenpoliti­
sche Kommission in ihrem Postulat betreffend die aussenpo­
litische Berichterstattung (94. 3020; das Postulat wird später 
behandelt) wünscht. 
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Ich hoffe in diesem Sinne auf eine Erfolgsgeschichte in Fort­
Ich bin in dieser Zuversicht bereit, vom Bericht 

KA,nntnic: zu nehmen, und Ihnen ein Gleiches. 

JU): Permettez-moi, d'abord, quel-
ques observations sur le rapport Je ensuite 
de 
Le rapport du Conseil federal consacre une certaine rupture 
par rapport aux lignes directrices anterieures. On y affirme clai-
rement pour la nouvelle legislative, r accent devra 
etre sur la que sur le renforcement de la 
solidarite internationale. le grand merite de ce rapport est de 
mettre en exergue les buts prioritaires de notre politique etran­
gere ainsi que les moyens dont nous disposons pour les at­
teindre. Nous avons pour resultat un rapport coherent et com­
plet parce qu'il ne met plus seulement le projecteur sur nos in­
terets economiques ä l'exterieur, mais touche a la securite et a 
la paix, aux droits de l'homme, a la cohesion sociale et a l'envi­
ronnement Ce «corps de doctrine» devrait nous permettre 
une politique offensive et se reveler un bon instrument pour 
guider notre politique etrangere. 
l'Europe, qui n'est pas au centre du rapport, est en revanche 
au centre de toutes !es discussions. Sur Je plan exterieur, je 
pense que le Conseil federal a parfaitement raison dans ses 
objectifs: les negociations bilaterales avec !'Union euro­
peenne, un eventual Espace economique bis demeureront 
toujours des routes d'acces, mais pas des buts en soi. Je par­
tage l'objectif strategique du Conseil federal qui est, a terme, 
l'adhesion a !'Union europeenne. 
Sur le plan interne, je constate que le psychodrame continue 
de se jouer principalement en Suisse alemanique. Je regrette 
profondement que les adversaires de toute integration se­
rieuse ne prennent pas la mesure des evenements qui se pro­
duisent actuellement et la vitesse a laquelle ils se produisent 
Voila la Suade, la Finlande et l'Autriche qui concluent un ac­
cord avec !'Union europeenne. Voila la Norvege qui se donne 
encore un peu de temps, mais qui va tres certainement vers un 
accord a brefs delais. Voici, par consequent, l'Espace econo­
mique deja moins attractif sans compter que I' acquis pertinent 
sur lequel on a vote le 6 decembre 1992 s'est dejä, lui aussi, 
profondement modifie. 
Et malgre cette evolution foudroyante, les discours restent les 
memes, les fronts ne bougent pas et, peut-etre meme, l'incom­
prehension se creuse. On l'a constate apres le 6 decembre 
1992, on le constate encore apres le vote de !'initiative des Al­
pes. Les critiques, entendues jusque dans l'enceinte du 
Conseil national a l'adresse de !'Union europeenne, sur sa 
structure et son fonctionnement ne desarment pas et sont sou­
vent d'autant plus aisees - mais aussi indecentes pour ceux 
qui les emettent que nous ne participons a rien de sa cons­
truction. Je crains, malheureusement, que nous n'ayons pas 
actuellement, a l'interieur du pays, les ressources morales suf­
fisantes pour debloquer cette situation crispee. 
Dans un autre debat, un de nos collegues du Conseil a declare 
que pour se convaincre que l'integration europeenne etait ne­
cessaire, les Suisses devaient d'abord constater qu'ils souf­
frent de leur isolement Cet isolement risque bien de s'accen­
tuer encore avec l'integration de I' Autriche et des pays scandi­
naves. Les referendums populaires dans ces pays, qui se de­
rouleront cet ete, pourront, suivant leur issue, provoquer, ici, le 
sursaut dont nous ne sommes pas actuellement capable. Ce 
n'est d'ailleurs pas le moindre paradoxe que notre pays si in­
dependant doive attendre la decision des autres pour se deci­
der et determiner sa politique etrangere. 
Je tiens, cependant, cette nouvelle donne pour tres impor­
tante dans le debat europeen en Suisse. C'est la raison pour 
laquelle j'ai demande le retrait de l'ordre du jour de ma mo­
tion (93.3443) qui invitait le Conseil federal a reactiver les ne­
gociations d'adhesion a !'Union europeenne. Je juge qu'ac­
tuellement un tel debat tomberait dans un paysage politique 
bloque, donc sterile, et je souhaite le reporter a l'automne 
apres les votations populaires de l'Autriche et des pays scan­
dinaves. 
Pour !'heure, j'approuve le rapport du Conseil federal et ses 
objectifs parce que, d'abord, il s'agit d'un excellent rapport, 
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et parce que les objectifs du Conseil federal sont les seuls pos­
sibles. 

Cavelty Luregn Mathias (C. GR): Ich habe im Hinblick aut die 
heutige Diskussion die Zeitungsberichterstattung über die 
dreitägige Debatte im Nationalrat nachgelesen. Die rund 
70 Rednerinnen und Redner haben wohl alles gesagt was 
sich in diesem Zusammenhang sagen lässt Weil sie sich aber 
in Einzelfragen vielfach widersprochen haben, fragt es sich. 
welche Schlussfolgerungen sich aus der Debatte ziehen 
lassen. 
Aus der einzigen Abstimmung im Nationalrat ergab sich eine 
deutliche Mehrheit gegen eine Rückweisung des Berichts an 
den Bundesrat Also war die überwiegende Mehrheit des Na­
tionalrates nicht gegen die vom Bundesrat anvisierte Gesamt­
richtung der zukünftigen Europapolitik, und diese Gesamt­
richtung heisst nach der klaren Sprache des Bundesrates: Eu­
ropäische Union. 
Dies ist für mich die einzige klare Schlussfolgerung aus der na­
tional rätlichen Debatte. Die Europäische Union als strategi­
sches Ziel ist nach meinem Verständnis eine Richtungsan­
gabe, wohin man sich bewegen will, nicht eine festumrissene, 
statische und unabänderliche Einheit, in die man sich hineinbe­
gibt, koste es, was es wolle. Auf dem Weg in Richtung EU gibt 
es viele Probleme und Fragen, die zu beantworten und zu be­
wältigen sind. Dies müssen wir in erster Linie unter uns selbst 
tun und dann in zweiter Linie in Verhandlungen mit der EU. 
Wir sind uns das haben die Diskussion im Nationalrat und 
auch die heutige Diskussion gezeigt in vielen relevanten 
Punkten noch nicht einig. Um aber nach aussen glaubwürdig 
verhandeln zu können, ist eine innere Einigung, wenigstens in 
den wichtigen Fragen, nötig. Ziel der künftigen Diskussionen 
muss es sein, auf diese Fragen mehrheitsfähige Antworten zu 
finden. Ob das Parlament das beste Gremium hierfür ist, wage 
ich zu bezweifeln. Der bisherige Verlauf des Prozesses hat je­
denfalls gezeigt, dass sich Gegner und Befürworter immer 
weiter voneinander entfernt statt sich einander genähert ha­
ben. Praktisch verkehren Gegner und Befürworter nur noch 
über Interviews oder Statements vor den Medien miteinander. 
Dazu gehören auch undifferenzierte Vorwürfe an die schwei­
zerische Wirtschaft, die wir vor kurzem auch in unserem Rat 
hören konnten. 
In einem Vorstoss, den ich diese Woche begründen darf, spre­
che ich von einer vom Bundesrat einzuberufenden, über das 
Parlament hinaus, breit abgestützten Einigungsversammlung 
der wägsten Köpfe der Schweiz. Diese hätte zunächst die 
übereinstimmenden und die divergierenden Punkte zu inven­
tarisieren und hernach einen Ausgleich anzustreben. Das Par­
lament sollte dann erst nachher in seiner Entscheidfunktion tä­
tig werden. Im Gegensatz zur heutigen allgemeinen Diskus­
sion sollte dann Punkt für Punkt über die verschiedenen Fra­
gen abgestimmt werden. Das wäre die eine Seite. 
Für die andere Seite, die Verhandlungen über den EU-Beitritt, 
dürfen wir entgegen dem, was uns immer wieder gesagt wird, 
davon ausgehen, dass es sehr wohl ein «Europa ä la carte» 
gibt bzw. dass man sehr wohl über einzelne Bedingungen und 
Bestimmungen mit der EU verhandeln kann. Natürlich sagen 
uns die Verhandlungspartner das Gegenteil; sie wären keine 
guten Verhandlungspartner, wenn sie schon von Beginn der 
Verhandlungen weg Konzessionen anböten oder mindestens 
andeuteten. 
Tatsache ist, dass etliche EU-Länder für sich Ausnahmen aus­
gehandelt haben, so Grossbritannien bezüglich der Sozial­
rechte, Luxemburg bezüglich der Gastarbeiter und Steuern, 
Dänemark bezüglich Verteidigung und Währung, Deutsch­
land aufgrund des verbindlichen Urteils des Verfassungsge­
richts. Zu erinnern ist auch an die soeben abgeschlossenen 
Verhandlungen mit Österreich bezüglich Transit- und Land­
wirtschaftsfragen und schliesslich an die Abstimmungsdis­
kussion in Frankreich. Die EU ist nicht mehr so zentralistisch 
und kompakt wie die EG vor Maastricht. Vor der Volksabstim­
mung in Frankreich und der Parlamentsabstimmung in Gross­
britannien wurde dies klar zum Ausdruck gebracht. Die EU 
entwickelt sich, um mit John Major zu sprechen, immer mehr 
zu einer Union von souveränen Nationalstaaten. 

Natürlich müssen wir dort. wo wir nicht gebunden sein wollen, 
auch dem Partner gestatten, nicht gebunden zu sein. Daraus 
könnte sich möglicherweise eine unvollkommene 
schaff mehr eine Assoziation. so, wie es die 
wandten der Eidgenossenschaft waren. Auch 
schiene mir eine denkbare Lösung zu sein. Nicht alles muss 
vollkommen, rund und einheitlich sein. Wichtig ist, dass es 
zum Wohle aller funktioniert Schliesslich wird nicht alles «für 
die Ewigkeit» lPSf'fl:4ll!C•n 

Aus all diesen ziehe ich de'n Schluss, dass der Bun­
desrat mit der als strategisches Ziel angegebenen Richtung 
EU richtigliegt und dass es nur darum geht, vorerst landesin­
tern, unter uns, bezüglich der Einzelfragen eine tragfähige 
Plattform zu suchen. um hernach bilateral Punkt für Punkt mit 
der EU zu verhandeln. wozu wir ja bereits startbereit sind. Ob 
daraus schliesslich eine mögliche Vollmitgliedschaft, eine As­
soziation, der Status eines «Zugewandten Ortes» oder über­
haupt gar nichts herausschaut wird das Ergebnis der Ver­
handlungen und schliesslich der dannzumaligen Entschei­
dung von Volk und Ständen sein. Bilaterale Verhandlungen 
sind über alles möglich. über alle Verhandlungsthemen, so­
fern wir und die EU dazu bereit sind. 
Also lasst uns damit ohne viel Streit um Worte beginnen! 

Ziegler Oswald (C, UR): Neutralität ist eine politische Ver­
pflichtung zur Nichtkriegführung und zu einer rein defensiv 
ausgerichteten, praktisch auf Notwehr beschränkten Verteidi­
gungsdoktrin. Neutralität ist ein Instrument unserer Aussenpo­
litik. Aussenpolitik ist aber immer auch Verteidigungspolitik. 
Damit ist gesagt, dass die Neutralität einen eminent sicher­
heitspolitischen Aspekt hat Die Sicherheitspolitische Kom­
mission hat es deshalb als ihre Aufgabe betrachtet, den sicher­
heitspolitischen Aspekt der Neutralität zu beurteilen und zu ge­
wichten. Der Sitzungsplan der beiden Kommissionen, APK 
und SiK, hat es allerdings nicht erlaubt, den Bericht der Sicher­
heitspolitischen Kommission der APK so zur Verfügung zu 
stellen, dass er von ihr noch hätte behandelt werden können. 
Der Präsident der APK war aber mit dem Vorgehen der SiK 
ausdrücklich einverstanden. 
Die Berichterstattung, die ich hier als Präsident der Sicher­
heitspolitischen Kommission mache, bezieht sich deshalb nur 
auf den Bericht zur Neutralität (im Anhang des Berichtes über 
die Aussenpolitik der Schweiz in den neunziger Jahren). Die 
Behandlung des Berichtes in der Sicherheitspolitischen 
Kommission erfolgte in Anwesenheit von Herrn Bundesrat Villi­
ger, Chef EMD, und Herrn Staatssekretär Kellenberger, EDA 
Beide haben je aus ihrer Sicht ein einführendes Referat ge­
halten. 
Ich werde nun unter drei Punkten Bericht erstatten: erstens 
Benotung und Antragstellung, zweitens Feststellungen und 
drittens Schlussfolgerungen: 
1. Zu Benotung und Antragstellung: Der Bericht hat in der Si­
cherheitspolitischen Kommission gute Noten erhalten. Die 
Kommission beantragt deshalb, den Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. Damit soll gesagt sein, dass man im allgemeinen mit 
den vom Bundesrat gezogenen Schlussfolgerungen einver­
standen ist, aber in Einzelheiten und in Interpretationsfragen 
nicht vollumfänglich mit dem Bundesrat einig ist Mit Bezug 
auf diese Punkte gibt es auch unter den Kommissionsmitglie­
dern Differenzen. 
2. Zu den Feststellungen: Die Sicherheitspolitische Kommis­
sion stellt ein Doppeltes fest: Die dargestellte Neutralitätspoli­
tik ist erstens die konsequente Fortführung der Politik, wie sie 
im «Bericht 90» des Bundesrates an die Bundesversammlung 
über die Sicherheitspolitik der Schweiz dargelegt ist Der «Be­
richt 90» ist damals von National- und Ständerat zur Kenntnis 
genommen worden. Dieser Bericht hält fest, dass die Neutrali­
tät ein Mittel zur Verwirklichung der aussenpolitischen Ziele 
der Schweiz ist, ein Instrument. unsere Interessen im Ausland 
wahrzunehmen. Sie ist auf keinen Fall Ziel unserer Aussenpoli­
tik, sondern Mittel. Die Neutralitätspolitik muss daher. gerade 
weil sie ein Instrument der Aussenpolitik ist, ständig auf ihre 
Zweckmässigkeit hin überprüft werden. Wir erwähnen dies 
ausdrücklich und absichtlich, denn im Grunde ist der Bericht 
zur Neutralität nichts anderes als eine Überprüfung der Neu-

michael.tellenbach
Textfeld



Politique exterieure de la Suisse dans les annees nonante 250 E 15 mars 1994 
---------------------------

unserer Interessen-

Unionaut 
Die Kommission stellt zweitens fest 
dass die im Volksbewusstsein nach wie vor tief ver-
wurzelt ist Wir müssen uns allerdings bewusst sein, dass viele 
von Neutralität sprechen, aber bei weitem nicht alle das glei­
che meinen. Bei jedem ist aber seine subjektive Neutralität 
was immer er darunter versteht, tief verwurzelt Unter einer so 
verstandenen Neutralität kann vom Mythos bis hin zum völker­
rechtlich geforderten Kerngehalt alles verstanden werden. 
auch wenn man nicht so weit gehen muss. wie man es etwa 
von anderen sogenannt neutralen Staaten hört: Was immer 
wir tun, wir nennen es neutral. 
3. Zu den Schlussfolgerungen: Ich halte mich hier nicht an die 
«Schlussfolgerungen» gemäss Ziffer 6 des Berichtes zur Neu­
tralität, um nicht in Einzelheiten in Widerspruch zu einzelnen 
Kommissionsmitgliedern zu geraten. 
Erste Schlussfolgerung: Die Schweiz soll an der aussen- und 
sicherheitspolitischen Strategie der dauernden und bewaffne­
ten Neutralität festhalten. Eine tragfähige Struktur, die für die 
Schweiz mindestens soviel Sicherheit brächte wie ihre Neutra­
lität, ist nicht vorhanden und auch nicht in Sicht Auch ein ge­
samteuropäisches Sicherheitskonzept existiert nicht Die ver­
schiedenen Sicherheitskonzeptionen mit nationaler Färbung 
genügen nicht Das bedeutet, dass die Schweiz autonom und 
glaubwürdig verteidigungsfähig sein und bleiben muss. Sie 
muss ihre Pflichten aus der völkerrechtlichen Neutralität wahr­
nehmen. Die Schweiz darf auf jeden Fall nie zu einem «sicher­
heitspolitischen Vakuum» werden. Das müsste nach einigen 
Mitgliedern der Kommission im Bericht sogar klarer gesagt 
werden. Die Schweiz muss auf jeden Fall ausreichende militä­
rische Vorkehrungen treffen, sich gegen Angreifer verteidigen 
können und sich nötigenfalls tatsächlich auch verteidigen. 
Zweite Schlussfolgerung: Ausserhalb des Kerngehaltes der 
Neutralität soll die Schweiz eine möglichst grosse aussenpoli­
tische Freiheit haben. Sie soll weiterhin - ja sogar vermehrt -
im Sinne der Mitgestaltung des Friedens tätig sein. Der Leit­
satz «Sicherheit durch Zusammenarbeit» ist richtig. Die inter­
nationale Zusammenarbeit wird immer wichtiger, die Schweiz 
soll eine aktive Aussenpolitik treiben. Nur mit aktiver Aussen­
politik können heute und in absehbarer Zukunft die Interessen 
der Schweiz gewahrt werden. Allerdings wird auch zu berück­
sichtigen sein, gerade weil die Neutralität im Volksbewusst­
sein tief verwurzelt ist, dass Art und Umfang der Konkretisie­
rung der Neutralitätspolitik nicht einfach sein werden. Dies 
wird auch bei der erforderlichen Güterabwägung gelten. 
Das wird zur Folge haben, dass bei der Beurteilung der Teil­
nahme an Wirtschaftssanktionen ausserhalb der Uno ein 
strenger Massstab angelegt werden muss. Das heisst aber 
wiederum nicht, dass nicht alle Ideen und alle Möglichkeiten, 
die sich bieten, eingehend geprüft und beurteilt werden müs­
sen. Dies gilt insbesondere auch für die «Partnerschaft für den 
Frieden». 
Dritte Schlussfolgerung: Trotz Öffnung soll unsere Neutrali­
tätspolitik glaubwürdig und berechenbar bleiben. Auch auf die 
Schweiz muss man sich weiterhin verlassen können. 

lten Andreas (R, ZG): Der Bericht über die Aussenpolitik der 
Schweiz in den neunziger Jahren hat schon bei seinem Er­
scheinen und heute wieder im Rat positive Aufnahme gefun­
den. Positiv aus meiner Sicht ist, dass der Bundesrat einen 
problemorientierten Ansatz wählt, dass er von den Wechsel­
wirkungen zwischen Innen- und Aussenpolitik spricht, dass er 
nicht von einer statischen, sondern von einer prozesshaften 
Aussenpolitik ausgeht. Es gibt Probleme, die heute nicht mehr 
nationalstaatlich gelöst werden können. Zu ihnen gehören die 
Umwelt- und Verkehrspolitik, die Drogen- und die Sicherheits­
politik und anderes mehr. 

Das Volks-Nein vom 6. Dezember 1992 ist nicht ein Nein für 
immer und ewig. Die Tradition der Schweiz und die nn,,,,c-,-hon 

zeigen, dass in der direkten Ver-
änderung nach einer neuen Beurteilung ruft Die Geschichte 
lässt sich nicht planen und nicht "machen». Geschichte ist ein 
Prozess. der Reaktionen auslöst. aber auch nach 
und Gestaltung ruft. Der Bundesrat will die 
stalten. In diesem Willen ist er zu unterstützen. 
Es ist vor allem der Satz in der Botschaft hervorzuheben. nach 
dem die innenpolitische der eine 
vordringliche Aufgabe der neunziger sei. Herrscht nun 
aber im Bericht ein «innenpolitisches Klima»? Das scheint mir 
nicht der Fall zu sein. Hier setzen meine Kritik und meine Fra­
gen ein. Ich versuche, sie in einige Punkte zu fassen: 
1. Der Bericht wird von einem Denken bestimmt, das von oben 
nach unten geht Ererwähntalsselbstverständlich, dass die EU 
den Willen habe, eine «Politische Union» zu schaffen. Das wird 
als Fatum hingenommen. Was dies für die Schweiz. in der die 
Legitimierung der Politik durch die Zustimmung des Volkes zur 
Tradition gehört, bedeutet, wird zuwenig reflektiert Der Bun­
desrat müsste deutlich machen, dass der schweizerische Weg 
nach Europa ein Weg von unten nach oben ist Bei einem Be­
richt über die Aussenpolitik, der sich auch mit Integrationsfra­
gen beschäftigt, müsste man den Mut haben, «Brüssel» zu er­
klären, wo am Weg nach oben die Grenzen sind. 
Eine politische Union ist eine europäische Illusion und Utopie 
zugleich. Es fragt sich, ob ein monolithisch geprägter EU-Bun­
desstaat geschaffen werden muss, damit die anstehenden 
Probleme gemeinschaftlich gelöst werden können. Ein sol­
ches Gefüge würde der pluralistischen und polyzentrischen 
Völkergemeinschaft nicht gerecht Warum müssen sich 
Staatswesen mit einer anderen Tradition und Geschichte, die 
an der internationalen Problemlösung mitwirken wollen, in die 
vorhandenen EU-Strukturen einfügen? Muss der Preis des Zu­
sammenwirkens der Verzicht auf wesentliche Elemente unse­
rer Demokratie sein? Nein! Dies müsste der Bundesrat offiziell 
und mit Nachdruck deutlich machen. Ich stosse im Bericht auf 
keinen derartigen Positionsbezug. «Brüssel» hat am Bericht 
des Bundesrates über die Aussenpolitik sicher Freude, nur 
stellt er eben blass die halbe Wahrheit dar. Das Volksbewusst­
sein des Schweizers deckt sich mit einem Wort von Jacob 
Burckhardt: «Was uns bedroht, ist die Zwangseinheit, was uns 
rettet, die Vielheit» 
Eng mit diesen Gedanken verbunden wäre im weiteren zu for­
dern, dass im Bericht eine konstruktive und zukunftsoffene In­
terpretation des EWR-Neins vom 6. Dezember 1992 versucht 
worden wäre. Eine solche produktive Interpretation, wie sie 
zum Beispiel Daniel Thürer empfiehlt, wäre realistischer als 
das in schöne Worte wie Subsidiarität und Bürgernähe einge­
bettete Hinarbeiten auf das strategische Ziel des EU-Beitritts. 
Wir Schweizer haben schon längst begriffen, dass in der EU 
ein hegemoniales Machtgefälle herrscht, und es sind vor allem 
eigengesetzlich und eigensinnig wirkende Kräfte der Wirt­
schaft, die einen EU-Beitritt wollen. Die Bürgerinnen und Bür­
ger dieses Landes haben aus staatsbürgerlichen Motiven 
und nicht aus utilitaristischen - den EWR-Beitritt abgelehnt; 
das stellt ihnen doch eigentlich ein gutes Zeugnis aus. Sie wol­
len Europäer sein, aber nicht um den Preis einer erheblichen 
Beschränkung der staatlichen Souveränität Sie fürchten Ein­
griffe in die staatlichen Strukturen. Sie wollen die Macht nicht 
einfach delegieren. In einer liberalen Demokratie wie der unsri­
gen gehört das Misstrauen gegen Machtanhäufung und 
Machtkonzentration zu den staatspolitischen Tugenden. 
2 In produktiver Interpretation könnte «Brüssel» beliebt ge­
macht werden. dies positiv zu sehen. Das verstehen allerdings 
nur grosse Staatsmänner und -frauen. Dem Volk entfremdete 
und ihren Alltagssorgen enthobene Funktionärseliten haben 
dafür wenig Verständnis. 
Elitäre Reaktionen auf den Ausgang der Abstimmung über die 
Alpen-Initiative zeigen nur, wie wenig Verständnis Minderhei­
ten erwarten können. 
In produktiver Interpretation des EWR-Neins müsste der Be­
richt des Bundesrates über die Aussenpolitik erklären, wel­
ches Europa für die Bürgerinnen und Bürger annehmbar ist. 
Die Schweiz als direkte Demokratie ist wie ein Stimmungsba· 
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rometer für Europa. In den parlamentarischen Demokratien 
werden zahlreiche Probleme durch Machtentscheid der Mehr­
heit endgültig gelöst was dann sehr oft zu ihrer Verdrängung 
im Volk führt Damit sind sie nicht bewältigt, sie schwelen im 
Unterbewussten weiter und steuern nicht selten auf offene 
Konflikte zu. Die Schweiz macht durch den Mechanismus der 
Volksabstimmungen eine Art psychoanalytischen - oder nen­
nen wir ihn sozioanalytischen Prozess durch, indem die Pro­
bleme bearbeitet und bewusstgemacht werden können. 
Volksabstimmungen sind reinigende Gewitter. 
In produktiver Interpretation könnte «Brüssel» erfahren, wo die 
Probleme eines Volkes liegen. In diesem Sinne hielt sowohl 
die EWR-Abstimmung als auch diejenige über die Alpen-Initia­
tive dem Ministerrat den Spiegel vor. Die Begriffe «Subsidiari­
tät» und «Bürgernähe». die im Bericht einige Male vorkom­
men, deuten nicht darauf hin, dass sich in der Europapolitik 
viel ändert 
3. Der Bundesrat ist gemäss dem Bericht sowohl auf bilaterale 
Verhandlungen als auch auf das strategische Ziel des EU-Bei­
tritts fixiert Wer aber in ein und derselben Sache zwei unter­
schiedliche Ziele anvisiert, ist bei einem dieser Ziele unglaub­
würdig. Wäre es nicht vielmehr angezeigt, der Bundesrat 
würde eine eigene Europapolitik, die dem Volk und auch an­
deren Völkern näherliegt, in die Diskussion bringen? Adolf 
Muschg spricht einmal von der Kostbarkeit des Minimums, 
und eben ein Minimalkonzept würde der Europapolitik wahr­
scheinlich die richtigen Perspektiven geben. 
Ich schliesse mich Daniel Thürer an, der die Frage aufwirft: 
«Sollte sich der europäische Integrationsprozess im Grunde 
genommen nicht auf zwei elementare Ziele beschränken, 
nämlich auf die Sicherung des ökologisch fundierten Binnen­
marktes auf der einen Seite und des Friedens im weiteren eu­
ropäischen Raum auf der anderen Seite, wobei ein derartiges 
bipolares europäisches Minimalkonzept freilich die endgül­
tige Verabschiedung der monistischen, im nationalstaatlichen 
Denken des 19. Jahrhunderts verhafteten Pläne zur Errich­
tung eines europäischen Gesamtstaates bedeutete?» 
Alt Ständerat Franz Muheim regt im Sinne eines Minimalkon­
zepts einen Teilbeitritt an. Er schreibt: «Sogar aus dem Munde 
eines EG-Kommissars wurde bereits vor Monaten eine neue 
Möglichkeit, nämlich jene eines Teilbeitritts, hörbar. Zurzeit ist 
dies in Brüssel kein offizielles Thema, doch gibt es in England 
wie auch in Frankreich und Deutschland politische Denker, 
die von Teilbeitritten sprechen und sich darüber publizistisch 
äussern. In diesem Zusammenhang sind für unser Land wei­
tere Überlegungen von Bedeutung. Dazu wäre die Anregung 
zu zählen, wonach neue, vielfältige, föderative Strukturen in 
der Art eines polyzentrischen europäischen Baukastensy­
stems weiterverfolgt werden sollten. Eine beachtliche weitere 
Idee verweist auf die Schaffung staatlicher oder staatsähnli­
cher Strukturen für einzelne Sachbereiche. Diese Staaten hät­
ten nebeneinander, je mit angepassten Institutionen, ihr Ei­
genleben, dessen Bereich von der Aufgabe hervorgängig um­
schrieben würde.» 
In produktiver Interpretation des EWR-Neins müssten der Bun­
desrat und die Europapolitiker neue Visionen entwickeln. 
Wozu wurden in den letzten Jahren in der Schweiz verschie­
dene Europainstitute gegründet? Neue Visionen sind aber mit 
diesem Bericht über die Aussenpolitik nicht entwickelt wor­
den! Er erscheint mir viel zu passiv und reaktiv. Der Bundesrat 
verharrt vor einem Europabild, das nicht dasjenige der Bürger 
ist Wie sollte da die zukünftige Europapolitik bürgernah wer­
den? Es ist das Bild eines Europas der wirtschaftlichen Expan­
sion. Die vorbehaltlose Zustimmung zum Bericht, wie es zum 
Beispiel Kollege Rhinow gemacht hat, ist natürlich auch nur 
eine lineare Fortschreibung einer Politik, die ohne Alternative 
und ohne Vision bis heute vor dem Volk gescheitert ist 
Der Bericht ist zuwenig selbstkritisch. Er hinterfragt die Posi­
tion der Schweiz nach dem EWR-Nein nicht konstruktiv. 
Ich kann dem Bericht in seiner Grundhaltung nicht zu­
stimmen. 

Schmid Carlo (C. Al): Der vorliegende Bericht des Bundesra­
tes über die Aussenpolitik der Schweiz in den neunziger Jah­
ren will nach eigenem Bekunden einen «Entwurf eines aussen-

Aussenpolitik der Schweiz in den neunziger Jahren 

politischen Konzeptes für die neunziger Jahre» darstellen. Wer 
diesen Bericht unter dieser Zielsetzung liest. fühlt sich unwei­
gerlich an noch nicht allzulange vergangene Zeiten der 
Schweizer Fussballnationalmannschaft zurückerinnert: Gut 
im Aufbau, aber schwach im Abschluss. Zu diesen beiden 
Punkten -Aufbau und Abschluss oder Ergebnisse des Berich-
tes will ich nehmen. 
Ich will bekennen. dass mich der Aufbau des Konzep-
tes - Methode, wie eine Aussenpolitik gestaltet werden 
soll - durchaus anspricht 
Die Definition des Zieles, das die Aussenpolitik unseres Lan­
des zu verfolgen hat, steht am Anfang des Berichtes. Dort steht 
auf Seite 7: «Aussenpolitik heisst: Sicherung und Stärkung der 
wirtschaftlichen und politischen Stellung unseres Landes 
nach aussen», also Interessenwahrung. Diese grundsätzliche 
Zielsetzung teile ich voll und ganz. Wir befinden uns damit al­
lerdings auf einer hohen Abstraktionsebene, aber da können 
wir uns finden. Ich gehe davon aus, dass der Bundesrat mit mir 
der Meinung ist, Aussenpolitik sei gegenüber aussen die Wah­
rung des Bundeszweckes, wie er in Artikel 2 der Bundesver­
fassung niedergelegt ist 
Soweit ich diesen Zweckartikel der Bundesverfassung mit den 
fünf aussenpolitischen Zielen vergleiche, wie sie der Bericht 
erwähnt, stelle ich durchaus eine bemerkenswerte Überein­
stimmung fest Fragezeichen setze ich höchstens hinter die 
Erwähnung der «Förderung von Menschenrechten, Demokra­
tie und Rechtsstaat» als Ziel unserer Aussenpolitik. Nicht so 
sehr deswegen, weil ich die universelle Anwendung dieser 
Prinzipien nicht unterstützen würde, sondern weil in deren Er­
wähnung ein missionarisches Element zum Vorschein tritt, 
das meines Erachtens unserer Aussenpolitik, mindestens in 
dieser plakativen Form, bislang fremd war. Neutralität, Univer­
salität, Solidarität und Disponibilität waren bislang die Flag­
gen, unter denen wir bei aller handfesten Interessenwahrung 
international unprätentiös gesegelt sind. Ob es uns ansteht, 
als Praeceptores mundi aufzutreten, bedürfte für mich noch 
weiterer und vertiefterer Abklärungen und Überlegungen. 
Auf alle Fälle ist die Zielsetzung im Ansatz richtig. Aussenpoli­
tik ist nicht eine Veranstaltung für einige wenige über die Nie­
derungen der schweizerischen Innenpolitik erhabene Weltgei­
ster, sondern Umsetzung innenpolitischer Ziele auf internatio­
nalem Parkett Damit wird Aussenpolitik zu dem, was sie sein 
muss: nämlich zur Dienerin der Innenpolitik. 
Damit widerspreche ich allerdings deutlich dem Bericht, so­
weit er der Auffassung ist, es gehe bloss um die «bessere Ver­
zahnung von Innen- und Aussenpolitik», nicht um die «Unter­
ordnung des einen unter den anderen Bereich», wie der Be­
richt dies nennt Dass die Aussenpolitik nichts anderes ist als 
die im Aussendienst tätige Dienerin der Innenpolitik, ist das Er­
gebnis einer innenpolitischen Lagebeurteilung. 
Zum zweiten Element des Aufbaus dieses Berichtes: Sosehr 
ich dem Bericht zugute halte, dass er die Anlage des Konzep­
tes - nach der Definition der aussenpolitischen Ziele - auf ei­
ner «Beurteilung des aussenpolitischen Umfeldes und seiner 
mutmasslichen Entwicklung und der Stellung der Schweiz» in 
diesem aussenpolitischen Umfeld aufbaut, so sehr bedaure 
ich, dass es bei dieser einseitigen aussenpolitischen Lagebe­
urteilung geblieben ist Die innenpolitische Lagebeurteilung 
fehlt fast vollkommen. Dies ist ein erheblicher Mangel. Wer ein 
Ziel verfolgt, muss eine Lagebeurteilung vornehmen. Aber 
diese Lagebeurteilung darf nicht nur die Möglichkeiten der 
fremden Akteure in Anschlag bringen. Er muss auch die eige­
nen Möglichkeiten beurteilen. 
Zu dieser Beurteilung stösst der Bericht nicht vor. Es besteht, 
was später zu zeigen sein wird, eine Lücke zwischen dem, was 
der Bundesrat will, und dem, was er kann. Die innenpolitische 
Lage in der Schweiz wird nicht eingehend analysiert Es bleibt 
bei Feststellungen, dass «sowohl der Uno-Beitritt wie auch die 
Teilnahme am EWR» in Volksabstimmungen abgelehnt wur­
den. Welche Bedeutung diese negativen Volksentscheide ha­
ben und welchen Einfluss diese innenpolitische Situation auf 
die Beurteilung der Lage hat, untersucht der Bundesrat nicht 
in umfassender Weise. Doch selbst bei der Beurteilung der 
aussenpolitischen Situation scheint mir eine gründliche Lage­
beurteilung zu fehlen. 
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~·~~n•·•·~,,~n Kernsätze des Berichtes finden sich auf Sei­
'"'"'""'~"1,t,1< muss daher heute auf Mitverant-

1cnaw-htt,t sein. Der Wille zu 
wurzelt in der Einsicht dass 

Entscheide, welche ausserhalb Landes getroffen werden, 
immer und immer stärker unseren Handlungsspiel-
raum und überall 
dort, wo die Schweiz Beschlüsse 
ist daher unerlässlich, um die Interessen des zu wah-
ren. Sie werden somit zu Leitmotiven der Aussen-
politik, sie sind Ausdruck die Würde und die Souveränität 
des Landes.,, 
Das vermag aus folgenden Gründen nicht zu überzeugen: 
1. Man erweckt damit den falschen Eindruck, als ob erst heute 
solche Entscheide im Ausland getroffen werden, die im Inland 
von Bedeutung sind. Entscheide, die ausserhalb unseres Lan­
des getroffen wurden, haben schon immer unseren Verhand­
lungsspielraum im Innern beeinflusst, ohne dass wir dabei 
auch nur die Möglichkeit gehabt, aber auch nicht den Willen 
aufgebracht hätten, damals einzutreten, mitzuentscheiden 
und mitzuwirken. 
Wenn die Handelsherren von Lindau und Ulm in der Vergan­
genheit für sechs Monate die Überfahrt der Getreideschiffe 
vom deutschen Ufer nach Rorschach sperrten, trat in der Ost­
schweiz eine Hungersnot ein. Es gab und gibt - darüber be­
steht kein Zweifel - auswärtige Entscheidungen, auf die wir 
keinen Einfluss haben, nämlich dann, wenn sie nichtstaatlich 
sind. Wenn in Emmen Arbeitsplätze aufgehoben werden, so 
wird das der Bundesrat mit allen internationalen Mitwirkungs­
und Mitentscheidungsmöglichkeiten nicht verhindern kön­
nen, denn Rhöne-Poulenc ist eine Unternehmung, die sich 
staatlicher, eidgenössischer Mitwirkung und Mitbestimmung 
entzieht 
Ich will damit sagen, dass ein grosser Teil jener Entscheidun­
gen, die uns aufgrund der Internationalisierung der Wirt­
schaftsbeziehungen und der Globalisierung der Märkte im In­
nern des Landes wirklich zu schaffen machen, in Aufsichts­
und Verwaltungsetagen von internationalen Gesellschaften 
getroffen werden, denen das aussenpolitische Konzept der 
Mitwirkung und Mitentscheidung nicht beizukommen vermag. 
Es herrscht hier eine Überforderung des Staates vor. Der An­
wendungsbereich dieses an sich logisch klingenden Konzep­
tes schränkt sich damit drastisch ein. 
2. Mitwirkung und Mitbestimmung sind dort, wo sie ihren An­
wendungsbereich haben, nämlich in staatlichen oder über­
staatlichen Gremien, auch kein Selbstzweck, kein Wert an 
sich, sondern nur insoweit von Bedeutung, als sie einen Erfolg 
in Aussicht stellen können. Hier komme ich zu einer anderen 
Beurteilung der Situation als einer meiner Vorredner: 
Die Mitwirkung und die Mitbestimmung der Schweiz in der 
Uruguay-Runde des Gatt zeichneten sich - nach meiner Mei­
nung auf alle Fälle nicht dadurch aus, dass die Schweiz als 
gleichberechtigter Partner mitwirken und mitbestimmen 
konnte. Auf weite Strecken war die Schweiz, wie andere Staa­
ten übrigens auch, Zaungast, dem die Rolle zufiel, zu akzeptie­
ren, was die USA und die EU am Schluss miteinander aushan­
delten. Mitwirkung und Mitbestimmung solcher Art haben 
zwar einen semantischen Wert, aber als aussenpolitisches 
Konzept wenig Überzeugungskraft Ich plädiere damit nicht 
für ein Abseitsstehen, aber für eine realistische Einschätzung 
unserer wirklichen Möglichkeiten. Sprachen zu dürfen ist noch 
nicht Zeichen staatlicher Würde und Souveränität; eine solche 
kommt auch dem Schwätzer zu. 
3. Unter Mitwirkung und Mitbestimmung ist in der Schweiz 
nicht nur eine Verbandskompetenz angesprochen, sondern 
immer auch eine Organkompetenz mit eingeschlossen. Wenn 
unter Mitwirkung und Mitbestimmung der Schweiz nicht zu­
gleich auch die Mitwirkung und Mitbestimmung des Souve­
räns gemeint ist, bleibt dieses aussenpolitische Konzept ohne 
innere Überzeugungskraft. 
So ist der Unterschied z. B. zwischen einem EU-Beitritt und 
der Annahme des EWR-Vertrages in den Augen des Bundes­
rates ein erheblicher. Im ersten Fall wäre die Mitwirkung bzw. 
die Mitentscheidung der Schweiz eine eingeschränkte, im 
zweiten aber eine umfassende. 

Der Souverän sieht das anders. Er kann in einem Mitwirkungs­
und Mitbestimmungsrecht des Bundesrates im Rahmen der 
EU so keine echte Mitwirkungs- und Mitbestimmungs­
mn,ri1 .. ~M.,,,,t der Schweiz sehen. als diese aus­

dem Bundesrat. unter Ausschluss des Souveräns, 
zusteht Mitwirkung und verdienen diesen 
Namen nur. wenn der Souverän nicht nur der Bundesrat, 
auch nicht unter allfälligem der 
Kommissionen oder des gesamten 
Mitwirkung und der Mitentscheidung ist 
Zum Ergebnis: Diese nach meiner Ansicht auf unzureichender 
Analyse beruhende Konzeption führt dann im Ergebnis zu ei­
nem in seiner Einfachheit monumentalen Fazit: Aussenpolitik 
der Schweiz in den neunziger Jahren heisst: alle internationa­
len Verträge unterschreiben, die wir noch nicht unterschrieben 
haben, allen internationalen Organisationen beitreten, denen 
wir noch nicht beigetreten sind. Da liegt die bereits erwähnte 
Schwäche des Spielabschlusses; Lattenschüsse, Schüsse 
über und neben das Tor als Folge davon sind vorprogram­
miert Die Liste der unter solchen Vorzeichen im Out enden­
den Vertragsabschlüsse ist beeindruckend. Es werden ange­
führt: drei Uno-übereinkommen, die Europäische Sozial­
charta, die fakultative Individualbeschwerde aus dem ersten 
Zusatzprotokoll zum Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte, die Zusatzerklärung zum Übereinkom­
men über Rassendiskriminierung, vier noch nicht unterzeich­
nete Zusatzprotokolle zur EMRK. wovon eines, das erste, die 
Abschaffung der Gemeindeversammlungen und der Lands­
gemeinden zur Folge hätte. Der Jubel im Stadion bei diesen 
Fehlschüssen gellt mir heute schon in den Ohren! 
Es ist meines Erachtens im Gegenteil nicht davon auszuge­
hen, dass wir noch alle denkbaren internationalen Verträge 
abzuschliessen hätten. Wir sollten uns beim Abschluss inter­
nationaler Verträge vielmehr eine Mässigung auferlegen; 
denn wenn von einer Einschränkung der Souveränität die 
Rede sein soll, darf von der Einschränkung der Souveränität 
durch den Abschluss internationaler Verträge nicht abstrahiert 
werden. Wir haben nicht zu wenige, sondern zu viele interna­
tionale Verträge. 
Die Europäische Menschenrechtskonvention ist einer der 
Gründe, weswegen dieses Volk in vielen Bereichen die Auffas­
sung hat, es sei nicht mehr Herr im eigenen Haus. überall, wo 
man zu bestimmten Problemen vernünftige Lösungen hat, 
heisst es, das könnten wir nicht tun, das sei nicht EMRK-kon­
form. Das sind Schranken der Souveränität 
Der Beitritt zur EU und der Beitritt zur Uno werden als Schlies­
sung von Lücken bei der aussenpolitischen Mitwirkung propa­
giert, der EU-Beitritt als strategisches Ziel des Bundesrates er­
wähnt Ich teile weder das eine noch das andere Ziel. 
Zur Uno äussere ich mich nicht und zur EU nicht eingehend. 
Ich will nur drei Bemerkungen anbringen: 
1. Seit einigen Tagen erklärt der Bundesrat, er sei sich darüber 
im klaren, dass der Schweizer Souverän, vor die Wahl gestellt, 
der EU beizutreten oder seine Volksrechte zu wahren, der 
Wahrung der Volksrechte den Vorzug geben würde. Ich stelle 
schlicht fest, dass der Bundesrat eine andere Entscheidung 
getroffen hat Unter Aufgabe der Volksrechte will er den EU­
Beitritt Im Bericht über die Aussenpolitik der Schweiz von 
1988 stellte er die Volksrechte noch über den EU-Beitritt 
2. Im Bericht zur Neutralität (im Anhang) beurteilt der Bundes­
rat eine EU-Mitgliedschaft unter Aufrechterhaltung der Neutra­
lität als rechtlich möglich. In Ziffer 52 dieses Berichtes hat er 
noch angeführt: «Sollte die EU eines Tages ihr Ziel einer soli­
den und dauerhaften gemeinsamen Verteidigungsstruktur er­
reichen, müsste unser Land auch bereit sein, seine Neutralität 
grundsätzlich zu überdenken.» «Grundsätzlich zu überden­
ken» heisst «aufzugeben»; denn der Bundesrat führt selbst an, 
dass die EU die Auffassung vertrete, der beitrittswillige Neu­
trale müsse ohne Vorbehalt und Mentalreservation bereit sein, 
alle bestehenden Vertragsverpflichtungen zu erfüllen und die 
Sicherheits- und verteidigungspolitische Finalität der EU mit­
zutragen. Dazu ist der Bundesrat bereit, wie er in Ziffer 533 des 
Berichtes zur Neutralität erklärt. Das heisst, er ist bereit, die 
Neutralität einem gemeinsamen europäischen Sicherheitssy­
stem zu opfern. 
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3. Volksrechte zugunsten eines EU-Beitrittes 
Neutralität zugunsten eines gemeinsamen Si­
cherheitssystems aufzugeben, darüber kann man sprechen. 
sine ira et studio. Aber man kann darüber nicht mehr mit einem 
Bundesrat sine ira et studio sprechen, der diesen Entscheid 
für sich bereits gefällt und den EU-Beitritt zum ctr::>to,rm,r-h,t:>n 

Ziel der schweizerischen Aussenpolitik der neunziger Jahre 
erklärt und damit zu Lasten der Volksrechte und der Neutralität 
entschieden hat Hier gibt es nichts mehr zu diskutieren. Wenn 
der Bundesrat erklärt. Aussenpolitik müsse stärker als bisher 
in der Bevölkerung verankert werden, dann wäre er gut bera­
ten gewesen, wenn er mit seinen Zielsetzungen zurückhalten­
der gewesen wäre, mit Zielsetzungen, welche die Volksrechte 
und die Neutralität im Kern aushöhlen. 
Es geht indessen nicht darum. dass die Aussenpolitik in der 
Innenpolitik besser abgestützt sein muss. Es geht darum, 
dass die Aussenpolitik nichts anderes sein darf als die Projek­
tion der Innenpolitik nach aussen. Es braucht nicht eine Ab­
stützung der Aussenpolitik in der Innenpolitik, sondern eine 
Anbindung der Aussenpolitik an die Innenpolitik. 
In diesem Sinne nehme ich den Bericht, mit dessen Ergebnis­
sen ich aus den erwähnten Gründen nicht einverstanden bin, 
zur Kenntnis. 

Seiler Bernhard 0}, SH): Auch ich bin froh, dass sich der Bun­
desrat zur Aussenpolitik der Schweiz in den neunziger Jahren 
äussert, auch wenn ich mich nicht mit allen Zielsetzungen ein­
verstanden erklären kann. Viel zu lange war es doch so, dass 
die schweizerische Aussenpolitik eher als Stiefkind der 
Schweizer Politik behandelt wurde. Während private Firmen 
ihre internationalen Kontakte forcierten, spielte sich die Pflege 
der internationalen Beziehungen des Bundes meist hinter den 
Kulissen und geschlossenen Türen ab. Für den Bürger waren 
diese Anstrengungen nicht sichtbar. Es ist deshalb nur ver­
ständlich, wenn die Aussenpolitik in unserem lande über 
Jahre hinweg einen eher negativen Beigeschmack hatte. 
Diese Feststellung trifft nicht nur auf unsere Bürgerinnen und 
Bürger zu, sondern sie trifft auch auf unser Parlament zu. Auch 
hier im Saal war das Interesse an aussenpolitischen Traktan­
den meistens eher gering; heute mag das vielleicht eine Aus­
nahme von dieser Regel sein. Wenn aussenpolitische Themen 
an die Reihen kamen. leerten sich die Bankreihen. 
innenpolitische Themen und vor allem Wirtschaftspolitik wa­
ren die Themen, die in der Prioritätenliste bei uns zuvorderst 
standen. Bundesrat und Parlament haben es in der Vergan­
genheit nicht verstanden, unserer Bevölkerung die Aussenpo­
litik zugänglich oder gar schmackhaft zu machen. Es muss ei­
nen deshalb nicht wundern, dass unser Volk zuerst dem Bei­
tritt zur Uno und dann - am 6. Dezember 1992-auch dem Bei­
tritt zum EWR nicht zugestimmt hat, weil es dem Bundesrat 
und uns Parlamentariern nicht gelungen war, die Aussenpoli­
tik klar darzulegen. 
Mit Emotionen statt mit sachlichen Argumenten und unter 
dem Deckmantel einer strikten Neutralitätspolitik haben es die 
Gegner solcher aussenpolitischen Vorlagen jeweils leicht. das 
Volk zu einem Nein zu überreden. Dabei weiss man nicht erst 
seit heute, dass Aussenpolitik in der Schweiz auch Innenpoli­
tik bedeutet Das ist auch im Bericht nachzulesen, in dem der 
Bundesrat schreibt: «Die Trennlinie von Innenpolitik und Aus­
senpolitik wird in zahlreichen Bereichen aufgeweicht» Deut­
lich sichtbar ist das auch, wenn Sie die fünf aussenpolitischen 
Ziele des Bundesrates im Detail studieren. Zwei Stichworte 
dazu: «Förderung der Wohlfahrt» und «Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen». 
Vordringlich für mich ist, dass unsere Aussenpolitik transpa­
renter gestaltet und so dem Bürger nähergebracht wird. Der 
Bundesrat muss unser Volk ebenso selbstverständlich über 
Verhandlungen mit dem Ausland und über Aktivitäten in inter­
nationalen Gremien informieren, wie er dies bei den Bundesfi­
nanzen oder in Umweltschutzfragen tut. Damit soll ein Rei­
fungsprozess in Gang gebracht werden, der es mittel- und län­
gerfristig möglich macht, dass bei Abstimmungen über aus­
senpolitische Themen vermehrt sachlich und weniger emotio­
nal entschieden wird. Sonst bleiben die im Bericht ausgeführ­
ten und beschriebenen Ziele einfach bedrucktes Papier. Ein 

eriolgreiches Umsetzen wird nur dann möglich sein. wenn im 
Inland ein Verständnis und ein genügend breites Bewusstsein 
für die Aussenpolitik herangewachsen sind. 
Dass das nicht von heute auf morgen geschehen wird, sollte 
klar sein. Vermutlich können die Früchte solcher Anstrengun­
gen erst zu Beginn des nächsten Jahrhunderts geerntet wer­
den. So lange. das wissen wir. will der Bundesrat ::>11,,rr1,n,1<: 

nicht zuwarten. Denn er erklärt uns. dass er als 
Ziele, in den neunziger Jahren wohlverstanden, unter ande­
rem den Beitritt zur Europäischen Uriion und eine Vollmitglied­
schaft bei der Uno anstrebe. Ich finde das politisch nicht sehr 
klug, denn die Zeit dafür ist einfach noch nicht reif. Oder so 
frage ich mich nimmt der Bundesrat einmal mehr ein Nein 
zur Frage eines Beitritts zu diesen beiden Institutionen einfach 
so in Kauf? Neueste Umfragen von 1994 durch die For­
schungsstelle für Sicherheitspolitik und Konfliktanalyse der 
ETH Zürich zeigen nämlich deutlich, dass Vorlagen zu einem 
Uno-Beitritt und zu einem EU-Beitritt heute und wohl auch in 
den nächsten paar Jahren beim Volk nicht ankommen wür­
den. Ich meine, wir können uns das nicht mehr leisten. 
Deshalb kommt für mich eine rasche Wiederholung einer 
EWR-Abstimmung sowie eine übereilte und innenpolitisch 
nicht breit abgestützte Neuauflage einer Abstimmung über ei­
nen Uno-Beitritt nicht in Frage. Ich denke da besonders an die 
nächste Zukunft mit den bilateralen Verhandlungen mit unse­
ren Nachbarn; darauf ist heute schon verschiedentlich hinge­
wiesen worden. Diese werden -darüber bin ich mir im klaren 
immer schwieriger werden. Den Vorteilen eines Alleinganges, 
wie sie sich einige Leute auch Politiker vorstellen, stehen 
eben auch Nachteile gegenüber. Damit soll man sich nicht ein­
fach abfinden. Man sollte vielmehr auf allen Ebenen damit zu 
leben lernen. 
Der Bundesrat ersucht uns Parlamentarier, vom Bericht über 
die Aussenpolitik der Schweiz in den neunziger Jahren Kennt­
nis zu nehmen. Einern grossen Teil dieses Berichtes kann ich 
ohne Vorbehalt zustimmen. Nicht folgen kann ich ihm aber -
und das ist für mich ein sehr zentraler Punkt-, wo er das strate­
gische Ziel eines Beitritts zu einer EU gemäss Maastrichter 
Massstab anstrebt Weil ja eine Teilzustimmung oder eine Teil­
ablehnung des Berichts unmöglich ist, bleibt mir deshalb wohl 
nichts anderes übrig, als vom Bericht Kenntnis zu nehmen, ihn 
aber inhaltlich abzulehnen. 
Zum Schluss möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass 
der Bundesrat und das Parlament die wichtige Aufgabe ha­
ben, die Akzeptanz der Aussenpolitik in unserem Land durch 
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit zu verbessern, so dass die 
Aussenpolitik mittel- und längerfristig auch in der Schweiz zur 
Routine wird. 

Präsident: Herr Schallberger begründet nun auch seine Emp­
fehlung (93.3496), die separat traktandiert ist 

Schallberger Peter-Josef (C, NW): Wenn ich mich heute einer 
gewissen Zurückhaltung befleissige, so wird sie mir durch drei 
Umstände erleichtert: 
1. Der Aussenminister ist nicht nur Parteifreund, sondern er 
steht mir auch menschlich sehr nahe, weshalb ich ihn so gut 
wie möglich schonen möchte. 
2. Die parlamentarische Initiative, die der Vorstand der Frak­
tion meiner Partei im Nationalrat eingereicht hat, beunruhigt 
mich nicht besonders. Als Bauer und Politiker ist mir bekannt, 
dass es in der Biologie und der Zoologie wie auch in der Politik 
ab und zu auch von guten Eltern Totgeburten gibt 
3. Ich vertraue unserem Volk voll; nur bedaure ich, dass es erst 
recht spät die Notbremse ziehen kann, wenn es die Unabhän­
gigkeit und Selbstbestimmung unseres Landes verteidigen 
will. 
Nach diesen Vorbemerkungen kann ich vorerst dem Bundes­
rat attestieren, dass die fünf aussenpolitischen Ziele, die erbe­
reits im einleitenden Überblick markiert und im Berichtdetail­
liert erläutert, edle, erstrebenswerte Ziele sind. Welcher 
Schweizer wollte es ablehnen, wenn: 
1. Sicherheit und Frieden gewahrt und gefördert; 
2. Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaat gefördert; 
3. die Wohlfahrt gefördert; 
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4. soziale 
5. die 
sollen? 

abgebaut: und 
Lebensgrundlagen geschützt werden 

Zu allen diesen Zielen stehen wir. Jedermann sieht ein. dass 
es zur dieser edlen Ziele der Zusammenarbeit mit 
den anderen Staaten des Kontinentes und zum 
Teil weit darüber hinaus betone: Zusammenarbeit 
Und diese sinnvolle und notwendige Zusammenarbeit ist ver-

zu Abgeschlossene Verträge sind einzuhalten, 
zwar besser einzuhalten. als dies kür.zlich im Falle der 

Pflicht, einen Mörder auszuliefern, seitens unseres westlichen 
Nachbarlandes geschehen ist 
Wenn ich den Begriff «Zusammenarbeit» so stark betone, be­
gebe ich mich in Widerspruch zum Bundesrat Unsere Lan­
desregierung hält am Ziel EU-Beitritt hartnäckig fest, will also 
den institutionellen Zusammenschluss, der unweigerlich mit 
der Aufgabe eines bedeutenden Teils unserer Selbstbestim­
mung verbunden sein wird. Im Bericht wird ja bestätigt, dass 
die Mitglieder der EU den Willen haben, nebst der wirt­
schaftspolitischen Verschmelzung eine politische Union zu 
schaffen, und dass sie einen Teil ihrer Kompetenzen auf 
überstaatliche Organe übertragen wollten Im Bericht ist fest­
gehalten: «Durch diesen Integrationsschritt haben sich die 
Mitgliedländer eine gemeinsame Ordnungsgewalt gegeben, 
welche es ihnen erlaubt, in ihren Beziehungen untereinander 
auf die traditionellen Formen internationaler Zusammenarbeit 
zu ver.zichten. » 

Schon vor der EWR-Abstimmung hat ein hoher Schweizer Di­
plomat erklärt, der Friede in Europa könne am besten gesi­
chert werden, wenn möglichst viel Entscheidkompetenz an 
eine zentrale europäische Stelle übertragen werde. All dies 
steht in totalem Widerspruch zu den ständigen Beteuerungen, 
ein EU-Beitritt komme natürlich nur unter Wahrung und Erhal­
tung unserer Volksrechte in Frage. Kein Volk Europas verfügt 
über so viele Rechte auf Mitbestimmung bei der Gesetzge­
bung wie das schweizerische. Diese Volksrechte zu erhalten 
und gleichzeitig Mitglied der EU zu sein ist schlicht nicht mög­
lich. Wer solches glaubt, sieht in der EU ein nicht existierendes 
Traumgebilde. Wenn der Bundesrat tatsächlich daran glaubt, 
unser Beitritt könne bewirken, dass die EU ein demokrati­
sches Gebilde nach schweizerischem Muster werde, dann 
frage ich mich ernsthaft, warum er die herrliche Gelegenheit 
verpasst hat, durch vorbehaltlose Akzeptierung des Volksent­
scheides vom 6. Dezember 1992 den europäischen Regierun­
gen ein Musterbeispiel demokratischen Verhaltens zu geben. 
Tatsächlich hat unser Volk in mehreren Abstimmungen seinen 
aussenpolitischen Willen kundgetan: 
1. Bei der Ablehnung des EWR-Vertrages durch die überwie­
gende Mehrheit der Kantone und durch drei unserer vier 
Sprachkulturen Hess es den Willen zur Selbstbestimmung und 
zur politischen Unabhängigkeit erkennen. 
2. Auf den Tag genau ein halbes Jahr später hat es diesen Wil­
len durch die klare Ablehnung der beiden armeefeindlichen 
Volksinitiativen eindrücklich bestätigt 
Diese Willenskundgebungen bedeuten aber keineswegs den 
sogenannten Alleingang. Anstelle der institutionellen Einbin­
dung und Unterordnung sprich EU-Beitritt - will der Souve­
rän offensichtlich eine loyale Zusammenarbeit unseres frei 
entscheidenden Volkes mit den anderen Ländern auf der 
Grundlage von Verträgen. Die Bereitschaft zu dieser Zusam­
menarbeit wurde in verschiedenen Volksabstimmungen be­
stätigt Es sei nur an die positiven Volksentscheide erinnert, als 
es um die Mitwirkung bei der Weltbank und beim Internationa­
len Währungsfonds ging. Auch die Annahme des Neat­
Beschlusses bewies unsere Offenheit und die Bereitschaft, 
unseren Beitrag bei gemeinsamen Problemen zu leisten. Es 
braucht nicht besonders viel Phantasie, um aus all diesen 
Volksentscheiden den Willen unseres Souveräns zu erken­
nen. Daher, ich sage es offen. macht mich die Zielsetzung EU­
Beitritt tief traurig. Doch ich bin überzeugt, dass die Antwort 
des Volkes um so deutlicher ausfallen wird, je stärker dieses 
Ziel forciert wird. Da schrieb doch kürzlich ein Kommentator in 
einer Aargauer Zeitung: «Auch hier wird sich weisen: Mit dem 
Kopf durch die Wand erreicht man hierzulande gar nichts, 
höchstens das Gegenteil des Erstrebten.» 

Nach meiner Überzeugung ist es Pflicht unserer 
und unserer Diplomatie, unseren europäischen Partnern 
Besonderheit der schweizerischen Demokratie. den in sieben 
Jahrhunderten gewachsenen Unabhängigkeitswillen unseres 
Volkes zu erklären. Ich hoffe, unsere Bundesräte haben den 
Widerwillen und die zunehmende Abwehrreaktion in der Be­

als sie im Jubiläumsjahr 1991 unseren Bür­
klarzumachen versuchten. unser Land 

,...,.,,.,"'t,nlil'h,,r Kleinstaat. es sei alles andere als 
Haben Sie schon einen grossen Wirtschafts­

m::.n::.,-,,,, oder einen Spitzensportler kennengelernt. der nicht 
an überdurchschnittliche Leistungsfähigkeit glaubte? 
Das selbstbewusste Volk der Eidgenossen verdient eine Re­
gierung, die sich imstande fühlt, im eigenen Hause Ordnung 
zu halten und gleichzeitig mit Nachbarn und Partnern nicht 
bloss korrekte, sondern freundschaftliche Beziehungen zu 
pflegen. Wenn Sie die Bereitschaft der Partnerländer zu ver­
traglich geregelten Beziehungen zum voraus, wie seit Mona­
ten prophezeit, in Frage stellen, so frage ich ernsthaft zurück: 
Sind Sie tatsächlich bereit, sich in Abhängigkeit solcher Part­
ner zu begeben, welche die besonderen demokratischen Ver­
hältnisse und die einmaligen Volksrechte unseres Landes 
nicht akzeptieren? 
Es ist höchste Zeit, mit voller Energie gute zwischenstaatliche 
Verträge anzustreben. Die Schweizer Unterhändler werden 
nur Erfolg haben, wenn sie das Ziel EU-Beitritt aus ihren Hin­
terköpfen ausräumen. Wenn sie im Unterbewusstsein mit der 
Absicht ans Werk gehen, unserem Volk beweisen zu müssen, 
dass es am 6. Dezember 1992 falsch gestimmt habe, fügen sie 
unserem Land Schaden zu! 
Aus solchen Überlegungen habe ich in der Herbstsession 
1993 zusammen mit vier Mitunterzeichnern den für heute trak­
tandierten parlamentarischen Vorstoss eingereicht, der dem 
Bundesrat empfiehlt, auf die Option EU-Beitritt zu ver.zichten 
und sich ausschliesslich auf bilaterale Verhandlungen zu kon­
zentrieren: «Die heutige Ausgangslage mit einer Auswahl an 
Optionen schwächt die Verhandlungsposition der Schweiz 
gegenüber unseren Verhandlungspartnern enorm. Sie wider­
spricht den elementarsten Grundsätzen der Verhandlungstak­
tik» Es braucht kein Psychologiestudium, dafür aber Lebens­
erfahrung, um dies einzusehen. Das vorerst im Hintergrund 
gehaltene, aber dem Verhandlungspartner doch auch be­
kannte Ziel EU-Beitritt wird mit grosser Wahrscheinlichkeit, 
wenn nicht mit Sicherheit, vom Partner schon unserer Milliar­
den wegen bevorzugt, bliebe aber in einer Volksabstimmung 
absolut chancenlos. 
Nebenbei bemerkt das ist auch Psychologie-: Sobald der 
EU-Beitritt vom nsch ist, fühlen sich die Beitrittsgegner auch 
nicht mehr gezwungen, die effektiv vorhandenen negativen 
Seiten der EU je nach Temperament mehr oder weniger laut­
stark zu verkünden, und das Integrationsbüro EDNEVD 
müsste sich nicht weiterhin in blauäugiger Schönfärberei 
üben. 
Abschliessend zur Behandlung unseres parlamentarischen 
Vorstosses: Wir haben die Empfehlung am 7. Oktober 1993 
dem Bundesrat abgegeben. Mit Datum vom 29. November 
1993 hat der Bundesrat den zur Diskussion gestellten Bericht 
über die Aussenpolitik verabschiedet Ich habe keine andere 
Wahl, als festzustellen, dass der Bundesrat unsere Empfeh­
lung nicht berücksichtigt hat Der parlamentarische Vorstoss 
ist damit hinfällig geworden und kann somit als nicht erfüllt ab­
geschrieben werden! 
Den Bericht über die Aussenpolitik nehme ich mit Bedauern 
zur Kenntnis. 

Bühler Robert (R, LU): Ich spreche nur zum Anhang, d. h. zum 
Bericht zur Neutralität Damit Sie meine Kritik am Bericht bes­
ser verstehen, muss ich einerseits zur Geschichte der Neutrali­
tät und andererseits zu den gewachsenen Funktionen der 
Neutralitätspolitik ein paar kurze Ausführungen machen. 
Der Ursprung der schweizerischen Neutralität geht auf die Zeit 
nach den Mailänderkriegen zurück. Die Niederlage von Mari­
gnano 1515 bedeutete das Ende der Grossmachtpolitik der 
Eidgenossenschaft Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts wur­
den wir dank der Staatsmaxime der Neutralität von Religions-
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und Erbfolgekriegen verschont. Zur Zeit der Französischen 
Revolution erfuhren wir die schlimmste Neutralitätskrise unse­
rer Geschichte. Die Schweiz wurde zum besetzten Land und 

neasscr1at1p1atz. 1815 die völkerrechtliche Anerken-
nung unserer Neutralität. entwickelte sich die immer-
währende, bewaffnete Neutralität nicht nur zu einem wesentli­
chen Mittel der Aussenpolitik, sondern zum Symbol für Unab­

und Freiheit. ja sie wurde zum Ziel einer politisch­
Grundhaltung der Schweiz: Völkerfriede. Somit ist 

die Neutralität nicht nur Mittel, wie behauptet wird. sondern 
auch Ziel unserer Politik. 
Die Grundmaxime der schweizerischen Neutralität blieb über 
die Jahrhunderte hinweg immer die gleiche: Es ist einerseits 
die Nichtteilnahme der Schweiz an einem Krieg oder an einer 
bewaffneten Auseinandersetzung zwischen anderen Staaten. 
Andererseits obliegt ihr die Pflicht, mittels einer ausreichend 
bewaffneten Armee die Unverletzbarkeit ihres T erritoriurns si­
cherzustellen. 
Es ist mir bewusst, dass wir unsere Neutralitätspolitik, d. h. die 
Ausgestaltung der Neutralität, nicht losgelöst von den interna­
tionalen Gegebenheiten einmal definieren und dann immer­
während anwenden können. Die Neutralitätspolitik hat sich ei­
ner sich wandelnden Welt flexibel anzupassen. So übte hier 
komme ich auf die Funktionen der Neutralitätspolitik zu spre­
chen die ursprüngliche Neutralität vor allem eine wesentli­
che Integrationsfunktion aus. Sie diente dem inneren Frieden 
und der Zusammengehörigkeit. Später wurde sie insbeson­
dere zum Schutzschild unserer Souveränität, zur Unabhän­
gigkeitsfunktion. Die bewaffnete Neutralität wurde zum Haupt­
pfeiler unserer Unabhängigkeitsbehauptung. Wenn auch die 
Dienstleistungsfunktion sehr bald Teil unserer Neutralitätspoli­
tik wurde ich denke an das Internationale Komitee vom Ro­
ten Kreuz (IKRK), an die Flüchtlingsaufnahme, an die Schweiz 
als Konferenzort und anderes mehr-, so hat heute ebendiese 
Dienstleistungsfunktion ganz wesentlich an Bedeutung ge­
wonnen. 
Den neuen Bedrohungsformen muss die Schweiz vermehrt 
durch grenzüberschreitende, solidarische, mitverantwortliche 
Zusammenarbeit begegnen. Hier denke ich insbesondere an 
die Verbesserung allgemeiner Lebensbedingungen, an die 
Stabilitätsförderung, an den Einsatz von Blauhelmen usw. Das 
Potential der Dienstleistungen ist noch lange nicht ausge­
schöp~ 
Die Integrations-, die Unabhängigkeits- und die Dienstlei­
stungsfunktion sind die wesentlichen Bestandteile unserer 
Neutralitätspolitik. Je nach Zeitepoche gewinnt die eine oder 
andere Funktion mehr oder weniger an Gewicht Deshalb ist 
die Neutralität auch heute noch aktuell und wird es auch in Zu­
kunft bleiben. 
Nun setzt meine Kritik am Bericht an: Mehrmals wird betont, 
dass die Neutralität an Bedeutung verloren habe. Nach der 
Dreifunktionalität der Neutralität stimmt dies nicht Die einzel­
nen Elemente müssen, um der Zeit gerecht zu werden, jeweils 
unterschiedliche Stellenwerte haben; sie müssen flexibel ge­
handhabt werden. Die Gesamtheit unserer Neutralität und 
Neutralitätspolitik hat jedoch nicht an Bedeutung verloren; sie 
ist hochaktuell. 
Weil wir in einer politischen Übergangszeit stecken würden, 
sei die Neutralität noch zu rechtfertigen, heisst es im Bericht 
Wir leben in einer politisch dynamischen Zeit mit raschem 
Wandel und mit grossen Unsicherheiten. Aber ich finde es 
falsch, aus diesen Gründen von einer Übergangszeit zu spre­
chen, sonst wären alle Zeitepochen Übergangszeiten gewe­
sen. Geschichte ist immer ein Prozess. Neutralität muss aus 
innen- wie aussenpolitischen Gründen auf Dauerhaftigkeit an­
gelegt sein. Nur so bleiben wir für die anderen berechenbar 
und lassen im Innern keine Unsicherheiten aufkommen. 
Schliesslich bezweifle ich die Aussage im Bericht sehr, dass 
unsere Neutralität mit einem EU-Beitritt vereinbar wäre. Die 
Absicht der EU ist eine gemeinsame, nichtneutrale Sicher­
heitspolitik. Somit wäre ein Beitritt aus neutralitätspolitischer 
Sicht für uns nicht unbedenklich. Daraus schliesse ich, dass 
bei Aufrechterhaltung der Neutralität der Beitritt zur heutigen 
EU kein strategisches Ziel sein kann und sein darf, denn zu viel 
steht auf dem Spiel. 
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Ich bin ohne Wenn und Aber für die Aufrechterhaltung derbe­
waffneten Neutralität, weil ich von der immerwährenden Not-
wendigkeit ihrer drei Funktionen Unabhängigkeit 
und Dienstleistungen bin. Neutralität. flexibel 
angewendet, dient uns innen- auch aussenpolitisch. Soli-
darität mit anderen Staaten ist Teil unserer Neutralitätspolitik 
In diesem Sinne nehme ich vom nicht in über-

·~r,nr,~n Bericht Kenntnis. 

Danioth Hans (C, UR): Der Bericht d~s Bundesrates besticht­
das räume ich zu Beginn ein durch eine umfassende Ana-

der heutigen internationalen Stellung und Verflechtung 
unseres Landes mit seinem europäischen Umfeld. Auch die 
fünf aussenpolitischen Hauptziele sie sind heute verschie­
dentlich genannt worden -verdienen allgemeine Zustimmung 
und Unterstützung. 
Sobald es aber um die Mittel zur Erreichung dieser Ziele geht, 
die der Bundesrat zur Umsetzung einzusetzen gedenkt, ist die 
Einigkeit dahin. Man mag zwar dem Bundesrat zubilligen, sich 
nicht ein für allemal auf eine einzige Option zu fixieren; dass er 
mit diplomatischen Scheuklappen in den Hauptstädten Euro­
pas aufkreuzt und sich gedanklich auf eine einzige aussenpo­
litische Möglichkeit versteift, verlange ich nicht Doch das Be­
kenntnis des Bundesrates zu einem EU-Beitritt der Schweiz ist 
nicht mehr bloss als eine unter verschiedenen möglichen Op­
tionen zu verstehen, sondern als die einzige, schreibt doch der 
Bundesrat auf Seite 32 (Ziff. 413): «Allein der Beitritt garantiert 
ein Gleichgewicht zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung 
und den politischen, sozialen und kulturellen Rahmenbedin­
gungen. In dem Sinne bestätigt der Bundesrat seinen Willen, 
der EU beizutreten.» Wobei der Beitritt sich ja nicht auf den 
Bundesrat bezieht, nehme ich an, sondern auf das ganze 
Land! 
Diese Aussage sei überbewertet worden, hat es heute geheis­
sen. Aber sie ist und bleibt die zentrale Aussage, auch in den 
Augen des Bundesrates. Doch mit Verlaub gesagt: Die zen­
trale politische Rahmenbedingung stellt doch wohl der Ent­
scheid von Volk und Ständen vom 6. Dezember 1992 dar, mit 
dem der Beitritt schon zum EWR - geschweige denn zu weiter 
gehenden Integrationsmodellen der damaligen EG, gar nicht 
zu sprechen von der durch Maastricht noch höher geworde­
nen Hürde - klar verworfen worden ist 
Der Bundesrat hält den formellen EU-Beitritt schlicht für das 
strategische Oberziel, dem sich die taktischen Kurzschritte 
wohl unterzuordnen haben. Dabei schliessen sich gleichzei­
tige Aktivitäten für die grundlegend unterschiedlichen Modelle 
aus, d. h. für den vorn Souverän gewiesenen Weg des Bilatera­
lismus und den EU-Beitritt, der ja bilaterale Verhandlungen 
überflüssig und Beitrittsverhandlungen notwendig machen 
würde. Wie soll das Volk aus diesem Zickzackkurs klug 
werden? 
Etwas unwirsch und auch etwas belehrend ist vereinzelt - vor 
allem von Herrn Rhinow- heute mit jenen umgesprungen wor­
den, welche es wagen, Fragen zu diesem bundesrätlichen Hö­
henflugzanzubringen. Sie hätten Ziel und Mittel verwechselt 
Ein EU-Beitritt sei nur das Mittel, nicht Selbstzweck. Ich 
glaube, hier ist es ja doch vor allem eine akademische Frage, 
und ich meine: Eher der EU-Beitritt muss als Ziel, als politi­
sches Ziel, bezeichnet werden, um den Zweck nehme ich 
weiter an-, den der Bundesrat damit erreichen will, nämlich 
die Selbstbehauptung unseres Landes gegenüber aussen, 
auch nach dem Jahr 2000, sicherzustellen. 
Die Einbussen an Grundwerten des schweizerischen Staats­
wesens sind unübersehbar. Föderalismus, Subsidiarität und 
direktdemokratische Mitsprache von Volk und Ständen in al­
len wichtigen Fragen wären durch einen EU-Beitritt nicht mehr 
garantiert Sie schliessen sich gegenseitig und wohl auf ab­
sehbare Zeit aus. 
Es geht hier keineswegs darum, besser sein zu wollen. Ich hul­
dige auch nicht der Illusion, mit einem raschen EU-Beitritt 
könne die Schweiz die EU demokratisch umgestalten, wie ich 
das aus dem Votum meines geschätzten Kollegen Bloetzer 
herausgehört habe. Wir respektieren auch die anderen, lassen 
uns aber eine fundamentale Änderung der Struktur unseres 
Staates von aussen nicht aufdrängen. 
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Ein Vorkommnis. das sich vor kurzem 
strieren. Es war nach dem Ja von Volk und --.,smr,cm 

Initiative. Ein Europadiplomat zog die 
keit der schweizerischen Demokratie vor aller Öffentlichkeit 
Zweifel ähnlich, wie seinerzeit schon der schwedische Mini­
<>t~•rnrn~"n,~nr die schweizerische Referendumsdemokratie mit 
harschen Worten hatte. So etwas ist doch wohl 

erstaunlich. einen nimmt man mit Verwunderung 
zur dass sich «Brüssel» mit den eines 
direktdemokratischen bisher wenig vertraut 
n,:,,,-,::,rnt hat, und anderseits haben auch unsere Vertreter of-

bisher auf derartige «Risiken» der Volksab-
stimmungen hingewiesen. 
Die direkte Demokratie wäre also heute in der EU wohl ein 
Fremdkörper. Dabei möchte ich keineswegs die Problematik 
verkennen. welche vor allem darin begründet ist, dass man bei 
einer stärkeren europäischen Integration unseres Landes (soll 
sie in bilateralen oder multilateralen Vertragsabschlüssen er­
folgen) über kurz oder lang nicht um die grundsätzliche Stel­
lungnahme herumkommt, wie abgeschlossene internationale 
Verträge - auch gegenüber späteren Entscheidungen von 
Parlament und Volk aufgrund von Volksinitiativen beispiels­
weise respektiert werden können. Es ist wohl klar, dass auch 
und gerade für die Schweiz als kleines Land der Grundsatz 
«pacta sunt servanda» hochgehalten werden muss: Verträge 
sind einzuhalten. 
Unser Ratspräsident hat zu Beginn der laufenden Session auf 
diese Problematik hingewiesen; übrigens wurden dieser Tage 
auch in einem Leitartikel des Chefredaktors der «NZZ» solche 
Fragen aufgeworfen. Bundesrat und Parlament können Fra­
gen der Völkerrechtsverträglichkeit von Erlassen und Volksin­
itiativen inskünftig nicht mehr so einfach erledigen oder ver­
drängen - in der wohl trügerischen Hoffnung, es werde ja 
dann schon recht herauskommen. Vernünftigerweise wird es 
ohne Einbussen eigenstaatlicher Souveränität nicht gehen. 
Niemand behauptet, die Schweiz könne die grossen und 
grenzüberschreitenden Probleme im Alleingang lösen, sie ist 
auf Kooperation angewiesen. Ich teile die Auffassung von 
Herrn Kollege Schmid Carlo nicht, dass die Aussenpolitik nur 
die Dienerin der Innenpolitik sei Sie ist die Fortsetzung der In­
nenpolitik und wesentlicher Bestandteil unserer gesamtpoliti­
schen Anstrengungen. 
Doch zu den politischen Realitäten: Laut einer kürzlichen Um­
frage des GfS-Forschungsinstitutes befürworten zwar 40 Pro­
zent der schweizerischen Stimmberechtigten einen Beitritt 
des Landes zur neugeschaffenen Europäischen Union; 
48 Prozent sind jedoch klar dagegen eingestellt, und von den 
12 Prozent Unentschlossenen dürfte kaum der grössere Teil 
europafreundlich sein. Wie die Reaktionen zur Volksabstim­
mung über die Alpen-Initiative zeigten, bekundet die überwie­
gende Mehrheit, nämlich 72 Prozent, die Absicht, an den di­
rektdemokratischen Institutionen festzuhalten. Hingegen hat 
man für eine sektorielle Kooperation der Schweiz mit der EU 
durchaus Verständnis: Es sprechen sich bei den Bereichen 
Bildungswesen und Forschung 76 Prozent, beim Umwelt­
schutz 73 Prozent, beim Luftverkehr 77 Prozent und beim Gü­
tertransitverkehr 70 Prozent zur Einlösung des Verhandlungs­
mandates aus. Herr Staatssekretär Kellenberger hat im neu­
sten «CH-Euro» erklärt, dass diese Dossiers verhandlungsbe­
reit seien. 
Das Volk ist misstrauisch. Polarisierungen werden verstärkt 
Man misstraut dem Bundesrat - ob zu Recht oder zu Unrecht, 
bleibe dahingestellt Man misstraut ihm, wenn er ein anderes 
Endziel propagiert, statt sich auf den ersten ihm übertragenen 
Schritt zu konzentrieren. Ein gewisses Misstrauen rührt viel­
leicht auch daher, weil der Bundesrat im Ausland nicht mit der 
gleichen Festigkeit auftritt Es gibt gegenüber «Brüssel» und 
anderen Akteuren zu viele Erklärungs-, Beschwichtigungs­
und auch Beruhigungsversuche. Die Schweiz ist wohl ein ei­
genartiger und auch knorriger Verhandlungspartner, jedoch 
alles in allem ein Staat, der trotz oder vielleicht gerade wegen 
seiner Kleinheit seine internationalen Verpflichtungen erfüllt 
und vor allem Solidarität mit anderen Völkern und mit be­
drängten Menschen bekundet Wir brauchen uns also ob un­
serer Eigenart nicht zu schämen und schon gar nicht zu ent-
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schuldigen. Selbst Vorwürfe wie der des «Trittbrettfahrers» und 
andere. die dem Volk ein schlechtes Gewissen suggerieren, 
sind völlig fehl am Platz und wirken kontraproduktiv. 
Es scheint mir unerlässlich, dass der Bundesrat, der um seine 

Aufgabe - das gebe ich zu sicherlich nicht zu benei­
den in klaren und auch für das Volk nachvollziehbaren 
Schritten seine Aufgaben im Innern und gegenüber aussen er­
füllt und damit auch Vertrauen schafft. auf das er dann bei ei­
ner späteren Abstimmung zurückgreifen kann. 

Delalay Edouard (C, VS): D'emblee, je declare donner mon 
appui au rapport du Conseil federal sur la politique exterieure 
de la Suisse dans les annees nonante, meme si je le trouve 
bien optimiste par rapport ä l'etat d'esprit qui domine actuel­
lement dans notre pays. C'est la fonction d'une reflexion de 
ce type de ne pas ceder a l'opinion dominante du moment, 
mais de jeter un regard sur l'avenir ä plus long terme. Si je 
juge ce rapport bien optimiste pour !'heure, c'est parce que 
nous sommes, en Suisse, objectivement et profondement, 
divises sur le type de relations que nous devons entretenir 
avec nos voisins. 
Le vote sur l'Espace economique europeen a mis en evidence 
nos divergences politiques et culturelles. Je n'y reviens pas 
davantage, la question a dejä ete suffisamment evoquee ce 
matin. Les votations federales du 20 fevrier dernier, meme si 
elles n'avaient pas directement une connotation europeenne, 
n'ont pas arrange du taut nos relations exterieures, et l'actua­
lite recente nous permet de mesurer la perception et les reac­
tions de nos voisins quant ä nos reflexes de Reduit national -
pour ne pas dire de coffre-fort - qui nous isolent de plus en 
plus. Ces consultations populaires ont mis en evidence le fait 
que nous sommes pour l'Europe un partenaire peu fiable. Ne 
sommes-nous pas le seul membre de l'AELE qui a fait defaut 
dans la ratification de l'Accord sur l'Espace economique euro­
peen? N'avons-nous pas, recemment, tourne consciemment 
le dos a un accord de transit que nous avions appele de nos 
voeux il y a quelques annees? 
Ces considerations m'amenent a une question que j'estime 
fondamentale, qui peut surprendre par son caractere direct et 
sans nuance, mais je la pose cependant en etant conscient 
que ce sont souvent !es questions !es plus candides qui renfer­
ment, en definitive, le bon sens. Le systeme politique suisse et 
nos institutions telles que nous les connaissons ne sont-ils 
pas, en definitive, incompatibles avec le cadre et le developpe­
ment actuel de l'integration europeenne? Des lors, notre täche 
prioritaire ne serait-elle pas, comme l'a souligne dejä M. lten 
Andreas taut ä !'heure, d'abord de politique interieure, avec 
pour objectif de definir ä quelle sorte d'Europe nous sommes 
prets ä apporter notre plein concours? 
Nous verrions rapidement alors que l'Europe qui conviendrait 
a la majorite de notre peuple et a nos institutions ne ressemble 
guere a celle qui s'elabore sous nos yeux autour de nous. Si 
nous voulons maintenir intacte la democratie directe, la souve­
rainete absolue du pays, la neutralite, le federalisme et les 
droits populaires les plus etendus auxquels certains d'entre 
nous ne supportent aucune atteinte, l'Europe devrait revetir la 
forme d'une Confederation d'Etat dans le sens le plus strict du 
terme ou l'unanimite demeure la regle et d'ou taut organisme 
supranational est evacue. 
Nous serions alors confrontes, au terme de cette analyse inte­
rieure, avec !'alternative ou bien de reformer fondamentale­
ment et unilateralement nos institutions, ou bien de prendre 
acte des difficultes reelles que nous avons ä concilier leur 
fonctionnement avec !es dispositions en vigueur dans l'Union 
europeenne et avec ses objectifs. Je reconnais volontiers le 
simplisme de ce raisonnement et le manicheisme de tels pro­
pos. lls ne se veulent cependant pas pessimistes, mais bien 
plus destines a nous permettre de retrouver, dans la reflexion, 
la cohesion nationale indispensable, et a surmonter ce reel 
defi qui nous est pose dans nos relations exterieures au­
jourd'hui. Nous avons a compter d'abord sur nous-memes 
pour fixer nos priorites politiques, pour retrouver une certaine 
concordance au plan national et pour devenir de la sorte, pour 
nos voisins, un partenaire plus fiable et plus sOr que ce n'est le 
cas aujourd'hui. 
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(R. AG): Ich werde mich als Mitglied der Sicher­
Kommission dem Bericht zur Neutralität (im 

Anhang) zuwenden, dies in durchaus pragmatischer Sicht 
Aus zeitlichen Gründen muss ich mich ohnehin darauf be­
schränken, Nägel einzuschlagen. Herr Bundesrat es 
werden nur teilweise «Sargnägel» auf Ihren Bericht sein. Ich 
möchte nicht so weit gehen wie Herr Schallberger und Ihnen 

Wohlverhalten versprechen. 
immerwährende und bewaffnete Neutralität wird ange­

sichts der zunehmend unruhiger werdenden Lage in Ost- und 
Mitteleuropa und angesichts der Unschlüssigkeit der westli­
chen Bündnisse, wie dieser begegnet werden soll, wieder ver­
mehrt als sicheres Schutzgehäuse betrachtet Es macht allen 
Anschein, dass eine Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger 
heute die Meinung vertritt, solange wir nur neutral seien. 
könne uns nichts Böses passieren. Vorherrschend dürfte auch 
die Überzeugung sein, solange wir neutral seien, komme ein 
EU· ebensowenig wie ein Uno-Beitritt in Frage. 
Die innenpolitische Bedeutung der Neutralität ist heute also 
nicht mehr so sehr in der Klammerfunktion zwischen den ver­
schiedenen Sprachen und Kulturen unserer Eidgenossen­
schaft, sondern vielmehr in dieser Gefühlslage angesiedelt, 
die Neutralität garantiere per se, quasi automatisch, Sicher­
heit, wobei diese Stimmung in der deutschsprachigen 
Schweiz verbreiteter sein dürfte als in den übrigen Landes­
teilen. 
Wir haben bei der Beurteilung des vorliegenden Berichtes des 
Bundesrates von dieser Grundstimmung auszugehen. Das ist 
die eine Seite. Die andere Seite eröffnet sich in der Feststel­
lung, dass bei nüchterner Betrachtung der denkbaren Szena­
rien von Gewaltanwendung gegen unser Land, sei es unter­
halb der Schwelle eines bewaffneten Konfliktes, sei es im Falle 
einer offenen Aggression, Sicherheit im Alleingang nicht mehr 
zu haben ist Der Bundesrat nennt dies in Ziffer 32 des An­
hangs («Bericht zur Neutralität») die «Grenzen der autonomen 
Verteidigungsfähigkeit». 
Soweit kann ihm gefolgt werden. Mit seiner etwas apodikti­
schen Feststellung, die Schweiz würde auch nach einem EU­
Beitritt ihre bewaffnete Neutralität beibehalten können - zu le­
sen auf Seite 83 -, begibt er sich jedoch auf gefährliches in­
nenpolitisches Glatteis. 
Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass ich 
anlässlich der Debatte über das Rüstungsprogramm 1992, wo 
es um die Beschaffung von 34 Kampfflugzeugen F/A-18 ging, 
im Namen der Sicherheitspolitischen Kommission ein Post­
ulat begründete. welches am 19. März 1992 an den Bundesrat 
überwiesen wurde. Der Vorstoss lädt den Bundesrat ein, bis 
zur Herbstsession 1992 den eidgenössischen Räten einen Be­
richt vorzulegen, der aufzeigt, wie die Frühwarnung und Füh­
rung im Bereiche Luftverteidigung mit und ohne Zusammenar­
beit mit anderen europäischen Staaten sichergestellt werden 
kann, welche Kosten das bringt und welche neutralitätsrechtli­
chen und neutralitätspolitischen Folgen aus einer allfälligen 
Zusammenarbeit mit anderen europäischen Staaten zu er­
warten sind (AB 1992 S 294). Damals sprach noch niemand 
vom Nato-Projekt «Partnerschaft für den Frieden». Aber das 
Postulat geht genau in diese Richtung. 
Der Bericht liegt bis heute nicht vor. Wie sich der Bundesrat 
diese Kooperation in der Luft vorstellt, darüber hat er uns noch 
zu rapportieren. Daran muss ich im Namen der Sicherheits­
politischen Kommission festhalten. 
Mit seiner Feststellung, ein allzu enges Konzept der Neutrali­
tät - gemeint ist wohl: der Neutralitätspolitik-. das zu einer 
starken Einschränkung der Verteidigungsmöglichkeiten füh­
ren müsste. würde für unser Land und für seine Bewohner zu 
einem Nachteil, liegt der Bundesrat nach meiner Meinung 
richtig. Gerade solche Überlegungen zum aussen- und sicher­
heitspolitischen Instrument «Neutralität» dürften auch dem 
Bürger einleuchten - es geht ja um seine von ihm hoch ge­
schätzte Sicherheit -. viel mehr als die verklausulierten Argu­
mentationsketten zur Aufrechterhaltung der Neutralität bei ei­
nem EU-Beitritt. 
Auf diesen innenpolitischen, «egoistischen» Aspekt der Öff· 
nung unserer Neutralitätspolitik ist Gewicht zu legen und nicht 
auf die Arabesken, wie sich die «NZZ» am 28. Dezember 1993. 
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im Zusammenhang mit Neutralität und EU-Beitritt, ausdrückte. 
Der Bundesrat hat uns mit diesen kunstvollen 
Pirouetten für die Verankerung einer offeneren 
litik in der Bevölkerung bei strikter Beibehaltung des 
rechtlichen Neutralitätsstatus nicht gerade einen 
Dienst erwiesen. Und das werden wir als Befürworter der 
heim.Vorlage im Vorfeld der Abstimmung vom 12. Juni 1994 
zu spüren bekommen. Man wird uns dann in den 
Veranstaltungslokalen, in den «Beizen» unter Zitierung des 
Berichtes des Bundesrates über die Aussenpolitik vorhalten. 
«wir in Bern» wollten die Neutralität der Schweiz auf dem Altar 
von EU und Uno opfern, der Bundesrat deklariere den Beitritt 
zur Europäischen Union und zur Uno ausdrücklich als «strate­
gisches Ziel». Wir werden den Match um die Blauhelme also 
mit demselben Bleigewicht am Fuss auszutragen haben wie 
seinerzeit den Abstimmungskampf um die Mitwirkung im 
EWR. Nur hiess damals die Bleikugel «EG-Beitritt v,a Trai­
ningscamp EWR»; so oder ähnlich haben seinerzeit Mitglieder 
der Landesregierung die damals gültige «strategische Zielset­
zung» formuliert Es scheint nun wirklich, dass der Bundesrat 
aus der Niederlage vom 6. Dezember 1992 - sie hat auch mich 
betroffen nichts gelernt hat, wenn er im Vorfeld der Blau­
helm-Abstimmung derartige strategische Überlegungen in 
seinem Bericht über die Aussenpolitik publiziert und durch alle 
Böden hindurch verteidigt wie letzte Woche im Nationalrat 
Das mag in den Ohren ausländischer Regierungsstellen gut 
tönen, im Inland verunsichern solche Strategieerklärungen. 
Ich appelliere an den Bundesrat, dass er der Ziffer 42 des Be­
richtes über die Aussenpolitik der Schweiz in den neunziger 
Jahren, betitelt «Innenpolitische Abstützung der Aussenpoli­
tik», ab sofort die oberste Priorität in seinen taktischen, operati­
ven und strategischen Überlegungen einräumt. denn sonst 
sind weitere Abstimmungsniederlagen programmiert, zum 
Beispiel bei den Abstimmungen über die Blauhelme oder das 
Gatt Es ist schade, und ich bedaure das ausdrücklich, dass 
sich der Eindruck bei der Bevölkerung immer tiefer einprägt, 
der Bundesrat und Teile des Parlamentes seien in der Aussen­
politik innenpolitisch nicht lernfähig und nicht bereit, Volksent­
scheide ohne Wenn und Aber - das heisst vor allem auch 
ohne Mentalreservationen zu akzeptieren. Diesen Eindruck 
zu korrigieren. das ist auch eine Zielsetzung und Sinngebung 
für diese Debatte, die wir jetzt führen. 
Ich kann von diesen Berichten über die Aussenpolitik und zur 
Neutralität nur mit einigen Vorbehalten Kenntnis nehmen. 

Huber Hans Jörg (C. AG): Soll man. oder soll man nicht mehr? 
Das ist die Frage, die sich jetzt stellt Die Empfindung sagt 
eher, man solle nicht mehr; aber die Überzeugung legt es 
nahe, dennoch einige Bemerkungen zu machen. Dafür 
spricht, dass man als Grenzbewohner sehr viele Dinge nicht 
mehr versteht, die in diesem Saal gesprochen werden. Ich 
habe beim Anhören einzelner Formulierungen meines verehr­
ten Landsmannes und Kollegen Loretan den Gedanken ge­
pflegt, dass 50 Kilometer Entfernung von der Landesgrenze 
die schweizerische Aussenpolitik differenzierter erscheinen 
lassen. als es der Fall ist 
Aus der Überzeugung des Grenzbewohners, aber auch aus 
der Meinung eines, der ehemals im Europarat die Bänke 
drückte, möchte ich Ihnen einige Überlegungen vortragen. Ich 
bin auch zentral der Auffassung, dass die Positionierung der 
Schweiz in Europa und in der Welt zu den wesentlichsten Auf­
gaben der Politik heute und in Zukunft gehört. und ich meine, 
dass die Frage, wie wir dieses Problem lösen. für unsere inner­
staatliche Kohäsion von ausserordentlicher Bedeutung ist Ich 
glaube, es gibt viele, die diesen Akzent eindeutig übersehen. 
Ich bin dem Bundesrat dankbar, dass heute drei Berichtevorlie­
gen: der Bericht über die Aussenpolitik. der Bericht zur Neutrali­
tät und derjenige, den wir nicht heute zu besprechen haben. 
über die Möglichkeiten und Grenzen der Aussenpolitik der Kan­
tone. Dafür. dass das so rasch gekommen ist, sind wir aus den 
Grenzkantonen besonders dankbar. Rückblickend bin ich 
auch der Meinung, dass es richtig ist, jetzt-· und nicht damals 
(1993) in der Session zu Genf- über Aussenpolitik zu diskutie­
ren. Jetzt liegen nämlich Vorgaben der Regierung vor. zu der 
das Parlament Stellung nehmen muss. Stellung nehmen soll. 
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Wenn ich zum Bericht über die Aussenpolitik 
der Schweiz in den neunziger Jahren zu machen habe, dann 
scheint es mir zentral, dass wir uns auf die Grundelemente der 
Aussenpolitik besinnen. S1e muss für unseren Staat berechen­
bar, konstant, umfassend und evolutiv sein. Sie muss von ei­
ner Sicht Gewiss es um die 
beschworenen o,r,or,on lnt,,rocc-c,n 

Aber diese Interessen sind nicht nur Ak-
zente sind zu setzen in den der Menschenrechte. für 
den Frieden, für die des demokratischen Konzep-
tes. für die Machtbegrenzung Nationalstaates. Solidarität 
und Umweltschutz dürfen als internationale Aufgaben in Eu­
ropa und in der Welt nicht übersehen werden. 
Wenn wir uns fragen, was wir tun sollen, würde ich grundsätz­
lich meinen: weitermachen mit dem, was wir tun, den Bilatera­
lismus. der verschrieben ist, ehrlich, intellektuell redlich betrei­
ben. Ich zweifle nicht daran, dass Regierung und Verwaltung 
das tun auch wenn ihnen das Gegenteil unterstellt wird. Ich 
wundere mich, wie diesbezüglich Mären in die Welt gesetzt 
werden, ohne dass konkrete Beweise genannt werden. 
Weiter bin ich der Meinung, dass es darum geht, vorrangig das 
Gespräch mit dem Souverän zu suchen, zu vertiefen, sachlich 
zu führen. Politische Grundmuster einer Nation schlagen nur 
langsam um; technokratisch sind sie nicht zu bewältigen. Ich 
glaube, dass es darum geht, die Aussenpolitik von ihrer ge­
genwärtigen Europazentriertheit zu befreien. Ich möchte eine 
Regierung sehen, die global denkt und handelt, die den asiati­
schen Raum ebenso einbezieht wie beispielsweise den islami­
schen Raum - dessen Entwicklung mir Sorge macht, was aber 
offenbar von wenigen in diesem lande geteilt wird. 
Ich meine schliesslich, dass wir uns dort weiter engagiert ein­
setzen, wo wir dabei sind, sei es in der KSZE, sei es im Europa­
rat, sei es in der OECD, sei es im Gatt Aber etwas dürfen wir 
nicht tun: Wir dürfen nicht zum Lehrmeister Europas in Sachen 
Aussenpolitik werden wollen! Wer sich abseits stellt, der tut 
gut daran, sich Ratschlägen und Visionen an die Adresse an­
derer, die den europäischen Frieden seit 1945 tragen und sta­
bilisieren, zu enthalten. 
Eine der grossen alten Damen der deutschen Publizistik, Ma­
rion Gräfin Dönhoff - um auch noch jemanden zu zitieren -
schreibt in ihrem neuen Buch «Im Wartsaal der Geschichte», 
es gehe für den Politiker darum, zu «sehen, was ist». Sie be­
richtet, Bismarck, der das Metier gewiss verstand, habe immer 
vor zwei Sachen gewarnt: vor der Kurzsichtigkeit und vor der 
Weitsichtigkeit Sehen, was ist, das ist im Prinzip auch aussen­
politisch entscheidend. Und da kommen wir doch mit intellek­
tueller Redlichkeit nicht darum herum zu sehen: Der dominie­
rende Faktor der europäischen Politik ist die Europäische 
Union. 
Wir kommen nicht darum herum, wenn wir uns gegenüber ehr­
lich sind, zu sehen, dass diese Gemeinschaft seit 1957 unge­
heure Wege zurückgelegt und sich verändert hat Diese Verän­
derbarkeit ihrer Struktur scheint mir von zentralem Interesse 
zu sein, und es ist unfair, den Blick einfach auf ihren jetzigen 
Zustand zu fixieren, wenn es darum geht, zukünftige Ent­
scheide zu überlegen und zu legitimieren. 
Wir haben alles Interesse daran, dass sich der deutsche, der 
österreichische oder der englische Kurs der Föderalisierung, 
der Demokratisierung gegen den Zentralismus durchsetzt 
Aber europäische Entscheide fallen in der EU. Mitwirken ist 
nach meinem Verständnis ein Stück Unabhängigkeit, Nicht­
mitwirken ist Abhängigkeit 
Was die Frage des Zeitpunktes betrifft, was die Frage betrifft, 
ob das eine Option oder was immer auch sei, hat der Bundes­
rat mit konstanter Intensität immer wieder folgende Überle­
gung angestellt: Erst wenn die innen- und aussenpolitischen 
und wohl auch aussenwirtschaftlichen Voraussetzungen ge­
geben sind, wird an die Befragung des Souveräns im Sinne 
der Entscheidvorbereitung, der Entscheidfällung wieder her­
angegangen. Das zeigt mir, dass diese Entscheide eine lange 
Laufzeit haben, wenn man sich all das vornimmt 
Ich bin überzeugt davon, dass diese Voraussetzungen innen­
und aussenpolitischer Natur den Wandlungen der Europäi· 
sehen Union, die gegenwärtig im Gange sind, Rechnung tra­
gen. Ich bin auch überzeugt, dass sie den Wandlungen in un-
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und in unseren Überzeu-
tragen. 

Der nächste der meines Erachtens in der Aussenpolitik 
zu tun ist nebst dem, was wir tun-. ist, die des Beitrit-
tes der Schweiz zur Uno wieder zu steilen. Hier wir uns, 
bei ganz verrannt, und 
wir müssen zurückfinden zu dem, was ist: zur Realität. dass 
der zweite Sitz der Uno in Genf ist und bleibt zur Realität, dass 
wir in allen dabei sind. Was hindert uns 
daran, dort zu hindert uns nach schweizeri-
scher Art, Herr dort zu sein. wo die Entscheide 
fallen (statt dort nicht zu sein, wo die Entscheide fallen. son­
dern nur an den Rändern)? Das ist die entscheidende Frage. 
Der Bericht zur Neutralität ist besprochen worden. Für mich ist 
er an gewissen Stellen zweifelhaft, und an anderen Orten ist er 
überzeugend. Es gibt ausser der Nato keine effiziente Sicher­
heitsstruktur in Europa Es muss bei der freiwillig akzeptierten 
bewaffneten und dauernden Neutralität bleiben. Sie ist zu mo­
difizieren und auf ihren Kern zurückzuführen. Es bleiben die 
drei Komponenten: Unabhängigkeitsfunktion, Dienstlei­
stungsfunktion, Integrationsfunktion. Eine Anpassung ja, eine 
Aushöhlung neinl 
Mit diesen Bemerkungen bin ich bereit, von diesem Bericht 
Kenntnis zu nehmen, und ich hoffe, dass er in unserem land 
Diskussionen auslöst und zur aussenpolitischen Weiter- und 
Fortbildung beiträgt 

Schiesser Fritz (R, GL): Ich habe mein - als Kommissionsmit­
glied - wohlvorbereitetes Votum schon längst weggelegt, weil 
ich ohnehin keine neuen Elemente mehr einbringen könnte. 
Aber das Votum von Herrn Schmid Carlo und jenes von Herrn 
Schallberger haben mich dazu veranlasst, doch noch zwei Be­
merkungen zu machen. 
Herr Schmid hat unter anderem die Auswirkungen der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention (EMRK) auf die Souve­
ränität der Schweiz kritisiert Man kann über gewisse Urteile 
aus Strassburg sehr wohl geteilter Meinung sein, Herr 
Schmid. Aber so, wie Sie sich ausgedrückt haben, schüren 
Sie - ich sage es ganz offen - Emotionen gegen die Europäi­
sche Menschenrechtskonvention, und das dürfen wir nicht 
tun. 
Die Europäische Menschenrechtskonvention ist eine Grund­
lage für die Zusammenarbeit und den Frieden in Europa Es 
zeigt sich nun bei der Einbeziehung der mittel- und osteuro­
päischen Staaten, welch eminente Rolle diese Europäische 
Menschenrechtskonvention spielt Auch wenn es für uns ge­
wisse nachteilige Folgen hat, wenn wir Urteile aus Strassburg 
erhalten, die uns nicht in allen Punkten zusagen, dürfen wir 
nicht so argumentieren, als ob diese EMRK eine entschei­
dende Einschränkung der schweizerischen Souveränität dar­
stellen würde. Wenn es sich tatsächlich so verhielte, müssten 
wir den Europarat verlassen, uns auch aus diesem europäi­
schen Gremium verabschieden und uns weiter in die Isolation 
begeben. 
Kollege Schmid hat weiter gesagt, mit dem strategischen Ziel, 
das der Bundesrat in seinem Bericht vorgegeben habe, sei 
eine Diskussion mit dem Bundesrat nicht mehr möglich. Ich 
teile diese Auffassung nicht Zwar hat der Bundesrat ganz klar 
gesagt, für ihn sei der EU-Beitritt der Schweiz ein strategisches 
Ziel. Ob es sich dabei um ein Ziel oder eine Option handelt, ist 
für mich eine semantische Übung. Für breite Kreise der Bevöl­
kerung ist massgebend, ob der Bundesrat einmal den Beitritt 
der Schweiz zur EU will oder nicht Er will ihn. Der Bundesrat 
hat aber ganz klar gesagt, leider nicht unmittelbar anschlies­
send, massgeblich seien die «innen- und aussenpolitischen 
Bedingungen». Genau hier ist doch der Ansatzpunkt für eine 
eingehende Diskussion mit dem Bundesrat, nämlich über die 
Frage, wann diese Bedingungen erfüllt sein werden. Wenn der 
Bundesrat nur gesagt hätte, sein strategisches Ziel sei der 
EU-Beitritt der Schweiz, dann müsste ich Ihnen recht geben. 
Aber durch diese selbstverständliche Einschränkung hat der 
Bundesrat einen Spielraum für eine umfassende Diskussion 
eröffnet 
Hier komme ich nun zu einer Bemerkung an die Adresse von 
Kollege Schallberger: Was Sie so sympathisch macht, Herr 

michael.tellenbach
Textfeld



15. März 1994 s 259 

ist die Tatsache. dass Sie zum Ausdruck brin-
gen. dass das, was Sie haben, Ihre tiefste Überzeu-

ist Das anerkenne vorbehaltlos. Inhaltlich ich 
Würdigung aber nicht Was Sie Herr 

Schallberger. wäre ein für den Bundesrat 
ur,r~,~~ wir den Bundesrat in der wirklich in ein 

cn,,rrc,,n Lassen wir doch diesen Bundesrat 
sieben Leute in den Bundesrat sie sollen 
wohin die Reise in soll. Es 

in erster Linie an uns, am Parlament dem zu 
sagen, er gehe in die falsche Richtung, wenn wir davon über­
zeugt sind. Es wird in zweiter Linie am Souverän liegen, dem 
Bundesrat zu sagen, jetzt sei er endgültig in die falsche Rich­
tung gegangen. Solange diese Sicherungen bestehen, müs­
sen wir doch keine Angst haben, der Bundesrat tue etwas, was 
er nicht tun sollte. Sonst müssen wir diesen Bundesrat aus­
wechseln. 
Herr Kollege Schallberger hat weiter gefordert, man solle end­
lich mit diesen bilateralen Verhandlungen fortfahren, das sei 
nun das eigentliche Thema Ich bin mit Ihnen einverstanden, 
Herr Schallberger, aber für Verhandlungen braucht es zwei 
Partner, und heute morgen hat man in den Nachrichten ver­
nehmen können, dass sich der französische Verkehrsminister 
gegen die Aufnahme von Verhandlungen mit der Schweiz aus­
gesprochen habe. Das mag eine Stimme im grossen Konzert 
sein, aber es ist immerhin eine Stimme, die man wahrschein­
lich nicht einfach überhören darf. Bilaterale Verhandlungen ja, 
aber es braucht zwei Verhandlungspartner, damit man über­
haupt mit den Verhandlungen beginnen kann. 
Ein letzter Punkt: Ich gehe mit Kollege Schallberger einig, 
wenn er die Unterschiede der Systeme herausarbeitet, die Ei­
genarten der Schweiz auf der einen Seite, die Eigenarten der 
Europäischen Union auf der anderen Seite. Ich bin damit ein­
verstanden, dass man diese Unterschiede aufzeigt Aber ich 
bin nicht damit einverstanden, dass man das eine System im­
mer abschätzig als das schlechte bezeichnet und das andere 
als das gute. Wie wollen wir denn mit einem Partner verhan­
deln, wenn man ihm von vornherein sagt, eigentlich möchten 
wir mit ihm nichts zu tun haben, ausgenommen dort, wo wir all­
fällig Vorteile erlangen könnten? Das ist keine Strategie; so 
können wir nicht vorgehen. Ich bitte Sie, die Vor- und Nachteile 
auf beiden Seiten zu sehen und unseren Partnern der bilatera­
len Verhandlungen nicht ein Bild anzuhängen, das der Wirk­
lichkeit nicht entspricht 
Ich danke dem Bundesrat für diesen Bericht Ich stimme die­
sem Bericht zu, auch wenn man darüber streiten kann, ob der 
Beitritt zur EU ein strategischen Ziel sein soll oder nicht Der 
Bundesrat hat mindestens eine klare Sprache gebraucht 

Gemperli Paul (C, SG): Das Interesse, das der Bericht des 
Bundesrates vom 29. November 1993 über die Aussenpolitik 
der Schweiz in den neunziger Jahren gefunden hat, ist erfreu­
lich. Es zeigt, dass sich die Schweizerinnen und Schweizer 
vermehrt um die Probleme des internationalen Umfeldes und 
der Stellung unseres Landes Gedanken machen. Das Be­
wusstsein, dass wir nicht mehr allein den Weg ins und im 
nächsten Jahrtausend bestimmen können, sondern auf inter­
nationale Kooperation angewiesen sind, hat sich eindeutig 
verstärkt Angesichts der globalen Herausforderungen ist die 
Schweiz genötigt, auch ihre Interessen zu vertreten und die 
entsprechenden Ziele zu formulieren. 
Der vom Bundesrat in diesem Zusammenhang gewählte An­
satz ist richtig. Mit dem Konzept einer zielorientierten Aussen­
politik gelingt es, eine Orientierungshilfe in einem sich ständig 
verändernden Umfeld zu geben. Wenn wir am heutigen Tag 
den Bericht wieder durchlesen, stellen wir fest, dass sich 
schon seit der Veröffentlichung vieles geändert hat Die Ana­
lyse des Umfeldes ist daher nie fertig, sondern die Entwick­
lung in ständiger Bewegung. Die Stellung und die Einfluss­
möglichkeiten des eigenen Landes sind immer wieder neu zu 
umschreiben und zu definieren. Um so wichtiger ist es aber, 
Ziele zu haben, auf die man sich in einem von Veränderungen 
geprägten Umfeld ausrichten kann. Der Bundesrat verdient 
daher Dank, dass er diese neue Dimension in den Bericht zur 
Aussenpolitik hineingetragen hat Es geht letztlich um die Ver-

Jahren 

tretung unserer Interessen nach aussen und um die Grundbe-
dürfnisse, die in Weise auch in der Innenpolitik eine 
entscheidende um Sicherheit, Wohlfahrt, Erhal-

der und um die der 
des Menschen. Danach hat 

auch auszurichten. 
auch, dass der Bericht nicht einfach westeu­

.~,,~r>r,r,~,,ft- ist Zu Recht wird darin auch von den osteuro-
,..,,,,.,rnon Ländern und von den Problemen gespro-
chen Aussenpolitik bedeutet die Schweiz mehr als nur 
Pflege der Nachbarscha~ Zwar darf sie durchaus im Vorder­
grund stehen, aber wir dürfen gute und dauerhafte Beziehun­
gen mit Staaten und Völkern in anderen Kontinenten nicht ver­
nachlässigen. Der amerikanische Kontinent, der asiatische 
Raum, die Völker Afrikas und der ehemaligen Sowjetunion 
sind für uns ebenfalls von grosser Bedeutung. Unsere Zukunft 
hängt nicht unwesentlich von der Lösung der Probleme der 
Dritten Welt ab. Wir können und dürfen das Blickfeld nicht ein­
fach einengen. 
Ein wichtiger Teil des Berichtes musste sich aber notwendiger­
weise mit Westeuropa und unserem Verhältnis zur EU befas­
sen. Mit diesen Ländern sind wir aufgrund unserer geographi­
schen Lage politisch, kulturell und wirtschaftlich schicksals­
haft verbunden. Auch die Lebensgrundlagen sind gemein­
sam. Aussenpolitik im Sinne der Wahrnehmung unserer Inter­
essen hat sich daher vor allem hier zu bewähren. Selbst wenn 
wir uns noch abschotten wollten, würde das nichts bringen, 
weil uns die Fakten wieder einholen würden. Was in der EU 
getan und gestaltet wird, hat direkte Auswirkungen auf unsere 
Zukunft 
Ich habe mit grossem Interesse den Ausführungen von Kol­
lege Schmid Carlo zugehört Eines muss man aber dazu sa­
gen: Die Probleme sind einfach anders, vielfältiger gewor­
den, und die globalen zusammenhänge sind intensiver. Ich 
komme aus der Bodenseeregion; und es geht hier natürlich 
nicht mehr nur um die Kornschiffe, die von Deutschland her 
nach Rorschach gekommen sind. Heute hat die Stadt St 
Gallen ihr Trinkwasser aus dem Bodensee, aber gleichzeitig 
auch die Stadt Stuttgart Man sieht daraus: Das gibt Pro­
bleme, die andere Dimensionen haben und viel stärker zu­
sammenhängen. Es ist daher zweifellos richtig, festzustellen, 
dass es irgendwie unbefriedigend ist, wenn wir zusehen müs­
sen, wie von aussen Politik gemacht wird, ohne dass wir mit­
gestalten können. Die Verzahnung bei allen wichtigen Fra­
gen ist heute derart, dass eine Isolation keine Dauerlösung 
beinhalten kann. Die EU ist Realität, ob wir das gerne haben 
oder nicht 
Nun ist auf der anderen Seite aber ebenso anzuerkennen, 
dass das Schweizervolk am 6. Dezember 1992 den Beitritt 
zum EWR abgelehnt hat Diese Ablehnung war aber kein Ab­
schied von Europa, sowenig wie das Ja zur Alpen-Initiative. Es 
kamen dabei der Wille zu möglichst grosser Eigenständigkeit 
und ein Nein zu einer bestimmten Art von wirtschaftlicher und 
institutioneller Zusammenarbeit zum Ausdruck. Mehr bedeu­
tet dieser Entscheid nicht 
Der Bundesrat ist in dieser Situation zweifellos verpflichtet, das 
Dossier Europa nicht einfach auf die Seite zu legen. Zurzeit 
steht aber keine andere Möglichkeit zur Verfügung, als den 
Weg über bilaterale Verhandlungen zu suchen. Wir müssen 
mit Geduld und langem Atem auf Gebieten von gemeinsa­
mem Interesse zu den bestehenden Verträgen neue Felder 
der Zusammenarbeit suchen. Schwierigkeiten und Rück­
schläge sind nicht auszuschliessen. Aber es ist doch nicht zu 
verkennen, dass auch die meisten EU-Staaten ein eminentes 
Interesse daran haben, wenigstens in wirtschaftlicher Hinsicht 
zu einem Modus vivendi zu kommen. Ralf Dahrendorf hat das 
letzthin sehr eindrücklich in einem Artikel dargestellt 
Ich bin aber überzeugt, dass der Bundesrat bezüglich des 
Zeithorizontes zuviel erwartet Es wird nicht möglich sein, 
schon Ende 1995 eine abschliessende Beurteilung, mit Zwi­
schenbilanz Ende 1994, vorzunehmen. Wir müssen uns hier 
sicher auf längere Fristen einrichten. 
Niemand kann schliesslich den Bundesrat daran hindern, 
über den Bilateralismus hinauszuschauen. Mit Einzelverträ­
gen können wir Zeit gewinnen, aber nicht für alle Zeiten unsere 
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in sichern. Wir sind ein Teil dieses Kontinen-
tes. und wir werden auf die Dauer nicht jeder Entwicklung hin­
terherlaufen können. Wir werden nicht darum herumkommen. 

umfassende mit der EU an die Stelle von 
n71:>l\11>rtr,:,r,<>n zu setzen. man muss hier auch sehen: 

Das ist von heute auf morgen denkbar- Dabei dürfen wir 
zweifellos davon dass sich auch die EU in Zukunft 
ändern wird, Der auch den Osten einzubezie-
hen. und die nach Maastricht. die Ziele 
der EU zu und den Vorstellungen der Men-

der EU breiten Raum zu geben, werden zu 
führen Auch hier wird sich ein 

!Jrc~7~""" abspielen. 
Die europäische Einigung ist nicht nur politisch, sie ist auch in­
stitutionell unvollendet. und es kann nicht gesagt werden. 
dass der Maastrichter Vertrag schon den Abschluss bedeute. 
Vielleicht löst dann am Tag X eine solche EU in der Schweiz 
weniger Ängste aus. Vielleicht ist aber nach der ersten Eupho­
rie auch mit der EU eine flexiblere und angepasstere Gesamt­
lösung, die den Interessen unseres Landes Rechnung trägt. 
zu haben. 
Wenn wir deshalb heute als strategische Zielvorstellung einen 
EU-Beitritt anvisieren, kann ich dem nur bedingt zustimmen. 
Zwar ist eine Gesamtlösung anzustreben, die zukunftsgerich­
tet ist und uns einen Platz in Europa einräumt Aber es wird ge­
rade Aufgabe unserer Diplomatie sein, sich in diesem Umfeld 
zu bewähren und einen Fächer von Möglichkeiten zu öffnen. 
Wir dürfen nicht einseitig nur an einen EU-Beitritt denken. Es 
sind hier eben Optionen zu schaffen, die uns im entscheiden­
den Augenblick Handlungsfreiheit geben. 
Schliesslich dürfen wir eines nicht vergessen: Jede Annähe­
rung an Europa wird ob wir es wollen oder nicht - zu Ein­
schränkungen unserer Souveränität führen. Direkte Demokra­
tie, aber auch Neutralität im strikten Sinne werden nicht aus 
der Diskussion ausgeklammert werden können. Zu diesen 
Fakten gilt es schon heute offen zu stehen. Es wäre tragisch 
und die Wiederholung eines Fehlers, wenn wir dem Volke vor­
gaukeln wollten, ein Beitritt zur EU sei in Zukunft zum Nulltarif 
zu haben, man müsse nur dieses Ziel anvisieren. Das wird 
zweifellos nicht der Fall sein. 
Auf der anderen Seite gilt es aber auch zu bedenken, dass wir 
ohne umfassende Regelung Gefahr laufen, ohne eigene Ver­
antwortung nachvollziehen zu müssen, was uns andernorts 
«vorgekocht» wird. Auch dieser Aspekt ist in die Betrachtun­
gen einzubeziehen. 
Hier stellt sich für mich vor allem das innenpolitische Problem. 
Wir kommen nicht darum herum, klar Stellung zu nehmen und 
auch hier und heute schon zu sagen, was wir im Zweifelsfalle 
bevorzugen: die direkte Demokratie oder die internationale 
Mitwirkung. Wenn wir hier nicht Klarheit schaffen, kommen wir 
innenpolitisch in der Diskussion nicht vom Fleck Das muss 
entschieden werden, und das muss auch offen ausdiskutiert 
werden. 
Es bleibt im Zusammenhang mit Europa für unser Land viel zu 
tun. Ich würde gelegentlich wünschen, dass man mit mehr 
Selbstvertrauen, aber auch mehr Selbstbewusstsein und 
mehr Glauben an die eigenen Werte in diese Diskussionen 
hineingehen könnte. 
In diesem Sinne bin ich für Kenntnisnahme des Berichtes. 

Plattner Gian-Reto (S, BS): Ich möchte zu dieser vorgerück­
ten Stunde nicht auch noch in diese Europadebatte eingrei­
fen, um mein Bekenntnis zur Offenheit der Schweiz gegen­
über der Welt abzugeben. Ich schliesse mich in diesem zentra­
len Punkt der heutigen Debatte meinen europafreundlichen 
Vorrednern an, insbesondere den Kollegen Onken und Rhi­
now. Ich nehme in ihrem Sinne vom Bericht zustimmend 
Kenntnis. 
Ich möchte aber, in einer Art Arbeitsteilung mit den genannten 
Kollegen, kurz einen speziellen Aspekt des schweizerischen 
Verhältnisses zu Europa beleuchten, zu dem der Bundesrat in 
seinem Bericht ausserordentlich wenig gesagt hat; andere 
meiner Vorredner haben einiges schon selber dazu beigefügt 
Es geht um die besonderen Probleme, welche die direkte De­
mokratie im Zusammenhang mit unserer Aussenpolitik auf-

wirft Der der Alpen-Initiative, der von vielen nicht erwar­
tet worden war. hat ins Bewusstsein gerückt. dass unser Volk 
eine Auffassung vom Umgang mit den 
nem Schweiz hat Es hat einen Beschluss zu fassen ge-

der mit dem Grundsatz «pacta sunt servanda» in 
wir einmal dialektischen 

steht Volk hat zwar seinerzeit die Neat 
sen und hat - für mich konsequenterweise -
sen. den Gütertransitverkehr auf diese teure 
gen, es hat dabei auch den vom Bundesrat 
und vom Parlament beschlossenen Transitvertrag zwar zur 
Kenntnis genommen, aber auch ein wenig malträtiert - nicht 
irreparabel zerstört, wie viele meinen, aber ein bisschen an­
geritzt 
Es geht mir nun keineswegs um diesen einen Fall, sondern ich 
führe ihn nur als Beispiel an. Es geht mir um die ob wir 
trotz der direkten Demokratie europafähig sind, bei uns 
eine Ausgestaltung hat, wie sie anderswo in Europa nicht zu 
finden ist Wie sollen wir in Zukunft mit den Volksrechten um­
gehen. um diese Reibereien so weit als möglich vermeiden zu 
können? Müssen wir allenfalls eine Hierarchie der Rechtsebe­
nen akzeptieren, in welchen einfach das Völkerrecht einge­
schlossen die Staatsverträge - über unserem direktdemokra­
tisch gesetzten Verfassungs- und Gesetzesrecht steht, oder 
gibt es vielleicht bessere Wege? 
Vorausschicken möchte ich noch mein Bekenntnis zur direk­
ten Demokratie, das ich entlang eines Kommentars aus der 
«SonntagsZeitung» so formulieren möchte: Ich erlebe sie als 
eine politische und kulturelle Leistung erster Güte, welche die 
Idee der Machbarkeit dem Zweifel aussetzt und dadurch die 
Verhältnismässigkeit des staatlichen Handelns im Innern und 
Äussem garantiert und trotzdem den Fortschritt keineswegs 
verhindert Für mich ist die direkte Demokratie kein Relikt, son­
dern ein Konzept für die Zukunft Ich bin überzeugt, dass wir 
sie nie abbauen werden. 
Da dies unsere Botschaft sein muss - denn es besteht kein 
Zweifel, dass das Volk in dieser Sache genau so denkt, wie ich 
es Ihnen dargelegt habe-, müssen wir uns überlegen, wie wir 
die Innenpolitik, die direkte Demokratie, gestalten wollen, da­
mit sie der lebensnotwendigen, für das wirtschaftliche und si­
cherheitspolitische überleben der Schweiz notwendigen Aus­
senpolitik nicht immer in die Quere kommt Ich habe -wie alle 
andern auch - keine pfannenfertigen Lösungen. Aber ich 
habe immerhin den einen oder anderen Gedanken: 
Ein erster Vorschlag: Wie wäre es, wenn wir das Parlament 
förmlich verpflichten würden, jeder nicht völkerrechtskonfor­
men Volksinitiative um bei diesem Volksrecht einmal anzu­
fangen - eine möglichst gleichlautende, aber völkerrechts­
konforme Version zuzugesellen? Nicht im Sinne eines Gegen­
vorschlags, sondern um dem Volk ein völkerrechtskonformes 
Urnenvotum zu ermöglichen? Sie erinnern sich, dass dies bei 
der Alpen-Initiative einzelne, insbesondere Urner Standesver­
treter, versucht haben; aber ihre Bemühungen wurden von je­
nen unterlaufen, denen das Argument der Völkerrechtswidrig­
keit gerade recht kam, die es gegen die Volksinitiative verwen­
den wollten. Nun, sie haben anderen eine Grube gegraben 
und sind selbst hineingefallen. Jetzt haben wir die Besche­
rung! Aber ich glaube doch, dass wir uns überlegen sollten, 
ob wir nicht eine förmliche Verpflichtung in dieser Richtung ins 
Gesetz aufnehmen wollen. 
Ein zweiter Vorschlag: Wie wäre es, wenn wir zukünftige 
Staatsverträge, die eine so umfassende Bedeutung haben, 
wie sie der EWR-Vertrag hatte oder wie sie vielleicht einmal der 
EU-Vertrag haben könnte, nach einem entsprechenden Be­
schluss des Parlamentes in einem zweistufigen Verfahren 
dem Volke vorlegen würden? In einem ersten Schritt - Jahre 
vor dem Vertragsabschluss, vor den Verhandlungen - wäre 
über ein Rahmengesetz abzustimmen, das wir dem obligatori­
schen Referendum unterstellen könnten. Darin müsste das 
Verhandlungsmandat definiert sein, natürlich nicht im Sinne 
der Unterhändler, die schon alle ihre Verhandlungspositionen 
preisgeben müssten, aber in dem Sinne, dass der Rahmen 
definiert würde, die Gewichte gesetzt würden, die Konsequen­
zen durchleuchtet würden und die Grenzen des Entgegen­
kommens des Volks abgesteckt würden. 
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Das Volk würde dann zu einem solchen Rahmengesetz. das 
die Verhandlungen erst ermöglichen würde, ja sagen. und 
man hätte immerhin die Gewissheit dass dieser Boden schon 
vorbereitet dass eine gewisse Übereinstimmung vorhanden 
ist Dann käme allenfalls. falls das Volk ja sagt, später der 
zweite Schritt dazu. nämlich die Genehmigung des Vertrags­
werkes selbst Aber er käme erst nach Abschluss der Verhand-

dazu. Das hätte den Vorteil. dass die Verhandlungen in 
voller Kenntnis des ersten Volksentscheides und der dabei ge­
führten Diskussionen geführt werden könnten. Man könnte 
also davon ausgehen, dass diese Verhandlungsergebnisse 
sehr viel näher beim schon sondierten Volkswillen lägen, als 
sie das andernfalls sind, wo sie vor allem von wirtschaftlichen 
Interessen geprägt sein können, wie wir das ja erfahren haben. 
Ich denke, so liessen sich unangenehme Überraschungen 
durch die direk1e Demokratie vermeiden, und wir hätten erst 
noch den Vorteil. dass die Diskussion mit dem Volk über 
schwerwiegende. schicksalshafte Entscheidungen und Wei­
chenstellungen der Schweizer Aussenpolitik nicht erst drei 
Monate vor der Abstimmung zu einem Vertrag geführt werden 
müssten. sondern schon Jahre vorher und während der Jahre 
der Verhandlungen, und das auf einem Niveau, das sehr viel 
höher wäre, als es heute ist 
Ein dritter Vorschlag: Wie wäre es, wenn wir die Regelung für 
das konstruk1ive Referendum, die wir ja schon einmal vorläufig 
übernommen und gutgeheissen haben also Referendum 
mit Gegenvorschlag, wenn ich das so nennen darf-, bald aus­
arbeiten und nicht lange darauf warten würden? Könnten wir 
dem Volk dadurch nicht auch die Möglichkeit schaffen, diffe­
renziert auf jene Gesetzesvorlagen zu reagieren, die wir in­
folge künftiger staatsvertraglicherVerpflichtungen werden vor­
legen müssen, sei das nun eine EWR-Mitgliedschaft, eine EU­
Mitgliedschaft, eine Uno-Mitgliedschaft oder eine Gatt-Mit­
gliedschaft? In all diesen Fällen werden Gesetzesänderungen 
folgen, die wir jetzt dem Volk nur «a prendre ou a laisser» vorle­
gen können. Warum sollten wir dem Volk nicht eine differen­
ziertere Antwort als ein Ja oder ein Nein erlauben, damit es uns 
allenfalls völkerrechtskonform diejenigen Änderungen anzei­
gen kann - mittels des konstruk1iven Referendums-. die es in 
diesen Fällen wünscht? 
Das sind meine drei Vorschläge. Es ist sicher, dass sie noch 
ausgegoren werden müssen; das können wir nur alle zusam­
men tun. Aber ebensosicher ist. dass wir die Volksrechte und 
die damit verknüpfte Volkssouveränität in diesem lande nicht 
abbauen können, weder heute noch in Zukunft Wir könnten 
das vielleicht in einem europäischen Bundesstaat tun, dessen 
Verfassung die Garantien übernimmt, die unsere Verfassung 
unseren Bürgern gibt, und sie sozusagen von einer höheren 
kontinentalen Warte herab auch wieder garantieren würde. 
Auch bräuchten wir einen genügenden Minderheitenschutz: 
so, wie unsere Verfassung unseren Minderheiten Schutz ge­
währt Aber wir sind weit, weit von einer solchen Konstruktion 
entfernt, und es ist ungewiss, ob sie überhaupt je Gestalt an­
nehmen wird. Wir können also unsere Volksrechte sicher in 
absehbarer Zukunft nicht abbauen. 
Aber gerade darum müssen wir uns heute Gedanken darüber 
machen, wie wir unserer direkten Demokratie als politischer 
und kultureller Leistung den ihr gebührenden hohen Stellen­
wert auch auf dem aussenpolitischen Parkett verschaffen 
könnten - nicht nur innenpolitisch-, statt uns nach jedem de­
mokratischen Aufbegehren des Volkes schamhaft bei unseren 
Nachbarn zu entschuldigen, als hätten wir einen Mangel. Wir 
haben keinen Mangel, sondern wir haben etwas, das wir gut 
finden und zu dem wir stehen können. Mit dieser Scham über 
unser Volk, das so viel mitzureden hat, mit diesem schwächli­
chen Eingeständnis, dass es halt bei uns schwierig sei, weil 
bei uns das Volk auch etwas zu sagen habe, kommen wir nicht 
weiter, weder bei unseren europäischen Nachbarn noch beim 
eigenen Volk. Wir sollten jetzt anfangen, über Modifikationen 
der direkten Demokratie nachzudenken. 

Cottier Anton (C, FR): Je souscris au rapport sur la politique 
exterieure de meme qu'a l'objectif strategique defini par le 
Conseil federal. Le gouvernement a en effet un r61e de conduite 
a accomplir et doit ainsi annoncer ou il entend mener le pays. 

Je voudrais brievement m·exprimer tout d'abord pour 
dre a un argument avance par les adversaires a toute 
tion europeenne, et ensuite sur la politique d'information 
Conseil federal. Pour les adversaires. 
et en somme participer a la vie internationale, 
perte pour un Etat Les :,11,,,,,rc::a,r,:,c: 

argument massue_ Or. il n'en est rien. du 
de codecision permet a notre pays de prendre une 
directe sur les decisions qui le lient au meme titre que les au­
tres Etats engages par le traite. La cooperation internationale 
et la codecision deviennent ainsi une pleine expression de la 
souverainete nationale. La codecision ne limite pas ses effets 
et son impact a un seul pays, mais les etend a d'autres Etats. 
Et un plus grand engagement de la Suisse en Europa ne met 
donc nullement en cause son independance, mais au con­
traire la renforce. 
M. Schmid Carlo a cite tout a !'heure l'exemple des negocia­
tions du Gatt, rnenees entre les Etats-Unis, d'une part, et la 
Communaute europeenne, d'autre part, pour appuyer sa 
these que la souverainete de la Suisse etait mieux sauvegar­
dee si notre pays restait seul, non engage, en dehors des com­
munautes internationales. Or. l'exemple utilise prouve le con­
traire. L"Etat membre de la Communaute europeenne, que ce 
soit la Hollande ou meme un petit pays comme le Luxem­
bourg, est en mesure d'influencer, a l'interieur de la Commu­
naute, le resultat des negociations speciales du Gatt. menees 
seules entre !es Etats-Unis et la Communaute europeenne. En 
revanche, le pays non membre, comme la Suisse, n'a pas eu 
voix au chapitre. II a dü simplement prendre acte de l'accord 
qui le lie egalement, et ainsi subir toute cette procedure. La 
Suisse a ete mise devant le fait accompli. C'est la meilleure 
preuve pour vous dire que participer aux communautes inter­
nationales, c'est renforcer son propre pouvoir de codecision, 
donc sa propre souverainete. 
Enfin, pour conclure, j'admets, comme certains l'ont releve, 
qu'en matiere de politique europeenne un fosse existe entre 
les responsables et le peuple, atteste par au moins deux vo­
tations populaires. C'est le peuple, en dernier ressort, qui le­
gitime la politique gouvernementale, qui approuve ou rejette 
le resultat negocie par le Conseil federal. II est des lors indis­
pensable d'informer la population, deja au stade de la proce­
dure des negociations, sur l'etat d'avancement et sur les pro­
gres realises. Or, le rapport du Conseil federal - peut-etre 
n'etait-ce pas son röle reste muet a ce sujet, ou est trop 
abstrait lorsqu'il propose comme seule mesure une meilleure 
information de la population ou la creation de commissions 
consultatives extraparlementaires «qui serviront de forum de 
discussion». 
Un climat de confiance doit s'instaurer entre le pouvoir politi­
que et le peuple. Un dialogue doit s'engager rapidement et 
se renouveler constamment Le Conseil federal devra etablir 
un concept d'information en procedant regulierement au 
contröle du progres des negociations dans les seize domai­
nes soumis pour negociation par la Suisse a !'Union euro­
peenne. 
C'est dans ce sens que je deposerai une motion sur la reali­
sation des conditions interieures et exterieures necessaires a 
la politique europeenne: informer regulierement le peuple 
sur l'appreciation et les contröles que le Conseil federal exer­
cera sur les negociations bilaterales d'abord, multilaterales 
ensuite. C'est ce que nous demandons au Conseil tederal. 
Et c'est ainsi qua notre gouvernement assumera veritable­
ment son rote de conduite et entrainera le pays dans son 
grand projet 

Martin Jacques (R, VD): Plus d'un an nous separe de la vota­
tion sur l'Espace economique europeen. Force est de consta­
ter, comme les partisans du traite l'avaient annonce, que le 
statu quo n'est viable ni politiquement ni economiquement 
Ce pays ne peut continuer a vivre dans le flou, a disperser ses 
energies dans diverses strategies complementaires contra­
dictoires ou en menant des negociations bilaterales ardues, 
desequilibrees, a l'issue incertaine. La Suisse ne se trouve pas 
en position de force pour negocier. Elle depend de la bonne 
volonte de la Commission europeenne d'entrer en matiere. 
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AinsL cette meme Commission choisit les domaines de nego­
c1ation, edicte ses conditions. determine ses priorites. Ce pro­
cede est normaL II suit la logique que nous­
memes avons choisie: une de l'enfermement dont les 

s'accentuent avec la progression rapide des 
nei:irn~1a1:ior1s d'adhesion de l'Autriche, de la Suede et de la 

au desir d'aboutir de la La carte 
irrnn<:>,>nr1<> teile se dessine avec ses 16 

nrr){Cf'11::l!r1<: rflArnn,rA<: eSt SUffisamment eloquente quant a nOS 
Elle me fait curieusement penser permet­

rY11T1r1:.rn1«n,n - au village d'irreductibles d'une bande 
dessinee ,,,, La comparaison s'arrete la. car cette vi-
sion ne saurait nous amuser. bien au contraire. 
Cet etat de fait met notre gouvernement dans une situation 
toujours plus delicate. D'abord, parce que nous n'avons plus 
qu'un choix. celui d'acquiescer ou de renoncer, Ensuite, 
parce que la negociation s'engage dans les domaines forte­
ment contestes lors du debat sur l'Espace economique euro­
peen, qui, si nous !es acceptons dans le cadre d'un accord bi­
lateral, risquent fort d'etre soumis au referendum. Or. pour­
quoi trouveraien+-ils gräce aux yeux du peuple a ce rno­
rnent-la? Cette position est inconfortable. Elle risque a terrne 
de rniner totalernent notre credibilite aupres de nos partenai­
res europeens. Nous l'avons encore recernrnent constate lors 
de !'acceptation de !'initiative pour la protection des regions al­
pines, ce qui contredit partiellernent l'Accord de transit signe i! 
y a quelques rnois. 
Nous devons donc irnperativernent sortir de cette double irn­
passe. Que faire alors? Revoter sur l'EEE? Nous savons bien 
que cela ne servira a rien dans les faits puisque nous rallierions 
un espace deserte par la plupart de ses rnernbres actuels, can­
didats a l'entree dans la Cornrnunaute. Nous devons nous 
faire la a l'idee que le train est definitivernent passe. II nous 
reste un objectif, et un seul, cornrne le souligne le rapport du 
Conseil federal: l'adhesion a !'Union europeenne. 
Nous devons aujourd'hui soutenir le gouvernernent dans la 
definition claire de cet objectif, non pas cornme une idee loin­
taine et flaue, rnais cornrne un but a atteindre dans un delai rai­
sonnable. J'appelle «delai raisonnable» celui agree par nos 
partenaires, cornprenant la longue periode de negociations, 
periode pendant laquelle nous conduirons l'effort de sensibili­
sation necessaire aupres de notre population. 
Qu'on le veuille ou non, cette dernarche est incontournable. 
Nous sornrnes europeens, nous ne pouvons rester en dehors 
de la construction europeenne, dont l'architecte ne saurait 
etre que !'Union europeenne. Une union vecue, non pas 
cornrne un produit fini et fige, rnais en constante evolution. Ces 
derniers rnois, notarnment les negociations avec les petits 
pays candidats nous ont d'ailleurs prouve que le cadre rigide 
de Maastricht pouvait etre assoupli. D'autres idees sont lan­
cees, plus federalistes, plus proches de la conception helveti­
que de l'Europe. Nous avons notre place. notre experience ä 
faire valoir dans ce debat passionnant dont depend l'avenir de 
notre continent 
Le Parlernent doit soutenir son gouvernernent dans la politi­
que exterieure ainsi definie. J'irai merne plus loin: nous de­
vons l'inciter ä degeler notre dernande de negociation rnainte­
nant Ce n'est pas le choix de la facilite, j'en conviens. Nous 
devons convaincre sur deux tableaux: nos partenaires, pour 
qu'ils nous acceptent ä la table de negociation des que possi­
ble, et le peuple suisse, du bien-fonde de cette decision. C'est 
un defi. Un defi a relever par tous ceux qui veulent pour la 
Suisse un avenir actif au sein du continent. le seul sans doute 
qui soit a la hauteur des attentes de la jeunesse. de son en­
thousiasrne, de son engagernent pour l'idee europeenne. 
II est primordial que nous acceptions le rapport du Conseil fe­
deral pour renforcer sa position dans les difficiles negociations 
qu'il s'apprete a entamer avec les partenaires de !'Union euro­
peenne, et que nous nous engagions - cornrne elus - a expli­
quer sa position, a sensibiliser la population aux enjeux de la 
politique europeenne de la Suisse. Nous devons aller a la ren­
contre des sceptiques pour dialoguer et pour convaincre. 
Nous devrons aussi avoir le courage d'exarniner les questions 
delicates de la neutralite et des droits populaires. L'incertitude 
quant a leur avenir dans le cadre de !'Union europeenne nour-

rit l'inquietude et la mefiance. Pour les dissiper il n'y a qu'une 
voie, celle de la clarilication et de la transparence. 
Ne laissons pas le Conseil lederal seul les relations de la 
Suisse avec l'Europe. dans cette dernarche poli-
tique lucide. Approuver ce rapport estle pas d'une de-
marche a long terrne que nous avons le d'entarner sans 
attendre. 

Bisig Hans (R, SZ}: Wie Herr Kollege Huber meine ich auch: 
Wir sollen. nein, wir müssen uns äussern. Die wirtschaftliche 
Stellung der Schweiz verlangt vorn Bundesrat eine Interessen­
wahrung an den Orten, wo die Entscheide gefällt werden. Eine 
Absicherung des Erreichten kann dabei nicht genügen, schon 
gar nicht eine Zementierung der vorhandenen Schwächen 
und Lücken. 
Wie die Studie «Öffnung oder Isolation der Schweiz?» der For­
schungsstelle für Sicherheitspolitik und Konfliktanalyse der 
ETH Zürich feststellt, lassen sich die behördlichen Zielvorstel­
lungen über den aussenpolitischen Kurs des Landes aber nur 
realisieren, wenn diesen die Gefolgschaft durch die Bevölke­
rung nicht verweigert wird, wenn «politische Führung» nicht 
blass die Formulierung von Zielen, sondern auch die Herstel­
lung von Konsens beinhaltet So frei ist der Bundesrat letztlich 
eben doch nicht, lieber Fritz Schiesser. Dieser Konsens ist si­
cher dann nicht zu erreichen, wenn sich Europastürmer und 
Isolationisten hinter ihren Mauern von Besserwisserei, Selbst­
gerechtigkeit und Trotz verschanzen. 
Die erwähnte Studie kommt in ihrem vorläufigen Fazit zur Fest­
stellung, dass eine integrative. harte Kooperationsstrategie 
politisch, wirtschaftlich oder auch militärisch in der Schweiz 
auch weiterhin nicht mehrheitsfähig sei. Eine vorsichtige Öff­
nung mit möglichst wenig Souveränitätsverlust komme der ak­
tuellen Grundstimmung am nächsten. Nicht die völlige, wohl 
aber ein Maximum an nationaler Unabhängigkeit sollte ge­
wahrt bleiben. Es darf nicht übersehen werden, dass die Ten­
denz nicht in Richtung Öffnung der Schweiz geht; der 20. Fe­
bruar 1994 hat das erneut bestätigt Eine Öffnung der Schweiz 
ist nicht schmerzlos zu realisieren, sie lässt eigentliche Verlie­
rer zurück. Ängste bezüglich Entwurzelung und Identitätsver­
lust sowie der Gefährdung der inneren Sicherheit müssen 
ernst genommen werden. 
Der Bericht des Bundesrates über die Aussenpolitik ist für 
mich eine Gesprächsgrundlage. Ich erachte es als eine vor­
dringliche Aufgabe des Parlamentes, den Dialog aufzuneh­
men und in die Bevölkerung zu tragen. Wir müssen die 
Blockierung der Bereitschaft zur aussen- und sicherheitspoliti­
schen Öffnung lösen. In diesem Sinne nehme ich den Bericht 
zur Kenntnis. 
Wie für viele Kolleginnen und Kollegen besteht auch für mich 
eine Divergenz in der strategischen Zielsetzung des EU-Bei­
tritts. Volk und Stände haben den EWR-Vertrag nicht zuletzt 
darum abgelehnt, weil der Bundesrat am 18. Mai 1992 die Vor­
lage mit einem EG-Beitritt verknüpft hat Der Respekt vor die­
sem demokratischen Entscheid verbietet mir, die Mehrheits­
meinung zu missachten und ohne wirtschaftliche oder politi­
sche Not den nächsten Schritt zu fordern, nachdem wir beim 
ersten Schritt gestolpert sind. Selbstverständlich kann man 
immer wieder auf einen Entscheid zurückkommen Reine Bes­
serwisserei darf aber als Begründung nicht genügen. Ich aner· 
kenne dabei, dass der Bundesrat seit seinem Entscheid vorn 
18. Mai 1992 in einer anderen Situation ist 
Der Bundesrat geht in seinem Bericht über die Aussenpolitik 
davon aus, dass die Unabhängigkeit der Schweiz durch Mit­
wirkung besser gefördert werden könne als durch Abgren­
zung. Diese Behauptung mag richtig sein oder auch nicht Je­
denfalls wird es unterlassen, wie die eingangs erwähnte ETH­
Studie auch zeigt, eine Kompatibilität mit unseren demokrati­
schen Institutionen herzustellen. Das ist eine grosse Heraus­
forderung, der wir uns noch stellen müssen. Die Mitwirkenden 
im Aussenbereich sind nicht die gleichen wie im inneren Be­
reich. Nach aussen sind es Diplomaten, der Bundesrat oder 
eventuell noch das Parlament Das Volk ist weitgehend aus­
geschaltet Es verliert Mitwirkungsrechte. die es ausüben 
könnte, wenn die entsprechenden Fragen innenpolitisch ge­
löst würden. 
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Einern «bundesrätlichen Eiertanz» gleicht die Stellungnahme 
zur Neutralität Der Bundesrat hält eine EU-Mitgliedschaft un­
ter Aufrechterhaltung der Neutralität für möglich. dies, obwohl 
die EU beschlossen hat. in Richtung Sicherheits- und Verteidi­
gungsgemeinschaft zu marschieren. Als Beitrittswilliger kann 
er sich der sicherheits- und verteidigungspolitischen Finalität 
der EU natürlich nicht widersetzen; er kann aber anderseits 
auch nicht sagen, er wolle die Neutralitat aufgeben. Auch hier 
handelt sich der Bundesrat mit seinem strategischen Ziel Pro­
bleme ein, die im heutigen Zeitpunkt unnötig wären. 
Schliesslich gibt es vor dem Entscheid für das strategische 
Ziel des EU-Beitrittes noch wirtschaftliche Fragen zu klären. 
Europa hat in den letzten Jahren gegenüber den USA und 
dem Femen Osten Terrainverluste hinnehmen müssen. Man 
muss sich darum die Frage stellen, ob wir tatsächlich Konkur­
renzvorteile erhalten, wenn wir uns voll in die EU integrieren. 
Die Gefahr ist nicht auszuschliessen, dass wir vielmehr an den 
essentiellen Nachteilen gegenüber den anderen Märkten par­
tizipieren. Die Probleme müssten in aller Offenheit untersucht 
und besprochen werden. 
Eine nüchterne Lagebeurteilung darf nicht einfach durch Eu­
ropabegeisterung ersetzt werden. Es gilt jetzt, den klaren Auf­
trag für bilaterale Verhandlungen entschlossen und zielgerich­
tet zu erfüllen. Bilaterale Vereinbarungen sind keine Zwischen­
stationen zum Vollbeitritt, sondern Auffangnetze. 
Letztlich gilt es auch im Rahmen des Gatt die erforderliche Ell­
bogenfreiheit zu bewahren. 
So gesehen kann der Bericht des Bundesrates über die Aus­
senpolitik im Sinne einer Dialoggrundlage zur Kenntnis ge­
nommen werden. 

Morniroli Giorgio (D, Tl): Vorrei innanzi tutto ringraziare il Con­
siglio federale per questo rapporto ehe permette al Parla­
mente di formulare le proprie osservazioni, benche non abbia 
altro da tare ehe semplicemente prenderne atto. 
Für mich liegt das Hauptproblem der ganzen Diskussion bei 
der Zukunft unserer Neutralität Es ist schon richtig, dass die 
Neutralität als ein Instrument unserer Aussenpolitik zu verste­
hen ist. Dieses Instrument kann wohl den Umständen und der 
Entwicklung der internationalen Politik angepasst werden, wo­
bei aber gewisse Grenzen gesetzt sind. Man muss jedenfalls 
der historisch-traditionellen, d. h. der rationalen Auffassung, 
zugleich aber auch der emotionalen Interpretation, also der 
Stimme des Herzens der Bürgerinnen und Bürger. Rechnung 
tragen, welche zusammen die Neutralitätsauffassung unseres 
Volkes prägen. Wir dürfen deshalb nicht nur vom völkerrechtli­
chen Inhalt dieses aussenpolitischen Prinzips ausgehen. 
Im Bericht zur Neutralität (Anhang) ist nachzulesen, «dass die 
Schweiz an der aussen- und sicherheitspolitschen Strategie 
der dauernden Neutralität festhalten soll» (Seite 68, Ziff. 22). 
Damit wird bestätigt, was der Bundesrat bereits in seinem Be­
richt über die Sicherheitspolitik und im Armeeleitbild 95 aus­
gesagt hat In diesem Zusammenhang wiederhole ich, was ich 
schon einmal in diesem Rat gesagt habe: «Solange keine ge­
meinsame europäische Sicherheitspolitik besteht und so­
lange keine vereinigten europäischen Streitkräfte alle Völker 
des Kontinents, vom hohen Norden bis ganz unten in den Sü­
den, inklusive der Schweiz, schützen, so lange können und 
dürfen wir auf unsere Neutralität, im restriktiven Sinn, nicht ver­
zichten.» 
Der Wille, ein vereinigtes Europa aufzubauen, ging - nach 
zwei Weltkriegen - von der Hypothese eines Nichtangriffs­
pakts aus, also von der Idee eines militärischen Bündnisses. 
Ob dieses Endziel erreicht wird, die Schaffung der Vereinigten 
Staaten Europas, wird letztlich davon abhängen, ob eine ge­
meinsame Sicherheitspolitik realisiert werden kann. Mir 
scheint, dass wir heute sehr weit von diesem Ziel entfernt sind 
und die Gefahr einer Renationalisierung der Militärpolitik im­
mer grösser wird. 
Ein europäischer Staatschef hat vor einigen Monaten bei sei­
nem Besuch in unserem Land bemerkt - Sie wissen das, 
meine Herren Bundesräte-: Wenn Europa nicht in kurzer Zeit 
einen grossen Schritt in Sachen gemeinsame Sicherheitspoli­
tik weiter komme, bestehe die grosse Gefahr, dass die EU-Mit­
gliedstaaten wieder auseinanderdriften. 

Im Bericht finde ich folgende Aussage: Die Staaten und 
EU-Kommission verträten die Ansicht. dass es in erster Linie 
vom neutralen Staat selbst beurteilt werden müsse, ob die 
EU-Mitgliedschaft mit dem Status der Neutralität vereinbar sei. 
Der beitnttswillige Neutrale müsse ohne Vorbehalt und Mental­
reservation bereit sein, alle bestehenden ""'f"''"'"''·•arr,,, 
gen zu erfüllen und die Sicherheits- und v,:,rt,:,1r1,rn 

sehe Finalität der Europäischen Union mitzutragen. 
Es wird dann auf den Beitritt von Österreich, Schweden bzw. 
Finnland hingewiesen; aber die NetJtralitätsauffassung dieser 
Staaten ist doch recht verschieden. verglichen mit der 
Schweiz. 
Eine weiteren Aussage, die nicht sehr überzeugend wirkt und 
in welcher man zwischen den Zeilen eine gewisse Unsicher­
heit herausmerkt. lautet: «Die EU-Mitgliedschaft würde die 
Neutralität in künftigen Kriegen nicht ausschliessen." Es heisst 
«würde .... nicht ausschliessen», und nicht «wird die Neutralität 
nicht in Frage stellen». Ich stelle somit fest: Es besteht ein Wi­
derspruch zwischen den beiden Zielen des Bundesrates: ei­
nerseits an der Neutralität unbedingt festhalten und anderer­
seits der Europäischen Union beitreten zu wollen. Diese soll ja 
letzten Endes zu einer militärischen Union werden, und wer 
beitritt, muss sich verpflichten - wie schon gesagt -, alle Si­
cherheits- und verteidigungspolitischen Vertragsbedingun­
gen zu erfüllen. 
Ich bin deshalb der Ansicht, dass der Bundesrat in diesem Be­
richt zwischen den beiden folgenden Optionen hätte entschei­
den sollen: 
1. An der Neutralität der Schweiz wird vorläufig festgehalten, 
bis die Konsequenzen eines EU-Beitritts einwandfrei abge­
klärt sind und dann die Aufrechterhaltung der gegenwärtigen 
Form der Neutralität neu beurteilt werden kann. 
2. Ein EU-Beitritt kommt nur in Frage, wenn die Neutralität in 
der gegenwärtigen Form nicht in Frage gestellt wird - diese 
Option ist sicher eine Hypothek. 
Eine letzte Bemerkung: Am 12. Juni 1992 habe ich eine parla­
mentarische Initiative mit dem folgenden Titel eingereicht: 
«Für eine freie Schweiz. EG-Beitrittsverhandlungen vors Volk!» 
(AB 1993 S 248) Inzwischen ist auch eine analog formulierte 
Volksinitiative deponiert worden. 
Zur Verfassungsmässigkeit eines EU-Beitrittsgesuches will ich 
mich nicht äussern. Die Rechtsgelehrten streiten sich darüber, 
ob ein solches in der Kompetenz des Bundesrates liege. Ich 
verweise lediglich auf Arikel 102 Ziffer 9 der Bundesverfas­
sung: «Er (der Bundesrat) wacht für die äussere Sicherheit, für 
die Behauptung der Unabhängigkeit und Neutralität der 
Schweiz.» 
Das Argument, dass unsere Regierung gemäss Ziffer 8 des 
gleichen Artikels für die Gestaltung der Aussenpolitik zustän­
dig sei, kann kaum überzeugen, denn hier handelt es sich nun 
wirklich nicht um Aussenpolitik; ein EU-Beitritt käme doch ei­
ner einschneidenden Änderung unserer Rechts- und Staats­
ordnung gleich. 
Wie es sich schon für das EWR-Beitrittsgesuch gerechtfertigt 
hätte, halte ich für ein Gesuch um Aufnahme in die EU in noch 
viel höherem Masse einen prinzipiellen Volksentscheid für an­
gebracht Das Schweizervolk soll entscheiden, ob EU-Ver­
handlungen überhaupt aufgenommen werden sollen. Um die 
Meinungsbildung zu gestatten, würde eine Auflistung der 
hauptsächlichsten Folgen eines Beitritts genügen. 
Nebst den politischen und juristischen Aspekten eines sol­
chen Vorgehens besteht auch ein praktisches Argument, das 
ich aufzeigen möchte. Man könnte die nicht zu vernachlässi­
genden Kosten einsparen, wie sie beim EWR mit den Verhand­
lungen, den zahllosen Kommissionssitzungen und der Son­
dersession entstanden sind - Millionen von Franken, die ver­
schwendet worden sind, da ja das Schweizervolk dem EWR­
Abkommen am 6. Dezember 1992 nicht zugestimmt hat. 
Besonders aus diesem Grund hoffe ich, dass das Schweizer­
volk die Initiative «EG-Beitrittsverhandlungen vors Volk» an­
nehmen wird. 

Schoch Otto (R, AR): Angesichts der fortgeschrittenen Zeit 
verzichte ich darauf, Ihnen einfach meinen vorbereiteten Ser­
mon zu verlesen. Ich will mich vielmehr darauf beschränken, 
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ganz bewusst nur die drei 
das ich vortragen wollte: 

möchte dem Bundesrat in 
des Berichtes meinen ausdrücklichen 
Bericht ist 
CheS .-'!"\<Sft!(,n<: 

und dessen 

des Votums wieder-

stimmt haben. Ich möchte das unterstreichen. 
2. Inhaltlich, das ist noch wesentlicher als das Formale, kann 
ich mich dem Bericht vollumfänglich anschliessen, und zwar 
mit Bezug auf alle darin erläuterten Positionen, auch mit Be­
zug auf die vieldiskutierte strategische Zielsetzung hinsichtlich 
EU, auch mit Bezug auf das Neutralitätsverständnis, wie es im 
Bericht formuliert ist, auch mit Bezug auf das, was der Bundes­
rat zur Uno sagt Ich mache keine Einschränkungen, bringe 
keine Vorbehalte an. 
3. Gerade weil mir der Bericht und die darin zum Ausdruck ge­
brachte mutige und klare Haltung des Bundesrates imponie­
ren, habe ich nicht wenig Mühe, verschiedene Mitglieder die­
ses Rates zu verstehen, und zwar habe ich nicht in erster Linie 
mit jenen Ratsmitgliedern Mühe. die dem Bericht nicht zustim­
men können oder nicht zustimmen wollen - also zum Beispiel 
mit den Herren Schallberger, Schmid Carlo oder lten Andreas. 
Ich meine, es sei durchaus legitim, die im Bericht vorgezeich­
nete Marschrichtung abzulehnen, und mit dieser Haltung wird 
wohl auch eine Auffassung zum Ausdruck gebracht. die im 
Volk vermutlich recht breit abgestützt sein dürfte. Das ver­
kenne ich durchaus nicht, auch wenn sie meiner Auffassung 
nicht entspricht 
Mühe habe ich vielmehr mit jenen Ratsmitgliedern, die dem 
Bundesrat zwar zunächst Dank und Anerkennung ausspre­
chen, die sich dann aber sogleich mit Sorgfalt und Akribie dar­
auf kaprizieren, den Finger auf jene Stellen im Bericht zu le­
gen, von denen sie glauben, sie könnten vielleicht irgendwann 
einmal Anlass zu Diskussionen geben und es handle sich viel­
leicht um Äusserungen, die möglicherweise in der einen oder 
anderen Hinsicht mit ihrer eigenen Auffassung nicht haarge­
nau deckungsgleich seien. Ich habe also Mühe mit jenen Rats­
mitgliedern, die sich zwar mit Müh und Not eine grundsätzli­
che Zustimmung zum Bericht abringen, sich aber alsogleich 
jenen Bereichen zuwenden, in denen sie sich mit ihren Wenn 
und Aber, mit ihren Vorbehalten und Einwendungen, ausle­
ben können. 
Ich empfinde diese Haltung als bedauerlich, als nahezu nörg­
lerisch. Nehmen wir doch zur Kenntnis, dass der Bundesrat 
bereit ist, seine Führungsaufgabe wahrzunehmen, und seien 
wir doch dankbar dafür, dass wir eine Landesregierung ha­
ben, die stark genug ist, in aussenpolitischen Bereichen auch 
klare Zielvorstellungen zu entwickeln. 

Uhlmann Hans ry, TG): Lassen Sie mich vorerst zwei Feststel­
lungen machen: 
1. Die Aussenpolitik eines Landes ist, wie wir gehört haben, et­
was Dynamisches - dem stimme ich zu-, etwas, das sich lau­
fend verändert Das Umfeld und die internationale Lage verän­
dern sich ja, wie wir wissen, fast täglich und verlangen deshalb 
auch nach Neuorientierung. Aber auch die Lage im Innern 
kann sich verändern, Ziele können sich verändern und Stim­
mungen können umschlagen. 
2. Ein Bericht über ein so lebendiges Gebiet wie die Aussen­
politik kann gezwungenermassen nur eine Momentaufnahme 
sein. Aus dieser Erkenntnis heraus muss man sich fragen, wel­
chen Ansprüchen ein solcher Bericht gerecht werden soll. 
Schon im Vorfeld, aber besonders im Nachgang zur EWR­
Abstimmung konnte im Volk und auch bei vielen Politikern 
eine grosse Verunsicherung in aussen- und europapoliti­
schen Fragen festgestellt werden. 
Der Bundesrat hätte also mit diesem Bericht eine ausgezeich­
nete Chance gehabt, Unklarheiten zu beseitigen, seine Ab­
sichten klar darzulegen und besonders - und das betone ich -
beim Volk Vertrauen zurückzugewinnen. Ich muss es leider sa-
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gen: Diese Chance wurde nicht wahrgenommen. im Gegen­
teil, mit dem Bericht zur Aussenpolitik wurde einer neuerlichen 
und zusätzlichen Polarisierung Vorschub geleistet 
Es ist aber nicht so, dass der Bericht nur negative 
Seiten hat In Teilen ist er sogar sehr gut und hilfreich; 
das anerkenne durchaus. Die Analyse und die Einschät-
zungen des aussenpolitischen Umfeldes der Schweiz sind ab-
solut realistisch und zutreffend. bietet der Bericht aber 
dort, wo er von der Lagebeurteilung zur Darlegung der 
Ziele und der Mittel zur Erreichung diesj::lr Ziele übergeht Was 
fehlt, sind klare Positionen und Prioritäten. Der Bericht wirkt 
streckenweise fast wie ein Selbstbedienungsladen. Es wird 
aufgezählt, wo die Aussenpolitik überall ansetzen könnte und 
welch vielfältige Betätigungsfelder die Aussenpolitik der 
Schweiz bieten kann. Er lässt aber leider offen, welche dieser 
Ziele in der Realität zu forcieren sind und welche weniger wich­
tig sind. 
Unbefriedigend ist für mich der europapolitische Teil dieses 
Berichtes und die darin aufgezeigten Zielvorstellungen. Die 
Realität gibt dem Bundesrat einen nur einen! - europapoliti­
schen Weg vor: die Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Union mittels bilateraler Verhandlungen. Alles andere steht 
heute und zurzeit nicht zur Diskussion. Die bilateralen Ver­
handlungen sind so rasch wie möglich in Angriff zu nehmen. 
Die Bereitschaft der anderen Seite darf man nicht bereits jetzt 
negieren, wenn jemand irgendeine Bemerkung macht Wann 
der Zeitpunkt kommt, um Bilanz zu ziehen, ist völlig offen, und 
das lässt sich auch heute nicht absehen. Ich warne auch da­
vor, zu glauben, man könne innert einigen Monaten bereits 
eine Bilanz ziehen. Wer so spricht, der ist gar nicht an einem 
erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen interessiert Man 
kann immer nur einen Weg auf einmal beschreiten. Das heisst, 
dass alle anderen Möglichkeiten einer Zusammenarbeit mit 
der EU vorläufig aus praktischen Gründen zurückzustellen 
sind. Sie können, das räume ich ein, für einen späteren Zeit­
punkt einmal Optionen darstellen. Das lässt sich jetzt noch 
nicht beurteilen. Optionen bleiben immer offen, sie sind im 
Auge zu behalten und gegebenenfalls hervorzuholen und neu 
zu beurteilen. Aus der heutigen Sicht können sie aber keine 
Ziele darstellen. 
Ein Beitritt zur EU von «Maastricht» ist nicht das Ziel der 
schweizerischen Aussenpolitik und wird es in nächster Zu­
kunft sicher auch nicht werden. Wer heute mit einem Beitritt 
liebäugelt- ich stelle fest, dass das doch einige sind in diesem 
Saal -, hat die Rechnung ohne das Volk gemacht Das Ziel 
EU-Beitritt hat in diesem Bericht deshalb nichts verloren. 
Der Bericht wirft auch weitere Fragen auf, die unnötig bela­
sten. Müssen wir jetzt wirklich über den Uno-Beitritt sprechen? 
Müssen wir die Neutralität jetzt hinterfragen? 
Damit komme ich noch zum Anhang, zum Bericht zur Neutrali­
tät: Die damit ausgelöste Diskussion ist nach meinem Dafür­
halten völlig überflüssig. Eine Relativierung des Neutralitäts­
begriffes ist ebenso unsinnig wie unnötig. Die Schweiz hatte in 
der Vergangenheit nie Probleme mit ihrem Neutralitätsver­
ständnis. Die Neutralität stellt eine unverzichtbare und wich­
tige, aber auch eine fest verankerte Grundlage für unsere Aus­
sen- und Sicherheitspolitik dar. Sie hat die sich wandelnden 
Anforderungen immer erfüllt Unsere Neutralität hat sich als 
sehr flexibel erwiesen. Ein pragmatischer und zweckmässiger 
Umgang mit dem traditionellen Neutralitätsbegriff wird sich 
auch in Zukunft bewähren. 
Wir dürfen keine Relativierung oder Verwässerung dieses 
Neutralitätsbegriffes vornehmen. Das würde uns in der prakti· 
sehen Anwendung der Neutralität überhaupt nichts bringen, 
sondern mit Sicherheit nur Schaden zufügen. 
Der einzige Effekt wäre eine weitere Verunsicherung des Vol­
kes. Wir haben es heute morgen oft gehört: Man muss innen­
politisch zuerst das Klima ändern, um aussenpolitische Er­
folge erzielen zu können. Das Volk steht zur traditionellen Neu­
tralität, diesem Gesichtspunkt hätte stärker Rechnung getra­
gen werden müssen. 
Wenn ich heute den Bericht des Bundesrates über die Aussen­
politik zur Kenntnis nehme, dann tue ich dies nur unter dem 
Vorbehalt, dass ich mit den europapolitischen Zielen des Be­
richtes und mit dem Anhang, dem Bericht zur Neutralität, nicht 
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einverstanden bin und die Sicht des Bundes-
rates auch in keiner Weise teilen kann. 
Das oberste Ziel der schweizerischen Aussenpolitik muss 
nach wie vor - das hat nichts mit Abschottung zu tun -- die in 
der Bundesverfassung in Artikel 2 festgeschriebene Maxime 

der Unabhängigkeit des Vaterlandes gegen 

Frick Bruno (C, SZ): Es scheint dass sich jeder einleitend ent­
schuldigen muss, wenn er zu dieser mittäglichen Stunde noch 
das Wort ergreift Ich werde trotzdem zwei Gedanken äussern. 
einen allgemeinen zum Bericht und einen persönlichen Vorbe­
halt 
Es ist ein grosses Verdienst des Bundesrates, dass er die 
schweizerische Aussenpolitik gründlich neu orientiert Er legt 
überzeugend dar, wie die Innenpolitik immer mehr internatio­
nal verflochten ist und dass der einzelne Staat die Realitäten 
immer weniger allein steuern kann. Er folgert richtig, dass die 
Aussenpolitik in erster Linie unserer Interessenwahrung und 
Existenzsicherung dient Die Unabhängigkeit wahren wir dann 
am besten, wenn wir international am effizientesten mitwirken. 
Ich unterstütze die fünf aussenpolitischen Ziele, die der Bun­
desrat im Bericht nennt, vollauf, wozu unter anderem die För­
derung von Sicherheit und Frieden. die Förderung des wirt­
schaftlichen Wohlstandes, aber auch der Schutz der Men­
schenrechte und der natürlichen Lebensgrundlagen gehören. 
Ein solches aussenpolitisches Verständnis führt die Schweiz 
zur nötigen Offenheit gegenüber Europa und der Welt Zu 
lange haben wir Aussenpolitik nur mit Aussenwirtschaftspolitik 
gleichgestellt 
Ich habe die Kritiken gehört, dass die neuen Elemente unserer 
Aussenpolitik Ausdruck von missionarischem Ehrgeiz seien. 
Ich bin ganz anderer Ansicht Auch ein Kleinstaat wie die 
Schweiz hat eine aussenpolitische Verantwortung und hat für 
ethische Ziele einzustehen. Wo wir Aussenpolitik nur unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten betreiben, werden wir zu 
« Trittbrettfahrern». Soweit unterstütze ich den Bericht des Bun­
desrates vollauf und spreche dem Departement für auswärtige 
Angelegenheiten und dem Bundesrat meine volle Anerken­
nung aus. 
Mein einziger, aber entscheidender Vorbehalt gilt der Aus­
sage - darauf möchte ich kurz eingehen -, dass der EU-Bei­
tritt unser strategisches Ziel sei. Zum einen ist der Beitritt der 
Schweiz zur Europäischen Union höchstens ein Mittel, um 
unsere Interessen zu wahren, nie ein Ziel, genauso wie die 
Neutralität ein sicherheitspolitisches Mittel des Kleinstaates 
ist, um seine Interessen zu wahren. Warum im aussenpoliti­
schen Bericht unter dem Titel «Die Mittel» ein Mittel unvermit­
telt zum Ziel erklärt wird, ist für mich nicht verständlich. 
Zum anderen ist die Aussage, der Beitritt zur EU sei das strate­
gische Ziel, in der Wortwahl verfehlt Diese Aussage scheint 
mir wenig auf gründliche Überlegungen abgestützt zu sein. 
«Strategisch» ist ein Ziel, dem alle anderen Ziele unterzuord­
nen sind und auf das jedes Handeln auszurichten ist So ver­
steht jedermann das Wort «strategisches Ziel», und diese Vor­
behalte sind nicht bloss «semantisches Geschwätz». 
Durch seine Aussage hat der Bundesrat die Diskussion selber 
auf die Frage «EU-Beitritt: ja oder nein?» fokussiert Die Frage 
ist aber heute falsch gestellt und unnötig. Wer sie heute stellt, 
und das tut der Bundesrat, der lenkt die Diskussion in eine fal­
sche Richtung. Die Debatte des Nationalrates hat das auch 
bewiesen. Jene Debatte war weitgehend die Perpetuierung 
der EWR-Diskussion anstatt die notwendige Auseinanderset­
zung mit dem Bericht selber. 
Das Mittel des EU-Beitrittes ist aber heute bei weitem noch 
nicht spruchreif. Die aussen- und innenpolitischen Vorausset­
zungen, die der Bundesrat selber anspricht, fehlen. Dazu fol­
gendes: 
1. Der Bericht berücksichtigt - so meine ich - das Votum von 
Volk und Ständen vom 6. Dezember 1992 in ungenügender 
Weise. Das Nein zum EWR war ein noch deutlicheres Nein zur 
EG. Wer aus der Sicht des Volkes nein zum kleineren Übel ge­
sagt hat, sagt nicht zwei Jahre später ja zum grossen Übel. Ich 
vermisse im Bericht, ähnlich wie Kollege lten Andreas, eine 
Analyse dieses Ereignisses, aufgrund derer wir eine optimisti-
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sehe und selbstbewusste Basis für unsere Zukunft schaffen 
könnten. 
2. Der EU-Beitritt ist mit unseren Grundwerten 
nicht vereinbar. Die schweizerische Identität über alle Landes­
teile und fast alle politischen Gruppierungen hinweg ist von 
den Werten wie direkte Demokratie. Föderalismus. Gewährlei­
stung der kulturellen Vielfalt. Kündbarkeit der ,,,,,,rrrc,no 
Selbstbestimmung in den wesentlichen Fragen der 
und Sicherheitspolitik geprägt Diese Werte sind beileibe nicht 
überholt. im Gegenteil: Wo neue Staaten in Europa Frieden 
und neue Wertordnungen suchen, orientieren sie sich in den 
letzten Monaten - an ihnen. Die EU in ihrer heutigen Ausge­
staltung wahrt diese. unsere Grundwerte nicht genügend. So­
lange als Beispiel zwölf Minister in geheimen Sitzungen 
endgültig entscheiden. was für 360 Millionen Menschen auch 
in wichtigsten Bereichen Brauch und Ordnung ist, ist das mit 
unserer demokratischen Auffassung nicht vereinbar. Damit sei 
nicht die EU als politisches Institut disqualifiziert Wer dieses 
politische System für sich als richtig erachtet, soll sich an­
schliessen. Für uns ist es nicht das richtige. 
Nun räumen auch immer mehr EU-Exponenten ein, dass sich 
die EU umgestalten müsse. Ich nenne als unbefangenen Zeu­
gen Herrn Martens aus Belgien, der in seinem Land und in der 
früheren EG höchste Ämter bekleidete. Auch für ihn ist unab­
dingbar, dass die EU demokratischer, föderaler und subsidiä­
rer werden muss, wenn sie überhaupt Bestand haben soll. So­
lange aber die EU mit unseren Grundwerten und politischen 
Überzeugungen nicht vereinbar ist - heute ist sie es nicht -, 
darf ein EU-Beitritt nicht als unser Ziel deklariert werden. Wenn 
der Bundesrat heute selber einräumt, dass die Schweizer -
vor die Wahl zwischen EU-Beitritt und direkter Demokratie ge­
stellt- sich für den Wert der direkten Demokratie entscheiden, 
dann gibt der Bundesrat damit auch zu, dass der Beitritt nicht 
ein strategisches Ziel sein kann, so, wie man «strategisches 
Ziel» landläufig verstehen muss. Und wenn wir Schweizer ent­
scheiden müssten, ob unsere Aussen- und Sicherheitspolitik 
in Brüssel oder in Bern gemacht werden solle, dann würden 
wir uns klar für Bern entscheiden. 
Meine Aussage, dass der EU-Beitritt nicht unser Ziel sein kann, 
gilt für den heutigen Zustand der EU. Doch auch in der EU ist 
nichts so konstant wie die Veränderung. Unsere Annäherung 
an die EU ist ein gegenseitiger Prozess. Es gibt internationale 
Verflechtungen nur mit Abstrichen auch an eigener Entschei­
dungsbefugnis. Eine unantastbare, volle Souveränität ist nir­
gends auf Dauer erreichbar. Wer heute darum sagt: «EU nie!», 
begeht den gleichen Fehler wie jene, die heute einen Sprint in 
die EU auf die politische Bahn legen möchten. Wir werden das 
Resultat würdigen, wenn es nach Abschluss des ganzen Pro­
zesses und aller Verhandlungen vorliegt Die EU aber bleibt 
immer ein Werkzeug, ein Mittel, das wir für unsere aussenpoli­
tischen Ziele einsetzen und annehmen können. 
Ich fordere darum den Bundesrat auf, die Verhandlungen und 
künftigen Gespräche mit der EU in bilateralen Verhandlungen 
und anderen Kontakten und - im Bewusstsein unserer Grund­
werte - selbstbewusst zu führen. Wir pilgern nicht nach Brüs­
sel, aberwirschliessen die Augen auch nicht an der Grenze in 
Basel! Jedes Verhandlungsergebnis muss an unseren Grund­
werten gemessen werden. Darum kann - ich wiederhole es 
ein letztes Mal - der EU-Beitritt nicht unser strategisches Ziel, 
sondern nur eine der verschiedenen Möglichkeiten sein, eine 
der Optionen, wenn Sie wollen. 
Im Vordergrund stehen heute klar bilaterale Verhandlungen. 
Wie wollen wir aber erfolgreich bilateral verhandeln, wenn wir 
heute schon erklären, diese «lästige Zwischenphase» müsse 
schon Ende 1995 abgeschlossen sein? Offenheit für alle Lö­
sungen muss uns auszeichnen: auch die Möglichkeit einer as­
soziierten Mitgliedschaft, die Möglichkeit eines späteren 
EWR-Beitritts, wenn der EWR Bestand hat, die Möglichkeit ver­
tiefter bilateraler Verträge. 
Ich nehme vom Bericht Kenntnis, seiner Grundtendenz zu­
stimmend, aber mit dem klaren Vorbehalt, dass ich das strate­
gische Ziel ablehne. Wenn wir uns nicht für eine Rückweisung 
des Berichtes entschliessen, dann heisst das nicht, dass wir 
das strategische Ziel des EU-Beitritts annehmen, wie es uns 
Herr Cavelty in seinem Votum erklärt hat. Nicht jeder, der nicht 
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sich für das Ziel 

Meier Jos1 (C. Vor zwei. drei Jahren hat die GPK unseres 
Rates untersucht, wieweit sich die verschiedenen 
mente mit befassen. Das i:crr,c,n.n,c: 

nem Ausmass überraschend. Es ut:.:,,au\.j,c 

keine 
tische 

liess damals Zweifel aufkommen. ob all diesen di­
n1,1m.,;n•~nr11,n Aktivitäten noch ein einheitliches Konzept zu­
grunde liege und wie dieses Konzept aussehe. Der heute vor­
gelegte Bericht gibt darauf eine erlösend positive Antwort 
Das Konzept existiert Wir haben es vor uns, und ich be­
grüsse es. 
Wir sind die oberste gesetzgebende Behörde, unter Vorbehalt 
des Volkes. Das beruht auf der Vorstellung, dass wir die Re­
geln des Zusammenlebens innerhalb unserer Grenzen selbst 
bestimmen. Ein Blick auf unsere beiden Bücherschränke ge­
nügt, um diese Illusion zu zerstören: Der Umfang der interna­
tionalen Abkommen läuft der internen Gesetzessammlung 
längst den Rang ab. Wenn für uns heute rund 2000 internatio­
nale Abkommen gelten die meisten davon bilateral-, dann 
zeigt das, dass wir längst dazu übergegangen sind, uns für die 
Lösung internationaler Probleme die Mitarbeit anderer Staa­
ten zu sichern. Niemand wird annehmen, wir hätten das getan, 
um unsere Unabhängigkeit, um unsere Selbständigkeit zu 
vermindern. Im Gegenteil, wir wollten uns nicht von den äusse­
ren Entwicklungen überrollen lassen, sondern versuchten 
stets, in gegenseitiger Interessenwahrung soweit wie möglich 
mitgestaltend auf die Entwicklung einzuwirken und derart un­
sere Souveränität zu bewahren, statt sie vermindern zu lassen. 
Die Interessenwahrung: Staaten haben keine Freunde, sie ha­
ben Interessen. Talleyrand wurde hier schon zitiert 
Ich schätze es, dass der Bericht klar darstellt, welche zentralen 
Ziele sich der für die Aussenpolitik primär zuständige Bundes­
rat setzt und welche Mittel er zu ihrer Erlangung einsetzen will. 
Das ermöglicht uns, den Dialog mit ihm auf einer klaren 
Grundlage zu führen; es beschneidet das Gespräch in keiner 
Weise. Diesen Dialog haben wir bei der Einführung von Arti­
kel 47bis a in unser Geschäftsverkehrsgesetz deutlich gefor­
dert, und das wurde verständlicherweise auch vorn Volk ak­
zeptiert 
Die fünf Ziele, die der Bericht auf Seite 6 formuliert, stellen für 
mich eine Art moderne Fassung des Zweckartikels unserer 
Verfassung dar. Ich akzeptiere sie, insbesondere auch das 
Ziel «Förderung von Menschenrechten, Demokratie und 
Rechtsstaat». Hier teile ich die Zweifel von Kollege Schmid 
Carlo ebensowenig, wie das Herr Schiesser soeben getan hat 
Es liegt in unserem Interesse, dass die Menschenrechte inter­
national Anerkennung finden - oder sagen wir besser «Grund­
freiheiten» statt «Menschenrechte», weil Demokratie und 
Rechtsstaat zutiefst zu unserer Identität gehören. Welch ande­
rem Ziel als der Aufrechterhaltung von Menschenrechten in 
den widerlichsten Umständen eines Krieges dient schliesslich 
die Unterstützung des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz? Man kann doch nicht gleichzeitig ein Demokratiedefizit 
einer EU kritisieren und dagegen sein, dass die Demokratie in­
ternational und damit auch bei der EU gefördert wird. Das ist 
ein ganz eindeutiger Widerspruch. 
Ich verzichte darauf, lange bei meiner Freude darüber zu ver­
weilen, dass bald vergessene Dossiers wie das zur Uno oder 
zur Sozialcharta endlich wieder auf den Tisch kommen wer­
den. Ich akzeptiere auch die Festlegung von Schwerpunkten 
im globalen Umfeld, wie sie der Bericht aufzeigt Auch da geht 
es für mich immer um den zentralen Satz im Bericht, auf Sei­
te 19, nämlich darum, «der Schweiz einen ihr entsprechenden 
Platz in der Staatengemeinschaft jenseits von Selbstüber­
schätzung und Selbstunterschätzung zu sichern». 
Umstritten sind im allgemeinen auch nicht die Ziele, sondern 
eher die Mittel, die der Bericht zur Interessenwahrung vor· 
schlägt. und zwar besonders im Europadossier. «Strategie», 

--·-·------------------------------------------

das wurde verschiedentlich gesagt bedeutet Zusammenle-
gen von Mitteln, und ich teile die Auffassung von Rhi-
now. wenn er einen EU-Beitritt, der für viele der Stein An-
stosses wäre. als Mittel und nicht als Zweck ansieht 
Mit dem Bericht halte ich den Entscheid über Beitritt zur 
EU für unausweichlich. Wie diese Frist nun 
dauern wird. wiederum nicht allein. Dies 
davon ab. wann die Grenzen der bilateralen 
erreicht sein werden, wann diese Mr,n1,rn11<<>rtc,n ausa,es(;ncJort 
sein werden. Ich erinnere nochmals 

erteilt ist Da nicht nur die Bemer-
tr,,,n.,.,~"''""'""n Verkehrsministers, was auch immer 

mögen. Wir können noch nicht verhan­
deln, sondern wir warten, bis dieses Mandat endlich 
formuliert ist Die Frist hängt auch davon ab, wie unsere Efta­
Partner durch den Beitritt zur EU die europäische Landschaft 
verändern werden. Sie hängt nicht zuletzt auch von der inne­
ren Veränderung dieser Europäischen Union ab. besonders in 
Richtung Subsidiarität und Demokratie. Verschiedene Redner 
sprachen davon. 
Letztlich aber müssen Volk und Stände für eine solche Mittel­
änderung gewonnen werden. 
Zum Thema Neutralität, das in der Debatte eine grosse Rolle 
spielte: Für mich ist sie ebenfalls, wie für andere, ein Mittel der 
Aussenpolitik, nicht ein Zweck an sich. Natürlich setze ich 
Pflichten und Rechte des Neutralitätsrechtes voraus. so wie 
sie im Haager Landkriegsrecht formuliert sind. 
Zur Neutralitätspolitik habe ich aber noch einiges beizufügen: 
Neutralität sei, so sagt auch der Bericht, im Bewusstsein des 
Volkes verankert Mich stört, dass dieses Bewusstsein teil­
weise gespalten ist Viele verdrängen die Geschichte und se­
hen die Neutralität als homogenes Verhalten über die Jahr­
hunderte hinweg. Das ist sie nicht! Das sich dauernd verän­
dernde Verhalten gibt mir vielmehr Anlass zur Warnung: 
Schwöre nicht beim Mond, dem wandelbaren! Ich erinnere 
nur an zwei Beispiele für diese enorme Wandelbarkeit der 
Neutralität Am Ende des letzten Jahrhunderts haben sich frei­
sinnige Aussenrninister durch die Neutralität nicht einmal 
daran hindern lassen, den Franzosen einerseits und den süd­
deutschen Staaten andererseits mit dem Einmarsch der 
schweizerischen Armee zu drohen, wenn diese Staaten sich 
nicht nach unserem Wunsch verhalten würden. Oder ich erin­
nere an unseren Eintritt in den Völkerbund Anfang der zwanzi­
ger Jahre und an unsere Beteiligung an den damaligen Sank­
tionen. Dann kam Ende der dreissiger Jahre wieder der Rück­
zug, weil wir mit diesen Sanktionen schlechte Erfahrungen ge­
macht hatten, weil nur wir allein sie konsequent durchführten. 
Daran zeigt sich doch der ständige Wandel im Einsatz dieses 
Instruments Neutralität 
Das Ziel ist nicht die Neutralität, das Ziel ist die Erhaltung einer 
möglichst grossen Unabhängigkeit Man kann das nicht oft 
genug wiederholen. Wobei ich keineswegs ausschliesse, 
dass es sich lohnt, mit der Europäischen Union darüber zu dis­
kutieren, wenn wir einmal zu Beitrittsverhandlungen kommen, 
ob es für sie nicht von Interesse wäre, unsere Neutralität klarer 
zu anerkennen als bei anderen Staaten. 
Gestatten Sie mir noch eine Frage an verschiedene Votanten 
zum Thema Neutralität: Was bedeutet eigentlich die Aussage, 
das Volk stehe zur traditionellen Neutralität, nach dem, was ich 
soeben ausführte? Steht es zu jener von 1890? Oder steht es 
zu jener von 1920? Oder steht es zu jener von 1938? Ich be­
tone nochmals: Man sollte aus der Neutralität keine heilige 
Kuh machen, sondern sie nutzen, wie wir es bisher immer ge­
tan haben, nämlich zur Stärkung unserer Position. 
Ich nehme den Bericht nicht nur zur Kenntnis; ich stimme ihm 
in seinen Grundzügen zu. Ich begrüsse ihn als Grundlage für 
den Dialog mit dem Volk. Aber ich bitte den Bundesrat darum, 
das Volk dort abzuholen, wo es steht Das bedeutet heute ein 
klares Bekenntnis zur vollen Ausnützung der zweiseitigen Ver­
handlungen mit der EU. 
Noch eine Bemerkung zum Votum von Herrn Plattner: Die 
Kommission für Rechtsfragen unseres Rates hat schon einen 
Arbeitsausschuss bestellt, der überprüft, wie weit allenfalls Än­
derungen an unseren Volksrechten gemacht werden müssen, 
um die heutigen Probleme besser zu bewältigen. 
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Cotti Flavio. Bundesrat: Nachdem heute zwei Bundesräte das 
Wort werde ich mich der deutschen bedie­
nen Es ist nicht nur eine sinnvolle 
Herrn Bundesrat Delamuraz und mir. die Voten, die in 
"'"''"'","' Weise Zweifel über die Inhalte dieses Be-

aussprachen. wurden ausschliesslich auf deutsch 
halten: da ist es auch von der Materie her dass 
heute die unserer Mehrheit brauche. 
Ich möchte aller der 
ten. die 
und die se1os1ve1·sta 
den. eine 
ihr beipflichten können nicht Der Ton der Debatte be­
weist mir, dass wir im Begriffe sind, auch in der Aussenpolitik 
über die Grenzen oder, wenn Sie wollen, über die Kriegsgrä­
ben zu springen und eine korrekte, eine im Sinne unserer De­
mokratie absolut unentbehrliche Dialektik zu übernehmen. 
Darüber freue ich mich, besonders wenn ich an Zeiten und Er­
fahrungen zurückdenke. wo dies nicht ohne weiteres der Fall 
war. Es ist halt so: Man muss immer ein bisschen lernen. 
Nachdem die Aussenpolitik in den vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten kaum je im Mittelpunkt des Interesses des 
Schweizervolkes stand, ist es verständlich, dass die erste An­
näherung besondere Leidenschaften hervorru~ Um so mehr 
bin ich für die Form dieser heutigen Debatte und für deren In­
halt dankbar. Es war in meinen Augen - bitte nehmen Sie das 
nicht einfach als Kompliment, ich mache eine reine Feststel­
lung - eine sehr hochstehende Debatte. Wenn jetzt Ihr Rat fünf 
Stunden dafür in Anspruch genommen hat, so entspricht dies 
meines Erachtens der Bedeutung des Geschäftes. 
Ich möchte auch ein paar zusätzliche Vorbemerkungen ma­
chen: Dieser Bericht über die Aussenpolitik, Herr Uhlmann hat 
das gesagt, muss tatsächlich - so wird er auch vom Bundesrat 
präsentiert - als eine Diskussionsgrundlage aufgenommen 
werden. Es gibt ja in der Aussenpolitik nichts Definitives und 
nichts Absolutes. Wenn also in einem Bericht beurteilt werden 
muss, wie die Entwicklung langfristig weiterlaufen wird, so 
möchte ich Sie einfach mit der Frage konfrontieren: Wie hätte 
ein Bericht des Bundesrates über die Aussenpolitik ausgese­
hen, wenn wir ihn im Jahre 1985 verfasst hätten, als die gros­
sen Entwicklungen der späten achtziger Jahre noch gar nicht 
vorauszusehen waren? Man hätte an der strategischen Sicht 
gar manches verändern müssen. 
Nehmen Sie deshalb bitte dieses Papier für das, was es ist: für 
den Versuch, gewisse Grundsätze, gewisse zentrale Elemente 
und Kriterien zu präsentieren, die eine heute absolut nicht vor­
aussehbare Entwicklung - wir sind ja keine Propheten - kenn­
zeichnen sollten. Wir wollten eihen kurzen, straffen Bericht, in 
dem nicht nur das Parlament, sondern auch das breite Volk re­
lativ schnell eine durchaus lesbare Unterlage finden würde. 
Ich glaube, diese Aufgabe ist gelungen. 
Wir hatten im weiteren vom Nationalrat den Auftrag, ein strate­
gisches Papier auszuarbeiten. Es ist kein Legislaturplan. An 
diesem Bericht werden wir uns jährlich messen. Der Bundes­
rat stimmt dem Antrag der Aussenpolitischen Kommission zu, 
in dem Sinne, dass er den Bericht jährlich aufdatieren wird. Ob 
das im Rahmen des aussenwirtschaftspolitischen Berichtes 
oder des Geschäftsberichts geschehen soll, die «sedes mate­
riae» lassen wir offen. Aber die Aufdatierung ist sinnvoll. und 
wir werden sie machen. 
Ich komme zum Inhalt des Berichtes: Lassen Sie mich eine 
Bemerkung zur Feststellung von Herrn Uhlmann machen, 
dass der Bericht unklar sei und die Dinge nicht so präsentiere, 
wie sie seien. Wenn ich Einstimmigkeit über diesen Bericht ge­
funden habe, so bezüglich seiner Klarheit, seiner Unmissver­
ständlichkeit Das ist heute schon zigmal gesagt worden. Es 
ist von Ehrlichkeit gesprochen worden. Es ist von intellektuel­
ler Redlichkeit gesprochen worden, Herr Huber. Man kann 
nicht sagen, der Bundesrat habe nicht klaren Wein einge­
schenkt. Der Bundesrat hat mit offenen Karten gespielt, damit 
die nötige Diskussion in diesem lande endlich entfacht wird. 
Ich kann auch die Vorwürfe, dass der Bundesrat polarisiere, in 
keiner Weise annehmen. Ich muss sie bedingungslos zurück­
weisen. Wir haben in diesem lande Meinungsverschiedenhei­
ten, und die Meinungsverschiedenheiten sind nicht da, um in 

Aussenpolitik der Schweiz in den 

irgendeiner Form unter den gekehrt zu werden, son~ 
dern wir müssen sie austragen und zwar in einer Art und 
Weise. die beweist, dass in diesem lande 
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des Inhaltes möchte ich nicht 

ist das alles 
uc,JcLm,t auch Herr Carlo, ich muss das 

betonen dass wir dort mitentscheiden, wo Entscheide ge­
fällt werden, die uns betreffen; Frau Meier Josi hat das klar und 
trefflich gesagt. Ich räume ein: Das war auch vorher so. Aber 
die Entwicklung geht Je länger. desto mehr in die 
dass anderswo auch Entscheide getroffen werden, die uns 
nicht indifferent lassen können. Der sogenannte autonome 
Nachvollzug ist ein Beweis, dass diese internationale Entwick­
lung vonstatten geht, und diese Entwicklung ist erfreulich, 
denn trotz aller Verschiedenheiten auf internationaler Ebene 
wächst die Zusammenarbeit weiter. 
Die Teilnahme an internationalen Organisationen ist tatsäch­
lich ein Mittel, um gewisse Ziele zu erreichen. Aber der Bun­
desrat wollte auch bekunden, dass diese Teilnahme auch als 
Ziel präsentiert werden kann. Nehmen Sie das, wie Sie es wol­
len; intellektuell ist es vielleicht richtig zu sagen, dass diese 
Teilnahme ein Mittel zur Erreichung der Ziele ist 
Herr Onken, wenn ich jetzt schon Europa anspreche: Der Bei­
tritt zur EU ist nicht nur ein Mittel, um Wohlstand zu erreichen. 
Sie haben den Bericht gelesen, und wir haben in der Kommis­
sion darüber gesprochen: Auch in Ziel 1, Friedenserhaltung, 
ist klar enthalten - und es ist klar eine Neuerung dieses Berich­
tes-, dass «Europa» nicht nur als wirtschaftliches Gebilde zu 
sehen ist, sondern als ein Gebilde mit einer Zielsetzung, die 
weit über die Wirtschaft hinausgeht 
Es wurden Elemente wie die Kohärenz erwähnt Das Ziel der 
Kohärenz ist ein ständiger Kampf- nicht nur in der Aussenpoli­
tik -, und es soll so bleiben. Wir haben objektiv verschiedenar­
tige Interessen. Die Kohärenz muss deshalb ein ständiges 
Suchen sein, und dazu verpflichten wir uns. 
Herr Huber hat von der Zusammenarbeit mit den Kantonen, 
und zwar nicht nur bei Fragen, die von grenzüberschreiten­
dem Interesse sind, gesprochen. Wir haben vor wenigen Ta­
gen einen Anschlussbericht an diesen Bericht präsentiert, der 
auf die Zusammenarbeit mit den Kantonen eingeht Wir wer­
den mit dem Kontaktgremium am kommenden 18. März eine 
erste Diskussion darüber führen. 
Auf das Thema der Beziehungen zur Dritten Welt und auf die 
Entwicklungshilfe möchte ich heute nicht eingehen. Ein Nord­
Süd-Bericht des Bundesrates wird zusammen mit der Bot­
schaft zu den Rahmenkrediten für die nächste Vierjahresperi­
ode voraussichtlich im April 1994 präsentiert werden können. 
Wir haben in unserem Bericht eine Reihe von Themen behan­
delt Ich erwähne sie nur stichwortartig: Uno, allgemeine Si­
cherheitsarchitektur, Umweltproblematik auf weltweiter 
Ebene, Menschenrechte, Friedenserhaltung und Friedenssi­
cherung durch aktivere Tätigkeit der Schweiz- eine Reihe von 
Elementen, die eigentlich nicht sehr viel mit der Europafrage 
zu tun haben. Ich wäre gerne auf einzelne dieser Elemente ein­
getreten, aber nachdem - verständlicherweise, wenn auch in­
haltsmässig nicht sehr korrekt - die allgemeine Aufmerksam­
keit auf die Europa- und die Neutralitätsfrage gelenkt worden 
ist. werde ich mich auf diese zwei Probleme beschränken 
müssen. 
Noch kurz zu einigen Interventionen, denjenigen der Herren 
Beguin, Rhinow, Roth, Onken, Cavadini Jean und auch von 
anderen, die mich heute ganz besonders beeindruckt haben. 
Dort wurde, ganz im Sinne unseres Berichtes, Europa endlich 
ins richtige Licht gerückt. und die Argumentation wird, Herr 
Schallberger. auch jenen Teil der Bevölkerung, der immer 
noch zweifelt - es gibt aber noch den anderen Teil, darüber 
müssen wir uns im klaren sein-··, sicher überzeugen: Das Ziel 
«Europa» ist weniger als wirtschaftliches Ziel denn als Ziel der 
Befriedung eines Kontinents, der dieses Ziel nie erreicht hat, 
zu sehen. Wenn ich ab und zu höre. die EU sei nicht in der 
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gewesen, in die Dramen zu reduzieren 
die Massaker zu vermeiden, muss ich sagen: Leider 

stimmt das, 
Werfen wir aber einen Blick auf die Geschichte der EU: Es sind 
schliesslich nur 50 Jahre seit es ist viel 
schwerer Massaker zu vermeiden 
Massaker waren das Kennzeichen der Geschichte dieses 
Kontinents während Jahrhunderten 
Wenn ich auf alle die die EU noch zu bewälti-
gen hat blicke, kann ich nicht vergessen - es wurde von 
verschiedenen Rednern betont-, dass die EU heute ihr 
ziel erreicht hat nämlich die Befriedung zwischen alten 
den. Ich möchte unsere Bevölkerung fragen, mindestens die 
Älteren unter uns, ob sie vor 40 oder 50 Jahren geglaubt hät­
ten, dass zum Beispiel zwischen Deutschland und Frankreich 
Friede, sogar Freundschaft entstehen könnten. 
Deshalb glaube ich, dass die Neuerung dieses Berichtes darin 
liegt, dass man Europa in eine langfristige Entwicklung einbet­
tet, die einfach nicht gestattet, Herr Schmid Carlo, heute eine 
Fotografie zu machen, Mängel, Schwächen, Lücken festzu­
stellen und dann einen Entscheid zu fällen - fertig! Man kann 
auch nicht einfach sagen: Vielleicht werden die Lücken beho­
ben, und dann wird «Europa» salonfähig. «Europa» ist ein 
langwieriger Prozess, und es hat nur einen kleinen Teil dieses 
Prozesses hinter sich. Als solchen Prozess müssen wir Europa 
beurteilen. Deshalb räume ich ein: Die Schwierigkeiten, die 
Widersprüchlichkeiten der EU sind gross. 
Ich erwähne einige der Schwierigkeiten stichwortartig: Das 
«Platzen» des EWS im Moment, als man von einer Währungs­
union gesprochen hat; die inneren Kämpfe bei den Gatt-Ver­
handlungen; die erwähnte Ohnmacht gegenüber der Situa­
tion in Ex-Jugoslawien; die grossen Spannungen, die sich 
bis zur Beurteilung des innersten Gehalts der EU bewegen -
wir wissen, dass sich die heutigen Kämpfe, Sperrminorität 23 
oder 27 Stimmen, auch mit grundsätzlichen Gedanken die­
ser Art befassen-, bis hin zu den grossen, bevorstehenden 
institutionellen Auseinandersetzungen. All dies beweist, dass 
die EU bei weitem nicht das Muster darstellt, welches sie sein 
müsste - für einige, zum Glück nicht für viele von Ihnen -, 
damit sie überhaupt in Betracht gezogen werden kann. 
Ich betone noch einmal: Alle diese Schwierigkeiten dürfen uns 
nur zwei Schlussfolgerungen ziehen lassen: 
1. Die EU ist ein Prozess, welcher noch lange währen wird. 
2 Die EU hat trotz den Schwierigkeiten ihr Hauptziel erreicht 
Ich weiss auch nicht, ob dieses Ziel definitiv erreicht worden 
ist Die grössten Staatsmänner der EU haben oft - einer sogar 
in der Schweiz - betont, auch der Friede in Westeuropa sei 
nicht definitiv gesichert Ich teile diese Auffassung. Diese ab­
solute Friedenssicherung ist nie gegeben, es wird immer ei­
nen harten Kampf in dieser Richtung geben. 
Jetzt komme ich auf die Schweiz zu sprechen, denn ich habe 
verschiedene Redner gehört, die immer wieder Herr Gem­
perli und Herr Danioth, Sie haben das mit Recht getan - beto­
nen: Schämen wir uns nicht, seien wir selbstbewusst, betrach­
ten wir die grossen Werte einer Geschichte, auf die wir über­
haupt sehr stolz sind. Dieser Stolz auf unsere Geschichte ist ja 
wirklich nicht ein Monopol der EU-Gegner in diesem lande; 
das möchte ich dreimal betonen! 
Selbstverständlich müssen wir selbstbewusst sein. Ich wage 
sogar die Behauptung, dass wir unser strategisches Ziel nur 
erwähnen konnten, weil wir an dieses Land glauben, an seine 
Werte und auch an das, was es - ohne Überheblichkeit- auch 
nach aussen tragen könnte. Dieses Selbstbewusstsein wird in 
uns dadurch gestärkt, dass sehr viele Gleichgesinnte im na­
hen, befreundeten Europa immer wieder auf die Schweiz zu 
sprechen kommen und sagen: «Wir wären froh, wenn wir in 
unseren Diskussionen für ein dezentraleres Europa, für ein 
subsidiäreres Europa, für ein föderalistischeres Europa, ja so­
gar für ein demokratischeres Europa auch die Unterstützung 
derjenigen auf diesem Kontinent hätten, die von ihrer Ge­
schichte und von ihrer Tradition her diese Werte teilen und 
pflegen.» Gerade deshalb möchte ich versuchen, jetzt in ei­
nem langen Prozess diese Gedanken einzubringen, und ich 
wage die Behauptung: Das ist eine echte Neuerung. Denn 
seien wir ganz offen: Wir folgten bis vor wenigen Jahren einer 

ganz anderen Linie. Es war die Linie. die unser Land seit den 
fünfziger Jahren verfolgt hat Wir haben dazu beigetragen. 
eine Efta zu gründen, um der damaligen EWG auszuweichen, 
welche politische Ziele hatte. Wir haben versucht, diese Efta 
mit anderen damals und darin le-
diglich wirtschaftliche Ziele zu haben wir fest-
gestellt dass die Efta trotz ihrer immer mehr erodiert 
wurde. Die ersten Mitbegründer haben uns verlassen; Sieken­
nen sie. Grossbritannien ist als grosses Land kaum mit uns zu 

wohl aber Dänemark. ein Land, welches sich 
'""n,h,"tti,n in bezug auf mehrere Elemente mit 
lässt, dann Portugal usw. 
Was stellen wir jetzt fest? Dass auch die vollständig gleichge­
sinnten Länder, die neutralen Mitgliedstaaten der Efta-Öster­
reich. Schweden. Finnland -, allmählich einen anderen Weg 
gehen. Ich möchte keine Prognosen darüber abgeben, wie 
die direktdemokratisch zu fällenden Entscheide in jenen Län­
dern ausfallen werden. 
Aber Tatsache ist, dass wir in den späten fünfziger Jahren aus 
einem gewissen Misstrauen heraus eine Strategie - sagen wir 
es offen gegenüber der damaligen EWG, welche auch viele 
Fehler hatte, entwickelt haben. Das Misstrauen versandet all­
mählich, und bald bleiben wir allein da, nachdem wir - ich 
möchte es betonen 30 Jahre lang einen anderen Weg ge­
gangen sind. 
Dazu möchte ich nur folgendes sagen: Das Gesagte soll nicht 
ein Vorwurf gegenüber denjenigen sein, die damals diese 
Strategie gewollt haben. Es ist in meinen Augen sehr verständ­
lich, dass wir nicht sosehr an gewisse Zielsetzungen glaubten, 
die gewisse aufgeklärte Europäer nach dem Zweiten Welt­
krieg aufgestellt hatten. Dieses Land hatte so viele unerfreuli­
che und dramatische Erfahrungen gemacht - mit der Bedro­
hung, die gerade von den Nachbarn ausging-, dass es für die 
Schweizer sicher schwieriger war, an diese Entwicklung zu 
glauben, als etwa für die Holländer oder die Belgier, die trotz 
ihrer Neutralität zweimal überrumpelt worden waren. Ich ma­
che also niemandem einen Vorwurf. Ich stelle faktische, ge­
schichtliche Entwicklungen fest, die wir halt ernst zu nehmen 
haben. 
Ich glaube, allmählich wird auch unser Volk von den neuen 
Entwicklungen Kenntnis genommen haben, denn ich bin 
überzeugt: Die Verwandtschaft mit Österreich, mit Schwe­
den, mit Finnland verspüren jede Schweizerin und jeder 
Schweizer, trotz aller Differenzen. Deshalb befinden wir uns 
heute - ich wage die Behauptung - in einem besonders deli­
katen, wichtigen, zentralen Moment unserer Geschichte, und 
es war wichtig, dass der Bundesrat mit seinem Bericht über 
die Aussenpolitik dieses Moment noch hervorheben konnte. 
Noch ein Wort zur zentralen Frage der demokratischen Rechte 
in diesem Land: Dazu möchte ich ganz offen sagen, dass ich 
voll und uneingeschränkt die Haltung derjenigen teile, die sa­
gen, es werde für dieses Land keinen Weg in Richtung «Eu­
ropa» geben, wenn unsere demokratischen Rechte nicht ge­
wahrt werden könnten. Ein Europa, das kleinkrämerisch 
würde, entspräche ich möchte das noch einmal betonen 
nicht meiner Idee und würde für mich jede Bedeutung verlie­
ren. «Europa» ist eine Idee, eine Vision. Ich glaube gar nicht, 
dass es ein Europa geben kann, welches von diesem lande 
einen Verzicht auf diese zentralen Werte verlangen könnte. 
Übrigens sagen wir das in unserem Bericht über die Aussen­
politik auch, und zwar unmissverständlich, wenn auch viel­
leicht etwas zu kurz, das räume ich ein, Aber es gibt Sätze, die 
in ihrer Trefflichkeit alles widerspiegeln, was der Bundesrat 
denkt Folgendes sagen wir im Bericht: Dass sich der Bundes­
rat im ganzen Integrationsprozess -also nicht nur beim allfälli­
gen EU-Beitritt, sondern auch beim allfälligen zweiten EWR­
Gang und sogar beim bilateralen Gang - stets für die Wahrung 
der Grundelemente der politischen Kultur und der Identität der 
Schweiz einsetzen wird, ist eine Selbstverständlichkeit Dass 
diese Elemente auch ein zentrales Element aller Verhandlun­
gen sein müssen, darüber sind wir uns im klaren. Jetzt aber 
schon das definitive Rezept zu haben, wie die künftige Form 
der Versöhnung und der Vereinbarkeit zwischen diesen bei­
den wesentlichen Werten aussieht, ist leider nicht möglich. 
Niemand weiss das, und es ist unsere Aufgabe, daran zu ar-
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beiten. Ich hoffe. wir werden das in Zusammenarbeit mit dem 
Parlament tun können. 
Ich komme zum Thema der Neutralität und werde mich wirk­
lich sehr kurz fassen. Der Bericht zur Neutralität (Anhang) soll 
wirklich als das verstanden werden. was er tatsächlich ist Ich 
kann ohne Zweifel sagen, dass der Bericht über die Aussenpo­
litik mehr Neuigkeiten über unsere europäischen Strategien 
enthält als der Neutralitätsbericht Der Neutralitätsbericht sagt 
aber klar was wir immer gesagt haben - , dass die Neutralität 
ein Instrument. und zwar ein wichtiges und wesentliches In­
strument, unserer Aussenpolitik ist 
Herr Robert Bühler, Sie haben absolut recht Dass die Neu­
tralität tief in der Seele von uns allen liegt, ist unbestritten. 
Dass das politische Konsequenzen haben muss, bestreite 
ich in keiner Weise. Aber die Neutralität nicht als Instrument, 
sondern als ewiges Ziel zu betrachten - das werden Sie mir 
zugestehen - würde jeglichem geschichtlichen Sinn wider­
sprechen. 
Die Neutralität als solches Instrument ist immer wieder den 
nötigen Anpassungen unterstellt worden. Ich erwähne drei 
Beispiele: 
1. Ich komme auf die fünfziger und sechziger Jahre zurück: 
Wir blieben mehr als zehn Jahre lang vom Europarat fern, in 
der Meinung, ein Beitritt sei mit unserer Neutralität nicht verein­
bar. Plötzlich stellten wir dann im Jahre 1963 fest, dass sich 
unsere Wahrnehmung der Problematik geändert hatte. Wir tra­
ten dem Europarat bei und sind neutral geblieben! Materiell 
hätte es auch im Jahre 1955 keine Verletzung der Neutralität 
gegeben. Aber die politische Bewertung der Neutralität in die­
sem Land hat diesen Schritt erst später erlaubt 
2. Als wir im Bundesrat im Jahre 1991 während des Golfkrie­
ges die berühmten humanitären Überflüge des Landes gestat­
tet haben, haben wir eine absolute Neuheit eingeführt Ich 
kann mich noch gut an die heftigen Diskussionen im Bundes­
rat erinnern. Die humanitären Überflüge wurden erlaubt 
Selbstverständlich gab es überhaupt keine Verletzung der 
Neutralität Wir haben ja autonom einen Entscheid des Sicher­
heitsrates ausgeführt Aber es war eine absolute Neuheit, die 
wenige Jahre zuvor gar nicht denkbar gewesen wäre. 
3. Als wir im letzten Dezember die Awacs-Überflüge der 
Schweiz gestattet haben, die humanitäre Ziele, aber auch ge­
wisse militärische Zielsetzungen - Beobachtung hatten, hat 
sich fast niemand gerührt Wiederum: Es wurde damit eine 
weitere Interpretation des politischen Begriffs der Neutralität 
gemacht Der Bundesrat sagt überhaupt nichts Neues, wenn 
er behauptet, die Neutralität müsse immer wieder überprüft 
werden. 
Zur Frage der EU: Sollte die Entwicklung der EU in ihrer Vertei­
digungs- und in ihrer Aussenpolitik in jene Richtung gehen, 
dass eine Frage betreffend die Neutralität auftauchen könnte, 
werden wir darüber diskutieren können. Ich darf daran erin­
nern: Die genau gleiche Haltung haben die drei neutralen Län­
der, die jetzt die Beitrittsverhandlungen beendet haben. 
Niemand weiss, ob im Rahmen der EU jemals eine geschlos­
sene Verteidigungsorganisation entstehen wird. Es wäre 
durchaus denkbar, dass die Nato diese Aufgabe übernimmt 
Sie spielt heute noch eine zentrale Rolle- ich will hier auch ein­
mal auf die USA hinweisen: Es wurde heute bereits daran erin­
nert, dass es nicht nur Europa gibt Die Sicherheit dieses Kon­
tinentes wird nicht nur von Europa gewährleistet Sollte je­
mand Zweifel hegen, müsste er einmal die Kriegsfriedhöfe auf 
unserem Kontinent besichtigen, auf denen jungverstorbene 
Amerikaner begraben sind. 
Ich komme nochmals darauf zurück: Es ist klar, die Nato wird 
eine zentrale Verteidigungsfunktion einnehmen. Irland bei­
spielsweise ist als neutrales Land in der EU, macht in der Nato 
nicht mit, ist aber trotzdem in der EU. Wir werden die Frage in 
jenem Moment prüfen, falls - entgegen der Erwartung einzel­
ner - die EU doch ein eigenes Heer schaffen sollte. Aber noch 
eines ist hier zentral: In genau dem Moment können wir auch 
die letzte Entscheidung für uns selbst treffen. Denn jeder Ent­
wicklung, die weiter geht als die heutigen Aussagen im Maas­
trichter Vertrag, muss einstimmig von allen Mitgliedern zuge­
stimmt werden. Sollten wir also einmal Mitglied der EU sein, 
wären wir immer in der Lage, uns auf dieses zentrale Einstirn-

migkeitsprinzip. welches auch etwas über die allzuoft be­
schworene Zentralisierung der EU aussagt, zu berufen. Wir 
müssten also aus heutiger Sicht überhaupt keine Verletzung 
der Neutralität riskieren. Die könnte sich irnPn,m"'"' 

stellen: aber aus heutiger Sicht ist abzusehen. dass sie 
sich stellen wird. 
Herr Loretan. über die Blauhelme werden wir uns bei anderer 
Gelegenheit unterhalten können. ich möchte nicht darauf 
eingehen. 
Die direkte Demokratie, die uns sehr am Herzen wird 
auch nicht zum voraus von der EU abgeurteilt Ich darf Sie 
daran erinnern, dass es unsere Aufgabe sein muss wir versu­
chen, sie wahrzunehmen -, in unseren Kontakten mit der EU 
immer wieder diese Werte der direkten Demokratie darzule­
gen. Ich werde das in Griechenland in einer Woche tun, wo ich 
eine sicher nicht leichte Aufgabe übernehmen muss. Wir müs­
sen auch klarstellen, dass wir diese Werte verteidigen wollen. 
Aber teilweise rennen wir offene Türen ein. Wenn Sie sehen, 
was mit der direkten Demokratie zum Beispiel im kleinen 
Dänemark erreicht wurde - welches ja «Maastricht» nicht 
wollte und den Vertrag in der ursprünglichen Form bachab 
schickte und wenn Sie bedenken, wieviel Flexibilität die EU 
gezeigt hat, nachdem sich ein Volk frei - frei wie unser Volk, im 
gleichen System wie unser Volk ausgesprochen hatte, dann 
werden Sie merken, dass hier der Weg in keiner Weise ver­
sperrt ist, sondern dass sich in den Verhandlungen eine übri­
gens sehr faszinierende Aufgabe für uns abzeichnet 
Ich bin dem Rat für die breite Diskussion dankbar. Es ist un­
sere Aufgabe, diesen Bericht nicht nur in den nächsten 14 Ta­
gen, sondern in den nächsten Jahren mit unserem Volk zu dis­
kutieren. Ich möchte nur bitten, dass auch das Parlament we­
sentlich zu dieser Debatte beiträgt 

DelamurazJean-Pascal, conseillerfederal: Je limiterai ma re­
flexion a trois sujets. Tout d'abord, une remarque d'ordre ge­
neral sur la politique economique exterieure, ensuite une allu­
sion a l'objet numero un de la politique economique de cette 
annee qui est la ratification des accords du Gatt par la Suisse, 
et enfin des reflexions sur la cooperation bilaterale sectorielle 
de la Suisse avec !'Union europeenne. 
J'aimerais insister sur le fait qu'il n'y a pas une politique exte­
rieure economique et une politique exterieure politique, preci­
sement, ou une politique du developpement. ou encore une 
autre politique humanitaire. II y a, en realite, et ce rapport 
comme cet excellent debat le montrent, une seule politique ex­
terieure et, en taute coherence, un des chapitres de cette poli­
tique exterieure de la Suisse est notre politique economique 
exterieure. 
Cette complementarite doit etre harmonieuse. Elle est cohe­
rente. Nous devons en renforcer Ja coherence sans cesse. Si 
les necessites de l'analyse, de la conduite des politiques, 
nous obligent aussi bien au Parlement que, parfois, au gouver­
nement a etablir des priorites dans le temps, a tenir des debats 
separes pour les besoins de la didactique, en quelque sorte, 
en realite, il doit y avoir, et il y a, une conception unique. Cette 
conception, nous sommes heureux, le chef du Departement 
federal des affaires etrangeres et le chef du Departement fede­
ral de l'economie publique, d'avoir pu vous la presenter globa­
lement et d'avoir pu en discuter globalement dans votre 
Conseil. 
Cette politique exterieure generale, que la Suisse conduit et 
dont le Conseil federal est responsable, a un nom generique, 
c'est l'ouverture. En effet, aussi bien dans les domaines qu'a 
abordes M. Cotti, conseiller federal, dans sa reponse que dans 
les domaines dont j' ai la charge, il s 'agit d 'ouvertu re: I' ouverture 
des marches a la concurrence, l'ouverture des marches inter­
nationaux, mais l'ouverture aussi du marche national a la 
concurrence. C'est l'ouverture des pays industrielsaux pays en 
developpement qui, pour la premiere fois, ont eu acces a une 
enceinte internationale de negociation, et qui ne sont pas les 
parents pauvres de la societe economique internationale. C' est 
l'ouverture du commerce international a des regles modernes. 
Bref, ce theme essentiel de l'ouverture s'impose dans la 
conduite de notre politique exterieure, dans la conduite de no­
tre politique economique exterieure en particulier. 
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C'est sous cet que la Suisse a dans un passe 
ou moins recent plus de 2000 accords economiques bi­

ou multilateraux qui ont cree un reseau extremement 
dense dont notre avait besoin. s'il voulait d'une part assu-

d'autre part etre ä meme d'assumer ses 
solidarite. Sachez que c'est toujours sous le meme 

Ar1:c.u·::ir,., et que c·est avec la rnerne volonte d'ouver-
ture que la politique exterieure de notre pays 
continuera de se developper. 
Si Je vois le prograrnrne des 18 rnois qui nous at-
tend dans le dornaine de la econornique exterieure, 
je vois, comme premiere la ratification par la Suisse des 
nouveaux accords du Gatt; je vois la poursuite inlassable de 
notre volonte d'approche bilaterale sectorielle avec l'Union 
europeenne, et je vois la poursuite non moins inlassable de 
contacts nouveaux et renforces avec ceux qui sont devenus, 
ou qui deviennent, ou qui deviendront dans le monde des par­
tenaires et des interlocuteurs economiques de plus en plus 
importants. C'est ainsi. pour n'avoir plus a revenir sur ce troi­
sieme point, que nous opererons cette annee. avec la partici­
pation pleine et entiere de l'economie suisse. des voyages 
mixtes de meilleur ancrage economique et commercial au 
Vietnam, en lnde, en lndonesie, au Chili, en Argentine, venant 
s'inscrire a la suite des voyages mixtes tres nombreux que 
nous avons faits les quatre demieres annees. 
Nous en avons besoin parce que si, heureusement, les si­
gnaux economiques se sont inverses dans le bon sens, au 
quatrieme trimestre de l'annee passee pour ce qui nous 
concerne, et si les signes d'embellie semblent heureusement 
toujours se confirmer maintenant, ce n'est pas la l'effet du mi­
racle, mais sans doute celui d'une situation mondiale qui se 
detend quelque peu. Ce doit etre d'abord et surtout l'effet de 
notre volonte, a nous decideurs publics et aux decideurs pri­
ves, d'intensifier notre politique economique et notre politique 
commerciale dans nos relations avec l'etranger. 
Fait partie de ce programme egalement le soin que nous 
avons a apporter a notre marche interieur, a l'amelioration de 
nos «Rahmenbedingungen». Si des societes suisses ont cree 
11 O 000 emplois a l'etranger entre 1990 et 1992, notamment 
en Europe communautaire, ces memes en ont supprime plus 
de 124 000 dans le marche interieur; c'est dire que la parfaite 
complementarite de notre politique economique exterieure et 
de notre politique interieure doit etre soulignee et des efforts 
consentis dans ce sens egalement 
Deuxieme chapitre: c'est cette annee, dans le courant de l'ete. 
apres les consultations, et l'annee prochaine quese deroulera 
la procedure d'adoption nous l'esperons - et de ratification 
des nouveaux accords du Gatt Vous en savez la valeur, vous 
en savez l'interet II me suffira de dire pour aujourd'hui trois 
choses qui me paraissent avoir leur importance au vu du debat 
qui vient de se derouler. 
La premiere de ces choses est que la ratification de la trentaine 
d'accords nouveaux du commerce international n'est pas une 
alternative a l'Espace economique europeen ou a une autre 
politique d'integration europeenne plus poussee. C'est un 
complement Nous sommes a l'echelon mondial. Nous nous 
battons pour des regles modernes pour le commerce mon­
dial. Nous n'opposons pas cette vocation mondiale indispen­
sable a une autre vocation non moins indispensable qui est 
notre volonte et notre vocation europeenne. 
Deuxiemement, on a dit- en particulier M. Cottier repondant a 
M. Schmid Carlo - que la Suisse avait ete a un moment donne 
quasiment absente de la negociation de l'Uruguay Round. 
C'est vrai, il y a eu une periode qui a toume au dialogue 
presque exclusif entre la Communaute europeenne et les 
Etats-Unis d'Amerique, mais sur les sept ans qu'a dure cette 
negociation de l'Uruguay Round, il y a eu tous les autres 
temps forts. Je peux attester, pour avoir suivi de bout en bout 
cette longue negociation, qu'un petit pays comme le nötre-je 
ne parle pas de son chiffre de population, qui le classe au 
140e rang des pays du monde, mais de sa capacite commer­
ciale, de sa creation industrielle et de sa force d'exportation et 
d'importation - a eu sa place dans la negociation et y a joue 
son röle. Pour seul exemple illustrant cela, je citerai les resul­
tats concernant l'agriculture obtenus dans la negociation fi-

nale au sujet de la sauvegarde et la multifonctionnalite: ils ne 
sont rien d'autre la proposition suisse faite dans le cadre 
du Gatt etqui a retenue dans l'accord final. 
Enfin, troisiemement, insister, derniere remarque 
sur le Gatt, que nous aurons. avec 114 autres a 
mettre sous toit ces accords modernes. Nous en attendons 
beaucoup. Mais de n'imaginons pas que ce sera la. en 
soi, un remede a tous les maux dont nous souffrons encore 
dans notre economie. Ce sera un cadre meilleur, mais un ca­
dre exigeant, et ces accords deploieront teurs effets positifs si, 
a l'interieur, it y a encore des entrepreneurs et des travailleurs 
decides qui sont capables d'innover, qui ont la volonte de 
commercer et d'investir, bref, qui soient entreprenants. Les ac­
cords du Gatt ne sont pas faits pour les frileux, ni pour les pro­
tectionnistes. Les accords du Gatt auxquels nous vous propo­
serons de participer pleinement sont des accords pour gens 
audacieux. 
Troisieme et dernier chapitre: les negociations bilaterales sec­
torielles avec l'Union europeenne. Ne croyez pas que le fait 
d'avoir annonce comme but final de notre politique euro­
peenne la participation pleine et entiere de la Suisse a !'Union 
europeenne nous prive de munitions, nous affaiblisse dans la 
negociation bilaterale sectorielle. La Commission elle-meme, 
a la suite de l'insistance que nous avons mise a l'ouverture de 
ces negociations, a ecrit au president de la Confederation 
suisse, le 25 janvier dernier: «les negociations bilaterales que 
la commission prepare actuellement, suite aux conclusions 
du Conseil des 8 et 9 novembre derniers, permettront d'appro­
fondir les relations etroites qu'entretiennent d'ores et deja 
!'Union et la Suisse. A cet egard ajoute le president de la 
Commission -, j'ai eu le plaisir de noter le maintien, par le 
Conseil federal, de l'adhesion a l'Union europeenne comme 
but final de la politique suisse d'integration. » 

Nous avons observe que l'Autriche, qui a depose il y a belle lu­
rette sa demande d'adhesion, pendant toutes les annees ou 
cette demande n'a pas ete suivie d'effets a Bruxelles, a pu 
continuer, elle aussi, de negocier bilateralement, puis ensuite 
multilateralement - c'etait l'Espace economique europeen -, 
sans que cette perspective d'adhesion ne l'affaiblisse le moins 
du monde, au contraire. 
Qu' en est-il de la situation? Je me livre a un bilan extremement 
rapide pour vous dire qu'un accord bilateral est sous toit de­
puis le 1er janvier 1994: c'est l'accord sur les regles d'origine; 
que du cöte de l'Union europeenne on est pret a debuter un 
certain nombre de negociations dans quelque temps, mais on 
ne nous a pas encore donne le feu vert: ce serait le transport 
routier, le transport aerien, la libre circulation des personnes, 
les domaines de la recherche et du developpement, mais 
nous ne constatons pas de transformation concrete de cette 
volonte, en depit de notre insistance de tous les jours. II est evi­
demment clair que les decisions prises en ce qui conceme le 
transit alpin ne vont pas ameliorer le climat 
Du cöte suisse et c'est cela que vous devez savoir, c'est cela 
que le peuple doit savoir d'une maniere claire et nette-, nous 
sommes prets a faire demarrer des negociations bilaterales 
dans tous les domaines qui sont les nötres. Nous sommes 
prets a le faire demain matin ou apres-demain. Dans certains 
cas, l'articte 47bis ade la loi sur les rapports entre les conseils 
(LREC) devrait encore pouvoir jouer avec les presidents des 
Commissions de politique exterieure, mais nous n'avons au­
cun retard a nous imputer. Ce serait impardonnable, nous qui 
sommes partie prenante et desireux de realiser ces accords, 
que nous n'y soyons pas parfaitement prepares. Le Conseil fe­
deral, permettez-moi cette expression un peu vutgaire, a fait 
son «boulot» dans ce domaine. 
J'aimerais dire a M. Rüesch que, si nous sommes relativement 
brefs sur l'avenir de l'AELE, dans le rapport que nous avons 
sous les yeux, c'est parce que l'AELE n'est evidemment pas 
porteuse de lendemains triomphants probablement J'ignore 
quelle sera sa geometrie et si on peut imaginer une geometrie 
de developpement comme nous la souhaitons nous-memes, 
avec les pays d'Europe centrale, eventuellement quelques 
pays de l'Europe de l'est C'est dans ce sens que nous travail­
lons, mais nous sommes seuls a y travailler, car les autres 
membres principaux de l'AELE ont leurs soucis ailleurs. lls 
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sont membres de rEspace devenu 
le 1 er de cette annee, et trois d 'entre eux 

ont conclu leurs d'adhesion a !'Union euro-
et l'un d'entre eux, l'Autriche, votera le 19 pro-

chain sur cette adhesion. 
A supposer tous nos cousins finissent par adherer ä 
!'Union tot ou tard. nous FOC'lm·rmc 

tion suisse et l'lslande, seuls membres de l'AELE Dans 
et dans la a cela mr""''""'''· 
tera pour notre commerce international 100 bons 
francs suisses annee, sans doute, mais sur un total 

la de 180 milliards de francs suisses par 
annee, vous voyez que notre commerce intra-AELE ne 
sentera que 0,6 pour mille. Pour aussi ,n1,nnAtr-11. 

que et que reste cette association, ce 
pas de ce c6te-la que nous avons un espoir et une oe1rsoec1tve 
particulierement dynamisante. 
Le coordinateur de ces negociations bilaterales a ete designe 
par le Conseil federal comme etant le plus apte et le mieux 
qualifie par son experience et par son talent, a etre le coordina­
teur precisement de toute une serie de negociations separees 
les unes des autres et qu'il taut bien relier en une gerbe. Cela 
correspond parfaitement a la geometrie que la Communaute a 
elle-meme engagee, il n'y a plus de negociateur en chef 
comme il y en avait lors de la negociation sur l'Espace econo­
mique europeen. Nous avons donc une formule parfaitement 
symetrique et je peux rassurer !es joumalistes inquiets dont 
vous vous etes fait l'echo, Monsieur Rüesch, en disant que 
Berne n'est pas encore devenue Byzance. c,a viendra peut­
etre un jour, le climat y sera peut-etre plus amusant, mais pour 
le moment Berne n'est pas Byzance! 
La derniere remarque que je voudrais faire sur l'Europe, c'est a 
vous que je l'adresse, Monsieur Onken. Vous avez en effet par­
faitement raison de dire que classer la negociation bilaterale 
sous le chapitre «Wohlfahrt» est discutable. En fait, c'est parce 
qu'elle a une predominance economique incontestable, mais 
on aurait bien tort, et de plus en plus tort, de limiter les negocia­
tions et les accords economiques a un seul aspect economi­
que, cela aussi bien pour les accords europeens que, par 
exemple, pour certains accords du nouveau Gatt que nous 
vous proposerons et qui ont un contenu extraeconomique ex­
tremement dense - propriete intellectuelle, relations avec les 
pays en developpement, etc. 
Je termine pour que le dessert ne soit pas trop froid. Dans no­
tre action concertee d'une politique exterieure, dont la politi­
que economique exterieure est un aspect, et dans l'action par­
faitement coherente aussi de la politique economique, dont 
l'exterieur et l'interieur sont etroitement meles, la difficulte et la 
necessite de conduire des accords nouveaux sont considera­
bles parce que les domaines embrasses par ces accords nou­
veaux et futurs sont plus nombreux, donc plus difficiles. Et sur­
tout, le nombre des partenaires est plus important qu'aupara­
vant- nous ne sommes plus dans un club qui savourait le petit 
nombre des nantis, nous sommes dans une grande societe, 
de plus en plus mondialisee, et, dans cette perspective, la 
Suisse, comme les autres partenaires, devra etre la plus ha­
bile, la plus performante et la plus capable. Elle devra affronter 
des conditions de negociation qui sont subjectivement plus 
lourdes et plus compliquees qu'avant 
Des lors, je demande au Parlament, et par le Parlement, au 
peuple suisse, d'etre en effet les «appuis feu» de la politique 
dont le Conseil federal a la responsabilite pour la conclusion 
de tels accords. Je demande en particulier que les disposi­
tions de ce nouvel article 47bis a (LREC), qui associe plus 
etroitement le Parlement a la conduite et a la responsabilite de 
la politique economique exterieure et a la politique exterieure 
tout court, soient des dispositions de renforcement de notre 
action a l'etranger, de consolidation de la place du gouverne­
ment suisse et de ses diplomates a l'egard de l'etranger. C'est 
cet appel a la synergie que je crois pouvoir vous adresser, 
apres un debat si fructueux et si positit 

Präsident: Die Kommission beantragt Ihnen, vom Bericht 
Kenntnis zu nehmen. 

-Adhesion 

An Bundesrat Au Conseil federal 

michael.tellenbach
Textfeld




